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Vorwort

Mit Zahlen und Daten liefert Statistik Austria die Grundlage für eine fak-
tenorientierte öffentliche Debatte, die empirische Forschung und evi-
denzbasierte Entscheidungen in Gesellschaft, Politik und Wirtschaft. Für 
eine umfänglichere Wohlstandsmessung präsentiert „Wie geht’s Öster-
reich?“ seit 2012 eine Vielzahl von Indikatoren zu den Bereichen materi-
eller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt. Die Indikatoren ergänzen 
das Bruttoinlandsprodukt und tragen so zu einem breiteren Verständnis 
der Wohlstands- und Fortschrittsentwicklung in Österreich bei. 

„Wie geht’s Österreich?“ basiert dabei insbesondere auf den Empfehlun-
gen der Kommission zur Messung der Wirtschaftsleistung und des sozi-

alen Fortschritts unter Beteiligung der Wirtschaftsnobelpreisträger Amartya K. Sen und Joseph 
E. Stiglitz aus dem Jahr 2009. Damit kann „Wie geht’s Österreich?“ in eine Reihe von Programmen 
und Initiativen zur umfänglicheren Wohlstandsmessung und zur Erreichung von ökonomischer, 
ökologischer und sozialer Nachhaltigkeit eingeordnet werden. Hier zu nennen sind etwa die UN 
Agenda 2030 mit den Sustainable Development Goals oder auf europäischer Ebene die Strategien 
Europa 2020 und Agenda 2030. Mit „Wie geht’s Österreich?“ hat Österreich bei der Wohlstandsmes-
sung gemeinsam mit einigen anderen Ländern von Beginn an eine Vorreiterrolle eingenommen. 

Zudem ist „Wie geht’s Österreich?“ ein Kooperationsprojekt von Statistik Austria mit der Wissen-
schaft. Während Statistik Austria ein Set von 30 + 1 Schlüsselindikatoren und zahlreichen Zusat-
zindikatoren präsentiert, bewertet ein Gremium unabhängiger wissenschaftlicher Expertinnen 
und Experten die lang- und kurzfristigen Verläufe der Schlüsselindikatoren. Dabei werden die 
Entwicklung und das Niveau der Indikatoren gerade im EU-Vergleich berücksichtigt. Bei der Aus-
wahl der Indikatoren wurden neben den Expertinnen und Experten auch weitere Stakeholder 
aus Bundesministerien, Forschungseinrichtungen und Interessenvertretungen eingebunden. Der 
vorliegende Bericht basiert auf Daten bis 2020 und kann damit Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie für das erste Krisenjahr abbilden. Nach Bewältigung der COVID-19-Krise wird es auch in 
Österreich darum gehen, einen Pfad möglichst umfassender Wohlstandsentwicklung und Nach-
haltigkeit anzusteuern. In diesem Zusammenhang kann „Wie geht’s Österreich?“ einen Beitrag 
zur evidenzbasierten Politikgestaltung leisten. 

Wien, im Dezember 2021

Prof. Dr. Tobias Thomas
Fachstatistischer Generaldirektor 
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Abkürzungsverzeichnis

AHS Allgemeinbildende höhere Schule

BHS Berufsbildende höhere Schule
BIP Bruttoinlandsprodukt
BKA Bundeskanzleramt
BMS Berufsbildende mittlere Schule
BOKU Universität für Bodenkultur
BWS Bruttowertschöpfung

CDM Clean Development Mechanism
COVID Corona Virus Disease

d. h. das heißt
DMC Domestic Material Consumption

ECHP European Community Household Panel
EEV Energetischer Endverbrauch, auch: Endenergieverbrauch
EGSS Environmental Goods and Services Sector, Umweltorientierte 

Produktion und Dienstleistung
EK- Einkommens-
EQLS European Quality of Life Survey
ESF Europäisher Sozialfond
ESS  European Statistical System, Europäisches Statistisches System
ESSC European Statistical System Comittee
ESVG Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
EU Europäische Union
EU-SILC European Union Statistics on Income and Living Conditions
EWCS European Working Conditions Survey
EZB Europäische Zentralbank

F&E Forschung und Entwicklung
FCKW Fluorchlorkohlenwasserstoffe
FRA European Union Agency for Fundamental Rights

GDP Gross Domestic Product
GJ Gigajoule
GWh Gigawattstunden

HAK Handelsakademie
HETUS Harmonised European Time Use Survey
HFCN Household, Finance and Consumption Network
HFCS Household, Finance and Consumption Survey
HNVF High Nature Value Farmland
HTL Höhere technische Lehranstalt
HVPI Harmonisierter Verbraucherpreisindex

IAEG Inter-Agency and Expert Group on SDG Indicators
IEA International Energy Agency, Internationale Energieagentur
IFES Institut für empirische Sozialforschung
IGL Imissionsschutzgesetz Luft
IHS Institut für höhere Studien
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ILO International Labour Organization
IPCC Intergovernmental Panel on Climate Change
ISCED International Standard Classification of Education

KE Konsumerhebung
KF kurzfristig
KKS Kaufkraftstandards
KPC Kommunalkredit Public Consulting
KSG Klimaschutzgesetz
kW Kilowatt

LF langfristig
LFS Labour Force Survey
Lkw Lastkraftwagen

Mio. Millionen
MONE Monitoring nachhaltiger Entwicklung
Mrd. Milliarden
MZ-AKE Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung

NGO Non-governmental organization
NPO Non-Profit Organisation
NSTRAT Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes

OECD Organisation for Economic Cooperation and Development
OeNB Oesterreichische Nationalbank
OLI Österreichische Luftschadstoffinventur
ÖNACE Österreichische Wirtschaftstätigkeitenklassifikation
ÖPUL Österreichisches Programm für umweltgerechte Landwirtschaft
ÖSTRAT Österreichische Strategie Nachhaltige Entwicklung

Personen-km Personenkilometer
PJ Petajoule
Pkw Personenkraftwagen
PM Particulate Matter

REAP Ressourcen-Effizienz-Aktionsplan
RMC Raw Material Consumption

SDG Social Development Goals
SEEA System of Environmental-Economic Accounting
SERI Sustainable Europe Research Institute
SERIEE Système Européen de Rassemblement de l‘Information Economique 

sur l‘Enironment
SWB Subjective wellbeing

t Tonnen
THG Treibhausgase
tkm, Tonnen-km Tonnenkilometer
TSP Total Suspended Particulates (Gesamtstaub)

u. a. und andere(s), unter anderem
UN United Nations
UNECE United Nations Ecnomic Commission for Europe
UNEP United Nations Environment Programme



Wie geht's Österreich? – Abkürzungsverzeichnis

13

v. a. vor allem
vgl. vergleiche
VGR Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung(en)

WgÖ Wie geht‘s Österreich?
WHO World Health Organization, Weltgesundheitsorganisation
WIFO Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung
WU Wien Wirtschaftsuniversität Wien
WWF Worldwide Fund for Nature

z. B. zum Beispiel
z. T. zum Teil
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Executive Summary
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Was ist „Wie geht’s Österreich?“

1 Aktuell Alexandra Wegscheider-Pichler (Projektleitung), Nadja Lamei, Catherine Prettner und andere.

„Wie geht’s Österreich?“ (WgÖ) wurde von Statistik 
Austria im Jahr 2012 infolge der Debatten zur Wohl-
stands- und Fortschrittsmessung auf EU-Ebene initi-
iert. Zunächst wurde in Ergänzung zum BIP ein Set von 
30 Schlüsselindikatoren entwickelt, welches die Berei-
che materieller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt 
abbildet. Seit 2013 erscheint jährlich ein Bericht, wel-
cher diese Schlüsselindikatoren analysiert und durch 
zusätzliche Informationen ergänzt. 

Der Bericht wird von einem Team aus Expertinnen und 
Experten1 mehrerer Fachbereiche umgesetzt und wei-
terentwickelt. Die Bewertung der Schlüsselindikatoren 
erfolgt durch ein Gremium unabhängiger wissenschaft-
licher Expertinnen und Experten. WgÖ fokussiert bei der 
Bewertung der Indikatoren neben der Entwicklung der 
Zeitreihen auf das Niveau der Indikatoren, etwa im Ver-
gleich zur EU.

Das Indikatorenset liefert Informationen zu den drei 
Bereichen „materieller Wohlstand“, „Lebensqualität“ und 
„Umwelt“, die das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ergänzen 
und damit zu einem breiteren Verständnis der Wohl-
standsentwicklung unserer Gesellschaft beitragen sollen. 
Die Bereiche werden jeweils durch mehrere Dimensionen 
(z. B. Produktion, Bildung und Ressourcen) dargestellt.

Neben dem BIP werden weitere 30 Schlüssel-
indikatoren präsentiert. Diese stellen die 
zentralen Maßzahlen der jeweiligen Dimensi-
onen von WgÖ dar. 

Die ursprüngliche Auswahl der Schlüsselindikatoren für 
WgÖ folgte insbesondere den Empfehlungen des renom-
mierten Stiglitz-Sen-Fitoussi-Reports (Stiglitz et al. 2009) 
und des Eurostat Sponsorship Reports (Eurostat 2011). 
Zudem wurde bei der Auswahl der Indikatoren für WgÖ 
darauf geachtet, möglichst wenige zentrale Schlüsselin-
dikatoren zu verwenden, was neben der notwendigen 
Schwerpunktsetzung auch den „Mut zur Lücke“ erfor-
derte. Relevanz, Verständlichkeit, Kommunizierbarkeit und 
Zeitnähe wurden als allgemeine Auswahlkriterien fest-
gelegt. Zusätzliche Kriterien stellen seit 2017 die Bewert-
barkeit der Indikatoren, die Berücksichtigung von Euro-
pa-2020-Indikatoren sowie die vermehrte Nutzung von 
UN Agenda 2030 Indikatoren dar. Indikatoren werden 
zudem – wo dies möglich und sinnvoll ist – im EU-Ver-
gleich dargestellt. Im aktuellen Bericht wird dabei die 

EU-27 gezeigt (Länder nach Zusammensetzung der EU 
im Jahr 2020, ohne Vereinigtes Königreich). 

Aktuell stellen die Sustainable Development Goals 
( = DGs) der UN Agenda 2030 weltweit den wichtigsten 
politischen Rahmen zur Erreichung ökonomischer, öko-
logischer und sozialer Nachhaltigkeit dar. Die UN Agenda 
2030 wurde im September 2015 von der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen und seit 2016 auch national 
anerkannt. WgÖ kann in diesen internationalen Kontext 
eingeordnet werden, alle Schlüsselindikatoren sind im 
nationalen SDG-Indikatorenset verankert.

Neben dem externen Gremium unabhängiger wissen-
schaftlicher Expertinnen und Experten wurden in WgÖ 
zentrale Stakeholder (Bundesministerien, NGOs, Interes-
senvertretungen sowie weitere wissenschaftliche Institu-
tionen) im Rahmen von „runden Tischen“ eingebunden. 
Dies garantiert eine möglichst breite Abstimmung und 
Akzeptanz des Indikatorensets. 

Die drei Bereiche „materieller Wohlstand“, „Lebensqua-
lität“ und „Umwelt“ werden im vorliegenden Bericht in 
eigenen Kapiteln ausführlich behandelt. Ein besonderer 
Fokus wird auf die Position Österreichs im EU-Länder-
vergleich gelegt. 

Die Indikatoren zu „Wie geht’s Österreich?“ sind zudem 
auf der Website von Statistik Austria unter www.statistik.
at/wie-gehts-oesterreich online. Die Darstellung erfolgt 
auf drei Ebenen: Eine interaktive Überblicksgrafik ermög-
licht auf der ersten Ebene den Vergleich der Entwicklung 
wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Messgrößen 
nach eigener Auswahl. Auf der zweiten Ebene wird die 
zeitliche Entwicklung (sofern Daten vorhanden) darge-
stellt und eine Interpretation des jeweiligen Indikators 
angeboten. Darüber hinaus sind Detail- und Metainfor-
mationen auf der untersten Ebene abrufbar.

Bewertung der Schlüsselindikatoren

Die Bewertung der Schlüsselindikatoren erfolgt im Rah-
men von WgÖ durch ein externes Gremium unabhän-
giger wissenschaftlicher Expertinnen und Experten. 
Dabei wird die Entwicklung und das Niveau der Indika-
toren bewertet, die durch politische Maßnahmen oder 
soziale, wirtschaftliche oder umweltrelevante Entwick-
lungen wie etwa die Covid-19-Krise beeinflusst wer-
den können. 

http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/wie_gehts_oesterreich/index.html
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://www.un.org/Depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf
http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
http://www.statistik.at/wie-gehts-oesterreich
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Die Bewertung der Schlüsselindikatoren 
nimmt ein externes Gremium unabhängiger 
wissenschaftlicher Expertinnen und Exper-
ten vor. 

Bewertet werden nur jene Schlüsselindikatoren, für die 
eine zumindest dreijährige Zeitreihe verfügbar ist. Die 
Bewertungen werden im Rahmen eines jährlichen Bewer-
tungsgesprächs durch das externe Gremium unabhän-
giger wissenschaftlicher Expertinnen und Experten vor-
genommen. Die Bewertung erfolgt gemäß einer 5-teiligen 
Skala . Gegenstand sind kurzfristige (KF) 
und langfristige (LF) Entwicklungen: Während die kurz-
fristige Perspektive auf die letzten drei Jahresdaten fokus-
siert, bezieht sich die langfristige Bewertung auf die 
gesamte verfügbare Zeitreihe eines Indikators, zumin-
dest jedoch auf zehn Jahre.

Viele der Indikatoren stehen in einem interdependen-
ten Zusammenhang zueinander. So kann eine positive 
wirtschaftliche Entwicklung positiv auf die Reduktion 
der Armut wirken und zugleich negative Folgen für die 
Umwelt haben. Beides ist freilich nicht zwingend. 

Um eine konsistente Bewertung durchführen 
zu können, wird jeder Indikator für sich beur-
teilt und nicht in Bezug auf seine Wirkung in 
anderen Bereichen. Die Gegenüberstellung 
der Indikatoren in den Bereichen materiel-
ler Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt 
ermöglicht jedoch eine umfassendere Sicht 
auf den gesellschaftlichen Fortschritt. 

Steigender Konsum etwa wird demnach im Rahmen von 
WgÖ selbst dann positiv bewertet, wenn er mit negativen 
Auswirkungen auf andere Bereiche, wie Ressourcenver-
brauch oder Verschuldung etc., einhergeht. Folglich müssen 
zur Beantwortung der Frage, ob die aktuelle Entwicklung 
zuträglich für die ökonomische, soziale und ökologische 
Nachhaltigkeit ist, Wechselwirkungen zwischen den Indi-
katoren zusätzlich berücksichtigt werden. Die Gegenüber-
stellung der Indikatoren in den Bereichen materieller Wohl-
stand, Lebensqualität und Umwelt in WgÖ ist demnach ein 
Schritt in diese Richtung, auch wenn die Bewertung der 
einzelnen Indikatoren einzeln erfolgt. Dieses Vorgehen 
folgt den Empfehlungen von Stiglitz et al. (2009, S. 16 f).
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Überblick über die Schlüsselindikatoren 
(BIP + 30)

Die folgende Überblicksgrafik zeigt die kurz- und langfris-
tige Bewertung der 30+1 Schlüsselindikatoren in einem 
grafischen Überblick. Gegenstand der Bewertung durch 
das externe Gremium unabhängiger wissenschaftlicher 
Expertinnen und Experten waren kurzfristige (letzte drei 
Jahre) und langfristige (zumindest zehn Jahre) Entwick-
lungen des jeweiligen Indikators unter Einbeziehung des 
Niveaus (z. B. im Vergleich mit der EU-27). Die Sortierung 

der Indikatoren erfolgte jeweils nach der kurzfristigen und 
danach langfristigen Bewertung. Durch die Darstellung 
anhand der 5-teiligen Bewertungsskala ist es möglich, 
einen ersten Eindruck zu gewinnen, in welche Richtung 
sich die Schlüsselindikatoren entwickeln. Schlüsselindi-
katoren, für die keine Zeitreihen (und damit keine Bewer-
tung) zur Verfügung stehen, können dabei nicht abge-
bildet werden.

Wie geht’s Österreich? – auf einen Blick 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - Reihenfolge der Indikatoren jeweils nach der kurzfristigen und danach langfristigen Bewertung. 
BIP, Konsum und Einkommen werden preisbereinigt (real) ausgewiesen. Das S80/S20-Einkommensquintilsverhältnis vergleicht den Einkommens-
anteil der reichsten 20 % mit jenem der ärmsten 20 %.

Insgesamt zeigt sich im COVID-19-Krisenjahr 2020 für 
Österreich entsprechend der Einschätzung des externen 
wissenschaftlichen Expertengremiums ein differenzier-
tes Bild im Hinblick auf die Entwicklung und das Niveau 
des materiellen Wohlstands. Während einige Schlüssel-
indikatoren, wie die Arbeitsproduktivität oder der Vertei-
lungsindikator S80/S20 (die hohen/niedrigen Nettojah-
reseinkommen beziehen sich auf 2019) kurzfristig positiv 
bewertet wurden, wurden das Bruttoinlandsprodukt und 

der Konsum (beides real, pro Kopf), die Arbeitslosenquote 
und der öffentliche Schuldenstand tendenziell nega-
tiv beurteilt. Das BIP pro Kopf und der Konsum wiesen 
2017 bis 2019 zwar positive Wachstumsraten auf, mit der 
Gesundheitskrise 2020 brach beides jedoch deutlich ein. 
Langfristig wurden die Entwicklung und das Niveau des 
BIP tendenziell positiv eingeschätzt, jene des Konsums 
neutral. Betrachtet man den Schlüsselindikator „Gender 
Pay Gap“, so fielen die geschlechtsspezifischen Lohnun-
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terschiede im internationalen Vergleich und absolut nach 
wie vor sehr hoch aus. Die Bewertung der kurzen Frist bis 
2019 (2020 noch nicht verfügbar) fiel aufgrund der Stag-
nation seit 2017 tendenziell negativ aus, die langfristige 
Entwicklung wurde aufgrund der langsamen Reduktion 
sowie des hohen Niveaus neutral eingestuft. Im Sinne 
der wirtschaftspolitisch notwendigen Krisenmaßnah-
men während der COVID-19-Krise stieg der öffentliche 
Schuldenstand 2020 deutlich an, damit fand der Kon-
solidierungspfad, der seit 2015 beschritten wurde, (vor-
erst) ein Ende. Die kurzfristige Entwicklung des Schul-
denstands wird, wie auch die Langfristige, als moderat 
negativ eingeschätzt. 

Für einen Großteil der Schlüsselindikatoren zur Lebens-
qualität zeigen sich positive oder tendenziell positive 
Bewertungen des externen Gremiums unabhängiger 
wissenschaftlicher Expertinnen und Experten. Eine hohe 
subjektive Lebenszufriedenheit, eine geringe vorzeitige 
Sterblichkeit an nicht-übertragbaren Krankheiten und 
geringe und abnehmende physische Unsicherheit, eine 
relativ geringe Wohnkostenüberbelastung sowie eine rela-
tiv hohe Tertiärquote sind Teilaspekte der hohen Lebens-
qualität. Diese zunehmend positive Einschätzung der 
Lebensqualität setzte sich bemerkenswerterweise auch 
im COVID-19-Jahr 2020 fort. Hier ist anzumerken, dass die 
Datenerhebung für die hierfür verwendete Datenquelle 
EU-SILC zwischen März und Juli 2020, also zu Beginn der 
Pandemie- bzw. während der ersten „Lockdown“-phase 
stattfand und die Frage nach der allgemeinen Zufrieden-
heit „Wie zufrieden sind Sie mit Ihrem Leben insgesamt?“ 
nicht kurzfristige Einflüsse widerspiegelt, sondern eine 
längerfristige Bewertung vielfältiger Aspekte des eigenen 
Lebens im Sinne einer Gesamtbeurteilung der Lebenssi-
tuation darstellt. Die hohe allgemeine Lebenszufrieden-
heit schließt nicht aus, dass die COVID-19-Krise bzw. deren 
Folgen für einzelne Personengruppen schon eine erhebli-
che Rolle spielen kann, wie zufrieden sie mit ihrem Leben 
oder mit Teilaspekten davon sind. Die Auswirkungen der 
COVID-19-Krise auf die Armuts- und Ausgrenzungsgefähr-

dung sind noch abzuwarten (derzeitige Ergebnisse von 
EU-SILC 2020 beziehen sich für Einkommen und Erwerbs-
losigkeit auf das Jahr 2019), weshalb die kurzfristige Ent-
wicklung als neutral eingeschätzt wird, die langfristige 
Betrachtung fiel tendenziell positiv aus. Die Entwicklung 
der frühzeitigen Schulabgänge fiel neutral aus. 

Etwas positiver als in den letzten Jahren, aber durchaus 
noch kritisch, bewertete das Expertengremium die kurz-
fristige Entwicklung der meisten Schlüsselindikatoren im 
Bereich Umwelt. Bezogen auf die Ziele einer nachhalti-
gen Entwicklung (UN Sustainable Development Goals) 
lagen die Material- und Energieverbräuche in Österreich 
im gesamten betrachteten Zeitraum auf einem zu hohen 
Niveau. Dementsprechend wurden der Material- und 
Energieverbrauch wie auch das Aufkommen an Treib-
hausgasemissionen insgesamt trotz der Rückgänge im 
COVID-19-Krisenjahr 2020 neutral oder tendenziell nega-
tiv bewertet. Im Bereich Verkehr sanken 2020 die Emis-
sionen, die Transportleistung und der Energieverbrauch 
deutlich, dies war jedoch nicht auf strukturelle Änderun-
gen zurückzuführen und dürfte daher nur ein vorüber-
gehender Effekt sein. Deshalb wurde die kurzfristige Ent-
wicklung der Verkehrsindikatoren jeweils als tendenziell 
negativ bewertet, die langfristige Entwicklung wurde auf-
grund des hohen Niveaus jeweils negativ eingeschätzt. 
Eindeutig negativ sahen die Expertinnen und Experten 
weiterhin die zunehmende Flächenversiegelung. Eine sehr 
positive Bewertung im Bereich Umwelt gab es hingegen 
bei dem hohen Anteil der Bioflächen und der geringen 
Feinstaubbelastung, sowohl in der kurzfristigen als auch 
in der langfristigen Sicht. In der kurzfristigen Betrachtung 
zeigte sich im COVID-19-Krisenjahr 2020 ein deutlicher 
Anstieg des Anteils der erneuerbaren Energieträger am 
Bruttoendenergieverbrauch, dieser ergab sich aus dem 
starken Rückgang des Energieverbrauchs insgesamt bei 
eher gleichbleibendem Energieangebot aus Erneuer-
baren. Die Entwicklung und das Niveau des Erneuerba-
renanteils wurde daher kurz- und langfristig als tenden-
ziell positiv eingeschätzt.
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1.1  
Einleitung und Hintergrund

2 Aktuell Alexandra Wegscheider-Pichler (Projektleitung), Nadja Lamei, Catherine Prettner und andere.
3 Mit dem Bericht 2021 erfolgte, soweit aus der Eurostat-Datenbank verfügbar, die Umstellung auf die aktuellen EU-Mitgliedsstaaten (damit 

ohne Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland).
4 Beispielsweise das MONE-Indikatorenset (BMLFUW 2015).

„Wie geht’s Österreich?“ (WgÖ) wurde von Statistik Aus-
tria im Jahr 2012 infolge der Debatten zur Wohlstands- 
und Fortschrittsmessung auf EU-Ebene initiiert. Zunächst 
wurde in Ergänzung zum BIP ein Set von 30 Schlüsselin-
dikatoren entwickelt, welches die Bereiche materieller 
Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt abbildet. Seit 
2013 erscheint jährlich ein Bericht, welcher diese Schlüs-
selindikatoren analysiert und durch zusätzliche Infor-
mationen ergänzt. Der Bericht wird von einem Team 
aus Expertinnen und Experten2 mehrerer Fachbereiche 
umgesetzt und weiterentwickelt. Die Bewertung der 
Schlüsselindikatoren erfolgt durch ein Gremium unab-
hängiger wissenschaftlicher Expertinnen und Exper-
ten. WgÖ fokussiert bei der Bewertung der Indikatoren 
neben der Entwicklung der Zeitreihen auf das Niveau 
der Indikatoren, etwa im Vergleich zur EU-273.

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist die bekannteste Kenn-
ziffer für die gesamtwirtschaftliche Aktivität. In den 1930er 
Jahren entwickelt, wird es seitdem laufend sowohl von 
politischen Entscheidungsträgerinnen und trägern als 
auch in der öffentlichen Debatte weltweit als Maßstab für 
die gesamtgesellschaftliche Entwicklung und den Fort-
schritt im Allgemeinen herangezogen. 

Während das BIP die aggregierte Produktion 
eines Landes umfassend abbildet, sagt es 
wenig darüber aus, wie sich der Wohlstand 
über die Gesellschaft verteilt und wie sich die 
Lebensqualität oder die Umwelt entwickeln.

Aus diesem Grund gab es in den vergangenen Jahren 
international eine breite Debatte darüber, was Fortschritt 
im 21. Jahrhundert bedeutet und wie gesellschaftlicher 
Wohlstand gerade in entwickelten Volkswirtschaften 
gemessen werden soll (siehe auch Kapitel 1.4). Durch Infor-
mationen über die Entwicklung materieller Aspekte auf 
Haushaltsebene sowie durch Indikatoren über verschie-
dene Dimensionen der Lebensqualität und der umwelt-
bezogenen Nachhaltigkeit soll ein breites Bild von Wohl-
stand und Fortschritt einer Gesellschaft entstehen.

Die Auswahl der Schlüsselindikatoren für WgÖ folgte ins-
besondere den Empfehlungen des renommierten Stiglitz-
Sen-Fitoussi-Reports (Stiglitz et al. 2009) und des Eurostat 
Sponsorship Reports (Eurostat 2011). Weitere Zielindika-
toren auf internationaler Ebene (z. B. Europa-2020-Indika-
toren, SDG-Indikatoren) und Indikatoren nationaler Pro-
jekte4 flossen ebenfalls in die Auswahl ein. Die Bereiche 
materieller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt wer-
den jeweils durch mehrere Dimensionen (z. B. Produktion, 
Bildung und Klimawandel) dargestellt.

Neben dem BIP wurden weitere 30 Schlüs-
selindikatoren ausgewählt. Diese stellen 
die zentralen Maßzahlen der jeweiligen 
Dimensionen von WgÖ dar und unterliegen 
einer Bewertung durch ein externes Gre-
mium wissenschaftlicher Expertinnen und 
Experten.

Bei der Auswahl der Indikatoren für WgÖ wurde darauf 
geachtet, möglichst wenige zentrale Schlüsselindikato-
ren zu verwenden, was neben der notwendigen Schwer-
punktsetzung auch den „Mut zur Lücke“ erforderte. 
Relevanz, Verständlichkeit, Kommunizierbarkeit und Zeit-
nähe wurden als allgemeine Auswahlkriterien festgelegt. 
Zusätzliche Kriterien stellen seit 2017 die Bewertbarkeit 
der Indikatoren, die Beibehaltung von Europa-2020-In-
dikatoren sowie die vermehrte Nutzung von UN Agenda 
2030 Indikatoren dar. 

Indikatoren werden zudem – wo dies möglich und sinn-
voll ist – im EU-27-Vergleich (Länder nach Zusammen-
setzung der EU im Jahr 2020, ohne Vereinigtes König-
reich von Großbritannien und Nordirland) dargestellt. 
Dies stellt eine Änderung zu den vorangegangenen 
Berichten dar, wo noch die EU-28 gezeigt wurde und 
folgt den aktuellen Vorgaben der Eurostat-Datenbank, 
wo für 2020 vorrangig die aktuelle EU-27 enthalten ist. 
Für weiter zurückliegende Jahre muss teilweise auf EU-
28-Werte zurückgegriffen werden, dies ist in den Grafi-
ken gekennzeichnet.  

http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/wie_gehts_oesterreich/index.html
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators
http://ec.europa.eu/eurostat/web/europe-2020-indicators
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Die Anzahl von 30+1 Schlüsselindikatoren soll auch in 
Zukunft nicht überschritten werden. Da die Auswahl 
bestimmter Schlüsselindikatoren immer nur einen Aus-
schnitt der tatsächlichen Entwicklung darstellen kann, 
werden diese durch Zusatzindikatoren ergänzt. Sie die-
nen dazu, weitere Informationen bereitzustellen und 
unterschiedliche Aspekte der umfänglicheren Entwick-
lung sichtbar zu machen.

5 Weitere Informationen zur Entstehungsgeschichte liefert die Internetseite „Was ist Wie geht’s Österreich?“ sowie der Hintergrundbericht „Wie 
geht‘s Österreich – Messung von Wohlstand- und Fortschritt – Implementierung der SSF / ESS Empfehlungen“ (Pesendorfer et al. 2012).

Neben dem externen Gremium wissenschaftlicher Exper-
tinnen und Experten wurden in WgÖ zentrale Stakehol-
der (Bundesministerien, NGOs, Interessenvertretungen 
sowie weitere wissenschaftliche Institutionen) im Rah-
men von „runden Tischen“ eingebunden. Dies garan-
tierte eine möglichst breite Abstimmung und Akzeptanz 
des Indikatorensets.5 Die Schlüsselindikatoren von WgÖ 
2020 sind in Übersicht 1 abgebildet. 

Übersicht 1  
Indikatorenset BIP + 30 Schlüsselindikatoren

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real Subjektive Lebenszufriedenheit Inländischer Materialverbrauch

Arbeitsproduktivität Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung Flächen mit biolog. Bewirtschaftung

Nicht bezahlte Arbeit Subjektiver Gesundheitszustand Flächenversiegelung – neu

Einkommen privater Haushalte pro Kopf Frühzeitige Sterblichkeit Treibhausgasemissionen insgesamt

Konsum privater Haushalte pro Kopf Tertiärquote Feinstaub-Exposition PM2,5

Erwerbstätigenquote Frühe Schul- u. Ausbildungsabgänge Erneuerbare Energieträger

Arbeitslosenquote Physisches Unsicherheitsempfinden Energetischer Endverbrauch

Hohe/niedrige Nettojahreseinkommen Tötungsrate Energieverbrauch des Verkehrs

Gender Pay Gap Vertrauen in das politische System Transportleistung des Lkw-Verkehrs

S80/S20-Einkommensquintilsverhältnis Wohnkostenüberbelastung (<40  % EK) Treibhausgasemissionen des Verkehrs

Öffentlicher Schuldenstand

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Die Aufgabe der Statistik Austria ist laut Bundesstatis-
tikgesetz, Daten über die demographischen, kulturellen, 
ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Gegeben-
heiten in Österreich zu erheben und den Bundesorga-
nen, der Wirtschaft, der Wissenschaft und der Öffent-
lichkeit zur Verfügung zu stellen. Die Aufbereitung und 
Verbreitung des Datenmaterials spielen demnach eine 
wichtige Rolle. So richtet sich auch die Kommunikation 
von WgÖ an verschiedene Nutzergruppen, die unter-
schiedliche Zugänge zu den Indikatoren und Informa-
tionen haben.

Erstens ermöglicht WgÖ interessierten Bürgerinnen und 
Bürgern, sich einen Überblick über Entwicklung und 
Niveau verschiedener Indikatoren zu verschaffen. Zwei-
tens können sich auch Medienvertreterinnen und -ver-
treter umfassend und schnell über die relevanten Ent-
wicklungen der vergangenen Jahre informieren und auf 
dieser Basis der breiteren Öffentlichkeit berichten. Drit-
tens dient das WgÖ-Set Entscheidungsträgerinnen und 
-trägern in Politik und Wirtschaft als eine Datengrundlage 

für evidenzbasierte Entscheidungen. Und viertens soll das 
Indikatorenset die Fachwelt zu wissenschaftlichen Analy-
sen anregen, die detaillierte Ergebnisse über Zusammen-
hänge und Einflussgrößen zutage fördern können. WgÖ 
wird seit 2013 jährlich als umfassender Bericht publiziert 
und in einer Pressekonferenz der interessierten Öffent-
lichkeit vorgestellt. Artikel in den Statistischen Nachrich-
ten von Statistik Austria, Medienbeiträge und Vorträge 
ergänzen den Disseminationsprozess. 

Der aktuelle Bericht gliedert sich wie folgt: Kapitel 1 zeich-
net den Hintergrund des WgÖ-Indikatorensets. In Kapi-
tel 2 werden die nationalen und internationalen Entwick-
lungen des Bereichs „materieller Wohlstand“ untersucht. 
Kapitel 3 setzt sich mit dem Themenfeld „Lebensqualität“ 
national und im EU-Vergleich auseinander und diskutiert 
die jeweiligen Indikatoren im Zeitverlauf. Kapitel 4 widmet 
sich umfassend dem Bereich Umwelt auf nationaler und 
internationaler Ebene. In Kapitel 5 wird Österreich im EU-
Vergleich dargestellt und analysiert. Kapitel 6 gibt einen 
abschließenden Ausblick und thematisiert Datenlücken. 

http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/wie_gehts_oesterreich/was_ist_wie_gehts_oesterreich/index.html
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1.2  
Gremium wissenschaftlicher Expertinnen und 
Experten 

Univ.-Prof. Dr. Christoph Badelt

Professor Christoph Badelt war 
von 2016 bis 2021 Leiter des 
Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (WIFO). 
Er ist österreichischer Volkswirt 
und emeritierter Professor für 

Wirtschafts- und Sozialpolitik an der Wirtschaftsuniver-
sität Wien. 1984 erfolgte seine Habilitation an der WU. Bis 
zu seiner Ernennung zum Rektor der Universität im Jahr 
2002 war er in mehreren leitenden Positionen an der WU 
tätig. Professor Badelt war auch Vorsitzender der Öster-
reichischen Universitätenkonferenz. Er ist (Mit-)Autor von 
17 Büchern und Verfasser von zahlreichen wissenschaft-
lichen Beiträgen in Sammelbänden und Zeitschriften. In 
seinen Arbeiten setzt er sich vor allem mit den aktuellen 
Problemen und Konflikten im Sozialstaat und den denk-
baren Lösungsansätzen auseinander. 2015 beendete er 
seine Tätigkeit als Rektor. 

Univ.-Prof. Dr. Jesús Crespo 
Cuaresma 

Jesús Crespo Cuaresma ist Pro-
fessor für Volkswirtschaftslehre 
an der Wirtschaftsuniversität 
Wien, Direktor für ökonomische 
Analyse am Wittgenstein Centre 

for Demography and Global Human Capital sowie For-
scher am International Institute of Applied Systems Ana-
lysis (IIASA). Er studierte Volkswirtschaftslehre an der 
Universität Sevilla und promovierte an der Universität 
Wien. Er hat zahlreiche Artikel in renommierten wissen-
schaftlichen Zeitschriften zu Themen der Makroökono-
mik, Wachstumstheorie und angewandte Ökonometrie 
veröffentlicht und ist zudem als wissenschaftlicher Bera-
ter der Weltbank und des Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung tätig.

Univ.-Prof. Dr. Alexia 
Fürnkranz-Prskawetz 

Alexia Fürnkranz-Prskawetz ist 
Professorin für Mathematische 
Ökonomie an der TU Wien, stell-
vertretende Direktorin des Ins-
tituts für Demographie/ÖAW, 

Direktorin am Wittgenstein Centre for Demography and 
Global Human Capital, sowie Forscherin am Internatio-
nal Institute of Applied Systems Analysis (IIASA). Sie stu-
dierte Wirtschaftsmathematik an der TU Wien und absol-
vierte ein Postgraduate Program an der University of 
Chicago und der University of California, Berkeley. Nach 
ihrer Habilitation an der TU Wien 1998 leitete sie für fünf 
Jahre eine Nachwuchsgruppe zu „Bevölkerung, Ökono-
mie und Umwelt“ am Max-Planck-Institut für Demogra-
phische Forschung in Rostock. Ihre wissenschaftlichen 
Arbeiten umfassen Themen der Bevölkerungsökonomie, 
Wachstumstheorie und Umweltökonomie. Sie ist wirkli-
ches Mitglied der ÖAW und Mitglied der Leopoldina (Nati-
onale Akademie der Wissenschaften). 

Univ.-Prof. Dr. Sabine 
 Theresia Köszegi

Sabine Theresia Köszegi ist seit 
2009 Professorin für Arbeitswis-
senschaft und Organisation am 
Institut für Managementwissen-
schaften der TU Wien. Sie hat ein 

Doktorat in Sozial- und Wirtschaftswissenschaften sowie 
eine Venia Legendi für das Fach Betriebswirtschaftslehre 
der Universität Wien. Ihre Forschungsschwerpunkte lie-
gen in der Schnittmenge von Technologie, Arbeit und 
Organisation sowie Genderforschung. Seit August 2017 
ist Sabine Theresia Köszegi Vorsitzende des Österreichi-
schen Rats für Robotik und Künstliche Intelligenz und 
seit Juni 2018 ist sie Mitglied der High Level Expert Group 
on Artificial Intelligence der Europäischen Kommission.
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Univ.-Prof. Dr. Nadia Steiber 

Nadia Steiber ist Professorin für 
Sozialstrukturanalyse und Quan-
titative Methoden am Institut 
für Soziologie an der Universi-
tät Wien, Fellow am Institut für 
Höhere Studien (IHS) und Gast-

forscherin am International Institute of Applied Systems 
Analysis (IIASA). Sie promovierte am Nuffield College 
der Universität Oxford (2007) und forschte danach als 
Postdoc an der Wirtschaftsuniversität Wien (2007 bis 
2008) sowie als „Marie Curie“ bzw. „Max Weber“ Fellow 
am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz (2009 bis 
2012). Danach war sie Universitätsassistentin am Institut 
für Wirtschaftssoziologie der Universität Wien (2013 bis 
2018) und Senior Researcher am IHS (2018 bis 2020). Im 
Oktober 2020 erhielt sie die Venia Legendi für das Fachge-
biet ‚Sozioökonomie‘. Ihre aktuellen Forschungsschwer-
punkte sind im Bereich Arbeitsmarkt und Beschäftigung, 
soziale Mobilität und soziale Ungleichheit, Gesundheit 
und Wohlbefinden sowie Familiensoziologie. 

Univ.-Prof. Dr. Karl W. Steininger 

Karl W. Steininger ist Professor 
für Klimaökonomik und Nach-
haltige Transition am Wege-
ner Center für Klima und Glo-
balen Wandel der Universität 
Graz, dessen stellvertretender 

Institutsdirektor, Past Präsident der Nationalökonomi-
schen Gesellschaft sowie Vorsitzender der Monitoring-
Gruppe Klimaübereinkommen und Verkehr. Er studierte 
Wirtschaftsinformatik und Volkswirtschaftslehre an der 
TU Wien und der UC Berkeley und promovierte an der 
Universität Wien. Er hat zahlreiche Artikel in renommier-
ten wissenschaftlichen Zeitschriften zu Themen der Ver-
kehrs-, Klima- und Umweltökonomik sowie Außenhandel 
veröffentlicht und war bzw. ist zudem als wissenschaft-
licher Berater der Weltbank, der OECD und der österrei-
chischen Bundesregierung tätig.

Univ.-Prof. Dr. Hannelore 
Weck-Hannemann 

Hannelore Weck-Hannemann ist 
seit 1994 Professorin am Institut 
für Finanzwissenschaft der Uni-
versität Innsbruck (seit Oktober 
2020 Emerita) und außerdem 

Mitglied von CREMA (Center for Research in Economics, 
Management and the Arts, Basel). Sie hat an den Univer-
sitäten Konstanz und Zürich studiert und ist seit 2003 
Titularprofessorin an der Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Zürich. Erste Berufungen führten 
sie an die ETH Zürich sowie die Humboldt-Universität zu 
Berlin. In Innsbruck war sie u. a. Dekanin der Fakultät für 
Volkswirtschaft und Statistik (2008 bis 2017) und Spre-
cherin des interdisziplinären Forschungsschwerpunkts 
„Alpiner Raum – Mensch und Umwelt“ (2012 bis 2017). 
Von 2005 bis 2011 war sie zudem Präsidentin des Österrei-
chischen Akkreditierungsrates. Ihre Forschungsinteressen 
liegen im Bereich der Finanzwissenschaft und der ökono-
mischen Theorie der Politik sowie von umweltökonomi-
schen und geschlechtsspezifischen Themenstellungen.

Univ.-Prof. Dr. Rudolf 
Winter-Ebmer 

Rudolf Winter-Ebmer ist seit 
2005 Professor für Labour Eco-
nomics am Institut für Volkswirt-
schaftslehre der JKU Linz. 2003 
begann er zudem mit seiner 

Tätigkeit als Forschungsprofessor am Institut für Höhere 
Studien (IHS) in Wien. Seit 2015 leitet er das Christian-
Doppler-Labor „Aging, Health and the Labour Market“. Er 
studierte von 1981 bis 1985 Ökonomie an der JKU, an der 
er 1991 promovierte. Rudolf Winter-Ebmer ist Mitglied der 
Deutschen Akademie der Wissenschaften (Leopoldina) 
und Research Fellow beim CEPR (London) sowie am IZA 
(Bonn). Seine Forschungsschwerpunkte liegen u. a. im Feld 
der Arbeitsmarkt-, Gesundheits- und Bildungsökonomie 
sowie der Politikevaluierung. 2021 wird er Präsident der 
Nationalökonomischen Gesellschaft sein. 
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1.3  
Bewertung der Schlüsselindikatoren

Die Bewertung der Schlüsselindikatoren erfolgt im Rah-
men von WgÖ durch ein externes Gremium unabhän-
giger wissenschaftlicher Expertinnen und Experten 
(siehe Kapitel 1.2). Dabei wird die Entwicklung und das 
Niveau der Indikatoren bewertet, die durch politische 
Maßnahmen oder soziale, wirtschaftliche oder umwelt-
relevante Entwicklungen wie etwa die COVID-19-Krise 
beeinflusst werden können. 

Jeder Schlüsselindikator wird anhand seiner Entwicklung 
und seines Niveaus bewertet, also z. B. das nationale BIP 
pro Kopf im Vergleich zur EU-28. Liegen für die Indikato-
ren verbindlich vereinbarte politische Zielsetzungen (2020 
letztmalig die Europa-2020-Ziele, Europäische Kommis-
sion 2010) vor, kann die Entfernung vom oder die Errei-
chung des Zielpfads als wichtiges Beurteilungskriterium 
herangezogen werden. 

Die Bewertung der Schlüsselindikatoren 
erfolgt anhand ihrer Entwicklung und ihres 
Niveaus durch ein Gremium unabhängiger 
wissenschaftlicher Expertinnen und Exper-
ten (siehe Kapitel 1.2). Statistik Austria nimmt 
auf die Bewertung der einzelnen Indikatoren 
keinen Einfluss.

Bewertet werden nur jene Schlüsselindikatoren, für die 
eine zumindest dreijährige Zeitreihe verfügbar ist. Die 
Bewertungen werden im Rahmen eines jährlichen Bewer-
tungsgesprächs durch das externe Gremium unabhängi-
ger wissenschaftlicher Expertinnen und Experten vorge-
nommen. Die Bewertung erfolgt gemäß einer 5-teiligen 
Skala (siehe Übersicht 2). Gegenstand sind kurzfristige 
(KF) und langfristige (LF) Entwicklungen: Während die 
kurzfristige Perspektive auf die letzten drei Jahresdaten 
fokussiert, bezieht sich die langfristige Bewertung auf die 
gesamte verfügbare Zeitreihe eines Indikators, zumindest 
jedoch auf zehn Jahre.

Viele der Indikatoren stehen in einem interdependen-
ten Zusammenhang zueinander. So kann eine positive 
wirtschaftliche Entwicklung positiv auf die Reduktion 
der Armut wirken und zugleich negative Folgen für die 
Umwelt haben. Beides ist freilich nicht zwingend. 

Übersicht 2  
Bewertungsskala 5-teilig

5-teilige Bewertungsskala

KF

Sehr gute Entwicklung bzw. sehr gutes Niveau 
in den letzten zwei Jahren im Vergleich zu 
vorangegangenen Jahren. Bei fortlaufendem 
Trend ist die Zielerreichung gewährleistet oder 
wird übertroffen.

LF

Der langfristige Trend zeigt eine deutlich positive 
und nachhaltige Entwicklung bzw. ein sehr 
gutes Niveau. Dieser Trend gewährleistet die 
Erreichung etwaiger definierter Ziele.

KF

Tendenziell positive Entwicklung bzw. 
tendenziell gutes Niveau in den letzten zwei 
Jahren im Vergleich zu vorangegangenen 
Jahren. Der Trend geht in die richtige Richtung 
betreffend Ziel, jedoch unter notwendigem 
Verlauf.

LF

Der langfristige Trend bzw. das Niveau ist 
tendenziell positiv zu bewerten. Die Entwicklung 
bleibt aber moderat hinter der notwendigen 
Entwicklung in Bezug auf die Zielerreichung 
zurück.

KF Minimale Veränderungen bzw. gleichbleibender 
Status auf mittlerem Niveau.

LF
Der langfristige Trend lässt keine eindeutige 
positive oder negative Entwicklung auf 
mittlerem Niveau erkennen.

KF

Tendenziell negative Entwicklung bzw. 
tendenziell negatives Niveau in den letzten 
zwei Jahren im Vergleich zu vorangegangenen 
Jahren. Der Trend geht in die falsche Richtung 
betreffend Ziel; Zielerreichung ist nicht 
gewährleistet/schwierig.

LF

Der langfristige Trend bzw. das Niveau ist 
tendenziell negativ zu bewerten bzw. entwickelt 
sich leicht gegenläufig in Bezug auf die 
Zielerreichung.

KF

Deutlich negative Entwicklung bzw. deutlich 
negatives Niveau in den letzten zwei Jahren 
im Vergleich zu den vorangegangenen 
Jahren. Trend geht deutlich in die falsche 
Richtung betreffend Ziel, Zielerreichung 
unwahrscheinlich.

LF

Der langfristige Trend bzw. das Niveau ist 
deutlich negativ zu bewerten bzw. entwickelt 
sich stark gegenläufig in Bezug auf die 
Zielerreichung.

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? – KF = kurzfristige Bewer-
tungen der letzten drei Jahresdaten, LF = langfristige Bewertung der 
gesamten Zeitreihe (mindestens zehn Jahre, längstens ab 2000).
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Um eine konsistente Bewertung durchführen 
zu können, wird jeder Indikator für sich beur-
teilt und nicht in Bezug auf seine Wirkung in 
anderen Bereichen. Die Gegenüberstellung 
der Indikatoren in den Bereichen materieller 
Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt er-
möglicht jedoch eine umfassendere Sicht auf 
den gesellschaftlichen Fortschritt. 

Steigender Konsum etwa wird demnach im Rahmen von 
WgÖ selbst dann positiv bewertet, wenn er mit negati-
ven Auswirkungen auf andere Bereiche, wie Ressourcen-
verbrauch oder Verschuldung etc., einhergeht. Folglich 
müssten zur Beantwortung der Frage, ob die aktuelle 
Entwicklung zuträglich für die ökonomische, soziale und 
ökologische Nachhaltigkeit ist, Wechselwirkungen zwi-
schen den Indikatoren zusätzlich berücksichtigt werden. 
Die Gegenüberstellung der Indikatoren in den Bereichen 
materieller Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt in WgÖ 
ist demnach ein Schritt in diese Richtung, auch wenn die 
Bewertung der einzelnen Indikatoren einzeln erfolgt. Die-
ses Vorgehen folgt den Empfehlungen von Stiglitz et al. 

(2009, S. 16f). Dabei gelangt folgender Bewertungsmo-
dus zur Anwendung (Übersicht 3):

Übersicht 3  
Bewertungsmodus

Voraussetzung für die Bewertung

Der Indikator muss eindeutig interpretierbar sein (z. B. mehr ist 
besser) bzw. ein verbindliches Ziel (z. B. Europa 2020) haben.

Grundlegendes

Die Bewertung erfolgt anhand einer 5-teiligen Skala.

Es wird grundsätzlich der Verlauf des Indikators in seiner 
Logik bewertet (z. B. BIP: Anstieg ist positiv, auch wenn dies 
nachteilige Folgen für die Umwelt haben kann). 

Das Niveau wird mitberücksichtigt, die Berücksichtigung einer 
Referenzgröße (z. B. BIP, internationaler Vergleich) kann die 
Bewertung entsprechend verbessern/verschlechtern.

Das absolut mögliche Niveau wird ebenfalls beachtet (z. B.: 
Abflachen der Kurve bei Werten nahe 0 oder 100  %).

Kurzfrist / Langfrist

Kurzfrist: die letzten drei verfügbaren Jahresdaten

Langfrist: die gesamte Zeitreihe, sofern mindestens zehn Jahre 
verfügbar sind

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?
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1.4  
Fortlaufende Weiterentwicklung 

6 Mit dem Bericht 2021 erfolgte, soweit aus der Eurostat-Datenbank verfügbar, die Umstellung auf die aktuellen EU-Mitgliedsstaaten (damit 
ohne Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland).

Ein wesentlicher Aspekt von WgÖ ist, dass der Bericht 
und das Indikatorenset laufend weiterentwickelt wer-
den. Dies erfolgt in enger Abstimmung mit dem exter-
nen Gremium unabhängiger wissenschaftlicher Exper-
tinnen und Experten sowie weiteren Stakeholdern. 
Nach verschiedenen Anpassungen über die Jahre und 
dem weitgehenden Überarbeitungsprozess 2017, wel-
cher die UN Agenda 2030 im Fokus hatte, wurden auch 
2020 mit der Neubesetzung des externen Gremiums 
wissenschaftlicher Expertinnen und Experten einige 
Neuerungen vorgenommen und WgÖ so abermals 
weiterentwickelt. 

Im Jahr 2020 erfolgte eine weitere Überarbeitung des Indi-
katorensets innerhalb der konzeptionellen Vorgaben von 
WgÖ und in Linie mit den wesentlichen Empfehlungen 
der Sponsorship Group. Um nicht nur die Entwicklung, 
sondern auch das Niveau der Indikatoren stärker in den 
Blick zu nehmen, finden sich seither in den Grafiken zu den 
Schlüsselindikatoren – soweit verfügbar – verstärkt Ver-
gleichswerte zum Durchschnitt der EU-276. Das ermöglicht 
z. B. leichte Verbesserungen auf sehr schlechtem Niveau 
oder leichte Verschlechterungen auf exzellentem Niveau 
besser einzuordnen. Dies wurde auch vom externen Gre-
mium unabhängiger wissenschaftlicher Expertinnen und 
Experten bei der Bewertung berücksichtigt. 

Die Anzahl der Schlüsselindikatoren wurde gleich belas-
sen (BIP + 30). Im Bereich „Materieller Wohlstand“ wurde 
2020 ein neuer Indikator „Öffentlicher Schuldenstand“ 
aufgenommen, um die Solidität der öffentlichen Finan-
zen mit in den Blick zu nehmen. Dies war bislang gänz-
lich unberücksichtigt geblieben, zudem liegt in Bezug auf 
diesen Indikator ein verbindliches EU-Ziel vor. Im Bereich 
Umwelt wurde dafür auf den vormals neutral gewerteten 
Indikator „Anteil der Ökosteuern am BIP“ verzichtet, da 
Steuern keine Zielgröße, sondern ein Politikinstrument 
darstellen. Die Darstellung und Bewertung von Politik-
maßnahmen ist jedoch kein Anliegen von WgÖ. Zudem 
würde mit einem Rückgang der Umweltverschmutzung, 

auf die sich die Ökosteuer bezieht, der Anteil der Öko-
steuern am BIP zurückgehen; dies negativ zu bewerten, 
wäre kontraintuitiv. 

Weiterhin wurde im Bereich „Materieller Wohlstand“ der 
Schlüsselindikator zu den hohen und niedrigen Bruttojah-
reseinkommen von unselbständig Erwerbstätigen durch 
hohe und niedrige Nettojahreseinkommen ersetzt, da die 
Konsum- und auch Ersparnismöglichkeit der Haushalte 
nicht durch die Brutto-, sondern die Nettoeinkommen 
bestimmt wird. Im Bereich Lebensqualität gab es keine 
Änderungen bei den Schlüsselindikatoren. Im Bereich 
Umwelt wurde der Schlüsselindikator zur Flächeninan-
spruchnahme durch die Flächenversiegelung (als Anteil 
am Dauersiedlungsraum) ersetzt, da diese als umwelt-
schädlicher angesehen wird.

Darüber hinaus wurden redaktionelle Anpassungen vor-
genommen sowie einige Zusatzinformationen und -indi-
katoren geändert bzw. ergänzt. Teilweise resultierten 
die Änderungen auch daraus, dass Vergleichsdaten zur 
EU-27 nun – wenn möglich – vermehrt direkt in den Gra-
fiken zu den Indikatoren und nicht mehr gesondert dar-
gestellt werden. 

WgÖ ist als dynamischer Prozess zu verstehen. Weiter-
entwicklungen sind auch in den kommenden Jahren 
erwünscht. Dabei spielt der Input des externen Gremi-
ums wissenschaftlicher Expertinnen und Experten eine 
wichtige Rolle. Zudem sind Hinweise von weiteren Stake-
holdern aus Gesellschaft, Politik, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Verwaltung im Rahmen von Stakeholder-Konferen-
zen und darüber hinaus herzlich willkommen! 

Statistik Austria lädt dazu ein, Hinweise, Kom-
mentare und Weiterentwicklungsvorschläge 
zum Projekt WgÖ an die Adresse wie-gehts-
oesterreich@statistik.gv.at zu senden.

mailto:wie-gehts-oesterreich%40statistik.gv.at?subject=Wie%20geht%27s%20%C3%96sterreich?
mailto:wie-gehts-oesterreich%40statistik.gv.at?subject=Wie%20geht%27s%20%C3%96sterreich?
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1.5  
Internationaler Kontext

Die Sustainable Development Goals (= SDGs) der UN 
Agenda 2030 stellen aktuell weltweit den wichtigs-
ten politischen Rahmen zur Erreichung ökonomischer, 
ökologischer und sozialer Nachhaltigkeit dar. Die UN 
Agenda 2030 wurde im September 2015 von der Gene-
ralversammlung der Vereinten Nationen anerkannt. 
Auch die EU betont die Bedeutung der Ziele für die 
nachhaltige Entwicklung. WgÖ kann in diesen inter-
nationalen Kontext eingeordnet werden, alle Schlüs-
selindikatoren sind auch im nationalen SDG-Indikato-
renset verankert.

In den vergangenen Jahren entwickelte sich international 
eine breite Debatte darüber, was Fortschritt im 21. Jahr-
hundert bedeutet und wie gesellschaftliches Wohlbefin-
den gemessen werden soll. Eine Reihe von Initiativen auf 
internationaler Ebene (z. B. How’s Life? und Green Growth 
der OECD oder die Sustainable Development Indicators 
von Eurostat im Zusammenhang mit der Agenda 2030) 
befassen sich seit einiger Zeit mit der Messung und Inter-
pretation von Wohlstand, Lebensqualität und sozialem 
und nachhaltigem Fortschritt einer Gesellschaft. 

Die UN Agenda 2030 und Initiativen wie 
How’s Life? (OECD), Green Growth (OECD) 
oder das Konzept der EU Agenda 2030 
folgen dem Grundgedanken, dass die Mes-
sung von Wohlstand und gesellschaftlichem 
Fortschritt über das BIP hinausgehen und 
ökonomische, ökologische und soziale Ent-
wicklungen abdecken muss.

1.5.1  
UN Agenda 2030 für eine nachhaltige 
Entwicklung

Die UN Agenda 2030 für eine nachhaltige Entwicklung 
wurde am 25. September 2015 im Zuge des United Nati-
ons Sustainable Development Summit auf der Vollver-
sammlung von den Staatsoberhäuptern der UN-Mit-
gliedsstaaten in New York verabschiedet. Dem Gipfel 
vorausgegangen ist die Erarbeitung weltweiter Entwick-
lungsziele (Sustainable Development Goals, SDGs). Diese 
lösten die 2015 ausgelaufenen Millennium Development 

Goals (MDGs) ab und gelten bis 2030. Im Gegensatz zu 
den MDGs, die sich auf die Entwicklungsländer konzen-
trierten, sind SDGs global für alle Länder gültig. In ihrem 
Zentrum steht eine breite Auffassung vom Wohlbefin-
den der Menschen wie auch das umfängliche Ziel einer 
ökonomischen, ökologischen und sozialen Nachhaltig-
keit. Die Open Working Group on Sustainable Develop-
ment Goals (OWG) schlug dafür 17 Ziele (Goals, siehe 
Grafik 1) mit 169 Unterzielen (Targets) vor. Einen umfas-
senden Überblick über die Agenda 2030 bietet die Sus-
tainable Development Goals (SDGs) Knowledge Platform 
der Vereinten Nationen.

Grafik 1  
17 Ziele für eine nachhaltige Entwicklung

Q: UN/

Eine große Herausforderung stellt das Monitoring der 
SDGs dar. Die Inter-Agency and Expert Group on SDG 
Indicators (IAEG-SDGs) wurde daher mit der Ausarbeitung 
eines globalen SDG-Indikatorenrahmenwerks betraut. 
Der daraus resultierende Vorschlag wurde auf der Sitzung 
der UN Statistical Commission (48. Sitzung, März 2017) 
angenommen. Die UNIndikatorenliste wird auf globa-
ler Ebene seit ihrer Erstellung jährlich überarbeitet bzw. 
weiterentwickelt. Im Jahr 2020 fand ein breit angelegter 
Überarbeitungsprozess statt. Seitdem besteht das UN-
Indikatorenset aus 247 Indikatoren (bzw. 231 Indikatoren 
mit teilweiser Mehrfachnennung). Durch diese Indikato-
ren kann festgestellt werden, ob man den beabsichtig-
ten Zielen nähergekommen ist bzw. wo möglicherweise 
größere Anstrengungen erforderlich sind. 

Das internationale Indikatorenrahmenwerk 
wird durch regionale (EU) und nationale Indi-
katorensets ergänzt. 

https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
https://www.un.org/sustainabledevelopment/development-agenda/
http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/sdi/overview
http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/sdi/overview
http://www.oecd.org/statistics/how-s-life-23089679.htm
https://www.oecd.org/greengrowth/
https://ec.europa.eu/eurostat/web/sdi
http://www.oecd.org/statistics/how-s-life-23089679.htm
https://www.oecd.org/greengrowth/
https://www.un.org/Depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf
https://sustainabledevelopment.un.org/
https://sustainabledevelopment.un.org/
http://unstats.un.org/sdgs
http://unstats.un.org/sdgs/iaeg-sdgs/
http://unstats.un.org/sdgs/iaeg-sdgs/
https://unstats.un.org/sdgs/iaeg-sdgs/
https://unstats.un.org/sdgs/indicators/indicators-list/
https://unstats.un.org/sdgs/indicators/indicators-list/
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Die teilweise den UN-Vorgaben abweichenden regiona-
len und nationalen Indikatorensets sind vorgesehen, um 
nationale bzw. regionale Realitäten berücksichtigen zu 
können (z.B. sind manche Unterziele für Österreich nicht 
relevant bzw. bereits erreicht oder nationale Indikatoren 
besser dazu geeignet, eine Zielerreichung zu messen). 

Für das regionale Monitoring der UN Agenda 2030 ent-
wickelte Eurostat eine Liste von 100 EU SDG Indikatoren. 
Diese werden den 17 Zielen zugeordnet. Jährlich wird ein 
entsprechender Monitoringbericht veröffentlicht (Euro-
stat, 2020). Zur weiteren Information steht eine umfas-
sende EU-Website zur Nachhaltigen Entwicklung/SDG 
zur Verfügung. Für das Monitoring der Entwicklung in 
Österreich erstellt Statistik Austria seit 2017 das natio-
nale SDG-Indikatorenset, welches aktuell rund 200 Indi-
katoren enthält.

Wiewohl beide Indikatorensets – die Agenda 2030 und 
WgÖ – auf unterschiedlichen Konzepten beruhen, näm-
lich einerseits dem Anspruch der umfassenden Messung 
der Nachhaltigkeit und andererseits der Erfordernis, ein 
überschaubares, politikrelevantes Indikatorenset zu Wohl-
stand und Fortschritt in Ergänzung zum BIP zu entwickeln 
(Beyond GDP), stimmen sie doch in wesentlichen Punkten 
überein: Beide fokussieren etwa auf ökonomische, öko-
logische und soziale Bereiche, welche mit ausgewählten 
Indikatoren gemessen werden sollen. Dementsprechend 
ist es naheliegend, Synergien zwischen den Indikatoren-
sets zu betrachten. So sind alle Schlüsselindikatoren von 
WgÖ auch im nationalen SDG-Indikatorenset enthalten. 

1.5.2  
Indikatorensysteme in Folge der COVID-
19-Krise

Auf regionaler und nationaler Ebene wird derzeit an Indi-
katorensystemen zur Messung der Krisenüberwindung 
nach der COVID-19-Pandemie gearbeitet. Die EU arbeitet 
an einem „Resilience-Dashboard“, welches eine ganzheit-
liche Bewertung der Resilienz in der EU und den Mitglied-
staaten im Hinblick auf die laufenden gesellschaftlichen 
Veränderungen im Rahmen von COVID-19, aber etwa auch 
dem Klimawandel liefert. Anhand eines breiten Spektrums 
von Indikatoren bewertet das Dashboard die relativen 
Stärken und Schwächen und soll damit helfen, Bereiche 
für weitere Analysen und potenzielle politische Maßnah-
men zu ermitteln. Das Dashboard ermöglicht zukünftig 
auch eine Bewertung, wie die EU-27 im Vergleich zu den 
wichtigsten Nicht-EU-Ländern abschneidet.

Die OECD entwickelt aktuell in einer Taskforce ihrer Mit-
gliedsstaaten ein „COVID-19 recovery dashboard“, wel-
ches sowohl traditionelle Wirtschaftsindikatoren wie 
das BIP und die Beschäftigung, als auch ökologische und 

soziale Dimensionen in Bezug auf Nachhaltigkeit, Integ-
ration und Wohlbefinden mit entsprechenden Indikato-
ren enthalten soll.

In Österreich bietet das Austrian Recovery Barometer von 
Statistik Austria vierteljährlich einen Überblick über die 
wirtschaftliche Entwicklung Österreichs in der abklingen-
den COVID-19-Krise. Zentrale Größe ist das Barometer, 
welches für verschiedene Indikatoren (z. B. BIP, Beschäfti-
gung, Tourismus, Außenhandel) anzeigt, in welchem Aus-
maß das Vorkrisenniveau erreicht ist (verglichen mit dem 
entsprechenden Zeitraum des Jahres 2019).

1.5.3  
EU: „Beyond GDP“-Prozess

Im November 2007 veranstaltete die Europäische Kommis-
sion gemeinsam mit dem Europäischen Parlament, dem 
Club of Rome, dem WWF und der OECD eine Konferenz 
mit dem Titel „Beyond GDP“. Zentrales Ziel der Beyond 
GDP-Konferenz war es zu klären, welche Kennzahlen als 
Ergänzung zum BIP Fortschritt am ehesten zu messen 
vermögen und wie man sie bestmöglich dem politischen 
Entscheidungsprozess zur Verfügung stellen und in der 
öffentlichen Debatte verankern könne.

Am 20. August 2009 veröffentlichte die Europäische Kom-
mission ihre Mitteilung „Das BIP und mehr: Die Messung 
des Fortschritts in einer Welt im Wandel“ (Europäische 
Kommission 2009c). Die Mitteilung skizziert in fünf Schlüs-
selaktionen, wie Fortschrittsindikatoren so verbessert 
werden könnten, dass sie soziale, technische und politi-
sche Entwicklungen optimal abbilden. Am 21. September 
2009 bestätigte der Umweltrat, dass zunehmend Einig-
keit darüber besteht, das BIP durch zusätzliche Indika-
toren zu ergänzen, die ein genaueres Bild des ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Fortschritts zeichnen. 
Aktuell wird der „Beyond GDP“-Prozess stark durch die 
zuvor vorgestellte Agenda 2030 beeinflusst.

1.5.4  
Europäisches Statistisches System (ESS) 
Sponsorship Group – Stiglitz, Sen, Fitoussi

Die Kommission zur Messung der Wirtschaftsleistung 
und des sozialen Fortschritts unter Beteiligung der Wirt-
schaftsnobelpreisträger Joseph E. Stiglitz und Amartya 
K. Sen („Stiglitz-Kommission“) wurde Anfang 2008 mit 
dem Ziel ins Leben gerufen, die wachsende Kluft zwi-
schen den klassischen Wirtschaftskennzahlen auf der 
einen Seite und der individuellen, subjektiven Wahrneh-
mung von Fortschritt und Wohlbefinden auf der ande-

https://ec.europa.eu/eurostat/web/sdi
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/index.html
https://ec.europa.eu/info/strategy/strategic-planning/strategic-foresight/2020-strategic-foresight-report/resilience-dashboards_de
https://ec.europa.eu/environment/beyond_gdp/index_en.html
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ren Seite zu verringern. Die Stiglitz-Kommission empfahl 
in ihrem abschließenden Bericht vom September 2009 
(„Stiglitz-Sen-Fitoussi-Report“, Stiglitz et al. 2009), die 
Betrachtung des Fortschritts einer Gesellschaft durch 
Informationen über die Entwicklung des materiellen 
Wohlstands auf Ebene der privaten Haushalte sowie 
durch Indikatoren über verschiedene Dimensionen der 
Lebensqualität und der umweltbezogenen Nachhaltig-
keit zu ergänzen.

Das oberste Statistikgremium der EU, der Ausschuss des 
Europäischen Statistischen Systems (ESSC), initiierte ein 
gemeinschaftliches Projekt mit dem Ziel, die Empfeh-
lungen des Stiglitz-Sen-Fitoussi-Reports sowie die Kom-
munikation der Europäischen Kommission (Beyond GDP) 
in konkrete Handlungsfelder für das ESS zu übersetzen. 
Organisiert wurde dies in Form der „Sponsorship Group on 
Measuring Progress, Well-being and Sustainable Develop-
ment“, in der hohe Repräsentantinnen und Repräsentan-
ten der Mitgliedstaaten – unter Teilnahme von Statistik 
Austria – zusammenarbeiteten.

Im November 2011 wurden vom Europäischen Statisti-
schen System (ESS) die Empfehlungen der Sponsorship 
Group übernommen. Die Vorschläge laut Sponsorship 
Report wurden damit ein integraler Teil des Europäischen 
Statistischen Programms 2013 bis 2017. Nationale Initiati-
ven von EU-Ländern (wie auch „WgÖ“) bauten ihre Indi-
katorensets im Wesentlichen auf diesen Empfehlungen 
auf, eine EU-weite Harmonisierung der Indikatorenaus-
wahl konnte allerdings bislang nicht erreicht werden. Inso-
fern kann Österreich im europäischen Kontext als einer 
der Vorreiter gesehen werden. 

1.5.5  
EU: Europa-2020-Strategie und 
Europäische Säule sozialer Rechte

Die Berücksichtigung eines mehrdimensionalen Ansatzes 
von Fortschritt und Wohlstand wurde auch mit der Europa-
2020-Strategie (Europäische Kommission 2010) verfolgt. 
Am 17. Juni 2010 beschloss der Europäische Rat fünf Kern-
ziele, die im Zentrum der Strategie stehen (Übersicht 4).

Diese fünf Kernziele werden durch die nationalen Ziel-
setzungen der Mitgliedstaaten umgesetzt. In Österreich 
wurde die Umsetzung der fünf Kernziele in nationale Ziele 
am 5. Oktober 2010 im Ministerrat verabschiedet (siehe 
auch Nationales Reformprogramm).

Die in Nachfolge der Europa-2020-Strategie 2021 mit 
einem Aktionsplan der Kommission bis 2030 konkreti-
sierte Europäische Säule sozialer Rechte fußt ebenfalls 
auf dem Prinzip guter und gerecht verteilter Lebensbe-
dingungen für alle.

Übersicht 4  
Kernziele der Europa-2020-Strategie

Beschäftigung

75  % der 20- bis 64-Jährigen sollen in Arbeit stehen.

Forschung & Entwicklung

3  % des BIP der EU sollen für Forschung und Entwicklung 
aufgewendet werden.

Klimawandel & nachhaltige Energiewirtschaft

Verringerung der Treibhausgasemissionen um 20  % (oder sogar 
um 30  %, sofern die Voraussetzungen hierfür gegeben sind)1 
gegenüber dem Niveau von 1990;

Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien auf 20  %;

Steigerung der Energieeffizienz um 20  %.

Bildung

Verringerung der Quote frühzeitiger Schulabgängerinnen und 
-gänger auf unter 10  %;

Steigerung des Anteils der 30- bis 34-Jährigen mit 
abgeschlossener Hochschulbildung auf mindestens 40  %.

Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung

Die Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffenen 
oder bedrohten Menschen soll um mindestens 20 Millionen 
gesenkt werden.

Q: Eurostat. - 1 Eine Verringerung der Treibhausgase von 30 % gegen-
über 1990 wird angestrebt, sofern sich die anderen Industrieländer zu 
vergleichbaren Emissionsreduzierungen verpflichten und die Entwick-
lungsländer einen ihren Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fähig-
keiten entsprechenden Beitrag leisten.

1.5.6  
EU: klima- und energiepolitischer 
Rahmen bis 2030

Über die Strategie 2020 hinausgehend wurde in den letz-
ten Jahren der Rahmen für die Klima- und Energiepoli-
tik bis 2030 von der Europäischen Union festgelegt. Die-
ser umfasst EU-weite Zielvorgaben und politische Ziele 
für den Zeitraum 2021 bis 2030 und wurde vom Europäi-
schen Rat im Oktober 2014 angenommen. Im Jahr 2018 
wurden die Zielvorgaben für erneuerbare Energiequel-
len und Energieeffizienz nach oben korrigiert.

Zentrale Ziele für 2030 sind:

• Senkung der Treibhausgasemissionen um mindestens 
40 % (gegenüber 1990)

• Erhöhung des Anteils von Energie aus erneuerbaren 
Quellen auf mindestens 32 %

• Steigerung der Energieeffizienz um mindestens 32,5 %.

Durch die Senkung der Treibhausgasemissionen um 40 % 
soll die EU auf eine klimaneutrale Wirtschaft hinarbeiten 
und ihre Verpflichtungen im Rahmen des Übereinkom-
mens von Paris umsetzen.

https://ec.europa.eu/eurostat/documents/118025/118123/Fitoussi+Commission+report
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
https://ec.europa.eu/eurostat/web/ess/about-us/measuring-progress
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:039:0012:0029:EN:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:039:0012:0029:EN:PDF
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/europe-2020-indicators/europe-2020-strategy/overview
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:dcc3f9ac-6964-4ca0-bb33-9221c813cabb/Nationales_Reformprogramm_2019.pdf
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-20-principles_de 
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2050_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
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Um diese Zielvorgabe zu verwirklichen

• müssen die unter das EU-Emissionshandelssystem 
(EHS) fallenden Wirtschaftszweige ihre Emissionen um 
43 % gegenüber dem Stand von 2005 senken. Hierfür 
muss das EHS für den Zeitraum nach 2020 überarbei-
tet werden;

• müssen nicht unter das EHS fallende Wirtschaftszweige 
ihre Emissionen um 30 % gegenüber dem Stand von 
2005 senken. Hierfür wurden individuelle verbindliche 
Zielvorgaben für die einzelnen Mitgliedstaaten festge-
legt. Für Österreich wird eine Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen um 36 % angestrebt.

Als Teil des europäischen Grünen Deals will die Kommis-
sion dieses EU-Ziel auf mindestens 50 % anheben und 
55 % anstreben. Bis zum Jahr 2050 wird Klimaneutralität 
angestrebt, es sollen dann keine Netto-Treibhausgasemis-
sionen mehr freigesetzt werden. Die genaue Umsetzung 
wird aktuell diskutiert.

1.5.7  
OECD: „Better Life” und „Green Growth 
Initiativen“

Im Mai 2011 wurde anlässlich des 50. Geburtstags der OECD 
die Better Life Initiative ins Leben gerufen, in der man die 
Aktivitäten der Organisation zur Wohlstands- und Fort-
schrittsmessung zusammenfasste. „How’s Life?“ betrach-
tet die Entwicklungen von Indikatoren zum Wohlbefinden 
von Individuen und Haushalten und analysiert Zusam-
menhänge und Einflüsse. Zudem umfasst die OECD-Ini-
tiative das interaktive Tool „Your Better Life Index“ (BLI). 
Der Fokus wird dabei insbesondere auf die Dimensionen 
der Lebensqualität gelegt, wie sie von Stiglitz et. al. (2009) 
vorgeschlagen wurden. Untersucht werden sowohl durch-
schnittliche Lebensbedingungen der Haushalte als auch 
spezifischer Bevölkerungsgruppen in der OECD. Neben 
dieser stark analytischen Dimension setzt die OECD mit 
dem BLI verstärkt auf Kommunikation und Breitenwirk-
samkeit ihrer Initiative. Der BLI ist ein interaktives Instru-
ment, durch das man herausfinden kann, wie Länder im 
Vergleich abschneiden und das es ermöglicht, die einzel-
nen Komponenten des Wohlbefindens nach eigenen Vor-
stellungen zu gewichten. Im März 2020 wurde der aktu-
elle Bericht zu „Better Life“ veröffentlicht (OECD 2020).

Das oberste Ziel der „Green Growth Strategie“ (aktuells-
ter Bericht OECD 2017b) für umweltverträgliches Wachs-
tum ist die Schaffung von Anreizen, die zur Erhöhung des 
Wohlergehens beitragen, indem sie z. B. die Ressourcen-
produktivität verbessern. 

https://ec.europa.eu/clima/policies/ets_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/ets/reform_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/ets/reform_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/effort_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
http://www.oecd.org/statistics/measuring-well-being-and-progress.htm
http://www.oecd.org/statistics/measuring-well-being-and-progress.htm
http://www.oecdbetterlifeindex.org/de/
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2  
Materieller Wohlstand

Deutlicher Rückgang 
bei Einkommen 

Einkommen der privaten Haushalte 
schrumpfte real pro Kopf um 2,6 %

Historischer Einbruch 
des realen BIP pro Kopf

BIP pro Kopf ging 2020 real um 7,1 % zurück

Starker Anstieg der 
Arbeitslosenquote

Arbeitslosenquote stieg 
2020 auf 5,4 % (EU27 7,1 %)
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2.1  
Dimensionen des materiellen Wohlstands

Der materielle Wohlstand eines Landes wird häufig mit 
der Höhe des Bruttoinlandsprodukts (BIP) assoziiert, und 
tatsächlich kann der ökonomische Entwicklungsstand 
eines Landes gut daran abgelesen werden. Das BIP ist 
immer noch die verbreitetste Kennzahl wirtschaftli-
cher Performance. Es bildet die aggregierte Angebots-
seite einer Volkswirtschaft ab. Die Berechnung des BIP 
beruht auf internationalen Standards, die durch das 
ESVG 2010 aktualisiert wurden. Als zentrale Kennziffer 
für die Produktionsseite der Wirtschaft findet sich das 
BIP auch im Indikatorenset WgÖ wieder. Der Lebens-
standard der Bevölkerung lässt sich daran aber nicht 
automatisch ablesen. Der materielle Wohlstand eines 
Landes wird nicht nur von der Größe der wirtschaftli-
chen Produktion bestimmt, sondern auch vom Einkom-
men, den Konsummöglichkeiten sowie von der Einkom-
mens- und Vermögensverteilung.

Wie der Stiglitz-Sen-Fitoussi-Report (Stiglitz et al. 2009, 
S.  85) verdeutlicht, korreliert das Niveau des BIP mit vie-
len Indikatoren des Lebensstandards. Allerdings kann das 
BIP naturgemäß nicht alle Aspekte von Wohlstand und 
Fortschritt in einer Gesellschaft abbilden, manche wei-
sen auch negative Korrelationen auf. Wie in der Mittei-
lung der Europäischen Kommission an den Rat und das 
Europäische Parlament (Europäische Kommission 2010c, 
S.  2) zum Thema „Das BIP und mehr“ festgehalten, misst 
dieses „weder die Nachhaltigkeit im Umweltbereich noch 
die soziale Integration. Diese Einschränkungen müssen aber 
berücksichtigt werden, wenn das BIP in politischen Analy-
sen und Diskussionen herangezogen wird“. Folglich ist die 
Konzentration auf diesen einen Indikator unzureichend, 
wenn Aussagen über das Wohlbefinden der Bevölkerung 
getroffen werden sollen.

Inwiefern lässt sich aber der materielle Wohlstand der 
Bevölkerung durch andere Kennzahlen besser beleuch-
ten? Die Empfehlungen von Stiglitz et al. (2009, S. 12ff) 
stellen klar, dass grundlegende Informationen bereits im 
umfassenden System der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) erfasst werden; es bedarf also ledig-
lich einer expliziteren Darstellung einzelner Bereiche. Fol-
gende konkrete Vorschläge werden genannt:

• Fokus auf Einkommen und Konsum und Betrachtung 
von Vermögen

• Hervorhebung der Haushaltsperspektive
• Höheres Gewicht auf Verteilungsaspekte 
• Erweiterung der Kennzahlen um Nichtmarktaktivitäten

Der Schlussbericht der Eurostat Sponsorship Group (Euro-
stat 2011) greift diese Punkte auf. Er skizziert, wie vor-
handene Daten der VGR künftig so aufbereitet werden 
können, dass die Entwicklung des materiellen Lebens-
standards der privaten Haushalte besser abgebildet wird. 
Demnach ist das verfügbare Einkommen um soziale Sach-
transfers (z. B. Gratiskindergarten) zu erweitern. Die Dar-
stellung des Konsums von Haushalten hat detaillierter zu 
erfolgen. Zudem soll die Verteilung von Einkommen und 
Vermögen besser abgebildet und auch jene Produktion, 
die nicht am „Markt“ stattfindet (wie etwa Haushaltsarbeit 
oder Kinderbetreuung), dargestellt werden.

Grafik 2  
Dimensionen des materiellen Wohlstands

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Die Daten für die Indikatoren des materiellen Wohlstands 
liefert zu einem großen Teil die VGR. Aus der VGR stam-
men, neben dem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, der 
Konsum der privaten Haushalte pro Kopf sowie das ver-
fügbare Einkommen der privaten Haushalte pro Kopf, 
jeweils dargestellt in der preis- bzw. kaufkraftbereinig-
ten Entwicklung. Um den Empfehlungen von Stiglitz et al. 
(2009) gerecht zu werden, wurde die Dimension Produk-
tion durch die Dimension unbezahlte Produktion ergänzt. 
Erweitert wurde das Set in der Dimension Verteilung und 
Staat um die Indikatoren der inflationsbereinigten Entwick-
lung hoher und niedriger Nettoeinkommen unselbstän-
diger Beschäftigter aus Lohnsteuer- und Hauptverbands-
daten sowie dem S80/S20-Einkommensquintilsverhältnis 
aus dem EU-SILC-Datensatz (dem Verhältnis des Einkom-
mensanteils der reichsten 20 % mit jenem der ärmsten 
20 %), dem Gender Pay Gap aus der Verdienststrukturer-
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http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/volkswirtschaftliche_gesamtrechnungen/esvg_2010/index.html
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hebung, um Aspekte der Einkommensverteilung abzu-
decken, sowie dem öffentlichen Schuldenstand nach 
Maastricht. Weiters wurde nach den Rückmeldungen der 
Stakeholder das Indikatorenset um die Arbeitsprodukti-
vität ergänzt. Die Dimension „Produktive Aktivitäten und 
Arbeit“ enthält als Schlüsselindikatoren die Erwerbstäti-
gen- und die Arbeitslosenquote.

Übersicht 5  
Schlüsselindikatoren des materiellen Wohlstands mit 
Bewertung

Materieller Wohlstand

Kurz-
fristig 
(letzte 

3 Jahre)

Lang-
fristig 

(gesamte 
Zeitreihe)

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf real

Arbeitsproduktivität

Nicht bezahlte Arbeit – –

Einkommen privater Haushalte pro Kopf

Konsum privater Haushalte pro Kopf

Erwerbstätigenquote

Arbeitslosenquote

Hohe/niedrige Nettojahreseinkommen

S80/S20-Einkommensquintilsverhältnis

Gender Pay Gap

Öffentlicher Schuldenstand

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?
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2.2  
Produktion

Die marktwirtschaftliche Produktion stellt einen wesent-
lichen Pfeiler der gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lung dar. Markttransaktionen bilden den Angelpunkt 
der wirtschaftlichen Leistung eines Landes. Zu berück-
sichtigen ist, dass einerseits nicht für alle Güter Preise 
existieren und andererseits Externalitäten (wie etwa 
Umweltschäden), die in der Produktion oder auch im 
Konsum entstehen, nicht ausreichend in den Markt-
preisen reflektiert werden.

Im gesamten Indikatorenset WgÖ bildet das Bruttoin-
landsprodukt (BIP, real, pro Kopf) den Ausgangspunkt, 
dem weitere 30 Schlüsselindikatoren gegenübergestellt 
werden. Es gibt den innerhalb einer Periode in einer Volks-
wirtschaft hergestellten Wert aller Waren und Dienstleis-
tungen (abzüglich Vorleistungen) an.

Das BIP ist ein Indikator für die – überwie-
gend – wirtschaftliche Produktion. Für den 
Wohlstand ist die Produktionsleistung einer 
Volkswirtschaft insofern von Bedeutung, als 
sie die Basis der Einkommen ist, die wieder-
um für die Bedürfnisbefriedigung der Men-
schen zur Verfügung stehen. Gesellschaft-
licher Wohlstand insgesamt kann durch 
das BIP alleine allerdings nicht umfänglich 
beschrieben werden.

Als Zusatzindikatoren werden in der Dimension Produk-
tion auch das BIP zu laufenden und konstanten Preisen 
dargestellt.

Für eine breitere Betrachtung des materiellen Wohlstands 
ist es analytisch von Bedeutung, wie sich maßgebliche 
Indikatoren im Vergleich zum Produktionsmaß BIP ent-
wickeln. Als zweiter zentraler Indikator der Produktions-
dimension wurde daher die Arbeitsproduktivität gewählt. 
Sie drückt das Verhältnis der geleisteten Arbeitsstunden 
zum realen BIP aus und gibt Aufschluss darüber, wie der 
Produktionsfaktor Arbeit zum Produktionsniveau bei-
trägt bzw. wie sich die Effizienz des Arbeitseinsatzes im 
Zeitverlauf entwickelt.

2.2.1  
Schlüsselindikator Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf (real)

Das BIP ist die in monetären Einheiten ausgedrückte 
Wirtschaftsleistung, die in einer Volkswirtschaft in einer 
Referenzperiode erbracht wird. Um eine Verzerrung des 
Produktionsvolumens durch Preisänderungen auszu-
schließen, wird als Schlüsselindikator das BIP preisbe-
reinigt („real“) ausgewiesen. Das BIP wird hier aus zwei 
Gründen pro Einwohnerin und Einwohner gezeigt: einer-
seits wird der Einfluss der Bevölkerungsentwicklung auf 
Änderungen des BIP-Niveaus im Zeitverlauf berücksich-
tigt, andererseits wird der Vergleich mit Ländern unter-
schiedlicher Bevölkerungszahlen möglich.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des BIP pro Kopf seit 2000 zeigt 
bis 2008 einen kontinuierlichen Anstieg, verlief nach dem 
krisenbedingten Einbruch 2009 jedoch eher flach. Das 
BIP pro Kopf wies 2017 bis 2019 zwar positive Wachs-
tumsraten auf, mit der COVID-19-Krise 2020 brach die 
Wirtschaftsleistung jedoch wiederum deutlich ein. Dies 
ist kurz- und mittelfristig eine große Herausforderung 
für die wirtschaftliche Entwicklung und die Fortsetzung 
des Wachstumspfades. Langfristig, d. h. in der Zehnjah-
resrückschau, fällt die Bewertung daher moderat positiv 
aus, während die kurzfristige Entwicklung, auch im Ver-
gleich zur Entwicklung in den EU-27 Staaten, als tenden-
ziell negativ eingestuft wird.“ 

Der WgÖ-Schlüsselindikator, das BIP pro Kopf, wuchs zwi-
schen 2000 bis 2019 um durchschnittlich etwa 1,0 % pro 
Jahr. Im Jahr 2020 brach das BIP pro Kopf bedingt durch 
die COVID-19-Krise um 7,1 % ein. Dieser dramatische Rück-
gang innerhalb eines Jahres ist somit der stärkste reale 
Rückgang des BIP in der Nachkriegszeit und übersteigt 
sogar deutlich den Rückgang im Finanzkrisenjahr 2009 
(-4,0 %). Im Jahr 2020 schrumpfte die gesamte österreichi-
sche Wirtschaftsleistung real um 6,7 %, die Bevölkerung 
stieg um 0,4 % und das reale BIP pro Kopf reduzierte sich 
damit um 7,1 %. 
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Grafik 3  
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (real) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

Der Rückgang der Wirtschaftsleistung fiel im Produzie-
renden Bereich mit real -5,6 % geringer aus als im Dienst-
leistungsbereich mit real -7,3 %. Maßgeblich für den Rück-
gang im Produzierenden Bereich war die Herstellung 
von Waren mit real -7,0 %. Das Minus im Bauwesen (real 
-3,0 %) fiel im Vergleich dazu geringer aus. Im Dienstleis-
tungssektor zeigte sich der Einbruch besonders deutlich 
in der Beherbergung und Gastronomie (real -40,1 %), bei 
den Kultur-, Unterhaltungs- und persönlichen Dienstleis-
tungen (real -19,7 %) sowie den Verkehrsdienstleistungen 
(real -13,0 %). Der Handel schrumpfte 2020 real um -4,2 %, 
während die Finanz- und Versicherungsdienstleistun-
gen als eine von wenigen Branchen ein Wachstum (real 
+5,1 %) verzeichneten. 

Der Rückgang des BIP pro Kopf im Pandemie-Jahr 2020 
fiel in der EU-27 im Durchschnitt um rund 1,1 %-Punkte 
geringer aus als in Österreich. Der durchschnittliche Rück-
gang des BIP pro Kopf betrug für die EU-27 2020 6,0 % 
pro Jahr, für Österreich 7,1 %. Damit verbunden war auch 
ein Rückgang des Niveaus des BIP pro Kopf in Kaufkraft-
standards (KKS), Österreich lag jedoch 2020 weiterhin mit 
37.180 Euro und Rang fünf deutlich über dem EU-27-Schnitt 
von 29.894 Euro. 

Grafik 4 zeigt die Entwicklung des nominellen und realen 
BIP, des realen BIP pro Kopf sowie die Bevölkerungsent-
wicklung seit 2000. Betrachtet man die gesamte Zeitreihe 
von 2000 bis inklusive dem COVID-19-Krisenjahr 2020, so 
wuchs die österreichische Wirtschaft (real) durchschnittlich 
um 1,1 % pro Jahr (nominell: 2,9 % pro Jahr), das Bevölke-
rungswachstum lag im selben Zeitraum bei durchschnitt-
lich 0,5 % und das reale BIP pro Kopf verzeichnete damit 
ein durchschnittliches Wachstum von 0,6 %.

Grafik 4  
Bruttoinlandsprodukt (real), Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf (real), Bruttoinlandsprodukt (nominell) und 
Bevölkerungsentwicklung 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR, Bevölkerungsstatistik; Eurostat.

2.2.2  
Schlüsselindikator Arbeitsproduktivität

In der Arbeitsproduktivität kommt der Wirkungsgrad 
der konkreten menschlichen Arbeit bei der Produktion 
materieller Güter und Dienstleistungen zum Ausdruck. 
Sie stellt das Verhältnis der produzierten Warenmen-
gen zu der für ihre Produktion eingesetzten Arbeit dar. 
Gemessen wird sie an der Menge der in einer bestimm-
ten Zeit hergestellten Güter und Dienstleistungen und 
an der Arbeitszeit, die für die Herstellung einer bestimm-
ten Menge dieser Gebrauchswerte eingesetzt wird.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Seit 2000 verläuft die Entwicklung der Arbeitsprodukti-
vität in Österreich weitgehend parallel zu jener der EU-27. 
Dies ist aufgrund des Aufholbedarfs einiger neuer EU-Mit-
glieder positiv zu beurteilen, weil diese Länder besonders 
hohe Wachstumsraten bei der Arbeitsproduktivität auf-
weisen. Die Entwicklung 2019 bis 2020 mit dem deutli-
chen Anstieg ist durch die COVID-19-Krise verzerrt, da der 
Einbruch des Arbeitsvolumens stärker als jener des BIPs 
ausfiel. Dementsprechend wird die kurzfristige Entwick-
lung tendenziell positiv und die langfristige Entwicklung 
sehr positiv gesehen.“ 

Bei der Interpretation der Arbeitsproduktivität ist Vorsicht 
geboten. Die Bezeichnung impliziert nicht, dass mit der 
Messung der Produktivität auch das Zurechnungsprob-
lem gelöst ist. So ist eine Erhöhung der Arbeitsprodukti-
vität in der Regel primär nicht die Folge einer Leistungs-
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steigerung des Faktors Arbeit, sondern vielmehr einer 
Vermehrung beziehungsweise Verbesserung des Einsatzes 
der Betriebsmittel. Dabei spielt die Wirkung des techni-
schen Fortschrittes eine wesentliche Rolle. Die Leistungs-
steigerung des Faktors Arbeit beeinflusst die Arbeitspro-
duktivität nur sekundär.

Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität je geleis-
teter Arbeitsstunde stieg von 2000 bis 2020 um durch-
schnittlich 1,1 % pro Jahr. Im COVID-19-Krisenjahr 2020 
kam es durch den starken Rückgang des BIP bei einem 
unterproportionalen Rückgang der Arbeitsstunden zu 
einem Anstieg der Arbeitsproduktivität von 2,0 % im Ver-
gleich zum Vorjahr. 

Grafik 5  
Arbeitsproduktivität (BIP je geleisteter Arbeits-
stunde) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR; Eurostat.

Im Vergleich zu Österreich (mit 2,0 %) stieg die Arbeits-
produktivität im COVID-19-Krisenjahr 2020 im Euroraum 
etwas geringer um 1,2 %, in der EU-27 kam es zu einem 

Anstieg von 0,3 %. Betrachtet man die gesamte Zeitreihe 
2000 bis 2020 so stieg die Arbeitsproduktivität in Öster-
reich (+24,9 %) und der EU-27 (+23,5 %) sehr ähnlich, trotz 
des Aufholbedarfs einiger neuer EU-Mitglieder, während 
der Euroraum nur einen Anstieg von 17,4 % verzeichnete. 
Beeinflusst wird die Arbeitsproduktivität beispielsweise 
durch den durchschnittlichen Qualifikationsgrad oder 
die Produktionserfahrung der Arbeitskräfte, aber auch 
durch den technologischen Fortschritt in der Produktion. 
Andere Einflussfaktoren sind etwa die Entwicklungsstufe 
der Serien- und Massenproduktion oder die Spezialisie-
rung des Produktionsprozesses.

Ausschlaggebend für die Produktivitätsentwicklung, wel-
che langfristig entscheidend ist für das Wirtschaftswachs-
tum einer Volkswirtschaft, sind unter anderem Forschung 
und Innovation (Romer, 1990). Das European Innovation 
Scoreboard der Europäischen Kommission klassifiziert 
Österreich anhand des Composite Indicator Summary 
Innovation Index als „starken Innovator“. Dieser Com-
posite Indicator berücksichtigt anhand von 27 Indikato-
ren die Dimensionen für Innovation wie relevante Rah-
menbedingungen, Investitionen, Innovationsaktivitäten 
und deren Auswirkungen und wertet damit die Perfor-
mance der Mitgliedstaaten im Innovationsbereich. Rela-
tiv gut schneidet Österreich bei öffentlich-privaten und 
internationalen wissenschaftlichen Publikationen, bei 
innovativen Klein- und Mittelbetrieben, die mit anderen 
zusammenarbeiten, und bei ausländischen Doktoratss-
tudierenden ab. Relativ schlecht hingegen bei Beschäf-
tigung in schnell wachsenden Unternehmen innovati-
ver Sektoren, Venture-Capital-Ausgaben und Ausgaben 
für Exporte von wissensintensiven Dienstleistungen. Im 
Verhältnis zur EU ist Österreich stärker bei Unternehmen 
mit Top-F&E-Ausgaben, Gesamtunternehmertätigkeit 
und BIP pro Kopf und relativ schwach bei Nettozuflüs-
sen ausländischer Direktinvestitionen, dem Umsatzanteil 
von Großunternehmen und unternehmerischer Grund-
bildung (Europäische Kommission, 2020). 
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2.3  
Unbezahlte Produktion

Viele Dienstleistungen, die Haushalte für den Eigenbe-
darf produzieren, scheinen in klassischen Einkommens- 
und Produktionskennzahlen nicht auf. Dennoch stellen 
sie einen wichtigen Teil der ökonomischen Aktivität dar. 
Zu diesen Aktivitäten zählen z. B. Kinder- und Altenbe-
treuung, Putzen, Kochen, u. a. Die Stiglitz-Kommission 
fordert daher in ihrem Bericht (Stiglitz et al. 2009, S. 14, 
Recommendation 5: Broaden income measures to non-
market activities), dass vollständige Haushaltskonten 
als Satelliten der VGR das Bild ökonomischer Produk-
tion vervollständigen.

Die Dimension der Nichtmarktproduktion liefert im Zeit-
verlauf auch wichtige Informationen über die Entwick-
lung der Funktion von Familie und Haushalten in der 
Gesellschaft. So werden viele Dienstleistungen, die frü-
her von Familienmitgliedern ausgeführt wurden, heute 
auf dem Markt erworben. Diese Veränderung kommt in 
steigenden Einkommen (wie in den VGR gemessen) zum 
Ausdruck, stellt jedoch lediglich eine Verschiebung der 
Nichtmarkt- auf die Marktproduktion dar. In diesem Fall 
wird nicht mehr produziert, sondern mehr Produktion 
gemessen, die aber auch entsprechend entlohnt wird.

Die aktuellen Daten zur Zeitverwendungser-
hebung stammen aus den Jahren 2008/2009. 
Seit 2020 läuft eine neue internationale Erhe-
bungswelle der Zeitverwendungserhebun-
gen. In Österreich wird die Erhebung 2021 
bis 2022 durchgeführt und erfolgt im Ein-
klang mit den Harmonised Time Use Survey 
Guidelines der EU. Die daraus gewonnenen 
Daten können zukünftig zur Aktualisierung 
der Dimension verwendet werden.

2.3.1  
Schlüsselindikator Zeitaufwand für 
unbezahlte Arbeit

„Unbezahlte Arbeit“ setzt sich aus den Aktivitäten Haus-
haltsführung, Kinderbetreuung und Freiwilligenarbeit 
zusammen. Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt in 
Stunden und Minuten für einen durchschnittlichen 
Tag (Montag bis Sonntag). Es wurden die Hauptakti-

vitäten über alle Personen in Österreich ab 19 Jahren 
ausgewertet.

Die Struktur der unbezahlten Arbeit hat sich seit 1981 
stark verändert (siehe Grafik 6). Insgesamt blieb die Zeit, 
die für Nicht-Marktproduktion aufgebracht wurde, hin-
gegen fast gleich. Frauen brachten zuletzt (2008/09) weni-
ger Zeit für diese Art der unbezahlten Arbeit auf als noch 
1981, Männer jedoch deutlich mehr. Dennoch bleibt ein 
klarer Geschlechterunterschied: Frauen leisteten 2008/09 
im Schnitt pro Tag immer noch deutlich mehr an unbe-
zahlter Arbeit, nämlich fast doppelt so viel wie Männer. 
Insgesamt brachten Frauen 4h53 pro Tag im Durchschnitt 
für nicht bezahlte Arbeit auf, während es bei den Män-
nern 2h41 waren. Während Frauen deutlich mehr Zeit für 
unbezahlte Arbeit aufwenden, gehen sie in geringerem 
Stundenausmaß bezahlter Arbeit nach. Fast die Hälfte der 
berufstätigen Frauen und fast drei Viertel der berufstäti-
gen Frauen mit Kindern arbeiten in Teilzeit.

Grafik 6  
Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit: Haushaltsfüh-
rung, Kinderbetreuung, Freiwilligenarbeit 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung.

Ein Blick in die einzelnen Tätigkeitsbereiche der unbezahl-
ten Arbeit zeigt, dass ein Großteil der Zeit für die Haus-
haltsführung aufgebracht wurde, wobei hier wiederum 
ein deutlicher Geschlechterunterschied zu sehen ist: Wäh-
rend Frauen im Durchschnitt knapp 4 Stunden täglich für 
diese Aktivität aufbrachten, waren es bei den Männern 
nur 2 Stunden 10 Minuten.
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Grafik 7  
Unbezahlte Arbeit nach Art (2008 / 09)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008 /20 09.
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2.4  
Einkommen der privaten Haushalte

Stiglitz et. al. (2009) fordern, für die Bewertung des 
materiellen Wohlstands eines Landes insbesondere die 
privaten Haushalte in den Blick zu nehmen. Kennzah-
len zu Konsum und Einkommen der Haushalte liefern 
hierfür wichtige Informationen. Die verfügbaren VGR-
Daten zeigen für viele Länder der OECD und auch für 
Österreich, dass sich die Entwicklung der realen Haus-
haltseinkommen bzw. des -konsums im Zeitverlauf häu-
fig anders darstellt als jene des realen BIP.

Die Haushaltsdaten der VGR ermöglichen die Berücksich-
tigung von Zahlungsströmen zwischen den Sektoren (wie 
etwa von den Haushalten abgeführte Steuern, von der 
öffentlichen Hand erhaltene Sozialleistungen oder Zins-
zahlungen an bzw. von Finanzinstituten). Darüber hin-
aus reflektieren die Daten staatlich bereitgestellte Sach-
transfers wie etwa Gesundheitsdienstleistungen oder den 
Zugang zu Bildungseinrichtungen, die in Haushaltsbefra-
gungen wie Mikrozensus oder EU-SILC nicht einbezogen 
werden (es wird ausschließlich nach den monetären Ein-
kommen gefragt). Dadurch wird im internationalen Ver-
gleich auch die staatliche Umverteilung berücksichtigt.

Die erste Empfehlung der Stiglitz-Kommission (2009, S. 12) 
lautet daher: „When evaluating material well-being, look 
at income and consumption rather than production“. Ein-
kommen und Konsum betreffen dabei das originäre Ziel 
der Produktion, nämlich den Lebensstandard der Men-
schen eines Landes zu erhöhen. Dabei wird der Kon-
sum (wie auch die Sparmöglichkeiten) vom Einkommen, 
das den Haushalten zur Verfügung steht, bestimmt. Das 
Haushaltseinkommen liefert somit ein Maß der für den 
Konsum und das Sparen verfügbaren Ressourcen eines 
Haushalts. Übersteigt der Konsum das verfügbare Ein-
kommen, müssen entweder die Verbindlichkeiten erhöht 
oder die Aktiva vermindert werden. In beiden Fällen sinkt 
das Nettovermögen.

In den meisten EU-Staaten werden von den 
Regierungen bzw. Sozialversicherungen 
öffentliche Dienstleistungen und Güter 
entweder gratis oder zu wirtschaftlich nicht 
signifikanten Preisen deutlich unter Herstel-
lungskosten zur Verfügung gestellt. Solche 
Sachleistungen erhöhen implizit das Einkom-
men bzw. den Konsum jener Haushalte, die 
davon profitieren.

Durch die Verwendung verfügbarer aggregierter VGR-
Daten kann die Entwicklung des materiellen Lebensstan-
dards eines „durchschnittlichen (privaten) Haushalts“ dar-
gestellt werden. Da das Verhältnis von öffentlichen und 
privat erstandenen Gütern und Dienstleistungen von 
Land zu Land variiert und auch die Sozialversicherun-
gen unterschiedlich ausgestaltet sind, ist es besonders 
für den internationalen Vergleich wichtig, soziale Sach-
transfers zu berücksichtigen. In den VGR werden die 
Sachtransfers im „verfügbaren Haushaltseinkommen“ 
und beim „Konsum der privaten Haushalte“ nach dem 
Verbrauchskonzept erfasst. Zwei Zusatzindikatoren zur 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens auf der 
Aufkommensseite und der Verwendungsseite zeigen das 
Verhältnis von Arbeitnehmerentgelten, monetären Sozial-
leistungen und sozialen Sachtransfers.

2.4.1  
Schlüsselindikator Haushaltseinkommen

Für den Wohlstand der privaten Haushalte ist jenes 
Einkommen maßgeblich, das ihnen nach der Einkom-
mensumverteilung für die Befriedigung ihrer Bedürf-
nisse zur Verfügung steht. Die vom Staat und von den 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck bereitge-
stellten sozialen Sachtransfers (v. a. Gesundheits- und 
Bildungsdienstleistungen) werden beim Verbrauchs-
konzept als einkommensäquivalent behandelt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die langfristige Entwicklung des Indikators ist neutral 
zu bewerten. Nach einem anfänglichen Anstieg im Jahr 
2000 stagniert das Haushaltseinkommen pro Kopf seit 
2008 und konnte dem positiven Trend des BIP-Wachs-
tums der Jahre 2010 und 2011 nicht folgen. Die Entwick-
lung in den letzten Jahren verlief parallel zur Entwick-
lung des BIP pro Kopf und stieg damit leicht an, bevor es 
zu einem deutlichen Einbruch im Zuge der COVID-19-Krise 
2020 kam, der aber weniger stark ausfiel als jener des BIP. 
Die kurzfristige Bewertung fällt damit ebenfalls verhalten 
bzw. neutral aus.“ 

Gäbe es die Leistungen von Staat und privaten Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck nicht, müssten die Einkom-

KF  LF



44 www.statistik.at

men ohne Sachtransfers genau um diesen Betrag höher 
sein, um das gleiche Wohlstandsniveau zu erreichen. Die 
Berücksichtigung der Transferströme erleichtert zeitli-
che Vergleiche bei unterschiedlichen oder sich ändern-
den wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen und ver-
vollständigt die Untersuchung der Rolle des Staates bei 
der Einkommensumverteilung. Da die Kaufkraft des Ein-
kommens über die Zeit durch Preisänderungen verzerrt 
ist, wird das Einkommen kaufkraftbereinigt (d. h. „real“) 
ausgewiesen.7

Entscheidend für den Lebensstandard der 
Menschen im Land sind das Niveau und die 
Entwicklung der verfügbaren Einkommen. 
Neben dem BIP als Indikator für die Produk-
tion müssen daher Einkommensindikatoren 
in den Blick genommen werden.

Das reale verfügbare Einkommen der Haushalte pro Kopf 
(inkl. sozialer Sachtransfers nach dem Verbrauchskonzept) 
wuchs von 2000 bis 2020 durchschnittlich um 0,4 % pro 
Jahr. Die Kaufkraft der Haushalte entwickelte sich damit 
schwächer als die gesamte erbrachte Wirtschaftsleistung 
(reales BIP pro Kopf: durchschnittlich +0,6 % pro Jahr), wie 
aus Grafik 8 ersichtlich. Nach einem Anstieg der real ver-
fügbaren Einkommen pro Kopf um 1,3 % im Jahr 2019 kam 
es im COVID-19-Jahr 2020 zu einem deutlichen Rückgang 
der Einkommen um 2,6 %. Die Gesundheitskrise wirkte 
sich jedoch wesentlich weniger stark auf die real verfüg-
baren Einkommen pro Kopf aus, als dies beim realen BIP 
pro Kopf der Fall war (-7,1 %). Insgesamt liegen die Einkom-
men 2020 etwas über dem Niveau von 2013. 

Grafik 8  
Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte pro 
Kopf (real, Verbrauchskonzept) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.

7 Zur Bereinigung der Einkommen wird der Konsumdeflator herangezogen, ein impliziter Preisindex des Konsums der privaten Haushalte nach 
dem Verbrauchskonzept.

Grafik 9 zeigt die Zusammensetzung der verfügbaren Ein-
kommen auf der Aufkommensseite (Komponenten, aus 
denen sich das gesamte Haushaltseinkommen zusam-
mensetzt) im Zeitverlauf. Die Haupteinkommensquelle 
der privaten Haushalte (nach dem Verbrauchskonzept) 
war 2020 die unselbständige Arbeit (46,9 %). Die sozia-
len Sachtransfers trugen rund ein Zehntel (12,6 %) zum 
Haushaltseinkommen (vor Abzug von Abschreibungen, 
Steuern und Sozialbeiträgen) bei. Zu diesen Sachtrans-
fers zählen wie erwähnt Gesundheits- oder Bildungsleis-
tungen. 24,1 % der Einkommen speisten sich aus monetä-
ren Sozialleistungen und sonstigen laufenden Transfers, 
wobei die Sozialleistungen, zu denen etwa Kinderbetreu-
ungsgeld, Arbeitslosenunterstützung oder Familienbei-
hilfe zählen, den überwiegenden Teil ausmachten. 12,4 % 
stammen aus Betriebsüberschüssen und Selbständigen-
einkommen. 3,9 % flossen schließlich den Haushalten in 
Form von Vermögenseinkommen (z. B. Zinsen oder Divi-
denden) zu. Im Vergleich zu 2000 zeigen sich bei der 
Zusammensetzung der Einkommen kaum Veränderun-
gen. Lediglich der Anteil der Vermögenseinkünfte ging 
von 10,3 % auf 3,9 % zurück, während die Anteile der sozia-
len Sachtransfers sowie der monetären Sozialleistungen 
leicht anstiegen.

Grafik 9  
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens 
(Verbrauchskonzept), Aufkommensseite (2000 und 
2020) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR.
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Grafik 10  
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens 
auf der Verwendungsseite (2000 und 2020) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR. 

Auf der Verwendungsseite leitet sich das verfügbare Ein-
kommen (nach dem Verbrauchskonzept) wie folgt ab 
( Grafik 10): 67,2 % der Summe aus Primäreinkommen und 
sozialen Sachtransfers hatten die privaten Haushalte 2020 
für Konsumzwecke netto zur Verfügung. Von den gesam-
ten Einkommenszuflüssen wurden 9,9 % für Einkommen- 
und Vermögenssteuern, 19,2 % für Sozialbeiträge und 
sonstige laufende Transfers sowie 3,6 % für Abschreibun-
gen, Zinsen und Pachten verwendet. Auch auf der Ver-
wendungsseite zeigen sich kaum Unterschiede in der 
Zusammensetzung des verfügbaren Einkommens zu 2000.
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2.5  
Konsum der privaten Haushalte

8 Der implizite Preisindex des Konsums der privaten Haushalte folgt nach dem Verbrauchskonzept.

Der Konsum nach dem Verbrauchskonzept (Individual-
konsum) umfasst jene Güter, die den privaten Haus-
halten zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse unmittelbar 
dienen. Er entspricht dem Wert der Waren und Dienst-
leistungen, die den privaten Haushalten tatsächlich 
zur Verfügung stehen, selbst wenn der Erwerb dieser 
Waren und Dienstleistungen vom Staat oder von pri-
vaten Organisationen ohne Erwerbszweck finanziert 
wird (Sachtransfers).

Um eine Verzerrung des Konsumvolumens durch Preisän-
derungen auszuschließen, wird der Konsum analog zum 
Einkommen preisbereinigt ausgewiesen.8 Zudem wird 
der Schlüsselindikator als Konsum real pro Kopf gezeigt.

Durch die Darstellung des Konsums je Ein-
wohnerin und Einwohner wird einerseits 
der Einfluss der Bevölkerungsentwicklung 
auf Änderungen des Gesamtkonsums im 
Zeitverlauf berücksichtigt, andererseits wird 
dadurch der internationale Vergleich ermög-
licht.

Zwei Zusatzindikatoren zu den Konsumausgaben pri-
vater Haushalte geben Aufschluss über die Zusammen-
setzung der Konsumausgaben nach Gütergruppen und 
sozialen Sachtransfers sowie über die monatlichen Ver-
brauchsausgaben nach Einkommen.

2.5.1  
Schlüsselindikator Haushaltskonsum

Ob und in welchem Ausmaß die privaten Haushalte 
ihre Bedürfnisse befriedigen können, ist ein wesent-
licher Aspekt bei der Beurteilung von Wohlstand. Für 
die privaten Haushalte stehen neben den verfügbaren 
Einkommen auch die vom Staat und von den privaten 
Organisationen ohne Erwerbszweck bereitgestellten 
sozialen Sachtransfers (v. a. Gesundheits- und Bildungs-
dienstleistungen) zum Konsum zur Verfügung. Um dar-
zustellen, welche Güter den Haushalten tatsächlich für 
den Konsum (=Bedürfnisbefriedigung) zur Verfügung 

stehen, eignet sich daher der Indikator Konsum der pri-
vaten Haushalte nach dem Verbrauchskonzept. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der langfristige Verlauf des privaten Konsums seit 2000 
bis vor der COVID-19-Krise 2020 war eingeschränkt positiv 
zu sehen. 2019 wurden von den privaten Haushalten pro 
Kopf zwar mehr Waren und Dienstleistungen zur Befriedi-
gung ihrer Bedürfnisse erworben als 2000, allerdings war 
diese Entwicklung eindeutig weniger dynamisch als jene 
des BIP und lag in den letzten Jahren auch deutlich unter 
dem EU-27-Durchschnitt. Mit der COVID-19-Krise 2020 ging 
der Konsum der privaten Haushalte spürbar zurück. Kurz-
fristig fällt die Bewertung aufgrund des auch im EU-Ver-
gleich stärkeren Rückgangs moderat negativ aus, wäh-
rend der langfristige Verlauf als neutral bewertet wird.“ 

Grafik 11  
Konsum der privaten Haushalte pro Kopf (real, Ver-
brauchskonzept) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR, Eurostat.

Der reale Konsum pro Kopf nach dem Verbrauchskon-
zept (inkl. soziale Sachtransfers) wuchs seit 2000 durch-
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schnittlich um 0,3 % pro Jahr (siehe Grafik 11). Im Vergleich 
dazu fiel das durchschnittliche BIP-Wachstum pro Kopf 
von 2000 bis 2020 mit 0,6 % p. a. etwas kräftiger aus. Im 
Gegensatz zum Wirtschaftskrisenjahr 2009 (+0,7 % pro 
Kopf), ging der reale Konsum im Corona-Krisenjahr 2020 
um 7,7 % zurück (EU-27: 6,1 %). Dieser massive Rückgang 
lässt sich vor allem auf die Einschränkungen im Freizeit-
bereich (insbesondere Gastronomie, Beherbergung, Kul-
tur- und Sportdienstleistungen) zurückführen. 

Ein Großteil des Konsums der privaten Haushalte ent-
fiel 2020 auf nicht dauerhafte Konsumgüter. Selbst nach 
Abzug der Ausgaben für Wohnen und Nahrungsmittel 
umfasste diese Position noch 64,5 % des privaten Kon-
sums nach dem Verbrauchskonzept. Nahrungsmittel und 
nicht alkoholische Getränke machten 2020 8,6 % des Kon-
sums aus, ebenso wie der Anteil langlebiger Konsumgü-
ter (wie Möbel und Haushaltsgeräte, Kraftfahrzeuge, Fahr-
räder oder Informationsverarbeitungsgeräte) mit 7,8 %. 
Auf das Wohnen entfielen 19,2 % der Haushaltsausgaben. 
Diese umfassen Ausgaben für Miete, Strom, Wasser und 
Heizung. 24,2 % des Konsums speisten sich aus sozialen 
Sachtransfers. Wie erwähnt, werden soziale Sachtransfers 
dem Konsum der Haushalte nach dem Verbrauchskonzept 
zugerechnet. Es handelt sich dabei um den Konsum von 
Gütern, die den privaten Haushalten vom Staat oder von 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck unentgelt-
lich oder zu wirtschaftlich nicht signifikanten Preisen zur 
Verfügung gestellt werden. Andere nicht langlebige Kon-
sumgüter, d. h. kurzlebige Konsumgüter (beispielsweise 
Bekleidung und Schuhe), Verbrauchsgüter (wie Güter für 
die Körperpflege) oder Dienstleistungen (beispielsweise 
im Bereich Freizeit, Unterhaltung, Kultur) machten insge-
samt 40,3 % der Konsumausgaben aus (Grafik 12)

Vergleicht man die Konsumausgaben des Jahres 2000 mit 
dem aktuellen Jahr 2020 so veränderte sich die Struktur 
des Konsums etwas. Der Posten „Wohnung, Wasser, Strom 

etc.“ stieg von 15,5 % auf 19,2 % an. Der Konsum langlebi-
ger Konsumgüter fiel von rund 9,7 % auf 7,8 % zurück. Auch 
die Ausgabenposition „soziale Sachtransfers“ erhöhte sich 
leicht: 2000 betrug ihr Anteil am Gesamtkonsum 19,8 %, 
2020 waren es 24,2 %. Die größte Position der anderen 
nicht langlebigen Konsumgüter lag 2000 bei 46,7 %, 2020 
waren es 40,3 %. Dabei ist zu beachten, dass das COVID-
19-Jahr 2020 hinsichtlich der Anteile des Konsums eine 
Ausnahmesituation und damit ein zum Teil von den Vor-
jahren abweichendes Konsumverhalten widerspiegelt.

Grafik 12  
Konsumausgaben der privaten Haushalte (Inlands-
konzept) nach Gütergruppen und sozialen Sachtrans-
fers (2000 und 2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR, Konsum nach Verbrauchskonzept.

Grafik 13  
Monatliche Verbrauchsausgaben nach Quartilen der Äquivalenzeinkommen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Konsumerhebung 2019/20. - Äquivalenzeinkommen und -ausgaben sind nach folgendem Schema berechnet: Erste erwach-
sene Person = 1, jede weitere Person im Haushalt ab 14 Jahren = 0,5, Kinder unter 14 Jahren = 0,3. - Wohnen: Um einen Vergleich des Mietauf-
wands zwischen Haushalten mit unterschiedlichen Wohnformen (Eigentum/Miete) zu ermöglichen, werden für Erstwohnungen, für die keine tat-
sächlichen Mietausgaben existieren (Haus-, Wohnungseigentum, mietfreie Objekte) fiktive Mietwerte errechnet.
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Die monatlichen Verbrauchsausgaben unterscheiden sich 
jedoch erheblich nach Einkommensgruppen. Als Zusatz-
information werden daher die Verbrauchsausgaben der 
Haushalte nach Einkommensquartilen betrachtet. Ver-
wendet werden dazu die Daten aus der aktuellen Kon-
sumerhebung 2019/20. Wie aus Grafik 13 ersichtlich, ver-
schieben sich mit geringem Einkommen die Anteile der 

Ausgaben der Haushalte verstärkt zu den Grundbedürfnis-
sen Wohnen und Ernährung. 30,9 % bzw. 5 % für Wohnen 
bzw. Ernährung im untersten Einkommensquartil stehen 
21,6 % bzw. 9,7 % im obersten Einkommensquartil gegen-
über. Einkommensstarke Haushalte geben dagegen mehr 
für Verkehr und Freizeit aus (10,1 % bzw. 10,2 % im untersten 
Quartil gegenüber 15,1 % bzw. 15,8 % im obersten Quartil).
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2.6  
Produktive Aktivitäten und Arbeit

Produktive Aktivitäten umfassen sowohl bezahlte Arbeit 
als auch unbezahlte Tätigkeiten. Da die Datenlage für 
Letztere aber eher lückenhaft ist, zielen die hier dis-
kutierten Indikatoren auf den Arbeitsmarkt. Erwerbs-
tätigkeit ist sowohl eine der wichtigsten Grundlagen 
für den materiellen Lebensstandard als auch ein zen-
traler Bestandteil der Lebensqualität. Die Dimension 
produktive Aktivitäten und Arbeit kann daher ebenso 
dem Bereich materieller Wohlstand wie dem Bereich 
der Lebensqualität zugeordnet werden. Seit dem Über-
arbeitungsprozess 2017 ist sie im Kapitel materieller 
Wohlstand verortet. 

Arbeit liefert dabei nicht nur die materielle Grundlage des 
Lebens in Form eines regelmäßigen Einkommens, son-
dern bietet darüber hinaus die Möglichkeit, sich zu ent-
wickeln, spezifische Fähigkeiten zu erwerben und sich in 
der Gesellschaft als nützlich zu erweisen. Insofern geht die 
Teilnahme am Arbeitsmarktgeschehen über den Aspekt 
der finanziellen Absicherung eines Haushalts hinaus.

WgÖ-Schlüsselindikatoren für die Dimension produktive 
Aktivitäten und Arbeit sind die Erwerbstätigenquote, die 
auch den Schlüsselindikator der Europa-2020-Strategie für 
den Bereich Arbeitsmarkt darstellt, und die Arbeitslosen-
quote. Als Zusatzinformation wird die Jugendarbeitslo-
senrate dargestellt.

2.6.1  
Schlüsselindikator Erwerbstätigenquote

Zur erwerbstätigen Bevölkerung zählen alle Personen 
zwischen 20 und 64 Jahren, die zum Zeitpunkt der Befra-
gung mindestens eine Stunde pro Woche gegen Ent-
gelt oder zur Erzielung eines Gewinns arbeiteten oder 
nicht arbeiteten, aber einen Arbeitsplatz hatten, von 
dem sie vorübergehend abwesend waren. Präsenz- und 
Zivildiener gehen nicht in die Berechnung der Erwerbs-
tätigenquote ein.

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Von 2004 bis 2020 erhöhte sich die Erwerbstätigenquote 
merklich von 70 % auf 75,5 %. Nach stagnierenden Wer-

ten im Zeitraum 2008 bis 2015 stieg die Erwerbstätigen-
quote 2016 bis 2019 (76,8 %) wieder deutlich an, fiel jedoch 
im Zuge der COVID-19-Krise 2020 mit 75,5 % unter den 
Europa-2020-Zielwert von 77 %. Die Erwerbstätigenquote 
liegt über den gesamten Beobachtungszeitraum hinweg 
und auch 2020 über dem Vergleichswert der EU-27, auch 
wenn z. B. die nationale Erwerbstätigenquote von Älteren 
im EU-Vergleich geringer ausfällt. Die langfristige Entwick-
lung wird vor diesem Hintergrund moderat positiv bewer-
tet, die kurzfristige Entwicklung aufgrund des Rückgangs 
2020 neutral.“ 

Im Zuge der Europa-2020-Strategie wurde die Erwerbstäti-
genquote als Leitindikator für die Beschäftigung definiert: 
Bis 2020 sollten in Österreich 77 % der 20- bis 64-Jährigen 
in Erwerbstätigkeit stehen. In Folge der COVID-19-Krise 
lag die Erwerbstätigenquote 2020 in Österreich bei 75,5 % 
und fiel damit unter den Zielwert. Von 2004 bis 2008 war 
ein kontinuierlicher Anstieg dieser Quote zu beobach-
ten. Im Wirtschafts- und Finanzkrisenjahr 2009 gab es 
einen leichten Einbruch, der jedoch u. a. durch arbeits-
marktpolitische Maßnahmen wie Kurzarbeit abgefedert 
werden konnte. Nach einem erneuten Rückgang 2014 
stieg die Erwerbstätigenquote ab 2015 wieder an und 
erreichte 2019 76,8 %. Die Einschränkungen aufgrund der 
Corona-Pandemie zeigten deutliche, teils branchenspe-
zifisch unterschiedliche Auswirkungen auf den österrei-
chischen Arbeitsmarkt, welche im Jahr 2020 mit einem 
Rückgang der Erwerbstätigenquote um 1,3 %-Punkte auf 
75,5 % verbunden waren.

Grafik 14  
Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.
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In der EU-27 gab es zwischen 2009 und 2014 eine Stag-
nation bei der Erwerbstätigenquote, danach folgte ein 
Anstieg. 2019 lag die durchschnittliche EU-27-Quote 
bei 73,1 % und damit deutlich unter jener von Öster-
reich. Im Corona-Krisenjahr 2020 kam es in der EU-27 zu 
einem geringen Rückgang der Erwerbstätigenquote von 
0,7 %-Punkten auf 72,4 %. 

Grafik 15  
Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen nach 
Geschlecht 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung.

Der Trend zu einer höheren Erwerbsbeteiligung von 
Frauen hält dabei weiter an, wenngleich dieser über-
wiegend auf einer Zunahme der Teilzeitarbeit beruht. In 
Österreich lag die Erwerbstätigenquote der Frauen 2020 
bei 71,5 %, jene der Männer betrug 79,5 %. Die Quote der 
Männer stieg zwischen 2009 und 2013 nur geringfügig 
an, ging 2014 leicht zurück und stieg 2015 bis 2019 wieder 
an. Die Erwerbstätigenquote der Frauen lag 2004 noch 
bei 63 % und steigt seit 2009 jährlich um durchschnitt-
lich 0,4 %. Vom Rückgang der Erwerbstätigenquote 2020 
waren Männer (1,7 %-Punkte) stärker betroffen als Frauen 
(0,9 %-Punkte). Der Abstand zwischen der Erwerbstäti-
genquote von Frauen und Männern war aber auch 2020 
mit 8 %-Punkten noch beträchtlich.

2.6.2  
Schlüsselindikator Arbeitslosigkeit

Die Arbeitslosenquote ist als der prozentuale Anteil 
der Arbeitslosen zwischen 15 und 74 Jahren an den 
Erwerbspersonen (Erwerbstätige + Arbeitslose) defi-
niert. Dabei werden die Kriterien der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) zugrunde gelegt. Beim ILO-
Konzept gilt eine Person als erwerbstätig, wenn sie in 
der Referenzwoche mindestens eine Stunde gearbeitet 

9 Bis zu einer Karenzierungsdauer von maximal 22 Monaten.

oder wegen Urlaub, Krankheit usw. nicht gearbeitet hat, 
aber ansonsten einer Beschäftigung nachgeht. Perso-
nen in Elternkarenz mit aufrechtem Dienstverhältnis9 
gelten als erwerbstätig. Als arbeitslos gilt, wer in diesem 
Sinne nicht erwerbstätig ist, aktive Schritte zur Arbeits-
suche tätigt und kurzfristig zu arbeiten beginnen kann.

Gremium externer 
Expertinnen und Experten:

„Über den gesamten Beobachtungszeitraum sind klei-
nere Bewegungen, aber keine wesentliche Verbesserung 
der Arbeitslosenquote erkennbar. Gemessen an der Hoch-
konjunktur in den Jahren bis 2019 und in absoluten Zah-
len war die Arbeitslosigkeit über den gesamten Zeitraum 
jedenfalls zu hoch, zudem fällt die Quote nach nationa-
ler Definition wesentlich höher aus als nach internationa-
ler Definition. Die langfristige Bewertung fällt daher ten-
denziell negativ aus. Mit der COVID-19-Krise 2020 stieg die 
Arbeitslosigkeit deutlich an, dass der Anstieg nicht noch 
kräftiger ausfiel, lag insbesondere an den vielen Erwerbs-
tätigen in Kurzarbeit. Die kurzfristige Entwicklung wird 
ebenfalls moderat negativ bewertet.“ 

In Österreich verlief die Entwicklung der Arbeitslosig-
keit nach internationaler Definition seit 2004 in mehre-
ren Phasen. 2009 stieg die Arbeitslosigkeit krisenbedingt 
deutlich an, in Folge entspannte sich die Arbeitsmarkt-
situation etwas. Durch eine anschließende mehrjährige 
Stagnationsphase der Wirtschaft stieg die Arbeitslosig-
keit in den Jahren 2012 bis 2016, welche sich verfestigte 
und zu einem Anstieg der Langzeitbeschäftigungslosig-
keit führte. Nach einem Rückgang der Arbeitslosigkeit auf-
grund der besseren konjunkturellen Lage bis 2019 führte 
die COVID-19-Krise 2020 jedoch wieder zu einem deut-
lichen Anstieg der Arbeitslosigkeit von 4,5 % auf 5,4 %. 

Während nach der internationalen Definition der Arbeits-
losenquote alle Personen als arbeitslos gelten, die ange-
ben, zum Erhebungszeitpunkt weniger als eine Wochen-
stunde gearbeitet zu haben, in den vorangegangenen vier 
Wochen aktiv eine Arbeit gesucht zu haben und für den 
Arbeitsmarkt sofort (d. h. binnen zwei Wochen) verfügbar 
zu sein, sind nach der nationalen Definition all jene arbeits-
los, die beim Arbeitsmarktservice (AMS) als arbeitslos regis-
triert sind. Personen in Schulungen und Ausbildungen gel-
ten in dieser Definition jedoch nicht als arbeitslos. Auch die 
Bezugsgrößen unterscheiden sich bei den beiden Defini-
tionen: Bei der internationalen Definition ergibt sich die 
Quote als Verhältnis der Arbeitslosen zu den Erwerbsper-
sonen (Summe der erwerbstätigen Personen, d. h. auch 
der Selbständigen, und der Arbeitslosen) im Alter von 15 
bis 74 Jahren, bei der nationalen Definition als das Verhält-
nis der Arbeitslosen zum Arbeitskräftepotenzial (Summe 
der unselbständig Erwerbstätigen plus der Arbeitslosen). 
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Betrachtet man die Arbeitslosenquote anhand der natio-
nalen Definition, so ist diese im Zuge der mehrjährigen 
Stagnationsphase der Wirtschaft bis 2016 stärker gestie-
gen und lag im COVID-19-Krisenjahr 2020 bei 9,9 % und 
damit 4,5 %-Punkte über der Quote nach ILO-Definition. 

Grafik 16  
Arbeitslosigkeit der 15- bis 74-Jährigen (ILO- und 
nationale Definition) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung, Eurostat.

Auch die Arbeitslosenquote der Älteren (55- bis 64-Jäh-
rige) unterscheidet sich je nach Berechnungsmethode. 
Nach internationaler (ILO)-Definition lag diese relativ 
niedrig bei 4,0 % und damit unter der Arbeitslosenquote 
insgesamt von 5,4 %. Das Gegenteil ist jedoch der Fall, 
zieht man die nationale Definition heran. Hier liegt 2020 
die Arbeitslosigkeit der 55- bis 64-Jährigen mit 12 % deut-
lich höher und auch 2,6 %-Punkte über dem Durchschnitt 
von 9,9 %. Relevant ist in diesem Zusammenhang jedoch 
nicht nur die Arbeitslosenquote, sondern auch die Dauer 
der Arbeitslosigkeit. Hier zeigt sich, dass ältere Perso-
nen, wenn sie einmal arbeitslos geworden sind, deutlich 
schwieriger wieder in den Arbeitsmarkt zurückfinden. 
Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit nach 
ILO-Definition ist in der Gruppe der 55- bis 64-Jährigen 
mit 11 Monaten fast dreimal länger als über alle Alters-
gruppen insgesamt (4 Monate).

Die Arbeitslosigkeit stellte bereits vor der Corona-Krise in 
vielen Ländern der Europäischen Union eine große Her-
ausforderung dar. 2013 erreichte die Arbeitslosigkeit in 
der EU-27 einen Spitzenwert von 11,4 %. Seither ging die 
Quote wieder zurück und lag 2019 bei 6,7 %, bei insge-
samt sehr unterschiedlichen Entwicklungen in den Mit-
gliedstaaten. Mit den Auswirkungen der zur Eindämmung 
der Pandemie getroffenen Maßnahmen stieg die Arbeits-
losigkeit in der EU-27 erneut an und lag 2020 bei 7,1 %. 

Der Blick auf die Jugendarbeitslosigkeit zeigt eine ähnli-
che Entwicklung wie für die Arbeitslosigkeit insgesamt: 
Die Situation für junge Menschen zwischen 15 und 24 Jah-
ren war in Österreich vor wie nach der Wirtschaftskrise 
2009 deutlich günstiger als in den meisten Vergleichslän-
dern und in der EU-27. Nach einem Rückgang der Jugend-
arbeitslosigkeit seit 2014, zeigen sich die Auswirkungen 
der Corona-Pandemie auf den Arbeitsmarkt sowohl in 
Österreich als auch international besonders deutlich in 
dieser Altersgruppe. Nach einem Rückgang der Jugend-
arbeitslosenquote in der EU-27 seit 2014 (15,1 % in 2019), 
stieg diese 2020 sprunghaft um 1,7 %-Punkte auf 16,8 % 
an. Ausgehend von einem vergleichsweise niedrigen 
Niveau konnte in Österreich ab 2017 ein Rückgang der 
Jugendarbeitslosenrate erreicht werden, welcher sich 
bis 2019 (8,5 %) fortsetzte. Im COVID-19-Jahr 2020 gab 
es einen deutlichen Anstieg um 1,9 %-Punkte auf 10,5 %, 
der Wert liegt damit aber weiterhin klar unter jenem der 
EU-27 mit 16,8 %. 

Grafik 17  
Arbeitslosigkeit der 15- bis 24-Jährigen (ILO-Defini-
tion)

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat. 
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2.7  
Verteilung und Staat

10 Quartile teilen die Verteilung in vier gleich große Gruppen, sodass jeweils 25 % der Daten in die vier durch die Quartilsgrenzen (1. Quartil, 
Median und 3. Quartil) bestimmten Gruppen fallen. Das erste Einkommensquartil gibt somit jene Einkommensgrenze an, unter der die Ein-
kommen von 25 % der unselbständig Beschäftigten liegen. Das oberste Einkommensquartil jene Einkommensgrenze, unter der die Einkom-
men von 75 % der unselbständig Beschäftigten liegen.

Fragen der Verteilung materieller Ressourcen und 
gesellschaftlicher Disparitäten stehen immer wieder 
im Blickpunkt des öffentlichen Diskurses. Dies betrifft 
insbesondere verteilungspolitisch relevante Themen 
der Fiskal- und Steuerpolitik, der Lohnpolitik oder der 
Sozialpolitik. Verteilungsaspekte sind daher bei der 
Betrachtung von Einkommen, Konsum oder Wohlstand 
relevant.

Verteilungsmaße sind ein wesentlicher Teil des WgÖ-
Indikatorensets. Der erste Schlüsselindikator stellt die 
Entwicklung der hohen und niedrigen preisbereinigten 
Nettojahreseinkommen der unselbständig Beschäftig-
ten dar. Er beleuchtet somit Verteilung der Einkommen 
unselbständig Erwerbstätiger auf Basis von Lohnsteuer-
daten. Wichtiges Entscheidungskriterium für diese Maß-
zahl war insbesondere die hohe Qualität der Quelle. Als 
zweiter Schlüsselindikator wurde das Verhältnis des obers-
ten zum untersten Einkommensquintil der verfügbaren 
Netto-Jahreshaushaltseinkommen gewählt. Dieser Indi-
kator gibt Aufschluss über die Verteilung nach staatli-
chen Umverteilungsmaßnahmen auf Basis von Haus-
haltsdaten (EU-SILC). Als dritter Schlüsselindikator gibt 
der Gender Pay Gap Auskunft über geschlechtsspezifi-
sche Unterschiede in der Lohnstruktur. Ein neuer Schlüs-
selindikator zum öffentlichen Schuldenstand nach Maas-
tricht liefert zusätzlich Informationen zur Solidität der 
öffentlichen Finanzen.

Die Dimension Verteilung und Staat ist im 
WgÖ-Indikatorenset mit vier Schlüsselindika-
toren vertreten: der realen Entwicklung der 
hohen und niedrigen Nettojahreseinkom-
men der unselbständig Erwerbstätigen, dem 
S80/S20-Einkommensquintilsverhältnis der 
Haushalte, dem Gender Pay Gap und dem 
öffentlichen Schuldenstand.

Schließlich wird über die Verteilung der Einkommen hin-
aus, auf Basis des von der OeNB erhobenen Household, 
Finance and Consumption Survey auch Auskunft über 

die Verteilung der Vermögen gegeben. Drei Zusatzindi-
katoren zur Vermögensverteilung ergänzen das Indika-
torenset in der Dimension Verteilung.

2.7.1  
Schlüsselindikator hohe und niedrige 
Nettojahreseinkommen

Gezeigt wird die Entwicklung der inflationsbereinigten 
Nettojahreseinkommen von unselbständig Erwerbstä-
tigen. Dabei werden das unterste und das oberste Ein-
kommensquartil einander gegenübergestellt.10

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Seit 2000 war ein Auseinanderdriften von niedrigen und 
hohen Nettoeinkommen der unselbständig Erwerbstäti-
gen zu beobachten, was teilweise auf das Ansteigen der 
Teilzeitquote zurückzuführen ist. Diese Entwicklung wird 
in der Langfristbetrachtung neutral bewertet. Die kurz-
fristige Bewertung bis 2019 (2020 noch nicht verfügbar) 
fällt tendenziell positiv aus, da sich die Spreizung der 
hohen und niedrigen Einkommen in den letzten Jahren 
leicht verringerte.“ 

Die alleinige Betrachtung der Lohneinkommen reicht frei-
lich nicht aus, um die Frage befriedigend zu beantworten, 
ob eine Schere bei der Verteilung materieller Ressourcen 
insgesamt aufgeht. Jedoch sind die Lohneinkommen in 
den Lohnsteuer- bzw. Sozialversicherungsdaten vollstän-
dig enthalten und liefern insofern eine solide Grundlage 
für die Verteilung innerhalb der Gruppe der unselbstän-
dig Beschäftigten.

Grafik 18 zeigt die inflationsbereinigte Entwicklung der 
hohen und niedrigen Einkommen bis zum letztverfüg-
baren Jahr 2019 – da die Lohnsteuer- / SV-Daten ein Jahr 
zurückliegen, kann in dieser Darstellung noch kein Effekt 
der Corona-Pandemie abgelesen werden. Für die Jahre 
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2000 bis 2019 ist ersichtlich, dass die Einkommen des ers-
ten Einkommensquartils11 bis 2005 deutlich zurückgingen, 
aber bis 2007 wieder etwas aufholten. Ab 2008 gingen 
diese Einkommen insgesamt stark zurück. Ab 2016 kam 
es wieder zu einem Anstieg der Einkommen des ersten 
Einkommensquartils. Die Steuerreform 2015/2016 wirkte 
sich in allen Einkommensquartilen positiv auf die Net-
toeinkommen aus. 2019 stiegen die Nettoeinkommen 
des ersten Einkommensquartils um 2,0 %, sie lagen 2019 
damit um 7,7 % unter jenen des Jahres 2000. Eine Rolle 
spielte dabei die Anhebung der Mindestlöhne in Kollek-
tivverträgen (auf 1.500 EUR) ab 2017. Die Einkommen des 
obersten Quartils stiegen seit 2000 um insgesamt 2,7 % 
an. Der Rückgang der Einkommen des untersten Quartils 
im selben Zeitraum ist dabei zumindest teilweise durch 
Struktureffekte wie steigende Teilzeitquoten oder Sai-
sonarbeit, aber auch durch die Zuwanderung und den 
Eintritt relativ niedrig entlohnter Arbeitskräfte in den 
Arbeitsmarkt bedingt. 

Grafik 18  
Inflationsbereinigte Entwicklung der hohen und 
niedrigen Nettojahreseinkommen (real)

Q: STATISTIK AUSTRIA, 2016, Lohnsteuer- / SV-Daten und Verbraucher-
preisindex 1996, MZ-Arbeitskräfteerhebung. - Erwerbstätigenquote: 
Zeitreihenbruch im Jahr 2004. - Lehrlinge werden nicht berücksichtigt.

Steigende Teilzeitquoten oder Saisonarbeit, 
aber auch die Zuwanderung und der Ein-
tritt relativ niedrig entlohnter Arbeitskräfte 
in den Arbeitsmarkt, finden insbesondere in 
der Entwicklung der Einkommen der unteren 
EK-Quartile ihren Niederschlag.

11 Dieser Wert entspricht der Grenze, unter der die 25 % der  niedrigsten Einkommen liegen.

So stieg beispielsweise die Erwerbstätigenquote der 15- 
bis 64-Jährigen zwischen 2000 und 2019 von 68,3 % auf 
73,6 %. Die Teilzeitquote der unselbständig Beschäftigten 
stieg zwischen 2000 und 2019 von 16,4 % auf 28,5 % und 
lag um 73,5 % über dem Ausgangswert (indizierte Werte 
in Grafik 18 zu sehen).

Das zwischenzeitliche Auseinanderdriften 
hoher und niedriger Nettojahreseinkom-
men kann daher nicht in erster Linie auf 
eine wachsende Ungleichheit zurückgeführt 
werden, sondern reflektiert vor allem eine 
veränderte Struktur des Arbeitsmarkts.

Grafik 19 verdeutlicht die Veränderung der Struktur des 
Arbeitsmarkts und stellt die Bedeutung von Teilzeitbe-
schäftigung für Männer und Frauen mit und ohne Kin-
der unter 15 Jahren bis 2020 dar. Während die Teilzeit-
quote bei den Frauen insgesamt 2020 bei 47,0 % lag (seit 
2000 Anstieg um 14,9 %-Punkte), waren es bei den Män-
nern nur 9,7 % (Anstieg um 6,0 %-Punkte). Die Teilzeit-
quote der Frauen mit Kindern unter 15 Jahren stieg seit 
2000 von 51,2 % auf 72,3 %. Bemerkenswert ist auch, dass 
über den gesamten Beobachtungszeitraum deutlich mehr 
Frauen mit Kindern in Teilzeit arbeiteten als Frauen ins-
gesamt, während es sich bei den Männern entgegenge-
setzt verhielt. Die Teilzeitquote der Männer mit Kindern 
unter 15 Jahren war mit 7,3 % niedriger als jene der Män-
ner insgesamt mit 9,7 %.

Grafik 19  
Teilzeitquoten der 15- bis 64-Jährigen insgesamt und 
mit Kindern, nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA. - Bis 2003 Mikrozensus, Durchschnitt der 
Erhebungen im März, Juni, September und Dezember. - Ab 2004 
Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung.
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Teilweise kann der Einfluss dieser Struktureffekte auf die 
Einkommensentwicklung ausgeblendet werden, wenn 
nur jene Personen berücksichtigt werden, die ganzjäh-
rig vollzeitbeschäftigt waren. Wie die folgende Grafik 20 
zeigt, wuchsen die inflationsbereinigten Einkommen des 
untersten Quartils (ganzjährig vollzeitbeschäftigt) zwi-
schen 2004 und 2009 leicht, stiegen dann im Zuge der 
Steuerreform 2009 sprunghaft an, gingen darauf wieder 
leicht zurück und zeigten durch die Steuerreform 2016 
erneut einen sprunghaften Anstieg. 2019 lagen sie 9,9 % 
über dem Ausgangsniveau von 2004. 

Grafik 20  
Entwicklung der hohen und niedrigen Nettojahres-
einkommen (real) ganzjährig Vollzeitbeschäftigter

Q: STATISTIK AUSTRIA, 2020. Lohnsteuer-/SV-Daten und Verbrau-
cherpreisindex 1996. Ohne Lehrlinge. Nettojahresbezüge gemäß 
§ 25 EStG abzüglich der einbehaltenen Sozialversicherungsbei-
träge und abzüglich der insgesamt einbehaltenen Lohnsteuer (vor 
Arbeitnehmerveranlagung).

Eine ähnliche Entwicklung ist auch für das oberste Quartil 
zu beobachten. Allerdings stiegen die Einkommen hier bis 
2009 weit stärker an und lagen 2019 immerhin 11,9 % über 
dem Ausgangswert von 2004. Somit ist ersichtlich, dass sich 
die Schere auch bei Ausblendung der arbeitsmarktbezo-
genen Struktureffekte zwischen hohen und niedrigen Ein-
kommen (bei unselbständig Beschäftigten) leicht öffnete.

Betrachtet man die Bruttostundenverdienste von Beschäf-
tigten in der Privatwirtschaft auf Basis der alle vier Jahre 
stattfindenden Verdienststrukturerhebung, so zeigt sich, 
dass der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten 2018 mit 
14,7 % gegenüber 2014 mit 14,8 % annähernd konstant 
blieb, davor gab es einen Anstieg von 14,1 % (2006) auf 

12 Zu den Niedriglohnbeschäftigten zählt, wer weniger als zwei Drittel des Medianlohns verdient (Niedriglohngrenze: 2018 10,06 €, 2014 9,24 €, 
2010 8,52 €, 2006 7,65 € brutto pro Stunde; ohne Mehr- und Überstunden). Die Verdienststrukturerhebung bezieht sich auf unselbständig 
Beschäftigte in Unternehmen mit zehn und mehr Beschäftigten in der Privatwirtschaft. Die Verdienststrukturerhebung wird im Abstand von 
vier Jahren durchgeführt.

13 Dabei geht man einerseits von einer gewissen Kostenersparnis bei zunehmender Haushaltsgröße aus (ein Zwei-Personen-Haushalt braucht 
nicht zwei Kühlschränke), andererseits wird das Alter der Haushaltsmitglieder berücksichtigt: die erste Person erhält ein Gewicht von 1, jede 
weitere (erwachsene) Person 0,5 und Kinder unter 14 Jahren 0,3.

14 Die Jahreszahlen in Grafik 21 beziehen sich auf das Referenzjahr.
15 Verfügbare Einkommen inkl. erhaltener und abzüglich geleisteter Privattransfers.

15,1 % (2010).12 Frauen zählten 2018 mit 21,7 % deutlich häu-
figer zu den Niedriglohnbeschäftigten als Männer mit 9,7 %.

2.7.2  
Schlüsselindikator Verhältnis der 
Einkommensquintile (S80/S20)

Quintilsverhältnisse beschreiben das Verhältnis des 
Einkommens gleich großer Einkommensgruppen. Der 
WgÖ-Schlüsselindikator S80 / S20 vergleicht den Einkom-
mensanteil der reichsten 20 % der Haushalte mit jenem 
der ärmsten 20 % der Haushalte. Je stärker der Quotient 
von 1 abweicht, desto ungleicher sind die Einkommen 
zwischen diesen beiden Bevölkerungsgruppen verteilt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Ungleichheit in den Haushaltseinkommen ist in Öster-
reich niedriger als im EU-Schnitt. Da sich das Einkom-
mensquintilsverhältnis seit 2008 kaum veränderte, wird 
die langfristige Entwicklung der sekundären Haushalts-
einkommen tendenziell positiv eingestuft. Die Bewertung 
der kurzen Frist, also 2018 bis 2020 (Einkommensreferenz-
jahre 2017 bis 2019), fällt aufgrund des gleichbleibend nied-
rigen Niveaus ebenfalls tendenziell positiv aus.“

Unter „Einkommen“ wird hier das äquivalisierte verfüg-
bare Netto-Haushaltseinkommen (inkl. monetärer Sozial-
transfers, aber ohne Sachtransfers) verstanden. Um Haus-
halte unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung 
vergleichbar zu machen, wird das äquivalisierte Haus-
haltseinkommen berechnet. Damit wird das verfügbare 
Haushaltseinkommen dem Einkommen einer alleinste-
henden Person vergleichbar gemacht.13 Der Referenzzeit-
raum ist das Jahr vor der Befragung, d. h. aus der derzeit 
aktuellen Befragung des Jahres 2020 stehen Daten zum 
Einkommen im Jahr 2019 zur Verfügung.14

Das Einkommensquintilsverhältnis wird in Grafik 21 abge-
bildet. Zwischen 2008 und 2020 lässt sich keine Öffnung 
der Einkommensschere aus den Daten ablesen. Zuletzt 
waren die sekundären Einkommen15 des reichsten Ein-
kommensquintils 4,1-mal so hoch wie jene des ärmsten. 
Dieser Wert ist seit Beginn der Beobachtungsreihe 2008 

95

100

105

110

115

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

 

1. EK-Quartil
EK-Median
3. EK-Quartil

In
de

x,
 2

00
4=

10
0

4

KF  LF



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

55

praktisch unverändert, 2020 blieb das Einkommensquin-
tilsverhältnis unverändert im Vergleich zum Vorjahr.

Grafik 21  
S80 / S20-Einkommensquintilsverhältnis der verfüg-
baren Netto-Jahreshaushaltseinkommen

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008 
bis 2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, 
da 2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwend-
baren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde.

Verteilungsdaten auf Mikro-Datenbasis (aus 
Haushaltserhebungen) sind aus unterschied-
lichen Gründen mit Vorsicht zu interpretie-
ren: Insbesondere ist von einer Unterschät-
zung der Ungleichverteilung auszugehen, da 
Haushalte mit sehr hohen Einkommen und 
Vermögen schwierig für Erhebungen zu ge-
winnen sind bzw. von einer Zufallsstichprobe 
kaum erfasst werden können.

Stärkere Aussagekraft gewinnt der Indikator im EU-Ver-
gleich: Im Durchschnitt hatte die EU-Bevölkerung im 
obersten Quintil rund fünfmal mehr Einkommen zur Ver-
fügung als jene im untersten Quintil. Österreich befand 
sich 2020 mit einem Verhältnis von 4,1 deutlich unter dem 
EU-27-Durchschnitt von zuletzt 5,2. 

Das P90/P10-Verhältnis gibt im Vergleich dazu das Ver-
hältnis der Grenzen des neunten Dezils der äquivalisierten 
verfügbaren Netto-Haushaltseinkommen zu dem des ers-
ten Dezils an.16 Auch dieser Wert hat sich seit 2008 wenig 
geändert und lag für Österreich 2020 bei 3,4. 

16 Im Vergleich zum Einkommensquintilsverhältnis S80/S20 vergleicht der Indikator P90/P10 nicht die Summe der höchsten Einkommen mit jenen 
der niedrigsten, sondern setzt die Grenzwerte, die das unterste und das oberste Dezil bestimmen, ins Verhältnis. Für die EU-Länder wird der 
Verteilungsindikator des Einkommensquintilsverhältnisses jedoch häufiger betrachtet.

17 Für das Aggregat der EU-28 stehen die Daten erst ab 2010 zur Verfügung, für 2008 bis 2009 wird daher die EU-27 (ohne Kroatien) gezeigt.

Grafik 22  
P90/P10 Verhältnis der Netto-Haushaltseinkommen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC.

Eine weitere zentrale Kennzahl für die Einkommenskon-
zentration ist der Gini-Koeffizient. Er nimmt bei totaler 
Gleichverteilung der Einkommen den Wert 0 und bei 
totaler Konzentration auf einen Einzelfall 100 an.  Grafik 22 
stellt die Entwicklung des Gini-Koeffizienten für das ver-
fügbare Äquivalenzeinkommen in Österreich und der 
EU-27 im Zeitraum 2008 (bzw. 2010 für die internatio-
nalen Daten) bis 2020 dar.17 Der Gini-Koeffizient liegt in 
Österreich seit Beginn des Beobachtungszeitraumes 2008 
relativ stabil auf etwa demselben Niveau mit Werten zwi-
schen 25,3 und 28,3. Dabei fällt die Einkommenskonzen-
tration 2020 in Österreich mit einem Gini-Koeffizienten 
von 27,0 geringer aus als im EU-27-Durchschnitt (AT 2019: 
27,5, EU-27 2019: 30,2). 

Grafik 23  
Gini-Koeffizient des verfügbaren Äquivalenzeinkom-
mens der Haushalte 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat.
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2.7.3  
Schlüsselindikator Gender Pay Gap

Der Gender Pay Gap (geschlechtsspezifische Lohnunter-
schiede, ohne Anpassungen) beschreibt die Differenz zwi-
schen den durchschnittlichen Bruttostundenverdiensten 
der männlichen und der weiblichen Beschäftigten in Pro-
zent der durchschnittlichen Bruttostundenverdienste der 
männlichen Beschäftigten. Er misst demnach den Anteil, 
den Frauen brutto pro Stunde weniger verdienen als Män-
ner. Keine Aussagen macht der Gender Pay Gap hingegen 
über die Ursachen des Lohnunterschieds: Hier spielen die 
Branchen- und Berufswahl, das Ausbildungsniveau, die 
Dauer der Unternehmenszugehörigkeit, das Ausmaß der 
Beschäftigung oder die Art des Arbeitsvertrags eine Rolle. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede fallen im 
internationalen Vergleich und absolut nach wie vor sehr 
hoch aus. Die Unterschiede im Gender Pay Gap bleiben 
auch nach Bereinigung durch Faktoren wie branchen- 
und berufsspezifische Segregation, Ausbildung oder Alter 
erheblich. Der Lohnunterschied zwischen Frauen und 
Männern hat sich in den vergangenen Jahren zwar kon-
tinuierlich, aber nur in geringem Ausmaß reduziert. Er lag 
2019 noch deutlich über dem Wert der EU-27. Die Bewer-
tung der kurzen Frist bis 2019 (2020 noch nicht verfüg-
bar) fällt aufgrund der Stagnation seit 2017 tendenziell 
negativ aus. Die langfristige Entwicklung wird aufgrund 

der sehr langsamen Reduktion sowie des hohen Niveaus 
neutral eingestuft.“ 

Der Schlüsselindikator „Gender Pay Gap“ ist einer aus einer 
Reihe von Gender-Equality-Indikatoren, die zur Messung 
der Geschlechtergleichstellung in der EU herangezogen 
werden. Der Indikator bezieht sich auf alle unselbstän-
dig Beschäftigten in Unternehmen mit zehn und mehr 
Beschäftigten in der Privatwirtschaft. Beschäftigte in 
der Land- und Forstwirtschaft sowie in der öffentlichen 
Verwaltung werden nicht berücksichtigt. Basis für die 
Berechnung sind die Bruttostundenverdienste, da diese 
unabhängig von der Arbeitszeit (Voll-/Teilzeit) aussage-
kräftige Vergleiche ermöglichen. Der Schlüsselindikator 
wurde als „unbereinigt“ (ohne Anpassungen) definiert, 
d. h. er berücksichtigt keine Unterschiede im Hinblick auf 
die Beschäftigungsstruktur, sondern stellt ein Gesamt-
bild der geschlechtsspezifischen Lohnungleichheiten 
am Arbeitsmarkt dar.

Gemäß dem EU-Indikator „Gender Pay Gap“ betrug der 
geschlechtsspezifische Verdienstunterschied (ohne Anpas-
sungen) gemessen an den Bruttostundenverdiensten in 
der Privatwirtschaft 2019 in Österreich 19,9 % (Werte für 
2020 noch nicht verfügbar, siehe Grafik 24). Seit Beginn 
des Beobachtungszeitraums 2006 (25,5 %) ist dieser Wert 
langsam, aber kontinuierlich zurückgegangen. Dennoch 
schlagen sich die damit verbundenen Einkommensnach-
teile sowie die unterschiedlichen Beschäftigungschancen 
von Frauen und Männern letztlich in für Frauen niedri-
geren Pensionen und in einem höheren sozialen Risiko 
nach wie vor deutlich nieder (Lamei & Skina-Tabue 2011).

Grafik 24  
Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (ohne Anpassungen) 

Q: Eurostat. Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (ohne Anpassungen). Unterschied zwischen den durchschnittlichen Bruttostundenver-
diensten von Frauen und Männern in Unternehmen mit zehn und mehr Beschäftigten in der Privatwirtschaft.
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Wird der Einfluss verschiedener Faktoren auf den Gen-
der Pay Gap berechnet, so zeigt sich, dass basierend auf 
den Daten der Verdienststrukturerhebung 2018 insge-
samt 6,4 %-Punkte des Gender Pay Gap durch beobacht-
bare Unterschiede erklärt werden können18. Zu den wich-
tigsten Faktoren im Modell zählt die Branche, da Frauen 
öfter in Branchen mit geringeren Verdienstmöglichkeiten 
arbeiten als Männer. Ein weiterer Teil beruht auf Faktoren 
wie Beruf, Ausbildungsniveau, Alter, Dauer der Unterneh-
menszugehörigkeit, Ausmaß der Beschäftigung, Art des 
Arbeitsvertrags, Region und Unternehmensgröße. Der 
große Rest von 14,0 %-Punkten – der „bereinigte“ Gender 
Pay Gap – kann dagegen nicht durch die im Modell enthal-
tenen Merkmale erklärt werden (Geisberger - Glaser 2021). 

Auf die Bedeutung der branchen- und berufsspezifi-
schen Segregation sowie Ausbildung, Alter und Geburts-
land oder Erfahrung wird auch in vergleichbaren Studien 
zum Gender Pay Gap in Österreich verwiesen (siehe z. B. 
Böheim et al., 2019 oder Böheim et al., 2017), wobei unter-
schiedliche Studien für Österreich auf unterschiedlichen 
Daten oder empirischen Ansätzen basieren. Christl und 
Köppl-Turyna (2020) berücksichtigen beispielsweise auf 
Basis von PIAAC Daten den Einfluss individueller Kompe-
tenzen als weitere Faktoren zur Erklärung des Lohnunter-
schiedes von Männern und Frauen. Dennoch zeigen die 
Ergebnisse, dass der geschlechtsspezifische Lohnunter-
schied in Österreich nur zum Teil die Folge von struktu-
rellen Ungleichheiten ist. 

Bei der Bereinigung des Gender Pay Gap ist zu beach-
ten, dass geschlechtsspezifische Ungleichheiten auf dem 
Arbeitsmarkt herausgerechnet werden, die Unterschiede 
und damit auch das Lohngefälle jedoch real bestehen blei-
ben. Die Bestimmung der hinter dem Gender Pay Gap ste-
henden Faktoren ist dennoch für die Ableitung politischer 
Maßnahmen sehr wichtig. Abgesehen von der Erklärung 
des Gender Pay Gaps auf Stundenbasis ist weiters zu beden-
ken, dass fast die Hälfte der Frauen und fast drei Viertel 
der Frauen mit Kindern in Teilzeit arbeiten (siehe Grafik 19), 
sodass die Monats- und Jahresgehälter von Frauen noch 
weiter unter jenen der Männer liegen und damit auch die 
zukünftige Pensionshöhe. Analysen zum Thema „Child 
Penalty“ zeigen auch, dass Elternschaft vor allem Einfluss 
auf das Einkommen von Frauen hat (Kleven et al., 2019).

Betrachtet man den Gender Pay Gap im internationalen 
Vergleich, dann zählt Österreich zu den Ländern mit den 
größten Lohn- und Gehaltsunterschieden. Auch 2019 fiel 
der geschlechtsspezifische Lohnunterschied in der EU-27 
mit durchschnittlich 14,1 % deutlich geringer aus als in 
Österreich mit 19,9 %.

18 Das Lohndifferential wurde mithilfe der Oaxaca-Blinder-Dekomposition in einen erklärten und einen unerklärten Teil zerlegt. Der erklärte Teil 
bezeichnet jenen Teil des Gender Pay Gap, der auf die ungleiche Verteilung von Frauen und Männern hinsichtlich der beobachteten Merkmale 
zurückgeführt werden kann. Der unerklärte Teil ist dagegen jener Teil, der nicht auf den in das Modell einbezogenen sozioökonomischen Fak-
toren beruht.

2.7.4  
Schlüsselindikator öffentlicher 
Schuldenstand

Die ökonomische Nachhaltigkeit umfasst auch die Soli-
dität der öffentlichen Finanzen, welche den Raum für 
zukünftige Investitionen, fiskalpolitische Maßnahmen 
im Falle eines Wirtschaftsabschwungs und auch die 
Bonität einer Volkswirtschaft und damit die Höhe des 
Zinsdienstes beeinflusst. Im Vertrag von Maastricht 
wurden die Konvergenzkriterien (Maastricht-Kriterien) 
festgelegt. Demnach kann ein Staat nur an der Europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion teilnehmen, 
wenn er die fiskalischen und monetären Maas tricht-
Kriterien erfüllt. 

Die fiskalischen Maastricht-Kriterien betreffen das öffent-
liche Defizit, welches 3 % des BIP nicht übersteigen darf, 
und den öffentlichen Schuldenstand, welcher maximal 
60 % des BIP erreichen soll. Einen Schuldenstand von 60 % 
oder weniger hat Österreich seit Bestehen der Maastricht-
Kriterien noch nie erreicht. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Schuldenstand übersteigt im gesamten Zeitraum 
das Maastricht-Kriterium von 60 % des BIP und liegt seit 
der Wirtschaftskrise 2009 auf sehr hohem Niveau. 2015 
bis 2019 kam es zu einer deutlichen Reduktion der Staats-
schuldenquote. Im Sinne der wirtschaftspolitisch not-
wendigen Krisenmaßnahmen während der COVID-19-
Krise stieg der Schuldenstand 2020 deutlich an, damit 
fand der Konsolidierungspfad, der seit 2015 beschritten 
wurde, (vorerst) ein Ende. Die langfristige Entwicklung 
wird, wie auch die kurzfristige Entwicklung, als moderat 
negativ eingeschätzt.“ 

Der öffentliche Schuldenstand belief sich in Österreich 
Ende 2020 auf 315,6 Mrd. Euro bzw. 83,2 % des BIP, bei 
einem Maastricht-Kriterium von 60 %. Damit stieg die 
Staatsverschuldung im COVID-19-Krisenjahr um rund 
35 Mrd. Euro, die Schuldenquote (Verhältnis der Staats-
schulden zum BIP) stieg um 13,0 %-Punkte. Die Reduktion 
der Schuldenquote seit 2016 (84,9 % in 2015 auf 70,5 % in 
2019) wurde damit innerhalb des Pandemiejahres 2020 
zu großen Teilen wieder umgekehrt.

KF  LF
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Grafik 25  
Öffentlicher Schuldenstand nach Maastricht 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Öffentliche Finanzen.

Statistik Austria berechnet den öffentlichen Schulden-
stand gemäß den Kategorien des Europäischen Systems 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 2010). Da 
bei der Berechnung des öffentlichen Schuldenstandes 
die Forderungen gegenüber anderen staatlichen Stellen 
abgezogen werden („intergovernmentale Forderungen“ 
bzw. „konsolidierte Darstellung“), sind bei der Interpreta-
tion der Veränderung des Schuldenstandes sowohl die 
Entwicklung der Verbindlichkeiten als auch der intergo-
vernmentalen Forderungen zu berücksichtigen. Das gilt 
für den Staat insgesamt wie auch für die Beiträge der 
einzelnen Teilsektoren zum öffentlichen Schuldenstand.

Grafik 26  
Öffentlicher Schuldenstand nach Maastricht für aus-
gewählte Länder

Q: STATISTIK AUSTRIA, Öffentliche Finanzen, Eurostat.

Mit 83,2 % des BIP lag der öffentliche Schuldenstand Öster-
reichs 2020 6,9 %-Punkte unter dem EU-27-Durchschnitt 
(90,1 %). Dieser variiert jedoch stark zwischen den 27 EU-
Mitgliedstaaten. Grafik 26 zeigt den öffentlichen Schul-
denstand jener sechs EU-Länder mit dem niedrigsten und 
dem höchsten Schuldenstand im Verhältnis zum BIP. Zu 
den Ländern mit sehr hohem Schuldenstand in Relation 
zum BIP gehören Griechenland (206,3 %), Italien (155,6 %) 
und Portugal (135,2 %). Für Griechenland und Italien zeigt 
sich ein sehr starker Anstieg des Schuldenstands im Kri-
senjahr 2020 von 25,6 %-Punkten und 21,3 %-Punkten. Zu 
den Ländern mit sehr niedrigen Staatsschuldenquoten 
zählen allen voran Estland (19,0 %), Luxemburg (24,8 %) 
und Bulgarien (24,7 %). 

2.7.5  
Verteilung der privaten Vermögen

Die hier gezeigten Daten zur Vermögensverteilung in 
Österreich stammen aus dem 2017 von der Oesterrei-
chischen Nationalbank (OeNB) durchgeführten Hou-
sehold Finance and Consumption Survey (HFCS). Im 
HFCS werden Sachvermögen (z. B. Immobilien, Unter-
nehmenseigentum, Fahrzeuge, Wertgegenstände), 
Finanzvermögen (Wertpapiere, Girokonten, Sparein-
lagen etc.) und die Verschuldung privater Haushalte 
erfasst (siehe Fessler et al. 2017). Das Bruttovermö-
gen bezeichnet demgemäß die Summe von Sach- und 
Finanzvermögen. Nach Abzug der Verschuldung erhält 
man das Nettovermögen.

Das Nettovermögen beschreibt die Vermögenslage eines 
Haushalts am besten. Eine Beschränkung darauf würde 
jedoch die Zusammensetzung des Vermögens eines Haus-
halts außer Acht lassen. Im Folgenden werden daher beide 
Vermögensaspekte berücksichtigt.

Grafik 27  
Dezile und Mittelwert des Nettovermögens (2017) 

Q: OeNB, HFCS-Austria 2017.

40

50

60

70

80

90

100
20

00
20

01
20

02
20

03
20

04
20

05
20

06
20

07
20

08
20

09
20

10
20

11
20

12
20

13
20

14
20

15
20

16
20

17
20

18
20

19
20

20

Öffentlicher Schuldenstand 
(Maastricht)
Maastricht Kriterium 60%

in
 %

 d
es

 B
IP

83,2

0

50

100

150

200

250

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

 

Estland
Bulgarien
Luxemburg
Österreich

Portugal
Italien
Griechenland

in
 %

 d
es

 B
IP

4

0

100.000

200.000

300.000

400.000

500.000

600.000

1 2 3 4 5 6 7 8 9

Dezile
Mittelwert

in
Eu

ro

Dezile



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

59

Grafik 27 zeigt Dezile und den Mittelwert des Nettovermö-
gens in Österreich. Die neun Dezile zerlegen die Menge 
der Haushalte in zehn umfanggleiche Teile. Entsprechend 
liegen dann beispielsweise unterhalb des dritten Dezils 
30 % aller Haushalte.

Jeder Punkt in der Grafik repräsentiert eine Vermögens-
grenze, die ein Dezil vom nächsten trennt. Das unterste 
Zehntel der Haushalte lag 2017 unterhalb einer Netto-
vermögensgrenze von rund 2.000 Euro (anders formu-
liert verfügen die ärmsten 10 % der Haushalte über ein 
Nettovermögen von jeweils weniger als 2.000 Euro). Die 
Nettovermögensgrenze unterhalb derer sich 50 % (5. Dezil 
bzw. Median) der Haushalte befanden, betrug rund 83.000 
Euro. Die reichsten 10 % der Haushalte, welche über dem 
Grenzwert des 9. Dezils lagen, hielten jeweils Vermö-
gen von über 525.000 Euro. Erst in diesen reichsten 10 % 
der Haushalte wurden Nettovermögen von über 1 Mio. 
Euro erfasst, wobei es hier zu großen Datenunsicherhei-
ten und Erfassungsproblemen kam (siehe Fessler et al., 
2016).  Grafik 28 verdeutlicht die markante Ungleichver-
teilung des Nettovermögens. Im Gegensatz zum Median 
(5. Dezil), der bei rund 83.000 Euro lag, lag der Mittelwert 
des Nettovermögens bei rund 250.000 Euro (etwa 70 % 
der Haushalte verfügten über weniger).

Grafik 28  
Mediane und Mittelwerte des Nettovermögens der 
Dezilsgruppen (2017) 

Q: OeNB, HFCS-Austria 2017.

Grafik 28 stellt Mediane und Mittelwerte des Nettovermö-
gens innerhalb der Dezilsgruppen dar. Daraus lässt sich 

erkennen, dass jene 10 % der Haushalte mit dem niedrigs-
ten Nettovermögen im Durchschnitt sogar ein negatives 
Nettovermögen aufwiesen. Der Mittelwert lag in dieser 
Gruppe bei rund -10.800 Euro. Es zeigt sich darüber hin-
aus eine deutliche Streuung nach oben, d. h. Mittelwert 
und Median fielen bei den 10 % der Haushalte mit dem 
höchsten Nettovermögen weit auseinander. Während 
Median und Mittelwert in der Vermögensgruppe dar-
unter (unterhalb des 9. Dezils) noch nahe bei 400.000 
Euro lagen, hielten die Haushalte der reichsten 10 % im 
Median 868.000 Euro, aber im Durchschnitt bereits über 
1,4 Mio. Euro an Nettovermögen.

Grafik 29  
Verteilung der Bruttovermögen (2017)

Q: OeNB, HFCS-Austria 2017.

Grafik 29 veranschaulicht die Verteilung der Bruttovermö-
gen. Hier werden die privaten Haushalte nach ihrem Brut-
tovermögen in vier Gruppen unterteilt: i) „untere Hälfte“, ii) 
„obere Mitte“, iii) „Vermögende“ und iv) „Top 5 %“. Aus der 
Darstellung geht hervor, dass die 50 % der Haushalte mit 
den niedrigsten Bruttovermögen (untere Hälfte) einen 
Anteil von 4,3 % am gesamten Bruttovermögen hielten. 
Die 30 % der „oberen Mitte“ besaßen 25 % und die 15 % 
„vermögenden“ Haushalte 30 % des Gesamtbruttover-
mögens. Den größten Anteil hielten mit 41 % die 5 % der 
Haushalte mit dem höchsten Bruttovermögen. Hierbei 
ist zu berücksichtigten, dass Pensionsansprüche inner-
halb der umlagefinanzierten Sozialversicherung nicht 
berücksichtigt sind.
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3  
Lebensqualität

Unsicherheitsem-
pfinden ist gesunken

Nur 5,7 % nahmen 2020 Kriminalität, 
Gewalt der Vandalismus in ihrer 

Wohngegend wahr

Guter subjektiver 
Gesundheitszustand

Die COVID-19-Krise hat kurzfristig zu 
keiner  Verschlechterung geführt

Lebenszufriedenheit 
auf hohem Niveau

7,7 % der Bevölkerung haben geringe, 40,7 % 
hohe Lebenszufriedenheit
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3.1  
Lebensqualität

19 Vgl. z. B. „Quality of life” Abschnitt der Eurostat Website.
20 Vgl. Infografik zu Dimensionen der Lebensqualität. 

Der Bevölkerung ein „gutes Leben“ zu ermöglichen, ist 
ein zentrales Ziel der Politik. Es spielte zum Beispiel in 
der Strategie „Europa 2020“ mit dem Ziel der Verbes-
serung der Lebenschancen der Bevölkerung in Europa 
eine gewichtige Rolle. Auch die 2021 mit einem Aktions-
plan der Kommission bis 2030 konkretisierte Europäi-
sche Säule sozialer Rechte fußt auf dem Prinzip guter 
und gerecht verteilter Lebensbedingungen für alle. 
Und international hat die „Agenda 2030“ die Lebens-
bedingungen unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit in 
den Fokus genommen. „Lebensqualität“ ist dabei ein 
vielschichtiger Begriff. Was darunter zu verstehen ist 
und wie sie am besten messbar ist, sind komplexe Fra-
gen. Sowohl objektive Merkmale wie zum Beispiel Bil-
dung, Erwerbsarbeit, Einkommen, als auch subjektive 
Beurteilungen und Gewichtungen von Lebensbedin-
gungen tragen in Summe zur Lebensqualität bei.

Der Stiglitz-Bericht aus dem Jahr 2009 vereint all diese 
Zugänge und betont, dass Lebensqualität über ökono-
mische Produktion und Lebensstandard hinausgeht. Sie 
umfasst demnach die gesamte Bandbreite an (subjekti-
ven und objektiven) Faktoren, die beeinflussen, was Men-
schen über den materiellen Fokus hinaus in ihrem Leben 
wertschätzen (Stiglitz et al. 2009, S. 41). Viele Bedingungs-
faktoren menschlichen Wohlbefindens können demnach 
nicht monetarisiert werden. Kennzahlen zur Lebensquali-
tät sind jedoch nicht darauf ausgerichtet, konventionelle 
ökonomische Indikatoren zu ersetzen, sondern ermög-
lichen es stattdessen, politische Diskussionen zu berei-
chern und die Gesellschaft über die Lebensbedingungen 
der Bürgerinnen und Bürger zu informieren.

Große Fortschritte wurden nach Einschätzung des Nach-
folgeberichts zu „Beyond GDP“ (Stiglitz et al. 2018) auf 
internationaler Ebene vor allem für die Messung des sub-
jektiven Wohlbefindens und der Ungleichheitsindikatoren 
erzielt. Auch die UN „Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung“ mit ihren „Nachhaltigen Entwicklungszielen“ 
(Sustainable Development Goals SDGs) zeigt die wach-
sende Relevanz einer erweiterten Wohlstandsbetrachtung 
und damit verbunden die Bedeutung belastbarer Zahlen 
hierzu. Die Agenda 2030 beinhaltet 17 Ziele, denen 169 
Unterziele (sogenannte „Targets“) zugeordnet sind und 
232 Indikatoren, die diese Zielerreichung abbilden sollen. 

Bereiche der Lebensqualität finden sich als Querschnitts-
thema darin in annährend allen Zielen wieder.

Um in den inhaltlichen Konzepten und Maßzahlen eine 
Ausgewogenheit zwischen Klarheit und Vollständigkeit zu 
gewährleisten, müssen oft pragmatische Entscheidungen 
getroffen werden: Der Sponsorship Report leitete aus den 
Empfehlungen des Stiglitz-Berichts eine Operationalisie-
rung von Lebensqualität in 8+1 Dimensionen ab und for-
mulierte eine vorläufige Liste mit dazugehörigen Schlüs-
selindikatoren. Eurostat übernahm diese Vorgehensweise 
in seiner Lebensqualitäts-Berichterstattung19, verwendet 
an anderen Orten20 aber auch Lebensqualitätskonzepte, 
die aus elf Dimensionen bestehen.

Für WgÖ wurden insgesamt zehn Schlüsselindikatoren 
gewählt, die (seit 2017) sieben Dimensionen der Lebens-
qualität zugeordnet werden (siehe Grafik 30), die Indika-
torenstruktur bleibt das dritte Jahr in Folge unverändert.

Grafik 30  
Dimensionen der Lebensqualität 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Übersicht 6 stellt die zehn Schlüsselindikatoren dar, von 
denen aufgrund verfügbarer Zeitreihen neun kurzfristig 
und acht langfristig bewertbar sind.
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https://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/qol/index_en.html
http://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/qol/index_de.html
http://policydialogue.org/files/publications/papers/FINAL-For-Good-Measure_-Advancing-Research-on-Well-being-Metrics-Beyond.pdf
http://policydialogue.org/files/publications/papers/FINAL-For-Good-Measure_-Advancing-Research-on-Well-being-Metrics-Beyond.pdf
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Übersicht 6  
Schlüsselindikatoren der Lebensqualität mit Bewer-
tung 

Lebensqualität

Kurz-
fristig 
(letzte 

3 Jahre)

Lang-
fristig 

(gesam-
te Zeit-
reihe)

Subjektive Lebenszufriedenheit –

Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung

Subjektiver Gesundheitszustand

Vorzeitige Sterblichkeit*

Tertiärquote

Frühe Schul- u. Ausbildungsabgängerinnen 
und -abgänger
Physisches Unsicherheitsempfinden

Tötungsrate

Vertrauen in das politische System – –

Wohnkostenüberbelastung**

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich? - * nur Sterbefälle bei 
30- bis 69-Jährigen mit Todesursache nicht-übertragbare Krankheiten, 
daher kein direkter Zusammenhang COVID-19 - ** Wohnkosten >40 % 
vom Haushaltseinkommen.

Im vorliegenden Bericht werden zur einfacheren und 
anschaulicheren Darstellung jene subjektiven Indikatoren, 
die auf einer elfstufigen Skala basieren (z. B. von 0 „über-
haupt nicht zufrieden“ bis 10 „vollkommen zufrieden“), 
in drei Kategorien – niedrig, mittel und hoch – unterteilt. 

Die Grenzwerte für diese Zusammenfassung 
entsprechen dabei jenen, die für die EU-wei-
ten Ergebnisse des EU-SILC Moduls Wohl-
befinden (2013) von Eurostat festgelegt und 
seitdem nicht mehr verändert wurden.

Da keine theoretischen bzw. externen Kriterien auf inter-
nationaler Basis vorhanden waren, wird im Folgenden der 
EU-SILC-Systematik von Eurostat entsprechend ein vertei-
lungsbasierter Ansatz gewählt. Dieser wurde mit Daten 
aus dem EU-SILC Wohlbefindensmodul 2013 ermittelt, 
seitdem nicht verändert und in europäischen Veröffent-
lichungen wie auch in Österreich verwendet. Beispiels-
weise bedeutet das für die Lebenszufriedenheit, dass die 

21 Vgl. Informationen über die Erhebung bei Eurostat bzw. Statistik Austria.

Ausprägungen, die jeweils von den 20 % zufriedensten 
Personen im EU-Durchschnitt gewählt werden, als hoch 
klassifiziert wurden. Das waren bei den Zufriedenheiten 
die Werte 9 und 10. Am unteren Ende der Skala wurden 
jene Ausprägungen als niedrig klassifiziert, die von den 
circa 20 % unzufriedensten Personen gewählt wurden. 
Das sind die Ausprägungen 0 bis 5. Bei 6 bis 8 liegt also 
eine mittlere Zufriedenheit vor, die auf circa 60 % der euro-
päischen Bevölkerung zutrifft (vgl. Eurostat 2015b). Dem-
nach wird die Frage nach der Lebenszufriedenheit, die 
von den Respondentinnen und Respondenten auf einer 
Skala von 0 für „überhaupt nicht zufrieden“ bis 10 für „voll-
kommen zufrieden“ beantwortet wurde, also in niedrige 
(0 bis 5), mittlere (6 bis 8) und hohe (9 bis 10) Zufrieden-
heit gruppiert. Alle anderen Zufriedenheitsfragen bedie-
nen sich ebenso dieser Grenzwerte. Jene für die Fragen 
nach dem Vertrauen in Institutionen oder andere Perso-
nen, bei denen ebenfalls eine elfstufige Skala verwendet 
wurde, basieren ebenso auf der 20:60:20-Verteilung. Das 
ergibt für das Vertrauen in Institutionen und in andere 
Personen mit niedrig: 0-4; mittel: 5-6; hoch: 7-10 andere 
Grenzwerte als für die Zufriedenheitsfragen.

Die Analysen dieses Kapitels basieren in erster Linie 
auf Daten der Europäischen Erhebung zu Einkommen 
und Lebensbedingungen EU-SILC21. Weitere verwen-
dete Datenquellen sind z. B. die Arbeitskräfteerhebung 
(MZ-AKE), die Todesursachenstatistik und die Zeitver-
wendungserhebung 2008/09. All diese Daten werden 
bei Statistik Austria erhoben und aufbereitet. Der Fokus 
liegt auf hoch relevanten Indikatoren, die u. a. dem politi-
schen Monitoring nationaler und internationaler Schlüs-
selziele dienen. Wo möglich, werden die Daten für Öster-
reich jenen auf EU-Ebene gegenübergestellt, um Niveau 
und Entwicklung zu berücksichtigen. Um außerdem auch 
sozialstrukturelle Unterschiede zeigen zu können, werden 
Analysen etwa nach Geschlecht, Einkommensquintilen 
oder Bildung vorgenommen. Wenn nicht anders darauf 
hingewiesen wird, bezieht sich „Bevölkerung“ auf Perso-
nen in privaten Haushalten in Österreich.

Wie im Vorjahr werden auch heuer Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie in Zusammenhang mit Lebensqua-
lität präsentiert bzw. erläutert, wo sich dadurch Verände-
rung zur Vorkrisenzeit zeigen bzw. wo dies nicht der Fall 
ist. Dies geschieht diesmal im Rahmen der gewohnten 
Kapitelstruktur und nicht thematisch geblockt, um den 
Fokus nicht von den Dimensionen der Lebens qualität 
zu lenken.

http://ec.europa.eu/eurostat/web/income-and-living-conditions/overview
http://www.statistik.at/silcinfo
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3.2  
Subjektives Wohlbefinden

22 Eurostat: Quality of life

Das subjektive Wohlbefinden bildet eine Klammer über 
alle Lebensbereiche. Es umfasst eine große Bandbreite 
verschiedener Aspekte, die von der reflektierten Bewer-
tung des eigenen Lebens über die Gefühls- und Emo-
tionszustände einer Person bis hin zu Fragestellungen 
nach dem Lebenssinn reichen. Die Messung des sub-
jektiven Wohlbefindens gibt dabei Aufschluss über die 
Wirkung objektiver Lebensbedingungen und beschreibt 
gleichzeitig einen eigenständigen, komplementären 
Aspekt der Lebensqualität. Wie subjektives Wohlbefin-
den gemessen werden kann, wird mittlerweile auch in 
der offiziellen Statistik intensiv diskutiert.

Die OECD (2013b) veröffentlichte Leitlinien zur Messung 
subjektiven Wohlbefindens um eine diesbezüglich grö-
ßere Konsistenz in den offiziellen Statistiken zu erreichen. 
Tatsächlich sind, wie z. B. auch Stone und Krueger (In: Stig-
litz et al. 2018; S. 163ff.) in einem Kapitel des OECD Berichts 
zu aktuellen Entwicklungen rund um die „Beyond GDP“-
Initiative vermerken, in den letzten Jahren erhebliche Fort-
schritte in der Sammlung und Analyse von Daten zu sub-
jektivem Wohlbefinden erreicht worden; dadurch fanden 
diese auch verstärkt Eingang in die Forschung und Ver-
gleiche über Länder hinweg oder in zeitlicher Hinsicht 
wurden ermöglicht.

Datenbasis für die Berechnung von wichtigen Kennzah-
len zum Wohlbefinden ist EU-SILC, die Erhebung zu Ein-
kommen und Lebensbedingungen. Das EU-SILC-Modul 
2013 zu subjektivem Wohlbefinden zählt zu den auf euro-
päischer Ebene beschlossenen Maßnahmen zur Weiter-
entwicklung der Fortschritts- und Wohlstandsmessung. 
Es soll die bereits regelmäßig verfügbaren Daten zu den 
objektiven Bereichen der Lebensqualität wie Beschäfti-
gung, Bildung oder die Verteilung von Einkommen und 
Lebensstandard ergänzen. Eurostat (2014b)22 fasst die 
Bedeutung dieser neuen Daten wie folgt zusammen: „Das 
BIP und mehr, die Empfehlungen der SSF-Kommission, die 
Sponsorship-Group zur Messung des Fortschritts und das 
Sofia-Memorandum betonen sämtlich die Bedeutung der 
Erhebung qualitativ hochwertiger Daten über die Lebens-
qualität und das Wohlbefinden der Menschen und die zen-
trale Rolle von Statistiken über Einkommen und Lebensbe-
dingungen (SILC) im Rahmen dieser verbesserten Messung. 
Die Erhebung von Mikrodaten im Zusammenhang mit dem 
Wohlbefinden ist daher ein vorrangiges Ziel. Im Mai 2010 
unterstützten sowohl die Arbeitsgruppe Lebensbedingun-
gen als auch die Indikatoren-Untergruppe des Ausschusses 

für Sozialschutz den Vorschlag von Eurostat zur Erhebung 
von Mikrodaten zum Wohlbefinden im Rahmen des Moduls 
der SILC 2013, um dieser Forderung gerecht zu werden.“

In der österreichischen Erhebung zu EU-SILC werden 
bereits seit 2004 jährlich Fragen zur Lebensqualität 
gestellt. Die Daten werden jedoch hier erst ab 2013 gezeigt, 
da sie ab diesem Zeitraum vergleichbar erhoben wurden. 
Europäisch liegen die Daten vorerst nur für 2013 und 2018 
vor: Im Rahmen von Sondermodulen wurde die Erhe-
bung des subjektiven Wohlbefindens umgesetzt. Enthal-
ten war eine Reihe subjektiver Fragen zu den verschiede-
nen Aspekten des Wohlbefindens (Zufriedenheitsfragen, 
Stimmungsfragen etc.). Mit der Änderung der EU-Verord-
nung für EU-SILC wird ab 2021 die Frage nach der insge-
samten Lebenszufriedenheit jährlich für alle Länder, die 
an EU-SILC teilnehmen, vorliegen; die übrigen Fragen zum 
Wohlbefinden werden in 6-jährigem Abstand beginnend 
mit 2022 gestellt.

Der WgÖ-Schlüsselindikator zu dieser Dimen-
sion ist die „Gesamte Lebenszufriedenheit“. 
Er liefert einen Hinweis darauf, wie zufrieden 
die Menschen in Österreich mit ihrer Lebens-
situation insgesamt sind.

Flankiert wird dieser Indikator von Indikatoren zur Zufrie-
denheit mit verschiedenen Lebensbereichen, die teilweise 
regelmäßig in der österreichischen Erhebung zu EU-SILC 
erhoben werden und teilweise unregelmäßig 2013, 2015 
bzw. 2018 in Modulen. Daten zur Freizeit aus der Zeitver-
wendungserhebung ergänzen diese Indikatoren.

3.2.1  
Schlüsselindikator Gesamte 
Lebenszufriedenheit

Der Indikator Lebenszufriedenheit misst, wie eine Per-
son ihr Leben als Gesamtes bewertet. Der Begriff „Leben“ 
umfasst somit sämtliche Lebensbereiche dieser Person 
zu einem bestimmten Zeitpunkt. Es wird daher nicht 
angestrebt, den emotionalen Zustand der Auskunfts-

https://ec.europa.eu/eurostat/documents/3217494/6856423/KS-05-14-073-EN-N/
http://policydialogue.org/files/publications/papers/FINAL-For-Good-Measure_-Advancing-Research-on-Well-being-Metrics-Beyond.pdf
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/initiativen_zur_fortschrittsmessung/gdp_and_beyond/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/initiativen_zur_fortschrittsmessung/gdp_and_beyond/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wohlstand_und_fortschritt/initiativen_zur_fortschrittsmessung/stiglitz_sen_fitoussi/index.html
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/7330775/7339383/SpG-Final-report-Progress-wellbeing-and-sustainable-deve/428899a4-9b8d-450c-a511-ae7ae35587cb
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/8131721/8131772/Sofia-memorandum-final.pdf
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person abzufragen, sondern ein reflektiertes und brei-
tes Urteil über den Grad ihrer allgemeinen Zufrieden-
heit mit diesem Leben zu erhalten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die mittelfristige Betrachtung zeigt einen Rückgang 
der geringen (0-5) Lebenszufriedenheit und einen leich-
ten Anstieg der hohen (9-10) Lebenszufriedenheit. Diese 
Entwicklung setzte sich bemerkenswerterweise auch im 
COVID-19-Jahr 2020 fort. Insoweit dieser Indikator inter-
kulturell vergleichbar ist, war die Lebenszufriedenheit im 
gesamten Beobachtungszeitraum deutlich über dem EU-
Durchschnitt. Die kurzfristige Entwicklung wird daher als 
moderat positiv bewertet. Eine langfristige Bewertung 
erfolgt erst, wenn Daten für wenigstens 10 Jahre vor-
handen sind.“ 

EU-SILC stellt die entsprechende Frage seit 2013 mit 11-stu-
figer Antwortskala. Die Frage lautet: Ich möchte Ihnen 
nun einige Fragen zu Ihrem Wohlbefinden und Ihrer 
Zufriedenheit mit verschiedenen Lebensbereichen stel-
len. Zunächst aber ganz allgemein gefragt: „Wie zufrie-
den sind Sie mit Ihrem Leben insgesamt? Bitte antworten 
Sie auf einer Skala von 0 bis 10, wobei 0 für „überhaupt 
nicht zufrieden‘‘ und 10 für „vollkommen zufrieden‘‘ steht.“

2020 lag die mittlere Zufriedenheit bei 8,1 von 10 Punk-
ten und damit geringfügig (nicht signifikant) höher als 
im Vorjahr (siehe Grafik 31). Dieser Wert liegt damit sta-
bil auf deutlich höherem Niveau als der letztverfügbare 
EU-Wert (7,3 im Jahr 2018). Zudem ist eine weitere leichte 
Verringerung der Personen mit geringer Zufriedenheit in 
Österreich festzustellen: Ihr Anteil betrug 7,7 % (im Vorjahr 
8,7 %) und ist damit 2020 am niedrigsten in der gesamten 
Zeitreihe seit 2013; im Gegenzug hat sich der Anteil der 
Menschen mit mittlerer (51,6 %) und hoher Lebenszufrie-
denheit (40,7 %) im Vergleich zum Vorjahr leicht erhöht. 
Verglichen mit den Werten der EU-27 für 2018 – 16,4 % 
mit geringer, 58,6 % mit mittlerer und 25,0 % mit hoher 
Zufriedenheit – schneidet Österreich in der persönlichen 
Einschätzung des eigenen Lebens damit weit besser ab. 

Zunächst mag es kontraintuitiv erscheinen, dass die 
Lebenszufriedenheit in Österreich trotz COVID-19-Krise 
2020 auf so hohem Niveau lag. Wie auch bereits im Vor-
jahresbericht ausgeführt, fand die Datenerhebung zwi-
schen März und Juli 2020, also vor bzw. zu Beginn der Pan-
demie- bzw. während der ersten „Lockdown“-phase statt. 
Man sieht auch keinen Effekt des Erhebungsmonats in die-
sem Zeitraum auf die allgemeine Lebenszufriedenheit.

Die Frage nach der allgemeinen Zufrieden-
heit „Wie zufrieden sind Sie mit Ihrem Leben 
insgesamt?“ spiegelt nicht kurzfristige Ein-

flüsse wider, sondern stellt eine längerfristige 
Bewertung vielfältiger Aspekte des eigenen 
Lebens im Sinne einer Gesamtbeurteilung 
der Lebenssituation dar. Die hohe allgemei-
ne Lebenszufriedenheit schließt nicht aus, 
dass die COVID-19-Krise bzw. deren Folgen 
für einzelne Personengruppen schon eine 
erhebliche Rolle spielen kann, wie zufrieden 
sie mit ihrem Leben oder mit Teilaspekten 
davon sind.

Andere Daten, denen alternative Messungen von Wohl-
ergehen und psychischer Gesundheit zu Grunde liegen, 
zeigen sehr wohl deutlich negative Auswirkungen der 
Pandemie (vgl. z. B. Statistik Austria 2020).

Hinsichtlich des Geschlechts zeigen sich bei der allge-
meinen Lebenszufriedenheit nur geringe Unterschiede: 
Was den Mittelwert betrifft sind 2020 Frauen (8,2) etwas 
zufriedener als Männer (8,0), der Anteil der hoch Zufriede-
nen bei den Frauen übertrifft mit 43,2 % jenen der Män-
ner (38,2 %) um 5 %-Punkte.

Grafik 31  
Allgemeine Lebenszufriedenheit auf einer Skala von 
0-10

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC, Eurostat. * Rückrechnung ohne UK.

Grafik 32 zeigt, dass die Lebenszufriedenheit umso höher 
ist, je höher das Einkommensquintil ist, dem eine Person 
zugerechnet wird. Bei den 20 % der Bevölkerung mit den 
höchsten Haushaltseinkommen, lag die mittlere Lebens-
zufriedenheit bei 8,5 Skalenpunkten von 10, während die 
unterste Einkommensgruppe 2020 eine mittlere Lebens-
zufriedenheit von 7,4 von 10 aufwies.
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Grafik 32  
Allgemeine Lebenszufriedenheit nach Einkommens-
quintilen (2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20 % der Bevölkerung.

3.2.2  
Zufriedenheit mit verschiedenen 
Lebensbereichen

Zufriedenheiten mit verschiedenen Lebensbereichen 
wie Einkommen, Wohnumgebung und soziale Beziehun-
gen ermöglichen Aufschlüsse darüber, wie bestimmte 
objektive Lebensbedingungen subjektiv erfahren wer-
den, geben aber – wie bei den persönlichen Beziehun-
gen – auch Auskunft über Lebensbereiche, die sich gar 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
objektiv erfassen lassen.

Im nationalen Fragenteil zu EU-SILC finden sich jährlich 
Fragen zur Arbeitszufriedenheit, zur Zufriedenheit mit 
der finanziellen Situation des Haushaltes und zur Zufrie-
denheit mit der Wohnsituation. Darüber hinaus wurden 
2013 und 2018 im Modul zur Lebensqualität einige wei-
tere Fragen zur Zufriedenheit gestellt, unter anderem 
zur Zufriedenheit mit der Zeit für gerne gemachte Dinge. 
Die Frage „Wie zufrieden sind Sie mit Ihren persönlichen 
Beziehungen, z. B. zu Familie, Freunden, Kollegen, Kolle-
ginnen?“ wurde sowohl 2013 und 2018 wie auch 2015 im 
Sondermodul „Soziale und kulturelle Teilhabe“ gestellt. 
In Grafik 33 finden sich die Werte von 2018 und 2020 
(soweit vorhanden).

Wie Grafik 33 zeigt, ist die Zufriedenheit mit den persön-
lichen Beziehungen am höchsten. 59,5 % der Personen 
wählten 2018 hier auf der 11-stufigen Skala zwischen 0 
und 10 den Wert 9 oder 10, der Mittelwert lag bei 8,6. Auch 
mit ihrer Wohnsituation sind die Menschen in Österreich 
mehrheitlich sehr zufrieden, 55,5 % wählten hier 2020 die 
Werte 9 oder 10. Bezüglich der Arbeitszufriedenheit, bei 
der sich ebenfalls hohe Werte finden (43,3 % waren 2020 
sehr zufrieden), muss berücksichtigt werden, dass nur 
Personen befragt wurden, die auch wirklich erwerbstätig 
waren, also eine Personengruppe, der es vergleichsweise 
gut geht. Den höchsten Anteil gering Zufriedener findet 
man bei der Zeit für gerne gemachte Dinge, hier gaben 
22,5 % einen Wert von 5 oder geringer an (2018). Der Mit-
telwert lag bei 7,3. Eine ebenso relativ zu den anderen 
Dimensionen niedrige durchschnittliche Zufriedenheit 
findet sich mit 7,5 (2020) auch bei der finanziellen Situ-
ation des Haushalts. 16,7 % führten zudem eine geringe 
Zufriedenheit für diesen Aspekt an. Auch der Anteil an Per-
sonen mit hoher Zufriedenheit mit der finanziellen Situ-
ation des Haushaltes fällt mit 30,5 % am geringsten aus.

Grafik 33  
Zufriedenheit mit verschiedenen Lebensbereichen (2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018 und 2020. - * Daten nur für 2018 verfügbar.
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3.2.3  
Freizeitaktivitäten

Das objektive Gegenstück zur Zufriedenheit mit der Zeit 
für gerne gemachte Dinge stellt die verfügbare Zeit für 
Freizeitaktivitäten dar. Die diesbezüglich letztverfüg-
baren Daten stammen aus der Zeitverwendungserhe-
bung 2008/2009. Eine aktuelle Erhebungswelle der Zeit-
verwendung wird in Österreich seit November 2021 bis 
2022 durchgeführt.

In der Zeitverwendungserhebung werden für 2008/09 die 
folgenden Tätigkeiten als Freizeitaktivitäten gewertet: Kul-
turelle Aktivitäten; Unterhaltung, öffentliche Festveranstal-
tungen; Ausflug; Spazierengehen; Wandern, Laufen; Rad-
fahren (als Sport); Sonstige sportliche Betätigung; Fitness, 
Gymnastik; Jagen, Fischen, Sammeln in der Natur; Hobbys; 
Musizieren; Beschäftigung mit dem Computer, technische 
Hobbys; Spiele; Computerspiele; Zeitungen, Zeitschriften 
lesen; Bücher lesen; Sonstiges Lesen; Fernsehen (inkl. DVDs 
& Videos); Musik hören; Informationsbeschaffung mittels 
Computer; Wege – Kultur; Wege – Sport; Wege – Hobbys; 
Wege – Mediennutzung. Nichtstun wird jedoch nicht zur 
Freizeit gezählt. Da es gemeinsam mit dem Nickerchen 
abgefragt wird, werden diese in der Zeitverwendungser-
hebung der Kategorie „Schlaf“ zugeordnet. Unter Freizeit-
aktivitäten fallen hier also nur aktive Tätigkeiten.

Grafik 34 zeigt, dass Personen ab 19 Jahren im Durchschnitt 
pro Tag (inklusive Wochenende) 3 Stunden und 40 Minu-

ten Zeit zur freien Verfügung hatten. Frauen hatten mit 
3 Stunden 23 Minuten über eine halbe Stunde weniger 
Freizeit als Männer (3h58). Dies dürfte vor allem damit zu 
tun haben, dass Frauen nach wie vor mehr Zeit mit Haus-
halt, Kinderbetreuung und Freiwilligenarbeit verbringen 
(Frauen 4h 53; Männer 2h 41). Gegenüber 1981, als Frauen 
im Durchschnitt knapp 5 ½ Stunden für diese Tätigkeiten 
aufwendeten und Männer nur 1 ½ Stunden, deuten diese 
Zahlen auf eine allmähliche Angleichung hin.

Grafik 34  
Freizeitaktivitäten der Bevölkerung ab 19 Jahren 
nach Geschlecht (2008/09)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Zeitverwendungserhebung 2008/09.
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3.3  
Soziale Teilhabe und Armut

Ökonomische Situation, materielle Ausstattung und eine 
intakte Umwelt bilden den Rahmen, in dem sich Lebens-
qualität entfalten kann. Soziale Teilhabe ist oft eng an 
diese Bedingungen des Lebensstandards gekoppelt. 
Obwohl Europa und speziell Österreich zu den wohlha-
bendsten Regionen der Welt gehören, zeigt sich, dass 
es Haushalte gibt, denen die ökonomische Grundlage 
fehlt, um finanzielle und soziale Teilhabe sicherzustel-
len. Schwierigkeiten mit den vorhandenen Mitteln aus-
zukommen, niedriger Lebensstandard und Depriva-
tion beschränken sich dabei nicht auf Haushalte mit 
geringer Erwerbsintensität oder ökonomischer Inakti-
vität. Es gibt auch Haushalte der sogenannten Mittel-
schicht mit materiellen Problemen da viele Faktoren 
(wie zum Beispiel hohe Lebenshaltungskosten, Schul-
den etc.) dazu beitragen können, dass das Einkommen 
nicht ausreicht, um umfänglich am gesellschaftlichen 
Leben teilzuhaben. Darüber hinaus fehlt manchen Men-
schen die familiäre oder soziale Eingebundenheit, um 
solche Notlagen abzufedern und ganz allgemein Hilfe 
in schwierigen Lebenssituationen zu erhalten.

Im Zuge der Europa-2020-Strategie wurde als 
soziales Kernziel formuliert, bis 2020 euro-
paweit die Zahl der Armuts- oder Ausgren-
zungsgefährdeten um 20 Millionen Men-
schen zu reduzieren (Ausgangswert 2008: 
rund 120 Millionen). Als Teil dieser Strategie 
wurde 2010 die Europäische Plattform gegen 
Armut und soziale Ausgrenzung ins Leben 
gerufen. 2021 wurden Nachfolgepläne der 
Europa-2020-Strategie in der Europäischen 
Säule sozialer Rechte durch die Europäische 
Kommission für den Zeitraum bis 2030 fest-
gelegt. Auch darin wird die Reduzierung der 
Gruppe der von Armut betroffenen Personen 
als wichtiges Ziel verfolgt. Ebenso sehen die 
Vereinten Nationen Armutsbekämpfung als 
zentral im Rahmen ihrer Nachhaltigkeitsziele 
an.

Konkrete Maßnahmen hinsichtlich Sozialagenden liegen 
zwar in der Kompetenz der nationalen Regierungen, die 
Plattform versucht jedoch, diese Bemühungen zu unter-
stützen, indem sie „best practices“ identifiziert und den 

wechselseitigen Erfahrungsaustausch fördert. Politische 
Koordination, der Dialog zwischen den Stakeholdern, 
Funding und strategische Partnerschaften sind wichtige 
Bestandteile dieses Prozesses.

In Anerkennung der zentralen Bedeutung der Europa-
2020-Strategie und dieser Initiativen ist der Indikator zur 
Messung des Sozialziels, Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdung, auch im WgÖ-Set als Schlüsselindikator der 
Dimension soziale Teilhabe und Armut definiert. Es werden 
in ihm die drei Bereiche von Armut und sozialer Ausgren-
zung nach europäischer Vorgabe erfasst: absolute mate-
rielle Benachteiligungen, geringeres Haushaltseinkommen 
relativ zur „Mitte“ der Gesellschaft und geringe Erwerbs-
einbindung im Haushalt. Der Indikator „Armuts- oder Aus-
grenzungsgefährdung“ ist nicht per se mit „Armut“ gleich-
zusetzen, sondern gibt vielmehr einen Hinweis, dass das 
Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung bestehen 
kann. Ergänzt wird er um Zusatzinformationen zu den 
einzelnen Teilaspekten der Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdung, die auch nach wichtigen Sozialvariablen wie 
Bildung oder Geschlecht heruntergebrochen werden kön-
nen. Die soziale Teilhabe wird schließlich mit dem Indika-
tor Tragfähigkeit sozialer Beziehungen gemessen, für den 
danach gefragt wird, ob man Verwandte, Freunde oder 
Nachbarn hat, die man um Hilfe bitten kann.

Datenbasis für die Berechnung dieser Indikatoren zu 
sozialer Teilhabe und Armut ist EU-SILC. Es werden für 
die in Wie geht‘s Österreich ausgewählten Indikatoren 
Daten bis einschließlich der Erhebung EU-SILC 2020 dar-
gestellt: Die Befragung fand von März bis Juli 2020 statt, 
Indikatoren zur Deprivation beziehen sich mehrheitlich 
auf den Befragungszeitpunkt. Einkommen (für den Indi-
kator Armutsgefährdung relevant) sowie die Erwerbs-
intensität beziehen sich jedoch nach Eurostat Vorgabe 
jeweils auf das der Erhebung vorangehende Kalender-
jahr, in diesem Fall das Jahr 2019, und stammen mehr-
heitlich aus Verwaltungsdaten. Auswirkungen der COVID-
19-Krise auf Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung sind 
daher derzeit noch nicht statistisch quantifizierbar. In der 
Dimension soziale Teilhabe und Armut werden die sozia-
len Folgen der COVID-19-Krise vor allem längerfristig zu 
beachten sein. Einige Kennzahlen und Statistiken erlau-
ben aber bereits jetzt ein Monitoring der sozialen Lage 
in der COVID-19-Pandemie und sind daher im folgenden 
Unterabschnitt vorangestellt.

Wie der Sozialschutzausschuss des Rates für Beschäfti-
gung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz 
(EPSCO) schon 2020 vorhersah, kommt es höchstwahr-
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scheinlich hinsichtlich Armut und soziale Ausgrenzung 
EU-weit zu Verschlechterungen durch die gegenwärtige 
Gesundheits-, Wirtschafts- und Sozialkrise23. Am 21. Juli 
2020 beschlossen die Staats- und Regierungschefs daher 
einen Aufbauplan und den mehrjährigen Finanzrahmen 
2021–2027  , die helfen sollen, die sozio-ökonomischen 
Auswirkungen der COVID-19-Krise abzufedern. Wie aus 
dem aktuellsten Bericht des Sozialschutzausschusses her-
vorgeht24, ist im bisherigen Jahresverlauf 2021 in der EU 
die Arbeitslosigkeit wieder gesunken bzw. haben Gegen-
maßnahmen in Form von Kurzarbeit, Sozialleistungen 
und der wirtschaftliche Wiederaufschwung die sozia-
len Bedingungen etwas stabilisiert. Die größten finan-
ziellen Auswirkungen sind für die Bevölkerung im unte-
ren Bereich der Einkommensverteilung spürbar, wie die 
Eurostat Konjunktur- und Verbrauchererhebungen25 zei-
gen – dort gab es auch noch nicht die in anderen Berei-
chen eingetretenen Verbesserungen.

Erkennbar ist jedenfalls, dass sich die Lebenssituation für 
jene, die bereits zu Beginn der Krise armuts- oder aus-
grenzungefährdet waren, erschwert: Finanzielle Unsicher-
heiten nehmen zu, wie auch EU-SILC 2020 für Österreich 
zeigt. So haben 25 % der Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdeten keine Ersparnisse, auf die sie zurückgreifen 
könnten, würde ihr Einkommen wegfallen. Weitere 39 % 
könnten ihren Lebensstandard nur für weniger als drei 
Monate aufrechthalten. Nicht-Armuts- oder Ausgrenzun-
gefährdete verfügen weit seltener, in 5 % der Fälle, über 
gar keine Ersparnisse bzw. in 18 % über Rücklagen, die 
kürzer als drei Monate ausreichen würden.

Die erwarteten Einkommensveränderungen bezogen auf 
die nächsten zwölf Monate zeigen eine pessimistischere 
Sicht als in den Vorgängererhebungen (EU-SILC 2018 und 
2019). Nur 9 bzw. 8 % der Bevölkerung rechneten damals 
mit einer Verschlechterung; 2020 glaubten hingegen 15 %, 
dass sich ihre finanzielle Situation innerhalb des nächsten 
Jahres verschlechtern werde. Diese Einschätzung ist dabei 
unter Armuts- oder Ausgrenzungefährdeten (13 % sehen 
Verschlechterung) etwa gleich häufig vertreten wie unter 
Personen, die nicht zur Armutsrisikogruppe zählen (15 %).

Hinsichtlich der vergangenen Entwicklung sagten insge-
samt 21 % in EU-SILC 2020, dass ihr Haushaltseinkommen 
während der letzten zwölf Monate weniger geworden 
sei. Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdete berichte-
ten sogar zu 30 % von einem verringerten Haushaltsein-
kommen (gegenüber 19 % der Nicht-Armutsbetroffenen). 
Auch hier ist eine ungünstigere Dynamik als in den Vor-
gängererhebungen bemerkbar: 2018 und 2019 hatten 
noch 14 % bzw. 13 % von einer Verringerung ihres Haus-

23 Vgl. Social Protection Committee (2020): SPC 2020 Annual Review of the Social Protection Performance Monitor (SPPM) and developments in 
social protection policies - Report on key social challenges and key messages.

24 Vgl. Employment Committee and Social Protection Committee (2020): Monitoring Report on the Employment and Social Situation in the EU 
Following the Outbreak of the COVID-19-Pandemic - Spring 2021 Report.

25 Eurostat Konjunktur- und Verbrauchererhebungen
26 Es wird hier konsistent mit den Vorjahresveröffentlichungen die Berechnungsart der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung verwendet, die 

für die Strategie „Europa 2020“ festgelegt wurde. Eurostat veröffentlicht parallel dazu auch die für das Monitoring bis 2030 verwendete Defi-
nition (geringe definitorische Abweichungen hinsichtlich Deprivation und Erwerbslosigkeit).

haltseinkommens bis zum Befragungszeitpunkt berich-
tet. Als Grund für die Einkommensreduktion wurde 2020 
in 21 % der Fälle ein Jobverlust oder Konkurs des eigenen 
Unternehmens genannt.

3.3.1  
Schlüsselindikator Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung

Als armuts- oder ausgrenzungsgefährdet gelten all jene 
Personen, die zumindest von einem der drei folgen-
den Teilaspekte von Armut betroffen sind: erhebliche 
materielle Deprivation, relative monetäre Armut oder 
geringe Erwerbsintensität im Haushalt.26

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die nationale Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung ist 
deutlich niedriger als jene der EU-27. Zudem hat sich die 
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdungsquote in der lang-
fristigen Betrachtung verringert und die nationale Zielvor-
gabe einer absoluten Verringerung um rund 235.000 Per-
sonen im Vergleich zu 2008 konnte im Jahr 2019 erreicht 
werden, weshalb die langfristige Betrachtung tendenziell 
positiv ausfällt. In der kurzen Frist ist ein geringfügiger 
(jedoch nicht signifikanter) Anstieg der Armuts- und Aus-
grenzungsgefährdung feststellbar. Die Auswirkungen der 
COVID-19-Krise sind noch abzuwarten (derzeitige Ergeb-
nisse von EU-SILC 2020 beziehen sich für Einkommen und 
Erwerbslosigkeit auf das Jahr 2019), weshalb die kurzfris-
tige Entwicklung als neutral eingeschätzt wird.“

In den letzten drei Jahren hat sich der Anteil der von 
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen 
kaum verändert: 2018 waren 17,5 % armuts- oder ausgren-
zungsgefährdet, 2019 16,9 % und 2020 17,5 %. Von 2008 
(20,6 %) bis 2020 hat sich Anteil der von Armut oder sozia-
ler Ausgrenzung bedrohten Menschen um 3,1 %-Punkte 
verringert. Absolut betrachtet waren in Österreich 2020 
1.529.000 Personen armuts- oder ausgrenzungsgefähr-
det. Zu beachten sind dabei die jährlichen Schwankungs-
breiten auf Grund der Stichprobenerhebung: So lag 2020 
die statistische Schwankungsbreite für Armuts- oder Aus-
grenzungsgefährdung mit 95 % Vertrauenswahrschein-
lichkeit bei +/- 122.000 Personen. Dementsprechend ist 
auch die Veränderung zwischen den Jahren mit einem 

KF  LF

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/07/21/european-council-conclusions-17-21-july-2020/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/07/21/european-council-conclusions-17-21-july-2020/
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=758&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=758&langId=en
http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=24075&langId=en
http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=24075&langId=en
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/euro-indicators/business-and-consumer-surveys
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statistischen Fehler behaftet und stellt einen Schätz-
wert dar, der sinkende Trend seit 2008 ist jedenfalls sta-
tistisch abgesichert.

In der nationalen Umsetzung des Europa-2020-Ziels wurde 
eine Verringerung der Armuts- oder Ausgrenzungsge-
fährdung um 235.000 Personen innerhalb von zehn Jah-
ren angestrebt (vgl. BKA 201927). Basis für den Beobach-
tungszeitraum war das Jahr 2008 – jenes Jahr, dessen 
Daten zum Zeitpunkt der Vereinbarung der Strategie im 
Jahr 2010 für alle Länder verfügbar waren. Als Jahr zur 
Beurteilung der Zielerreichung war 2018 vorgesehen. Das 
österreichische Ziel der Armuts reduktion um 235.000 Per-
sonen zwischen 2008 und 2018 wurde mit einem Jahr 
Verspätung annähernd erreicht: Der errechnete Rück-
gang der Zahl der Armuts- oder Ausgrenzungsgefähr-
deten in Österreich von 1.699.000 (20,6 %) im Jahr 2008 
auf 1.472.000 (16,9 %) im Jahr 2019 belief sich insgesamt 
auf 227.000 Personen (siehe Grafik 35). Die für den Zeit-
raum bis 2018 angestrebte Reduktion wurde somit 2019 
zu rund 97 % erreicht.

Auch nach Ende der Strategie „Europa 2020“ wird der 
Indikator zu Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung als 
zentrale Messgröße für soziale Eingliederung in der EU 
weitergeführt. Ab 2021 soll der Indikator „Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung“ nach Plänen der Indikatoren-
gruppen des Sozialschutzausschusses (Social Protection 
Committee, SPC) und des Beschäftigungsausschusses 
(Employment Committee, EMCO) in leicht überarbeiteter 
Form im Social Scoreboard verwendet werden. Nachjus-
tierungen betreffen die Indikatoren zu Deprivation und 
Erwerbslosigkeit. Grundsätzlich wird aber am Zusammen-
spiel der Teilindikatoren materielle Benachteiligungen – 
niedriges Haushaltseinkommen –niedrige Erwerbsinten-
sität im Haushalt in einem Indikator für „Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung“ festgehalten. Im vorliegen-
den Bericht wird aus Gründen der Konsistenz in der Zeit-
reihe noch die für die Europa-2020-Strategie definierte 
Variante verwendet.

Österreich ist seit Beginn der „Europa 2020“-Zeitreihe im 
besten Drittel und deutlich unter dem EU-27-Durchschnitt 
für Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung, zuletzt gab es 
4,5 %-Punkte Unterschied zwischen dem Risiko für soziale 
Ausgrenzung in der EU insgesamt und in Österreich (2020: 
EU-27: 22,0 %, Österreich: 17,5 %). Die angestrebte Reduk-
tion um 20 Mio. Menschen konnte auf EU-Ebene im für 
die Europa-2020-Strategie definierten 10-Jahreszeitraum 
und auch danach noch nicht erreicht werden, wenngleich 
sich ein Sinken der Quote in den letzten Jahren zeigt. 
Laut EU SILC 2008 umfasste die Sozialzielgruppe 23,7 % 
der Bevölkerung in der EU (116,6 Mio. Menschen)28, und 
hat sich nach einem Anstieg erst 2015 wieder auf dieses 

27 Bundeskanzleramt (2019): Nationales Reformprogramm Österreich.
28 2008 und 2009 von Eurostat berichtete Werte ohne Kroatien aber inklusive Vereinigtes Königreich.
29 Die Vergleichbarkeit der Absolut-Werte von 2008 und 2020 ist insofern eingeschränkt, da die für 2008 und 2009 von Eurostat berichtete Werte 

ohne Kroatien aber inklusive Vereinigtes Königreich sind, ab 2010 werden die ohne Vereinigtes Königreich rückgerechneten Werte für EU-27 
verwendet.

Niveau (23,8 %, 106,8 Mio.) gesenkt. Zwischen 2016 und 
2020 wurde eine weitere Reduktion gemessen. 2020 waren 
22,0 % bzw. 96,8 Mio. Menschen in der EU-27 von Armut 
und sozialer Ausgrenzung betroffen.29

Grafik 35  
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendbaren 
Verwaltungsdaten vorgenommen wurde. - * In der nationalen Umset-
zung des Europa 2020-Ziels wird eine absolute Verringerung um 235.000 
Personen für 2018 angestrebt. Der hier ausgewiesene Wert von 16,9 % 
stellt einen fiktiven relativen Zielwert dar, der auf dem absoluten Ziel-
wert (Verringerung um 235.000 Personen) in Relation zum Bevölkerungs-
stand basiert. - ** Daten 2008-2009 ohne Kroatien, ab 2010 ohne UK.

Wie oben bereits beschrieben, gilt eine Person dann als 
armuts- oder ausgrenzungsgefährdet, wenn sie entwe-
der unter erheblich materiell benachteiligten Bedingun-
gen oder in einem Haushalt mit geringer Erwerbsinten-
sität lebt oder ein relativ niedriges Haushaltseinkommen 
hat. 2,7 % der Bevölkerung (entspricht 233.000 Perso-
nen) waren 2020 in Österreich erheblich materiell einge-
schränkt, 13,9 % der Bevölkerung (entspricht 1.222.000 
Personen) hatten weniger als 60 % des Medianeinkom-
mens zur Verfügung und galten damit als armutsgefähr-
det. Die Quote der Personen in Haushalten mit geringer 
Erwerbsintensität betrug 7,1 % (465.000 Personen unter 
60 Jahre). Da diese Merkmale in Kombination auftreten 
können, ist die Zahl der Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdeten geringer als die Summe dieser drei Einzel-
indikatoren (siehe Grafik 36). 343.000 Personen waren in 
mindestens zwei der drei Armuts- oder Ausgrenzungs-
dimensionen benachteiligt (3,9 % der öster reichischen 
Gesamtbevölkerung bzw. ein Viertel der Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdeten). 47.000 Personen waren in 
allen drei Dimensionen benachteiligt.
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Grafik 36  
Bereiche der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
(2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020.

Die folgenden Unterkapitel zeigen, wie sich die Betroffen-
heit von den verschiedenen Bereichen der Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung in den letzten Jahren entwi-
ckelt hat sowie welche grundlegenden Unterschiede nach 
Geschlecht und Bildung sich ergeben.

3.3.2  
Erhebliche materielle Deprivation

Unter „erhebliche materielle Deprivation“ werden Benach-
teiligungen in der Lebensführung verstanden, die einen 
nach EU-Definition festgelegten Mindestlebensstandard 
unterschreiten. Es handelt sich somit um eine absolutes 
Armutsmaß. Personen, deren Haushalt erheblich mate-
riell depriviert ist, weisen vier oder mehr der folgenden 
neun Merkmale auf:

a. Es bestehen Zahlungsrückstände bei Miete, Betriebs-
kosten oder Krediten

Folgende Dinge sind finanziell nicht leistbar:

b. einmal im Jahr auf Urlaub zu fahren
c. unerwartete Ausgaben bis zu 1.260 Euro zu täti-

gen (z. B. für Reparaturen; der Betrag entspricht 
der gerundeten monatlichen Armutsgefährdungs-
schwelle aus EU-SILC 2018)

d. die Wohnung angemessen warm zu halten
e. jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch oder vergleichbare 

vegetarische Speisen zu essen
f. ein Pkw
g. eine Waschmaschine
h. ein Fernsehgerät
i. ein Festnetztelefon oder Handy

Die höchste Quote der erheblichen materiellen Depriva-
tion im Zeitverlauf ist mit 5,9 % zu Beginn des Beobach-
tungsfensters 2008 zu sehen (siehe Grafik 37). Danach ist 
ein Rückgang festzustellen. Der Prozentsatz der erheb-
lich materiell Benachteiligten lag in den Jahren 2011 bis 
2014 relativ stabil bei 4 % und ist 2016 auf 3 % gesunken. 
2017 wurde wieder das Niveau von 2015 erreicht und 
damit der starke Rückgang unterbrochen. Seit 2018 wur-
den kontinuierliche Werte unter 3 % und damit die bisher 
niedrigsten Werte in der Zeitreihe ermittelt: 2018 2,8 %, 
2019 2,6 % und 2020 2,7 %. Die kurzfristige Veränderung 
von 2019 auf 2020 um plus 0,1 %-Punkte stellt keine signi-
fikante Steigerung dar. Von 2008 bis 2020 sank der Wert 
erheblich materieller Deprivation von 5,9 % auf 2,7 % um 
mehr als die Hälfte, das bedeutete absolut ein Minus um 
252.000 Personen.

EU-weit zeigt sich einerseits ein wesentlich höheres Niveau 
der Quote erheblicher materieller Benachteiligungen 
zuletzt, 2020, war sie mit 6,3 % mehr als doppelt so hoch 
wie in Österreich , andererseits auch ein anderer Verlauf: 
Einem Anstieg bis ins Jahr 2012 folgte ein deutlicher Rück-
gang bis 2019 und zuletzt wieder ein leichter Anstieg.

Grafik 37  
Erhebliche materielle Deprivation

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC, Eurostat. Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendbaren 
Verwaltungsdaten vorgenommen wurde. - * Daten 2008-2009 ohne 
Kroatien, ab 2010 Rückrechnung ohne UK.

86.000 Frauen (2,3 %) und 77.000 Männer (2,2 %) ab 18 Jah-
ren lebten im Jahr 2020 in Österreich in Haushalten mit 
erheblicher materieller Deprivation – vgl. Grafik 38. Dabei 
ist zu beachten, dass Geschlechterunterschiede durch die 
Betrachtung der Haushaltssituation per Definition weg-
fallen, sobald Frauen und Männer gemeinsam leben. 

Jüngere Menschen sind stärker von erheblicher mate-
rieller Deprivation betroffen, 71.000 Kinder und Jugend-
liche unter 18 Jahren gelten als erheblich materiell depri-
viert, das sind 4,5 % dieser Altersgruppe. Bei den 18- bis 
64-jährigen Personen sind 147.000 oder 2,6 % erheblichen 
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materiellen Benachteiligungen ausgesetzt. Für Personen 
ab 65 Jahren stellt sich die Gefahr materieller Benachteili-
gung mit 16.000 Betroffenen und einem Anteil von 1,0 % 
an dieser Altersgruppe als geringer dar.

Bildung ist ein wesentlicher Prädiktor der ökonomischen 
Situation, da Bildungsabschlüsse und Qualifikation eine 
wichtige Rolle beim Zugang von Personen zum Arbeits-
markt und dem aus Erwerbs arbeit finanzierbaren Lebens-
standard spielen. Effekte der Bildung zeigen sich vor allem 
entlang der Trennlinie Pflichtschul abschluss vs. weiterfüh-
rende Bildung: Verfügte eine Person nur über einen Pflicht-
schulabschluss, betrug die Quote erheblicher materieller 
Benachteiligungen 5,1 %. Hingegen waren bereits Perso-
nen mit einem mittleren Schulabschluss geringer betrof-
fen als im Durchschnitt (2,0 %) und Absolventinnen bzw. 
Absolventen einer Matura oder eines Studiums nur mehr 
zu 1,2 % erheblich materiell benachteiligt.

Grafik 38  
Erhebliche materielle Deprivation nach Geschlecht 
und Bildung (2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020. Männer und Frauen ab 18 Jah-
ren. - Höchster Bildungsabschluss für Personen ab 16 Jahren. Zusam-
menfassung von Matura und Universität aufgrund geringer Fallzahlen.

3.3.3  
Armutsgefährdung (Haushaltsein-
kommen <60 % des Medianeinkommens)

Die Armutsgefährdung ist eine relatives Armutsmaß. Sie 
meint ein im Verhältnis zur Mitte der Bevölkerung gerin-
ges verfügbares Haushaltseinkommen. Dieses berechnet 
sich als Summe der Erwerbseinkommen, Kapitalerträge, 
Pensionen und allfälliger Sozialtransfers im Haushalt. 
Anschließend werden Steuern und Sozialversicherungs-

beiträge abgezogen und Unterhaltsleistungen sowie 
sonstige Privattransfers zwischen Haushalten weg- bzw. 
hinzugerechnet. Als armutsgefährdet gelten in der EU all 
jene Haushalte, deren äquivalisiertes (=bedarfsgewichte-
tes Pro-Kopf-) Nettohaushaltseinkommen unter 60 % des 
Medians aller äquivalisierten Nettohaushaltseinkommen 
des Landes liegt. Das war in Österreich laut EU-SILC 2020 
ein Betrag von 1.328 Euro pro Monat für Alleinlebende, 
plus 664 Euro pro Monat für jeden weiteren Erwachse-
nen im Haushalt und 398 Euro pro Monat für jedes Kind 
unter 14 Jahren. Haushalte mit zwei Eltern und zwei Kin-
dern unter 14 Jahren galten demnach im Jahr 2020 als 
armutsgefährdet, wenn sie weniger als 2.788 Euro pro 
Monat zur Verfügung hatten. Die Relativität der Definition 
der Armutsgefährdung bedingt, dass bei einem Anstieg 
des Medianeinkommens mehr Haushalte als armutsge-
fährdet gelten, auch wenn sich ihr verfügbares Einkom-
men nicht geändert hat. 

Von „Armutsgefährdung“ wird im Gegensatz zu „Armut“ 
bewusst gesprochen, um zu verdeutlichen, dass der 
Umgang mit niedrigem Einkommen von weiteren Fak-
toren mitbestimmt wird, z. B. von der Kostenstruktur bzw. 
dem Vermögenshintergrund eines Haushalts (z. B. Woh-
nungseigentum vs. Miete), von der Dauer der Situation 
mit geringem Einkommen usw. Insofern weicht der Anteil 
der Bevölkerung, der von Armut betroffen ist, von jenem 
ab, der als armutsgefährdet gilt. Der Indikator „Armutsge-
fährdung“ als rein relatives Maß sagt dementsprechend 
auch nichts darüber aus ob bzw. wie gut ein Haushalt mit 
seinem Einkommen auskommt.

Grafik 39  
Armutsgefährdung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC, Eurostat. Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde.

Während die Armutsgefährdungsquote in Österreich 2008 
bei 15,2 % der Bevölkerung lag (1.252.000 Personen), waren 
im Jahr 2020 13,9 % bzw. 1.222.000 Personen armutsge-
fährdet (vgl. Grafik 39). Der Rückgang seit 2008 stellt auf 
Grund der Schwankungsbreite des Indikators keine signi-
fikante Änderung dar, wird aber durch den mehrjährigen 
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Trend gestützt. Kurzfristig ist eine leichte Erhöhung von 
2019 auf 2020 um 0,6 %-Punkte von 13,3 % auf 13,9 % fest-
zustellen, die sich allerdings innerhalb der statistischen 
Schwankungsbreite befindet.

Im Vergleich Österreichs liegt die Armutsgefährdungs-
quote in der EU zwischen 3 und 5 %-Punkte höher. Sie 
betrug für die EU-27 im Jahr 2020 17,1 %. Die Quote der 
von Armut bedrohten Personen zeigt sich außerdem seit 
2008 in der EU recht stabil, das heißt es konnte auch län-
gerfristig keine Reduktion erzielt werden.

501.000 Frauen und 430.000 Männer ab 18 Jahren waren 
2020 armutsgefährdet, hinzu kamen 291.000 Kinder und 
Jugendliche unter 18 Jahren. Der Unterschied im Armuts-
risiko nach dem Geschlecht ist relativ gering: 12,3 % der 
Männer und 13,6 % der Frauen (ab 18 Jahren) waren betrof-
fen. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang, dass 
die Armutsgefährdungsquote anhand der Haushalts-
einkommen berechnet wird: Alle Einkünfte im Haushalt 
werden zusammengerechnet und dann eine Gleichver-
teilung innerhalb des Haushaltes angenommen. Deut-
lichere Unterschiede zwischen dem Armutsrisiko von 
Männern und Frauen können daher vor allem für Einper-
sonenhaushalte beobachtet werden.30

Grafik 40  
Armutsgefährdung nach Geschlecht und Bildung 
(2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020. Männer und Frauen ab 18 Jahren. 
- Höchster Bildungsabschluss für Personen ab 16 Jahren.

Auch mit Bezug auf die Armutsgefährdung zeigt sich wie-
der der Effekt von Bildung: Eine höhere Armutsgefähr-

30 So ist etwa feststellbar, dass alleinlebende Pensionistinnen deutlich über der Risikoquote von alleinlebenden Pensionisten liegen (25 vs. 19 %).
Weitere Analysen siehe z. B. auf der Website zu Gender-Statistik.

dung liegt besonders bei Personen mit niedriger Schul-
bildung vor. Für Personen mit Pflichtschulabschluss ohne 
weitere Ausbil dung betrug die Armutsgefährdungsquote 
22,8 %. Deutlich niedriger war diese hingegen bei Perso-
nen mit Lehr- oder BMS-Abschluss (9,9 %) sowie bei jenen 
mit (AHS- oder BHS-)Matura (13,6 %) und bei Personen mit 
Hochschulabschluss (10,2 %).

3.3.4  
Geringe Erwerbsintensität

Erwerbsarbeit dient wesentlich der Generierung von 
Einkommen und damit dem Erreichen bzw. Erhalt eines 
bestimmten Lebens standards, gleichzeitig auch der sozia-
len Integration. Auf dem Weg zu einem intelligenten, 
nachhaltigen und integrativen Wachstum (vgl. Europäi-
sche Kommission 2010) dient die Beschäftigungs quote 
daher als ein wichtiger Gradmesser des wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritts. Im Europa-2020-Sozialziel ist 
weiters die niedrige Erwerbs intensität auf der Haushalts-
ebene als Indikator definiert.

Als Haushalte mit keiner oder sehr niedriger Erwerbsinten-
sität werden im Sinne des europäischen Indikators jene 
bezeichnet, in denen die Erwerbsintensität der Haushalts-
mitglieder im Erwerbsalter (18 bis 59 Jahre, ausgenom-
men Studierende) weniger als 20 % des gesamten Erwerb-
spotenzials pro Jahr beträgt. Dieser Indikator wird nur für 
Personen unter 60 Jahren ausgewiesen.

Grafik 41  
Geringe Erwerbsintensität

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC, Eurostat. Die Daten der Periode 2008-
2011 können gegenüber früheren Veröffentlichungen abweichen, da 
2014 eine Rückrechnung auf Basis der seit 2012 für SILC verwendba-
ren Verwaltungsdaten vorgenommen wurde. Männer und Frauen ab 
20 Jahren.
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Bei der Interpretation des Indikators zu Erwerbsintensi-
tät (siehe Grafik 41) ist – wie auch beim Indikator Armuts-
gefährdung – darauf Rücksicht zu nehmen, dass er sich 
auf das jeweils voran gegangene Kalenderjahr bezieht 
und Arbeitsmarkteffekte erst mit einer zeitlichen Verzö-
gerung wirksam werden.31 So schlägt sich die Rekordbe-
schäftigung von 2008 erst im Indikator von 2009 (7,1 %) 
nieder. In den darauffolgenden Jahren geht die Quote 
der Personen in nicht oder gering in den Arbeitsmarkt 
eingebundenen Haushalten – wohl in Folge der Wirt-
schafts- und Finanzkrise – nach oben. Nach einem Rück-
gang 2012 und 2013 erreicht sie im Jahr 2014 mit 9,1 % 
ihren bisherigen Höchststand. Dies fällt mit einer im Jahr 
2013 gestiegenen Arbeits losen quote zusammen. 2015 
fiel die Quote der Personen unter 60 Jahre in Erwerbs-
losen haushalten wieder etwas geringer als 2014 aus. 2016 
(8,1 %) und 2017 (8,3 %) hat sich der Wert stabil entwickelt. 
Das Jahr 2018 zeigt einen Rückgang auf Grund der posi-
tiven Arbeitsmarktentwicklung auf 7,3 %, 2019 wieder 
einen leichten, aber nicht signifikanten Anstieg auf 7,8 % 
und 2020 waren 7,1 % (bzw. 465.000 unter 60-Jährige) in 
Erwerbslosen haushalten.

Auch bei diesem Teilindikator der Sozialstrategie nach 
Europa 2020 stellt sich die Situation in Österreich besser 
dar als im EU-Durchschnitt. Für die EU-27 lag die Quote 
von Personen in Haushalten mit geringer Erwerbsintensität 
2020 mit 8,5 % um 1,4 %-Punkte über dem Österreich-Wert. 

Grafik 42  
Geringe Erwerbsintensität nach Geschlecht und 
Bildung (2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020. Männer und Frauen ab 20 Jahren. 
- Höchster Bildungsabschluss für Personen ab 16 Jahren.

31 So kann der Wert für EU-SILC 2020, der sich auf die Beschäftigungssituation im gesamte Kalenderjahr 2019 bezieht, noch nicht den durch 
COVID-19 bedingten Beschäftigungsrückgang abbilden.

Von den insgesamt 465.000 Personen in einem Haushalt mit 
sehr geringer Erwerbstätigkeit waren 2020 rund 102.000 
unter 18 Jahre alt – also Kinder und Jugendliche, die 
durch die geringe Erwerbseinbindung der Erwachsenen 
in ihrem Haushalt einem Risiko für soziale Ausgrenzung 
ausgesetzt waren. In der Altersgruppe zwischen 18 und 
59 Jahren lebten 195.000 Frauen (7,9 %) und 167.000 Män-
ner (6,7 %) in einem Haushalt mit keiner oder geringer 
Erwerbstätigkeit (vgl. Grafik 42).

Besonders oft waren Personen mit geringer Bildung jene 
ohne regelmäßige und ausreichende Erwerbs tätigkeit – 
siehe ebenfalls Grafik 42: Die Quote der Personen in Haus-
halten mit geringer Erwerbsintensität lag bei Personen 
mit maximal Pflichtschulabschluss bei 14,5 % und damit 
etwa drei Mal so hoch wie für Personen mit Universitäts-
abschluss (4,8 %). Auch für alle andere weiterführenden 
Bildungsabschlüsse ist mangelnde Erwerbseinbindung 
ihrer Haushalte seltener als im Durchschnitt.

3.3.5  
Tragfähigkeit sozialer Beziehungen

Soziale Netze, Qualität und Quantität sozialer Beziehun-
gen, ermöglichen Eingebundenheit in die Gesellschaft. 
Das Ausmaß an sozialer Teilhabe hängt jedoch nicht nur 
von individuellen Entscheidungen oder der aktuellen 
Lebenssituation, sondern auch vom Lebensstandard und 
soziodemographischen Merkmalen ab. Ökonomisches, 
soziales und kulturelles Kapital (vgl. Bourdieu 1986) beein-
flussen die Lebensqualität. Soziale Beziehungen können 
zum Beispiel helfen, materielle Engpässe durch finanzielle 
oder psychische Hilfe zu bewältigen. Dauerhafte soziale 
Isolation hingegen führt zur Exklusion von der Gesell-
schaft, insbesondere im Alter kann das ein Problem dar-
stellen. Umgekehrt können auch schlechte materielle 
Bedingungen zur sozialen Isolation beitragen. Soziale Teil-
habe ist daher für die subjektive Beurteilung der Lebens-
qualität von besonderer Relevanz: In Österreich werden 
Familie, Freunde und Freizeit nach der Gesundheit als 
wichtigste Lebensbereiche wahrgenommen (Europäi-
sche Kommission 2007).

Als Indikator für die „Soziale Teilhabe“ wird die Tragfähig-
keit sozialer Beziehungen herangezogen. Hierfür stehen 
Daten des EU-SILC Sondermoduls Wohlbefinden 2013, 
des Moduls Soziale und kulturelle Teilhabe 2015 sowie 
zuletzt aus dem Modul zu Wohlbefinden von 2018 zur 
Verfügung. Die dabei gestellten Fragen waren entspre-
chend der Zielvariablenvorgaben von Eurostat 2013 und 
2015 bzw. 2018 aber nicht dieselben. Folgende Frage(n) 
wurde(n) den interviewten Personen gestellt:
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2013, 2015: „Haben Sie Verwandte, Freunde oder Nach-
barn, die Sie um Hilfe bitten können?“

2018:  (1) „Haben Sie außerhalb Ihres Haushalts Ver-
wandte, Freunde oder Bekannte, die Sie um finan-
zielle oder materielle Hilfe bitten können?“

 (2) „Haben Sie außerhalb Ihres Haushalts Ver-
wandte, Freunde oder Bekannte, die Sie um sons-
tige Hilfe bitten können? Das kann jemand zum 
Sprechen über persönliche Angelegenheiten sein, 
emotionale Unterstützung, Hilfestellungen im 
Alltag.“

Während also in den Erhebungen 2013 und 2015 sehr all-
gemein nach Hilfemöglichkeiten durch soziale Netzwerke 
gefragt wurde, war 2018 laut der Vorgabe die Einschrän-
kung auf finanzielle oder materielle Hilfe sowie auf Perso-
nen außerhalb des Haushalts mitformuliert – Frage (1). Die 
ergänzende Frage (2) zu anderen Arten der Hilfe wurde 
als nationale Zusatzvariable erhoben, um das gesamte 
Spektrum der Hilfeleistung annähernd vergleichbar zu 
den Erhebungen davor abbilden zu können.

2015 konnten 4,2 % der Personen nicht auf tragfähige 
soziale Beziehungen bauen. 2013 waren es 3 %. Wie 
 Grafik 43 zeigt, konnten 2018 (allerdings bei geänder-

ter Fragestellung, siehe oben) 5,5 % weder finanzielle/
materielle noch sonstige Hilfe von Personen außerhalb 
des Haushalts erhalten. 94,5 % der Befragten gaben an 
im Bedarfsfall auf Hilfeleistung aus zumindest einem der 
abgefragten Bereiche zurückgreifen zu können.

Grafik 43  
Tragfähigkeit sozialer Beziehungen der Bevölkerung 
ab 16 Jahren (2018)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2018, Modul Wohlbefinden.
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3.4  
Gesundheit

Gesundheitliche Aspekte sind eng mit Wohlbefinden, 
sozialen Teilhabemöglichkeiten und finanziellen Kapa-
zitäten verbunden. So kann sich Armut negativ auf die 
Gesundheit auswirken, z. B. wenn wenige Ressourcen 
zur Förderung und Erhaltung der Gesundheit zur Verfü-
gung stehen. Zum anderen können auch gesundheitli-
che Probleme selbst die Einkommenschancen nachteilig 
beeinflussen: Krankheiten und körperliche Einschrän-
kungen führen oft zu verminderten Erwerbsmöglich-
keiten, einem niedrigeren Einkommen und erhöhtem 
Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung. Differen-
zierte Analysen zum Zusammenhang zwischen sozio-
ökonomischer Lage und Gesundheit scheinen vor dem 
Hintergrund der umfassenden Messung von Lebens-
qualität also wesentlich.

Es stellt sich folglich die Frage, wie Gesundheit in Hinblick 
auf ihre Auswirkungen auf die insgesamte Lebensqualität 
zu definieren und zu messen ist. Gesundheit ist mehr als 
die Abwesenheit einer Krankheit oder eines Gebrechens. 
Physisches, mentales und soziales Wohlbefinden gehö-
ren ebenso zum Gesundheitsbegriff laut WHO. Eurostat 
veröffentlicht auf seiner Webpage „GDP and beyond“ zur 
Gesundheit im Bereich „Lebensqualität“ zehn Indikato-
ren, die den Themen „Gesundheitsstatus“ (z. B. Lebens-
erwartung), „Gesundheitsdeterminanten“ (z. B. Gesund-
heitsverhalten) und „Zugang zum Gesundheitswesen“ 
zugeordnet sind. Wichtige Datenquellen zur regelmäßi-
gen Gesundheitsberichterstattung sind dabei die Gesund-
heitsbefragung und EU-SILC.

Als erster Schlüsselindikator für den Gesundheitszustand 
der Bevölkerung wurde für WgÖ die subjektive Gesund-
heit ausgewählt, wie sie in EU-SILC erfragt wird. Hier wer-
den auch sozioökonomische Unterschiede in Bezug auf 
Gesundheit beleuchtet.

Der zweite Schlüsselindikator, die Sterblichkeit an den 
wichtigsten nicht-übertragbaren Krankheiten zwischen 
30 und 69 Jahren, stellt diesem Indikator ein objektives 
Gegenstück zur Seite. Nicht übertragbare potentiell töd-
liche Krankheiten wie Krebs, Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen, Diabetes oder chronische Erkrankungen der unteren 
Atemwege stellen schwerwiegende Gesundheitsprob-
leme in der entwickelten Welt dar.

Der Indikator zur vorzeitigen Sterblichkeit 
an nicht-übertragbaren Krankheiten wurde 

nach dem Vorbild des internationalen SDG 
Indikators 3.4.1 aus der UN Agenda erstellt 
und seit 2017 in das Indikatorenset aufge-
nommen.

Mit steigender Lebenserwartung gewinnt der Gesundheits-
zustand für die Lebensqualität zusätzlich an Bedeutung. 
In einer Lebensphase, in der das Risiko schlechter Gesund-
heit steigt und ihr negativer Einfluss auf die Lebensqualität 
mitunter drastisch zunimmt, wird sie zu einem essenziellen 
Faktor. Aus diesem Grund wird als Zusatzinformation die 
gesunde Lebenserwartung dargestellt, d. h. die Anzahl der 
weiteren Jahre, die eine 65jährige Person erwarten kann 
ohne chronische Krankheit zu leben (in Relation zu ihrer 
gesamten verbleibenden Lebenserwartung).

3.4.1  
Schlüsselindikator subjektive 
Einschätzung des Gesundheitszustandes

Der Schlüsselindikator „subjektive Gesundheitsein-
schätzung“ basiert auf der Frage: „Wie ist Ihre Gesund-
heit im Allgemeinen?“ (Antwortmöglichkeiten: Sehr 
gut, gut, mittelmäßig, schlecht, sehr schlecht). Befragt 
werden Personen ab 16 Jahren, in Ausnahmefällen sind 
Angaben durch Haushaltsangehörige zulässig.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Weder in der längeren Frist seit 2004, noch in der Betrach-
tung der kurzfristigen Entwicklung sind bei diesem Indika-
tor substantielle Veränderungen wahrzunehmen. Auch die 
COVID-19-Krise hat bemerkenswerterweise nicht zu einer 
Verschlechterung 2020 geführt. Die kurzfristige Entwick-
lung wird daher tendenziell positiv gesehen. Die langfris-
tige Entwicklung wird als neutral eingestuft.“ 

Die Selbsteinschätzung des allgemeinen Gesundheits-
zustandes in jährlichen Erhebungen liefert einen guten 
Indikator für das allgemeine Wohlbefinden einer Bevöl-
kerung. Diese Frage bezieht sich auf physische, aber auch 
auf psychische und soziale Aspekte von Gesundheit.

KF  LF
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Grafik 44 zeigt, dass sich der subjektive Gesundheitszu-
stand der österreichischen Bevölkerung in den letzten 
Jahren leicht verbessert hat. 2020 waren 74,0 % der Ab-
16-Jährigen gemäß Selbsteinschätzung in guter oder sehr 
guter Gesundheit, 18,5 % stuften ihre Gesundheit als mit-
telmäßig und 7,4 % als schlecht oder sehr schlecht ein. 
Grafik 44 zeigt außerdem, dass Personen in Österreich 
durchschnittlich eine bessere subjektive Gesundheit auf-
weisen als im EU-Durchschnitt: In der EU-27 gaben 68,7 % 
der Bevölkerung ab 16 Jahren an bei guter Gesundheit zu 
sein, 22,5 % empfanden ihre Gesundheit als „mittelmäßig“ 
und 8,8 % als schlecht oder sehr schlecht. 

Im Bericht zur Gesundheitsbefragung 2014 des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit und von Statistik Austria (2015) 
wird angemerkt, dass hinsichtlich des subjektiv empfun-
denen Gesundheitszustandes seit 1991 ein positiver Trend 
festzustellen ist, der noch stärker ausfällt, wenn man die 
Alterung der Gesellschaft mitberücksichtigt. Auch wenn 
sich also in den letzten Jahren keine deutlichen Verän-
derungen des subjektiven Gesundheitszustandes der 
Bevölkerung ausmachen ließen, so bilden Fragen zum 
subjektiven Gesundheitszustand doch langfristige Ent-
wicklungen ab.

Grafik 44  
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölkerung ab 
16 Jahren in Österreich und der EU-27

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - Mit Verwaltungsdaten rück-
gerechnete Werte für 2008-2011. - * Daten 2005-2009 ohne Kroatien , 
ab 2010 Rückrechnung ohne UK.

Frauen schätzten ihren Gesundheitszustand etwas weni-
ger oft als (sehr) gut ein als Männer (Grafik 45). Während 
2020 75 % der Männer angaben, über eine sehr gute bzw. 
gute Gesundheit zu verfügen, waren es bei den Frauen 

73 %.Dieser Unterschied in der Einschätzung der eigenen 
Gesundheit kann teilweise mit der höheren Lebenserwar-
tung der Frauen erklärt werden, da gesundheitliche Prob-
leme im höheren Alter vermehrt auftreten. Zur Deutung 
dieser Diskrepanz wird außerdem oft die besondere Auf-
merksamkeit von Frauen auf ihren körperlichen Zustand 
sowie ein erhöhtes Gesundheitsbewusstsein genannt 
(Kuhlmann & Kolip 2005).

Grafik 45  
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölkerung ab 
16 Jahren nach Geschlecht (2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020.

Deutlichere Unterschiede als zwischen den Geschlech-
tern zeigen sich zwischen verschiedenen Einkommens-
gruppen (Grafik 46). Während im Fünftel der Bevölkerung 
mit dem niedrigsten äquivalisierten Einkommen nur 63 % 
der Personen angaben, bei sehr guter oder guter Gesund-
heit zu sein, waren es im obersten Einkommensquintil 
83 %. Gleichzeitig schätzten 14 % des untersten Einkom-
mensquintils ihren Gesundheitszustand als schlecht oder 
sehr schlecht ein, während dieser Anteil in den höheren 
Einkommensquintilen wesentlich geringer ausfiel (4. EK-
Quintil: 5 %, oberstes EK-Quintil: 4 %). 

Dieses Ergebnis wirft wichtige Fragen nach Lebensge-
wohnheiten, gesundheitlicher Vorsorge, aber vor allem 
auch nach den Arbeits- und Lebensbedingungen unter-
schiedlicher sozialer Gruppen auf. Detailliertere Analyse 
sind zuletzt etwa mit Daten des EU-SILC Gesundheits-
moduls von 2017 entstanden: Die Wechselwirkung von 
Gesundheit und finanzieller Situation, insbesondere die 
Benachteiligungen einkommensschwacher Personen wer-
den darin nachgewiesen, ebenso wie das unterschied-
liche Gesundheitsverhalten von Frauen und Männern 
sowie nach Bildung. Ein in WgÖ auf Grund der Unregel-
mäßigkeit der Daten nicht abgebildeter, aber sehr wich-
tiger Aspekt ist die Gesundheit von Kindern und Jugend-
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lichen: Sie unterscheidet sich lt. Daten aus dem EU-SILC 
Modul 2017 nicht wesentlich über Einkommensgruppen 
hinweg; dies gilt auch für die medizinische Versorgung von 
Kindern. Dennoch zeigen sich für Kinder aus einkommens-
schwachen Familien indirekte Effekte, etwa Benachteili-
gungen in Bezug auf Gesundheitsressourcen wie Wohn-
bedingungen oder soziale Teilhabe (vgl. Lamei/ Psihoda/
Skina-Tabue 2019). Auch Leoni (2015) weist in einer euro-
paweiten Studie auf den Zusammenhang zwischen der 
sozioökonomischen Situation und dem Gesundheitszu-
stand der Bevölkerung hin, d. h. sozioökonomisch Bes-
sergestellte sind tendenziell gesünder als Schlechterge-
stellte. Österreich zählt dieser und auch früheren Studien 
folgend jedoch im europäischen Vergleich zu den Län-
dern, in denen der Gesundheitszustand der älteren Bevöl-
kerung nur in relativ niedrigem Maß von sozialen Unter-
schieden geprägt ist.

Grafik 46  
Subjektiver Gesundheitszustand der Bevölkerung ab 
16 Jahren nach Einkommensquintilen (2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20 % der Bevölkerung.

Inwiefern die COVID-19-Pandemie direkt – durch eine 
Infektion mit dem Coronavirus – aber auch indirekt die 
Gesundheit der Menschen in Österreich betrifft – nega-
tiv etwa durch den Aufschub von Operationen, Behand-
lungen und Untersuchungen, positiv durch Nicht-Über-
tragung anderer Krankheiten aufgrund des Tragens des 
Mund-Nasen-Schutzes und Hygienemaßnahmen oder 
der Reduktion der Grippefälle – ist eine sozial höchst 
relevante Frage. Statistisch ist hier teilweise der Effekt der 
„Lockdowns“ bzw. Maßnahmen durchaus sichtbar: Eine 
Studie der Gesundheit Österreich GmbH zu den Auswir-

32 Synonym verwendet wird dafür auch der Begriff „frühzeitige Sterblichkeit“.

kungen des Lockdowns im Frühjahr 2020 auf die statio-
näre Spitalsversorgung zeigt, dass eine Überlastung der 
Krankenanstalten in der Phase der hohen Inzidenzen und 
Spitalsbehandlungen von Corona-Fällen zum damaligen 
Zeitpunkt vermieden werden konnte und die stationäre 
Versorgung von Akutfällen und dringenden Fällen auf-
rechterhalten wurde. Dies wurde aber zum Teil dadurch 
erreicht, dass andere Fälle in geringerem Ausmaß Behand-
lungen erhielten als üblich. Von März bis Mai 2020 kam 
es zu einem Rückgang der stationären Aufenthalte mit 
Herzinfarkt von bis zu 25 % im Vergleich zum Vorjahr. Die 
Anzahl der Schlaganfälle blieb beinahe gleich. Stationär 
aufgenommene Unfälle und Infektionen gingen deutlich 
zurück. Bei Entbindungen verkürzte sich die Aufenthalts-
dauer um einen halben Tag. Stark zurück gingen die Auf-
enthalte mit psychischen Erkrankungen, wiewohl eher 
von einem Zunehmen psychischer Krankheiten auszu-
gehen ist. Die gesundheitlichen Auswirkungen aufgrund 
verschobener oder auch von Patientinnen und Patienten 
bewusst vermiedener Behandlungen sind zum derzeiti-
gen Zeitpunkt nicht statistisch abschätzbar bzw. werden 
sich auch erst längerfristig bemerkbar machen. 

3.4.2  
Schlüsselindikator vorzeitige 
Sterblichkeit durch nicht-übertragbare 
Erkrankungen

Der Schlüsselindikator „vorzeitige Sterblichkeit32 an 
nicht-übertragbaren Krankheiten“ beschreibt die Sterb-
lichkeit an den wichtigsten nicht-übertragbaren Krank-
heiten – vor allem Krebs, Krankheiten des Herz-Kreis-
lauf-Systems, Diabetes und chronische Erkrankungen 
der unteren Atemwege – in der Gruppe der 30- bis 
69-Jährigen.

Die Sterblichkeit gehört zu den wichtigsten objektiven 
Gesundheitsindikatoren. Die vorzeitige Sterblichkeit, also 
die Sterblichkeit der Bevölkerung mittleren Alters, ist 
dabei von besonderem Interesse. In dieser Bevölkerungs-
gruppe sind vorwiegend nicht-übertragbare Erkrankun-
gen die häufigsten Todesursachen. Unter den Indikatoren 
der SDGs findet sich daher unter 3.4.1 die „Sterblichkeit 
durch die wichtigsten nicht-übertragbaren Krankheiten 
der 30- bis 69-jährigen Personen“ als zentraler Indikator.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Der Anteil vorzeitiger Sterbefälle aufgrund nicht-über-
tragbarer Krankheiten sank von 2000 bis 2020 kontinu-
ierlich, weshalb die langfristige Bewertung positiv aus-
fällt. In den letzten Jahren wurde ein etwas abgeflachter 
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Rückgang verzeichnet, weshalb die kurzfristige Entwick-
lung tendenziell positiv bewertet wird.“

Die Sterblichkeit wird üblicherweise mittels altersstandar-
disierter Sterberaten beschrieben. Diese standardisierte 
Sterberate berücksichtigt sowohl die insgesamt wach-
sende Bevölkerung als auch ihre kontinuierliche Alte-
rung und macht damit die unterschiedlichen Sterbebe-
dingungen vergleichbar.

Die altersstandardisierte Sterberate gibt an, wie viele 
Sterbefälle aufgrund der jeweils herrschenden Sterblich-
keitsverhältnisse auf 100.000 Lebende entfallen wären, 
wenn der Altersaufbau der Bevölkerung in der betref-
fenden Berichtsperiode dem einer international vorge-
gebenen Standardbevölkerung entsprochen hätte. Der 
vergleichsstörende Einfluss der Besonderheiten des jewei-
ligen Altersaufbaues der Bevölkerung ist dadurch aus-
geschaltet, d. h. diese Maßzahl ermöglicht einen fairen 
Vergleich zwischen den Jahren und den Geschlechtern.

Grafik 47  
Vorzeitige Sterblichkeit an nicht-übertragbaren 
Krankheiten, 30- bis 69-Jährige

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.

Wie in Grafik 47 zu sehen, hat die vorzeitige Sterblichkeit 
an nicht-übertragbaren Krankheiten seit 2000 deutlich 
abgenommen. 2020 lag sie mit 231 auf 100.000 Personen 
zwischen 30 und 69 Jahren (berechnet in Bezug auf die 
Normbevölkerung) etwas niedriger als im Vorjahr (2019: 
236). 2000 betrug der Wert noch 382. Das ist ein Rückgang 
um fast 40 %. Auch im kurzfristigen Vergleich innerhalb 
von drei Jahren konnte ein Rückgang verzeichnet werden, 
wenn auch etwas abgeflacht. 2018 gab es 250 vorzeitige 
Sterbefälle auf 100.000 Personen, 2019 236 und 2020 231.

Grafik 48 zeigt, dass in allen Jahren Männer eine deutlich 
höhere vorzeitige Sterblichkeit an nicht-übertragbaren 
Krankheiten haben als Frauen, wobei im Zeitvergleich die 
Sterblichkeit bei den Männern stärker zurückgegangen ist 
als bei den Frauen. Damit hat die Geschlechterdifferenz 
seit 2000 um 58 % abgenommen. 2020 lag die vorzeitige 

Sterblichkeit bei den Frauen bei 172, bei den Männern bei 
279 auf 100.000 Personen gleichen Alters und Geschlechts.

Grafik 48  
Vorzeitige Sterblichkeit an nicht-übertragbaren 
Krankheiten, 30- bis 69-Jährige nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik.

Um Interpretationsschwierigkeiten vorzubeugen sei 
erwähnt, dass der Rückgang der Sterbefälle in diesem 
Indikator weitgehend von der COVID-19-Krise unabhän-
gig ist – es werden hier lediglich die nicht-übertragbaren 
Krankheiten als Todesursache betrachtet und die rele-
vante Altersgruppe sind die 30- bis 69-Jährigen.

3.4.3  
Gesunde Lebenserwartung

Der Indikator „gesunde Lebenserwartung“, wie er hier 
verwendet wird, beschreibt, wie viele Jahre eine 65-jäh-
rige Person noch erwarten kann ohne chronische Krank-
heit zu leben. Er wird auf Basis von EU-SILC berech-
net und die entsprechende Frage lautete zwischen 
2008 und 2013: „Haben Sie eine chronische, also dauer-
hafte Krankheit oder ein chronisches, also dauerhaftes 
gesundheitliches Problem?“ bzw. ab 2014: „Haben Sie 
eine dauerhafte Krankheit oder ein chronisches Gesund-
heitsproblem? (Damit gemeint sind Krankheiten oder 
gesundheitliche Probleme, die sechs Monate andauern 
oder voraussichtlich andauern werden.)“.

Während bei Maßen der Sterblichkeit die generelle verblei-
bende Lebenserwartung im Vordergrund steht, hat sich in 
letzter Zeit die Überzeugung durchgesetzt, dass das Ziel 
der Politik nicht nur ein „Mehr an Jahren“, sondern auch 
ein „Mehr an Gesundheit“ in den verbleibenden Lebens-
jahren sein soll. Hier spielen Indikatoren zur sogenann-
ten „gesunden Lebenserwartung“, d. h. zu Anzahl an Jah-
ren, die man noch erwarten kann, gesund zu leben, eine 
zentrale Rolle. Gesundheit kann dabei auf verschiedene 
Weise definiert und gemessen werden. Für diesen Bericht 
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wurde die Lebenserwartung ohne chronische Krankheit 
verwendet, da hier eine ausreichend lange weitgehend 
konsistente Zeitreihe zur Verfügung steht.

Berechnet wurde dieser Indikator durch Anwendung der 
Werte aus EU-SILC zur Häufigkeit chronischer Krankheit 
auf die jeweiligen Sterbetafeln. Theoretisch stehen für 
diesen Indikator bereits Werte ab 2003 zur Verfügung, 
vor 2008 führte aber eine abweichende Fragestellung 
„Haben Sie eine chronische Krankheit?“ zu einem deut-
lich sichtbaren Zeitreihenbruch, so dass diese Werte nicht 
dargestellt werden.

Grafik 49 zeigt, dass 2020 eine 65-jährige Frau erwarten 
konnte, noch 8,4 Jahre in Gesundheit und weitere 12,8 
Jahre mit einer chronischen Krankheit zu leben. 65-jäh-
rige Männer lebten im Durchschnitt noch 7,7 Jahre ohne 
bzw. weitere 10,1 Jahre mit chronischen Krankheiten. 
Berücksichtigt man statistische Schwankungsbreiten und 
den Zeitreihenbruch ab 2014 aufgrund der neuen For-
mulierung der Frage, ist über den Zeitverlauf hier kaum 
ein eindeutiger Trend erkennbar. Gut sichtbar ist jedoch 
der Unterschied zwischen Frauen und Männern. Frauen 
haben eine deutlich höhere Lebenserwartung als Männer, 
allerdings zeigen sich diese Unterschiede nicht im selben 
Maße bei der gesunden Lebenserwartung. Frauen leben 
also länger, verbringen aber einen größeren Anteil ihrer 
nach 65 noch verbleibenden Lebenszeit chronisch krank.

Erwähnenswert in Zusammenhang mit der COVID-19-Pan-
demie ist in der Dimension Gesundheit – abseits der 
gewählten und zuvor besprochenen Indikatoren – eine 
deutliche Veränderung in der Sterblichkeit: 2020 wur-
den insgesamt 91.599 Sterbefälle verzeichnet, um 9,8 % 
bzw. 8.213 mehr als im Jahr davor. Rund 7 % aller Sterbe-
fälle im Jahr 2020 waren auf COVID-19 zurückzuführen. 
Zum Höhepunkt der zweiten Corona-Welle übertraf die 
COVID-Sterblichkeit sogar die Sterblichkeit aufgrund von 
Herz-Kreislauferkrankungen, die in den letzten Jahren mit 
Abstand für die meisten Sterbefälle verantwortlich waren. 
Ältere Personen mit Begleiterkrankungen wie Bluthoch-
druck, Diabetes, Herz- oder Nierenerkrankungen waren 
dabei am häufigsten betroffen. 

Positiv zu erwähnen ist hingegen: Verletzte und Todes-
fälle durch Straßenverkehrsunfälle reduzierten sich wäh-
rend des Jahres 2020: Aufgrund des geringeren Verkehrs-
aufkommens während der coronabedingten Lockdowns 
von März bis Mai sowie im November und Dezember 2020 
gingen die Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 
in Österreich deutlich zurück: 16 % bzw. 7.482 Personen 
weniger Personen verunglückten bei Straßenverkehrsun-
fällen im Jahr 2020 (2020 insgesamt 38.074 Verunglückte, 
davon 344 tödlich; 2019 waren es 45.556 Personen, davon 
416 tödlich). Deutlich gestiegen ist allerdings die Anzahl 
der verunglückten Radfahrerinnen und Radfahrer (+14,5 % 
gegenüber 2019).

Grafik 49  
Gesunde Lebenserwartung ab 65 Jahren

Q: STATISTIK AUSTRIA, Sterbetafeln, EU-SILC. - * Aufgrund der neuen Formulierung der Frage gibt es ab 2014 einen Zeitreihenbruch.
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3.5  
Bildung

33 Vgl. Kocher, M./ Steiner, M. (2020): Kosten von Schulschließungen zur Pandemiebekämpfung. IHS Policy Brief 20 und Steiner, M. (2020): No 
Child left behind? In Zeiten von Corona leichter gesagt als getan!

34 Bock-Schappelwein, J./ Famira-Mühlberger, U. (2020): Ökonomische Folgen von Schulschließungen. WIFO Research Briefs 18/2020

Bildung und Wissen gelten als zentrale Faktoren individu-
eller Lebensqualität und gesellschaftlicher Entwicklung. 
Auf Ebene des Einzelnen spielen erworbene Bildung und 
Qualifikation unmittelbar eine Rolle beim Zugang zum 
Arbeitsmarkt und dem aus Erwerbsarbeit bezogenen Ein-
kommen. In welchem Ausmaß Bildungserwerb gelingt, 
ist wiederum neben individuellen Faktoren durch die 
Herkunftsfamilie, gesellschaftliche Strukturen im Allge-
meinen und das Bildungssystem im Speziellen geprägt. 
Auf gesellschaftlicher Ebene wird eine gerechte Vertei-
lung von Bildungschancen als grundlegend für die Ver-
meidung sozialer Schieflagen angesehen. Das Bildungs-
niveau ist außerdem zentral für die Wirtschaftskraft eines 
Landes. Die Verbesserung der Qualität des Bildungssys-
tems und Anreize zu höherer Bildungsbeteiligung gehö-
ren deshalb sowohl national als auch international zu 
den strategischen Zielsetzungen der Politik. Darüber hin-
aus soll die Mobilität junger Menschen, im gesamten Bil-
dungssystem, wie auch in Bezug auf nicht-formales Ler-
nen gefördert werden (Rat der EU 2011).

Auch Stiglitz et al. (2009, S.165) sprechen der Ressource 
„Bildung“ größte Bedeutung zu. Sie betonen, dass Bil-
dung instrumentellen Charakter für das Erreichen vie-
ler weiterer Ziele hat (z. B. höheres Einkommen, bessere 
soziale Teilhabe etc.), wovon sowohl die Individuen selbst, 
als auch die Gesellschaft als Ganzes profitieren. Darüber 
hinaus erweitern kognitive Fähigkeiten und Fertigkeiten 
die Freiheiten und Möglichkeiten von Individuen, unge-
achtet ihres Einflusses auf spätere Verdienstmöglichkei-
ten und die ökonomische Entwicklung.

Schlüsselindikatoren der Dimension Bildung 
sind die Tertiärquote der Bevölkerung zwi-
schen 30 und 34 Jahren (jene Altersgruppe, 
in der in der Regel von einer abgeschlosse-
nen Tertiärausbildung ausgegangen werden 
kann) und als Gegenstück die frühzeitigen 
Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und 
-abgänger, also die jungen Menschen zwi-
schen 18 und 24 Jahren, die zu einem hohen 
Prozentsatz voraussichtlich keinen sekundä-
ren Bildungsabschluss erlangen werden.

Ergänzt werden diese Schlüsselindikatoren durch den 
Zusatzindikator Teilnahme an allgemeiner und berufli-
cher Weiterbildung, der den Aspekt des lebenslangen 
Lernens in den Fokus rückt.

Beim Vergleich dieser Indikatoren über die Zeit kommt 
man nicht umhin die möglichen Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie mitzudenken. In Österreich wurde der Schul-
unterricht im ersten Lockdown im Frühjahr 2020 mittels 
Home Schooling soweit als möglich aufrechterhalten und 
im Juni in eingeschränkter Form wieder aufgenommen. 
Ausbildungen konnten (tw. in neuer Form, z. B. Matura) 
weitgehend abgeschlossen werden. Nach Ende der Som-
merferien wurde mit einem weitergehend normalen Prä-
senzunterricht gestartet, der jedoch ab November für 
die Oberstufen erneut in Home Schooling übergeführt 
wurde. Auch im Jahr 2021 wurde mit einer Home Schoo-
ling Phase begonnen, die je nach Schulstufe und Standort 
(z. B. längere Maßnahmen in der Ostregion) unterschied-
lich lang dauerte. Ab Mitte Februar wurde der Präsenz-
unterricht teilweise wieder aufgenommen, erst Mitte Mai 
konnten auch die Schülerinnen und Schüler der Sekundar-
stufe wieder vom Schichtbetrieb in den vollen Präsenz-
betrieb wechseln. Das Schuljahr 2021/22 soll keine weite-
ren generellen Einschränkungen des Präsenzunterrichts 
bringen. Auch der Studienbetrieb an den Hochschulen 
fand 2020 und im ersten Halbjahr 2021 weitgehend als 
Distanzlehre statt, soll aber ab dem Studienjahr 2021/22 
unter Einhaltung bestimmter Regeln teilweise wieder in 
Präsenzform erfolgen.

Eine Studie des IHS zu Auswirkungen von Schulschlie-
ßungen weist darauf hin, dass durch diese die Gefahr 
besteht, dass ein Teil der Kohorte zurückbleibt. 33 Umfra-
geergebnisse bestätigten, dass es Schwierigkeiten gab, 
Kontakt v. a. zu benachteiligten Schülerinnen und Schü-
lern herzustellen und ein erheblicher Anteil von ihnen 
nicht erreicht werden konnte. Auch auf Probleme durch 
fehlende Hilfsmöglichkeiten von Eltern, eine mangelnde 
Ausstattung mit Tablets, Laptops und Internetverbindun-
gen und beengte Wohnverhältnisse wurde aufmerksam 
gemacht. In einem Policy Brief des WIFO34 werden eben-
falls hohe individuelle und gesellschaftliche Kosten vor-
hergesehen: etwa kurzfristige und längerfristige negative 
Folgen auf die Lernergebnisse, direkte Einkommenseinbu-
ßen oder indirekt steigende Gesundheitskosten durch psy-
chische Belastungen und mangelnde Bewegung für Kin-

https://irihs.ihs.ac.at/id/eprint/5529/
https://www.ihs.ac.at/de/publikationsportal/blog/beitraege/oesterreichs-bildungssystem-im-ausnahmezustand/
https://www.ihs.ac.at/de/publikationsportal/blog/beitraege/oesterreichs-bildungssystem-im-ausnahmezustand/
https://wifo.ac.at/jart/prj3/wifo/resources/person_dokument/person_dokument.jart?publikationsid=66599&mime_type=application/pdf
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der, Effekte auf Produktivität und Einkommen der Eltern, 
auf Unternehmen und damit auch auf das BIP. 

Nicht nur für die Betroffenen selbst, die Schülerinnen und 
Schüler, sondern auch für deren Betreuungspersonen stell-
ten Schulschließungen eine hohe Belastung dar. Der vor-
schulische Bereich war ebenfalls teilweise im „Krisenmo-
dus“ und damit wurden nicht alle Kinder in Krippen und 
Kindergärten in üblichem Ausmaß und Qualität betreut. 
Mit diesen krisenbedingten Veränderungen in Bildung 
und Betreuung gingen auch ökonomische Effekte Hand 
in Hand. Insbesondere Frauen hatten in Bezug auf ihre 
eigene Erwerbstätigkeit Nachteile. Das WIFO führte im 
April 2020 eine Abschätzung der ökonomischen COVID-
19-Effekte auf Frauen durch.35 Danach traf die Doppelbe-
lastung durch Beruf und Betreuungspflichten infolge von 
Homeoffice oder einer Beschäftigung in den systemrele-
vanten Wirtschaftsbereichen Frauen stärker als Männer.

3.5.1  
Schlüsselindikator Tertiärquote

Die Entwicklung des Bildungsstandes in den letzten 
Jahrzehnten zeigt einen allgemeinen Anstieg des Bil-
dungsniveaus der österreichischen Bevölkerung. Insbe-
sondere die Tertiärquote – der Anteil der 30- bis 34-Jäh-
rigen mit Hochschulstudium oder einem vergleichbaren 
Abschluss an der Gesamtgruppe der 30- bis 34-Jähri-
gen – steht dabei vielfach im Fokus internationaler Ver-
gleiche und nationaler politischer Strategien. Dahinter 
steckt die Annahme durch eine Ausweitung der Bevöl-
kerung im oberen Bildungssegment dem Bedarf einer 
Wissensgesellschaft am besten entsprechen zu kön-
nen und damit international wettbewerbsfähig zu sein. 
Dies wird als wichtige Voraussetzung erachtet um sozia-
len Wohlstand zu erhalten und zur Lebensqualität der 
Bevölkerung beizutragen.

Gemäß Europa-2020-Strategie soll bis 2020 der Anteil der 
30- bis 34-Jährigen, die über einen Tertiärabschluss ver-
fügen, EU-weit bei mindestens 40 % liegen. Als nationales 
Ziel wurde eine Quote von 38 % festgelegt. Dieses stammt 
noch aus der Zeit vor 2013, als BHS-Abschlüsse noch nicht 
zu den Tertiärabschlüssen gezählt wurden (ISCED 1997) und 
somit die österreichische Tertiärquote deutlich niedriger 
war. Als Tertiärabschluss werden grundsätzlich Abschlüsse 
der internationalen Bildungsklassifikation ISCED in den 
Kategorien 5 bis 8 (nach ISCED 2011 ab 2014 bzw. 5a und 
5b sowie 6 nach ISCED97 bis 2013) gewertet. Neben aka-
demischen Abschlüssen (Bachelor, Master etc.) zählen 
hierzu Abschlüsse der berufsbildenden und lehrerbilden-
den Akademien sowie auch Meister- und Werkmeisterab-
schlüsse und die Reife- und Diplomprüfung an berufsbil-
denden höheren Schulen. Unter der ISCED97 wurde bei 

35 Bock-Schappelwein, J./ Famira-Mühlberger, U. /Mayrhuber, Ch. (2020): COVID-19: Ökonomische Effekte auf Frauen. WIFO Research Briefs 3/2020

Abschlüssen der berufsbildenden höheren Schulen (BHS 
wie z. B. HTL, HAK etc.) zwischen Kolleg und anderen BHS-
Formen unterschieden, die ISCED 4a zugeordnet waren, 
aber im Rahmen des nationalen Monitorings als Terti-
ärabschluss gezählt werden konnten (siehe hierzu: BKA 
2012, S. 10). Mit Einführung der ISCED 2011 gelten die BHS-
Abschlüsse jedoch generell als tertiär. Der erfolgreiche 
Abschluss der dritten Klasse einer fünfjährigen BHS-Form 
wird als Abschluss der Sekundarstufe gewertet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die international vergleichbare Tertiärquote (inkl. BHS-
Abschlüsse) stieg seit 2004 kontinuierlich an. Das natio-
nale Ziel von 38 % wurde bereits erreicht und die Quote 
lag auch 2020 leicht über dem EU-27-Schnitt. Die kurz- 
und langfristige Entwicklung wird daher als tendenziell 
positiv bewertet.“

Grafik 50 zeigt, dass 2020 41,6 % der 30- bis 34-Jährigen 
einen Tertiärabschluss aufweisen konnten. Zwar gibt es 
durch die neue Kategorisierung der Bildungsabschlüsse 
(ISCED 2011) einen Zeitreihenbruch, dennoch zeigt sich 
seit 2004 ein deutlicher Anstieg der Quote. 2015 ist teils 
durch demographische Effekte bedingt die Tertiärquote 
im Vergleich zum Vorjahr etwas zurückgegangen (auf 
38,7 %), dann relativ stabil knapp über 40 % verlaufen. 
Gegenüber dem vorjährigen Höchststand (2019 42,4 %) 
ist nun für 2020 ein leichter Rückgang auf 41,6 % zu ver-
zeichnen, der sich jedoch innerhalb der statistischen 
Schwankungsbreite bewegt. Für die EU-27 ist die Ent-
wicklung in der Tertiärquote seit 2004 ebenfalls deutlich 
positiv verlaufen, 2020 wurde mit 41,0 % der höchste Wert 
seit Beginn der Zeitreihe gemessen.

Grafik 50  
Tertiärquote der 30- bis 34-Jährigen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat. - * Bil-
dungsabschlüsse bis 2013 gemäß ISCED 1997 + äquivalente Bildungs-
abschlüsse, ab 2014 gemäß ISCED 2011.
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Grafik 51  
Tertiärquote der 30-bis 34-Jährigen nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung. - Bildungsabschlüsse bis 2013 gemäß ISCED 1997 + äquivalente Bildungsabschlüsse, ab 2014 
gemäß ISCED 2011.

Der langfristige positive Trend dürfte u. a. auf die Auswir-
kung der Umsetzung des Bologna-Prozesses zurückzu-
führen sein. Durch die Einführung des Bachelors schlie-
ßen mehr Personen ein Studium auch tatsächlich ab (und 
das früher) und die entsprechenden Absolventinnen und 
Absolventen rücken nun in die Altersgruppe 30+ vor.

Betrachtet man die Tertiärquote der 30- bis 34-Jährigen 
nach Geschlecht, so zeigt Grafik 51, dass 2007 die jun-
gen Frauen die jungen Männer überholt haben. Dieser 
Trend setzt sich fort: 2020 lag die Differenz zwischen den 
Geschlechtern bei 7 %-Punkten zu Gunsten der Frauen.

3.5.2  
Schlüsselindikator frühzeitige Schul- 
und Ausbildungsabgängerinnen und 
-abgänger

Der Schlüsselindikator frühzeitige Schul- und Ausbil-
dungsabgängerinnen und -abgänger bezeichnet Per-
sonen zwischen 18 und 24 Jahren, die nur die untere 
Sekundarstufe (Sekundarstufe I) absolviert haben – 
eventuell ohne diese erfolgreich abzuschließen – und 
an keiner Aus- oder Weiterbildung teilnehmen.

Will man den Anteil der Personen mit höchstens Pflicht-
schulabschluss in der Bevölkerung langfristig senken, so 
gilt es, die Zahl der frühzeitigen Schul- und Ausbildungs-
abgängerinnen und -abgänger so gering wie möglich 
zu halten. Entsprechend wurde im Rahmen der Europa-
2020-Strategie das EU-Ziel formuliert, dass der Anteil der 
18- bis 24-Jährigen, die über keinen Bildungsabschluss der 
Sekundarstufe II (Obere Sekundarstufe/Oberstufe) verfü-
gen und gleichzeitig an keiner Aus- oder Weiterbildung 
teilnehmen, maximal 10 % betragen darf.

Als nationales Ziel wurde hier eine Quote 
von 9,5 % vereinbart, die bereits im Jahr 2009 
unterschritten wurde. Auch mit der 2017 
beschlossenen Ausbildungspflicht bis 18 
Jahre sollte der Anteil der gering gebildeten 
jungen Erwachsenen weiter sinken. Sie gilt 
für Jugendliche bis 18 Jahre, die mit Ende 
des Schuljahres 2016/2017 bzw. danach ihre 
allgemeine Schulpflicht erfüllt haben und 
sich dauerhaft in Österreich aufhalten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Quote der frühzeitigen Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger ging zwischen 2007 und 2014 deutlich 
zurück und befindet sich seit 2009 unter dem Europa-
2020-Zielwert für Österreich von 9,5 %. Daher wird die 
langfristige Entwicklung als neutral bewertet. Die kurz-
fristige Betrachtung fällt ebenfalls neutral bis leicht nega-
tiv aus, da die Quote 2014 bis 2018 auf niedrigem Niveau 
stagnierte und sich in den letzten beiden Jahren sogar 
wieder leicht erhöhte.“ 

2020 hatten in Österreich 8,1 % der jungen Erwachsenen 
zwischen 18 und 24 Jahren keinen Sekundarabschluss 
und befanden sich auch nicht in einer weiterführenden 
Ausbildung (Grafik 52). Gegenüber dem Vorjahr bedeu-
tet das einen geringfügigen Anstieg (2019: 7,8 %), der 
jedoch auf Grund der kleinen Personengruppe im betref-
fenden Alter auch auf Stichprobeneffekte zurückzufüh-
ren sein kann und daher mit Vorsicht zu interpretieren 
ist. Vergleicht man die letzten drei Jahre, muss man hin-
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gegen eine Steigerung seit 2018 (7,3 %) um 0,8 %-Punkte 
und damit einen mittelfristig leicht ansteigenden Trend 
konstatieren, den es weiter zu beobachten gilt. In der 
EU-27 waren 2020 9,9 % der 18- bis 24-Jährigen frühzei-
tige Schul- und Ausbildungsabgänger/innen. Hier konnte 
der Anteil im gesamten Beobachtungszeitraum deutlich 
reduziert werden (2004: 16 %), im Vorjahresvergleich gibt 
es EU-weit eine weitere leichte Veränderung hin zu weni-
ger frühzeitigen Schulabgängen.36

Grafik 52  
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgängerinnen 
und abgänger, 18- bis 24-Jährige 

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.

Grafik 53  
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgängerinnen 
und -abgänger, 18- bis 24-Jährige nach Geschlecht

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung.

Betrachtet man die Anzahl der frühzeitigen Schul- und Aus-
bildungsabgängerinnen und -abgänger nach Geschlecht, 
so zeigt sich in den letzten Jahren, dass weniger junge 
Frauen als Männer die Schule ohne Sekundarabschluss 
verlassen und dass die Schere zwischen Männern und 

36  Daten bis 2013 beruhen auf der ISCED97, ab 2014 wird die ISCED 2011 zur definitorischen Abgrenzung von Sekundarstufe I und II verwendet.

Frauen aufgeht (siehe Grafik 53): 2020 gab es unter den 
18- bis 24-jährigen Frauen 6,3 % frühzeitige Schul- und 
Ausbildungsabgängerinnen, während 10,0 % der jungen 
Männer ihre Ausbildung vorzeitig beendet haben. Lang-
fristig sollte sich daher die Überrepräsentation der Frauen 
unter Personen mit höchstens Pflichtschulabschluss wei-
ter verringern (unter der Annahme, dass dieser Effekt 
nicht durch geschlechtsspezifische Unterschiede in der 
Nutzung des zweiten Bildungswegs neutralisiert wird).

3.5.3  
Teilnahme an beruflicher und 
allgemeiner Weiterbildung

Dieser Indikator stellt den Anteil der Personen der Alters-
gruppe 25 bis 64 Jahre dar, die in den vier Wochen vor 
der Befragung an Weiterbildungsaktivitäten teilge-
nommen haben. Solche umfassen formale und nicht-
formale Bildungs- und Trainingstätigkeiten.

Lebenslanges Lernen umfasst alle Aktivitäten, die im Laufe 
des Lebens (nach Abschluss der Anfangsausbildung) und 
aus einer persönlichen, sozialen oder beschäftigungs-
bezogenen Motivation heraus mit dem Ziel unternom-
men werden, die eigenen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Kompetenzen zu verbessern. Die Absicht etwas „Spe-
zifisches“ zu lernen unterscheidet diese Aktivitäten von 
Nicht-Lernaktivitäten wie kulturellen oder sportlichen 
Freizeitbeschäftigungen, die eher durch beiläufiges Ler-
nen gekennzeichnet sind.

Der strategische Rahmen für eine euro-
päische Kooperation zur allgemeinen und 
beruflichen Bildung formuliert als Zielmarke 
für das Jahr 2020, dass zumindest 15 % der 
Erwachsenen zwischen 25 und 64 Jahren an 
Aktivitäten, die unter „lebenslanges Lernen“ 
subsumiert werden können, teilnehmen.

Seit 2004 stieg der Anteil der Personen der Altersgruppe 
25-64 Jahre, die an beruflichen oder allgemeinen Weiter-
bildungsaktivitäten teilnahmen, sowohl in Österreich als 
auch in der EU an (siehe Grafik 54). In den letzten Jahren 
ist in Österreich zunächst ein leichter Rückgang von 15,8 % 
im Jahr 2017 auf 15,1 % 2018 und 14,7 % 2019 eingetreten. 
2020 war dann ein deutlicher Knick ein Sinken der Teil-
nahmequote um 3 %-Punkte auf 11,7 % zu verzeichnen. 
Damit wurde in den Jahren 2019 und 2020 erneut und 
deutlich das Ziel von 15 % unterschritten. In der EU-27 
lag der Anteil der Personen in Weiterbildung 2020 bei 
9,2 % und damit auch niedriger als in den Jahren zuvor. 
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Wiewohl über die Motive der (Nicht-)Teilnahme an Wei-
terbildungsaktivitäten keine Daten vorliegen, kann hier 
der Einfluss der COVID-19-Pandemie als groß angenom-
men werden.

Auch wenn sich vorerst nur im Indikator zur Weiterbildung 
eine negative Entwicklung abzeichnet und die anderen 
Indikatoren der Dimension Bildung kurzfristig keine so 
deutlichen Veränderungen seit Ausbruch der Pandemie 
zeigen, muss auch dort die weitere Entwicklung beobach-
tet werden. Soziale Aspekte des Distanzunterrichts und 
potentielle Auswirkungen auf den weiteren Bildungsweg 
gehören jedenfalls weiter erforscht.

Grafik 54  
Teilnahme an beruflicher und allgemeiner Weiterbil-
dung der 25- bis 64-Jährigen

Q: STATISTIK AUSTRIA, MZ-Arbeitskräfteerhebung; Eurostat.
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3.6  
Physische Unsicherheit

37 Bundeskanzleramt, 19.3.2020: Raab: Offensive gegen häusliche Gewalt.
38 Ergebnisse der Verurteilungsstatistik
39 Wie zuvor bereits angeführt ist die Erhebung EU-SILC 2020, auf der auch die Zahlen zum Unsicherheitsempfinden hier beruhen, zwischen 

März und Juli 2020 erhoben worden, das heißt teils vor und nach und größtenteils während des ersten „Lockdowns“.

Sicherheit gilt als eine der zentralen Dimensionen von 
Lebensqualität z. B. auch bei Eurostat (vgl. Kesy et al. 
2015). Gewaltprävention ist für eine stabile, sozial aus-
gewogene Gesellschaft unerlässlich und damit eine der 
Hauptaufgaben des Gesetzgebers. Sich unsicher zu füh-
len schränkt die Lebensqualität erheblich ein, ist Quelle 
für Sorgen und Ängste. Das Gefühl der Verletzbarkeit 
oder die Angst, Opfer von kriminellen Handlungen zu 
werden, können das persönliche Freiheitsempfinden 
drastisch beeinträchtigen. Die Themen Gewalt, persön-
liches Sicherheitsempfinden und Lebensqualität hän-
gen daher eng miteinander zusammen. 

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr-
den. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur die offen-
sichtlichsten Ausformungen. Gewalt und physische Unsi-
cherheit im Alltag betreffen hingegen deutlich mehr 
Menschen. Dabei ist sowohl der Aspekt des subjektiven 
Unsicherheitsempfindens als auch jener der objektiven 
Sicherheit bzw. Unsicherheit, wie sie etwa in der Krimi-
nalstatistik abgebildet wird, von Bedeutung. Die sub-
jektive Unsicherheit ist hier durch den Indikator „physi-
sches Unsicherheitsempfinden“ aus EU-SILC abgedeckt, 
die objektive Sicherheit wird mit der Tötungsrate aus der 
Todesursachenstatistik abgebildet. Diese beiden Indikato-
ren sind Beispiel dafür, dass subjektives Empfinden nicht 
immer automatisch an die objektiven Lebensbedingun-
gen geknüpft ist. So zeigen die Daten nicht unbedingt 
eine Parallelentwicklung des subjektiven Unsicherheits-
gefühls und der Kriminalitätsraten.

Das subjektive Empfinden der Sicherheit oder Unsicher-
heit und objektive Maßzahlen wie die Tötungsrate schei-
nen von der durch die COVID-Krise veränderten Lebenssi-
tuation beeinflusst. Aus Wohnproblemen, ökonomischer 
und emotionaler Unsicherheit und erhöhter (Arbeits-)
Belastung in der Krisenzeit lassen sich höhere Inziden-
zen häuslicher Gewalt erwarten. So prognostizierten auch 
die Vereinten Nationen, dass sich das Risiko häuslicher 
Gewalt durch den Lockdown erhöhen wird und unge-
wollte Schwangerschaften häufiger werden. In Öster-
reich zeigte sich etwa, dass der Anti-Gewalt-Beratungs-
bedarf während und nach den Lockdowns größer war; 
als Konsequenz wurde beispielsweise die Frauenhelpline 
aufgrund steigender Inanspruchnahme verstärkt.37 Hin-

gegen ist die Kriminalität in vielen Bereichen zurückge-
gangen, das Unsicherheitsempfinden in der Wohnumge-
bung und die Tötungsdelikte haben abgenommen, wie 
im Folgenden erläutert wird.

3.6.1  
Schlüsselindikator physisches 
Unsicherheitsempfinden

Physisches Unsicherheitsempfinden wird in EU-SILC 
durch die folgende Frage erfasst: „Haben Sie in Ihrer 
Wohngegend Probleme mit Kriminalität, Gewalt oder 
Vandalismus?“.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Entwicklung des Indikators zum physischen Unsi-
cherheitsempfinden von 2004 bis 2014 ist volatil, seit 
2015 fällt der Indikator kontinuierlich ab. Die längerfris-
tige Entwicklung wird daher als moderat positiv bewer-
tet. Der kurzfristig deutliche Rückgang 2020 ist ein mut-
maßlicher Nebeneffekt der COVID-19-Krise und wird als 
sehr positiv bewertet.“ 

5,7 % der Bevölkerung gaben 2020 an, in ihrer Wohnge-
gend Probleme durch Kriminalität, Gewalt oder Vanda-
lismus zu haben, was einen signifikanten Rückgang um 
2,7 %-Punkte gegenüber dem Vorjahr darstellt (siehe 
Grafik 55). Der Trend ist seit 2014 eindeutig abnehmend, 
die kurzfristig deutliche Veränderung ist wohl zu einem 
Gutteil ein positiver Nebeneffekt der COVID-19-Pande-
mie. Ob das an einem Rückgang der Kriminalität in den 
meisten Bereichen im Jahr 2020 lag - ein Indikator dafür 
ist die Zahl der Verurteilungen, die 2020 auf dem histo-
rischen Tiefststand war38 oder an der Berichterstattung 
darüber, am geänderten Mobilitäts- und Sozialverhalten 
odgl., ein Zusammenhang mit COVID und der zeitweise 
deutlich veränderten Lebensrealität vieler Menschen im 
ersten Halbjahr 2020 ist jedenfalls anzunehmen.39 

KF  LF

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/nachrichten-der-bundesregierung/2020/raab-offensive-gegen-haeusliche-gewalt-.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/soziales/kriminalitaet/126204.html
https://unstats.un.org/sdgs/report/2020/goal-05/
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Vergleicht man die Werte für Österreich mit den EU-Wer-
ten, so zeigt sich, dass sich Österreicherinnen und Öster-
reicher in ihrer Wohngegend sicherer fühlen (und immer 
sicherer gefühlt haben) als die Menschen in den EU-Län-
dern im Durchschnitt. In den EU-27 Ländern gaben 11% 
der Bevölkerung 2019 Probleme mit Kriminalität, Van-
dalismus oder Gewalt der Wohngegend an, ein Wert für 
2020 liegt noch nicht vor.

Grafik 55 
Physisches Unsicherheitsempfinden der Bevölkerung 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. 

Grafik 56  
Physisches Unsicherheitsempfinden der Bevölkerung 
nach Einkommensquintilen (2020) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020. - Einkommensquintile beziehen 
sich auf das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede 
Gruppe umfasst 20 % der Bevölkerung.

Eine Betrachtung nach Haushaltseinkommen zeigt für 2020 
kaum Unterschiede, so dass der Befund früherer Jahre, 
dass sich Personen im obersten Einkommensquintil in ihrer 

40 Die standardisierte Rate gibt an, wie viele Sterbefälle aufgrund der jeweils herrschenden Sterblichkeitsverhältnisse auf 100.000 Lebende ent-
fallen wären, wenn der Altersaufbau der nationalen Bevölkerung (gleichen Geschlechts) in der betreffenden Berichtsperiode dem der gewähl-
ten Standardbevölkerung entsprochen hätte. Der vergleichsstörende Einfluss der Besonderheiten des jeweiligen nationalen Altersaufbaues 
ist dadurch ausgeschaltet. Als Standardbevölkerung wurde die Europa-Standardbevölkerung von Eurostat verwendet.

Wohnumgebung tendenziell eher unsicherer fühlen, dies-
mal nicht naheliegt. Der Zusammenhang zwischen Betrof-
fenheit und Wahrnehmung von physischer Unsicherheit 
ist auch äußerst komplex: Einschätzung und Wahrneh-
mung der Wohnumgebung decken sich nicht immer mit 
den objektiven Gegebenheiten. Das Kriminalitätsfurcht-
Paradoxon beschreibt, dass sich Personen eher vor Kri-
minalität fürchten, wenn sie selbst seltener von Krimina-
lität betroffen sind. Die Furcht vor Kriminalität hängt also 
nicht mit der tatsächlichen Kriminalitätsbelastung (objek-
tiviert etwa durch Kriminalstatistik) zusammen (vgl. Zieg-
leder et al. 2011, S. 27 ff).

3.6.2  
Schlüsselindikator Tötungsrate

Der Schlüsselindikator umfasst die Kategorie „tätlicher 
Angriff“ nach den international standardisierten Codes 
X85 bis Y09 sowie Y87.1 und wird altersstandardisiert40 

berechnet. Das bedeutet, dass die kontinuierliche Alte-
rung der Bevölkerung bei der Berechnung des Indika-
tors berücksichtigt wurde.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Tötungsrate liegt in Österreich deutlich unter dem 
EU-Durchschnitt und hat sich seit dem Jahr 2000 in etwa 
halbiert. Die langfristige Entwicklung wird daher tenden-
ziell positiv eingestuft. Allerdings liegt seit 2015 die Rate 
der getöteten Frauen beständig über der Tötungsrate 
von Männern. Daher wird auch die kurzfristige Entwick-
lung der Tötungsrate nur tendenziell positiv eingestuft.“

Die schlimmste Form der physischen Unsicherheit ist die 
objektive Gefahr, durch Mord, Totschlag oder vorsätzli-
che Verletzung zu Tode zu kommen. Die Daten aus der 
Todesursachenstatistik, die bei ihrer Berechnung der 
„Mordrate“ (Totschläge und Verletzung mit Todesfolgen 
eingeschlossen) die kontinuierliche Alterung der Bevöl-
kerung bei der Berechnung des Indikators berücksich-
tigt, zeigen, dass dieses Risiko seit 2000 in Österreich 
kontinuierlich gesunken ist (siehe Grafik 57). Während 
Anfang der 2000er Jahre noch durchschnittlich eine von 
100.000 Personen durch Mord, Totschlag und vorsätzlich 
zugefügte Verletzungen zu Tode kam, waren es 2020 auf 
100.000 Personen nur noch 0,4 vorsätzlich Getötete. Ver-
mutlich ist der weitere leichte Rückgang 2020 auch mit 
der Abnahme der Kriminalität insgesamt in der COVID-
19-Pandemie in Zusammenhang zu bringen.
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Auffällig ist, dass die Tötungsrate für Frauen über jener 
der Männer liegt: 2020 kamen 0,35 getötete Männer je 
100.000 Personen auf 0,48 getötete Frauen. Angesichts 
der kleinen Zahlen darf diese Differenz für ein Einzeljahr 
nicht überbewertet werden, jedoch ist der Unterschied 
in der Tötungsrate zu Ungunsten der Frauen in allen Jah-
ren seit 2015 gegeben; davor war seit 2000 die Betroffen-
heit nach Geschlecht wechselnd.

Daten für die EU-27 – es liegen nur jene von 2010 bis 2017 
vor – zeigen, dass das Niveau der Todesfälle aufgrund von 
Mord, Totschlag und Verletzungen mit Todesfolgen pro 
100.000 Einwohnende in allen EU-Staaten zusammenge-
nommen höher ist als in Österreich. Der letztgültige Wert 
von 2017 weist 0,7 Getötete je 100.000 Personen aus. Auch 
in dieser kürzeren Zeitreihe ist der abnehmende Anteil 
solcher Todesfälle in den EU-27-Ländern ersichtlich.

Sowohl für Österreich als auch im EU-Vergleich ist auf die 
bereits sehr niedrigen Werte hinzuweisen, die Schwankun-
gen der einzelnen Jahre sind daher nicht überzubewerten.

Grafik 57  
Todesfälle aufgrund von Mord, Totschlag und Ver-
letzungen mit Todesfolgen 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Todesursachenstatistik; Eurostat.
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3.7  
Vertrauen in die gesellschaftliche Organisation

41 Bundesministerium Bildung, Wissenschaft und Forschung und Statistik Austria (2020): COVID-19-Prävalenz Mai 2020 - Ergebnisbericht.
42 2013 sechs Items zu Vertrauen: in die meisten Menschen, das politische System, das Rechtssystem, die Polizei, die Medien, Gemeinde- oder 

Bezirksbehörden in Österreich; ab 2019 zwei Items zu Vertrauen zu anderen Menschen und in das politische System.

Das institutionelle Gefüge eines Landes, die Rechts-
staatlichkeit und die Wahrnehmung der Menschen 
über das Funktionieren der Institutionen wie auch ihrer 
eigene Eingeflochtenheit in die Gesellschaft bestimmt 
die Lebensqualität wesentlich mit. Das Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in die öffentlichen Institutio-
nen, ebenso wie die politische und zivile Teilhabe, för-
dert das gesellschaftliche Zusammenleben und die 
soziale Kohäsion. 

Das reibungsfreie Funktionieren des sozio-institutionel-
len Gefüges ermöglicht somit auch eine größere Effi-
zienz und Effektivität der öffentlichen Politik. Dies steht 
in einem direkten Zusammenhang mit der Stellung des 
Individuums in der Gesellschaft, seinen interpersonalen 
Verbindungen, sozialen Netzen und schließlich mit der 
Lebensqualität. Das institutionelle und interpersonale 
Vertrauen wird durch den transparenten Austausch mit 
öffentlichen und privaten Einrichtungen des politischen, 
sozialen und ökonomischen Lebens gestärkt.

Vertrauen steht und fällt mit der organisato-
rischen und inhaltlichen Fähigkeit der Institu-
tionen, auf die Bedürfnisse der Bevölkerung 
zu reagieren. Intransparenz und Korruption 
kann das Vertrauen in die Möglichkeit, eine 
gleichberechtigte Gesellschaft zu realisieren, 
dramatisch erschüttern.

Das Vertrauen in die gesellschaftliche Organisation 
wird auf die Probe gestellt, wenn plötzlich die üblichen 
Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens auf 
den Kopf gestellt werden. Das trifft auch auf die aktuelle  
COVID-19-Krise zu. 

Dennoch war allgemein in der ersten Phase des Lockdowns 
ein hohes Verständnis für die von der Politik getroffenen 
Maßnahmen zur Verringerung des Ansteckungsrisikos zu 
bemerken, das danach – auch mit geringeren Infektions-
zahlen ab Mai – wieder etwas sank:41 

3.7.1  
Schlüsselindikator Vertrauen in das 
politische System

Als Schlüsselindikator wird hier eine Frage zum Vertrauen 
in das politische System herangezogen, die nach 2008 
und 2009 erst wieder im EU-SILC Sondermodul 2013 
enthalten war. Aufgrund unterschiedlicher Antwortska-
len und Fragewortlaute sind die Jahre 2008/09 und 2013 
jedoch nicht vergleichbar. Ab 2019 wurde die Frage zum 
Vertrauen in das politische System in den jährlichen Fra-
genkatalog von EU-SILC in Österreich aufgenommen, um 
regelmäßige Berichterstattung zu ermöglichen. Das ent-
sprechende Item lautet: „Wie sehr vertrauen Sie persön-
lich dem politischen System in Österreich? Antworten Sie 
bitte wieder auf einer Skala von 0 bis 10, hier steht „0‘‘ 
für „vertraue gar nicht‘‘ und „10‘‘ für „vertraue voll und 
ganz‘‘. Unterschiede zwischen 2013 und 2019 und Fol-
gejahren bestehen zwar nicht in der eigentlichen Frage-
stellung betreffen aber eine Eingebundenheit im Sonder-
modul 2013 in eine größere Anzahl an Vertrauensfragen42 
– daher sind Ausstrahlungseffekte nicht auszuschließen. 

43,8 % der Personen ab 16 Jahren gaben 2020 ein hohes 
Vertrauen in das politische System an (Werte von 7-10). 
33,8 % hatten mittleres Vertrauen (Werte 5 und 6), 22,3 % 
niedriges Vertrauen (Wert 4 oder darunter) (siehe Gra-
fik 58). Unter jenen mit niedrigem Vertrauen waren auch 
einige, die angaben, überhaupt kein Vertrauen in das 
politische System zu haben (Ausprägung 0) – das betrifft 
4,2 % der Personen insgesamt; 3,5 % vertrauten dem poli-
tischen System hierzulande voll und ganz (Ausprägung 
10). Der durchschnittliche Wert liegt mit 5,8 oberhalb der 
Mitte der Bewertungsskala. Vergleichen mit dem Vorjahr, 
zu dem keine methodischen Änderungen vorliegen, ist 
das Ergebnis insofern beachtlich, als ein weit höheres Ver-
trauen in das politische System vorliegt: Sowohl was den 
Durchschnittswert angeht als auch den geringeren Anteil 
der Menschen mit wenig Vertrauen und den höheren mit 
großem Vertrauen ist die Veränderung gegenüber 2019 
augenscheinlich. Inwiefern dies mit der COVID-19-Krise 
oder anderen Umständen, die auf die Wahrnehmung des 

http://www.statistik.at/wcm/idc/idcplg?IdcService=GET_PDF_FILE&RevisionSelectionMethod=LatestReleased&dDocName=124246
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politischen Systems wirken, zusammenhängt, ist aus den 
Daten nicht ersichtlich. Erwähnt sei auch, dass die Daten-
erhebung zwischen März und Juli 2020 stattfand und 
daher vor allem die spezifische Situation während des 
ersten „Lockdowns“ abbildet.

Grafik 58  
Vertrauen in das politische System der Bevölkerung 
ab 16 Jahren auf einer Skala von 0-10 (2013, 2019 und 
2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013 – Modul Wohlbefinden und 
EU-SILC 2019, 2020; Eurostat.

Der Durchschnittswert 2013 lag in Österreich bei 4,4 (von 
10), in der EU-28 lag dieser mit 3,5 noch deutlich darunter.

Es ist anzunehmen, dass die Antwortverteilung bei den 
Fragen zum Vertrauen deswegen so stark von der Ver-
teilung bei den Zufriedenheitsfragen abweicht, da hier 
im Gegensatz zur Zufriedenheit, die das Individuum von 
innen her erlebt, das Objekt der Bewertung extern ist, d. h. 
außerhalb des Individuums liegt.

In der durchschnittlichen Beurteilung des politischen Sys-
tems zeigen sich zwischen den verschiedenen Einkom-
mensgruppen geringe Unterschiede (Grafik 59). So lag 
das mittlere Vertrauen in das politische System im ers-
ten bis vierten Einkommensquintil bei einem Mittelwert 
zwischen 5,6 und 5,8, während sich im obersten Einkom-
mensquintil ein Mittelwert von 6,1 ergab.

Grafik 59  
Vertrauen in das politische System der Bevölkerung 
ab 16 Jahren nach Einkommensquintilen (2020) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020. Einkommensquintile beziehen 
sich auf das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede 
Gruppe umfasst 20 % der Bevölkerung.

3.7.2  
Vertrauen in Medien und öffentliche 
Institutionen

Über das Vertrauen in das politische System hinaus, wurde 
im EU-SILC Sondermodul 2013 auch das Vertrauen in ein-
zelne Institutionen erhoben. Grafik 60 zeigt, dass Menschen 
in Österreich der Polizei in deutlich höherem Maße ver-
trauen (Mittelwert 7,2) als beispielsweise den Medien (4,8). 
Zwischen diesen beiden liegt das Vertrauen in das Rechts-
system (6) und in die Gemeinde- und Bezirksbehörden (6,6).

Grafik 60  
Vertrauen in Medien und öffentliche Institutionen 
der Bevölkerung ab 16 Jahren (2013)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2013, Modul Wohlbefinden.
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3.7.3  
Vertrauen in andere Menschen

Vertrauen ist ein Kernelement der Beziehungen von Indi-
viduum und ihrer sozialen Interaktionen. Es leitet sich aus 
der Erwartung ab, die jemand gegenüber einem „ande-
ren“ hat. Diese Erwartung ist wiederum eine Funktion 
des Ausmaßes, in dem Vertrauen in der persönlichen His-
torie früherer sozialer Interaktionen eines Individuums 
honoriert wurde, und hat starke Auswirkungen auf viele 
Lebensaspekte (siehe z. B. Lewicki und Tomlinson 2003).

Das Vertrauen in andere zu messen, trägt dazu bei zu 
zeigen, wie Menschen gegenüber ihrer unmittelbaren 
Gemeinschaft aber auch gegenüber der Gesellschaft ins-
gesamt eingestellt sind. Es kann insofern zur hier disku-
tierten Dimension gezählt werden, als Vertrauen in seine 
Mitmenschen einen konstitutiven Bestandteil funktionie-
render Gesellschaften und effizienter staatlicher Orga-
nisation darstellt. Die Bedeutung von Vertrauen für die 
gesellschaftliche Qualität wurde u. a. von Ward und Meyer 
(2009) näher untersucht.

Die im EU-SILC Sondermodul 2018 gestellte und 2019 wie-
derholte Frage nach dem Vertrauen in andere bezieht sich 
nicht auf eine spezifische Personengruppe. Die Befrag-
ten wurden hier aufgefordert, auf einer Skala von 0 „ver-
traue überhaupt nicht“ bis 10 „vertraue vollkommen“ 
ihr Vertrauen in andere zu bewerten. 2020 hatten 47,1 % 
(2019: 45,4 %) hohes Vertrauen in andere (Werte 7-10), 
37,7 (2019: 38,1 %) berichteten mittlere Vertrauenswerte 
(5-6) und 15,2 % (2019: 16,6 %) vertrauten anderen nur 
sehr wenig und wählten daher Werte zwischen 0 und 4 
(siehe Grafik 61). Der Durchschnittswert lag zuletzt bei 6,1 
(2019: 6,0) und damit wie auch in den Kategorien nied-
rigen, mittleren und hohen Vertrauens jeweils geringfü-
gig besser als 2019.

Davor wurde eine Frage zum Vertrauen in andere nur im 
Modul zu Wohlbefinden im Jahr 2013 gestellt. Sie erbrachte 
– bei gleichem Durchschnittswert (5,9) – eine andere 
Besetzung der Kategorien hohen und mittleren Vertrau-

ens: 25,5 % hatten ein hohes Vertrauen in andere (Werte 
7-10), 53,4 % mittlere Vertrauenswerte (5-6) und 21,1 % ver-
trauten anderen nur sehr wenig (0-4). In jenem früheren 
Modul war diese Frage auch eingebettet in eine Itembat-
terie anderer Vertrauensfragen (siehe oben), die sich mög-
licherweise gegenseitig beeinflusst haben, wohingegen 
2018 nur Vertrauen in andere von Eurostat als Zielvaria-
ble definiert war. Deswegen ist anzunehmen, dass 2013 
und 2018 trotz gleicher Frageformulierung vom Ergebnis 
her nicht direkt vergleichbar sind. 2013 zeigte ein höhe-
res Vertrauen in andere als in das politische System oder 
die Medien, jedoch weniger als in das Rechtssystem oder 
die Polizei. Der EU-28 Vergleichswert ist ebenfalls vorerst 
nur für 2013 verfügbar: Der Durchschnittswert des Ver-
trauens in andere betrug 5,8 (von 10).

Grafik 61  
Vertrauen in andere Menschen, Bevölkerung ab 
16 Jahren

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC, Eurostat 2013.
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3.8  
Wohnen

43 Eurostat veröffentlicht neben einer neunstufigen Gliederung der Dimensionen der Lebensqualität, in der Wohnen und die materiellen Lebens-
bedingungen zusammengefasst sind, auch eine elfstufige Gliederung, in der Wohnen zusätzlich zur natürlichen Wohnumgebung eine eigene 
Dimension darstellt..

44 Englisch „Housing cost overburden rate“, eine Methodenbeschreibung dazu siehe z. B. in Eurostat Statistics Explained bzw. für eine umfas-
sende Darstellung von Indikatoren und Analysen zu Wohnkosten in Relation zum Einkommen siehe OECD Affordable Housing Database.

Die Wohnqualität ist ein sehr wesentlicher Teil der 
materiellen Lebensbedingungen und wird hier daher 
getrennt betrachtet.43 An der Dimension „Wohnen“ 
wird deutlich, wie stark die drei Bereiche materiel-
ler Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt ineinan-
der greifen: Wie Menschen wohnen, hängt in starkem 
Umfang von ihren materiellen Ressourcen ab. Gleich-
zeitig beeinflussen Umweltbedingungen in der Wohn-
umgebung die Lebensqualität. In der Dimension Woh-
nen finden sich sowohl Indikatoren zur Qualität und 
Kosten der Wohnung als auch zur natürlichen Wohn-
umgebung.

Um die besondere Bedeutung des Wohnens für den 
Bereich Lebensqualität in WgÖ sichtbar zu machen, wird 
als Schlüsselindikator die „Belastung durch hohe Wohn-
kosten“ herangezogen. Ergänzt wird diese Schlüsselva-
riable um Zusatzinformationen zur Umweltbelastung in 
der Wohnumgebung und zum Wohnstandard.

3.8.1  
Schlüsselindikator Wohnkostenüber-
belastung (Wohnkosten >40 % des 
Haushaltseinkommens)

Der Schlüsselindikator „Wohnkostenüberbelastung“, 
wie er auch europäisch definiert44 und für die nationalen 
Eingliederungsindikatoren verwendet wird, beschreibt 
den Anteil der Bevölkerung, deren Wohnungsaufwand 
40 % des Haushaltseinkommens übersteigt. Ob Haus-
halte tatsächlich von den Wohnkosten überlastet sind, 
kann aus dem Indikator nicht geschlossen werden, 
da dies von der Einkommenssituation der Haushalte 
abhängt. Als Wohnungsaufwand zählen dabei alle 
Ausgaben für Miete, Betriebskosten, Heizung, Energie 
und Instandhaltung sowie Zinszahlungen für Kredite 
zur Schaffung oder Sanierung von Wohnraum, wobei 
Wohn- und Mietbeihilfen sowohl vom Wohnungsauf-
wand wie auch dem Haushaltseinkommen abgezo-
gen werden.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die sogenannte Wohnkostenüberbelastung, d.h. dass 
der Wohnkostenanteil mehr als 40 % des Haushaltsein-
kommens ausmacht, verläuft langfristig auf beinahe 
gleichbleibendem Niveau. Insbesondere im Vergleich 
zum EU-Schnitt wird die Entwicklung tendenziell positiv 
bewertet. Die kurzfristige Betrachtung fällt ebenfalls ten-
denziell positiv aus.“ 

Dass sich das Thema Wohnen nicht nur von der Seite 
der Wohnbedingungen, sondern auch von der Seite der 
Wohnkosten betrachten lässt, kommt auch in der Forde-
rung „bezahlbaren Wohnraums“ in Goal 11.1 der Nach-
haltigkeitsziele der UN Agenda 2030 (SDGs) zum Tragen. 
Gerade in großen Städten sind die Mietkosten teilweise 
so hoch, dass sie selbst bei bescheidenen Wohnbedürfnis-
sen einen beachtlichen Teil des Einkommens in Anspruch 
nehmen und somit anderweitige Konsummöglichkeiten 
oder das Sparen stark einschränken.

Grafik 62 zeigt, dass sich der Anteil der Personen mit 
Wohnkosten über 40 % ihres Haushaltseinkommens seit 
2008 zunächst leicht erhöht hat, wobei der Anstieg über 
die Jahre hinweg nicht graduell erfolgte, und zuletzt wie-
der gesunken ist. 2008 waren 6,1 % der Bevölkerung von 
einer Wohnkostenüberbelastung betroffen. Seit 2012 pen-
delt sich der Anteil bei rund 7 % ein. 2020 hatten 6,3 % der 
Bevölkerung eine relativ zu ihrem Haushaltseinkommen 
hohe Belastung durch Wohnkosten, das waren gering-
fügig (aber nicht signifikant) weniger als im Vorjahr. Wie 
Detailanalysen zeigen, sind es vor allem Mieterinnen und 
Mieter mit neueren Mietverträgen, in Wohnungen mit 
besserer Ausstattung, im privaten Mietsektor und in grö-
ßeren Städten, die durch ihre Wohnkosten im Verhältnis 
zum Haushaltseinkommen stark belastet sind (vgl. Zucha 
et al. 2019, S.48f.).

Im Vergleich zum EU-Durchschnitt, der in den vergange-
nen Jahren mit leichten Schwankungen um die 10 % der 
Bevölkerung als stark durch Wohnkosten belastet ausweist 

KF  LF

http://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/qol/index_de.html
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Glossary:Housing_cost_overburden_rate
https://www.oecd.org/els/family/HC1-2-Housing-costs-over-income.pdf
https://www.oecd.org/els/family/HC1-2-Housing-costs-over-income.pdf
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(zuletzt 2020: EU-27 mit 9,9 %), stellt sich die Situation 
in Österreich mit einem Niveauunterschied von zuletzt 
3 ,6 %-Punkten besser dar.

Grafik 62 
Wohnkostenüberbelastung (Wohnkostenanteil >40 % 
des Haushaltseinkommens) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC; Eurostat. - * Daten 2008-2009 ohne 
Kroatien.

Betrachtet man die Personen mit Wohnkostenanteilen von 
über 40 % in den verschiedenen Einkommensklassen ihres 
äquivalisierten Netto-Haushaltseinkommens ( Grafik 63), 
so zeigt sich erwartungsgemäß, dass im untersten Ein-
kommensquintil die Belastung durch hohe Wohnkosten 
am häufigsten vorkommt. 

Grafik 63  
Wohnkostenüberbelastung (Wohnkosten >40 % des 
Haushaltseinkommens) nach Einkommensquintilen 
(2020)

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2020. - EK-Quintile beziehen sich auf 
das äquivalisierte Netto-Haushaltseinkommen pro Jahr. Jede Gruppe 
umfasst 20 % der Bevölkerung.

28,2 % der Bevölkerungsgruppe im niedrigsten Fünftel des 
äquivalisierten Netto-Haushaltseinkommen waren 2020 
von Wohnkostenüberbelastung betroffen. Aus der  Grafik 
wird auch ersichtlich, dass die Wohnkostenüberbelastung 
fast ausschließlich diese Einkommensgruppe betrifft.

3.8.2  
Sehr schlechter Wohnstandard

Von sehr schlechtem Wohnstandard wird gesprochen, 
wenn zwei der folgenden vier Merkmale zutreffen: (1) 
kein Badezimmer in der Wohnung (2) keine Toilette in 
der Wohnung (3) Probleme durch feuchte Wände oder 
Fußböden, Fäulnis in Fensterrahmen oder Fußböden, 
undichtes Dach (4) Probleme durch dunkle Räume.

Die UN schlägt bezüglich des Ziels 11.1 der Agenda 2030 
„Bis 2030 den Zugang zu angemessenem, sicherem und 
bezahlbarem Wohnraum und zur Grundversorgung für 
alle sicherstellen und Slums sanieren“ den folgenden 
Indikator vor: „Proportion of urban population living in 
slums, informal settlements or inadequate housing“. Der 
von Statistik Austria verwendete Indikator „sehr schlech-
ter Wohnstandard“ wird auch für die nationalen Einglie-
derungsindikatoren herangezogen.

Grafik 64 zeigt, dass 2020 2,4 % der österreichischen 
Gesamtbevölkerung in Wohnungen mit einem sehr 
schlechten Wohnstandard lebten. Der Anteil ist seit 2008 
gesunken. Gegenüber 2019 ist der Wert von 1,7 % auf 2,4 % 
zwar leicht gestiegen, aber Schwankungen dieser Grö-
ßenordnung von Jahr zu Jahr können auch auf Stichpro-
beneffekte zurückzuführen sein, der längerfristige Trend 
zeigt sich aber eindeutig abnehmend.

Grafik 64  
Sehr schlechter Wohnstandard

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC.
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3.8.3  
Subjektive Umweltbelastung in der 
Wohnumgebung

Probleme wie Abgase, Ruß oder sonstige Luftverschmut-
zungen, aber auch die Belastung durch Lärm (von Nach-
barn oder Verkehr), können eine Reihe von Schäden 
nach sich ziehen und sich negativ auf die physische 
und psychische Gesundheit auswirken. Operationali-
siert wird diese Dimension über den Indikator „subjek-
tive Umweltbelastung in der Wohnumgebung“.

Der Indikator bezieht sich auf die beiden EU-SILC-Fragen: 
„Haben Sie in Ihrer Wohngegend Probleme mit Luft- oder 
Wasserverschmutzung, Ruß oder anderen Umweltproble-
men wie Rauch, Staub oder Gestank?“ und „Haben Sie in 
Ihrer Wohngegend Probleme mit Lärmbelästigung durch 
Nachbarn oder von der Straße (durch Verkehr, Gewerbe- 
oder Industriebetriebe)?“. Antwortet die Auskunftsperson 
für den Haushalt zumindest auf eine der beiden Fragen 
mit „ja“, so wird für alle Haushaltsmitglieder Umweltbe-
lastung in der Wohnumgebung angenommen.

Grafik 65 zeigt, dass 2020 20,3 % aller Personen Umwelt-
belastungen in der Wohnumgebung wie Lärm oder Luft-
verschmutzung wahrnahmen. Der im letzten Jahr aufge-
fallene Anstieg (+2 %-Punkte gegenüber 2018) hat sich 
somit wieder relativiert. Verbesserungen 2020 sind ver-
mutlich kurzfristig und auf die geringere Verkehrs- und 
Feinstaubbelastung in der COVID-19-Krise zurückzuführen.

Grafik 65  
Subjektive Umweltbelastung in der Wohnumgebung

Q: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC.

Bei der Interpretation der Schwankungen zwischen den 
Jahren ist freilich Vorsicht geboten. Wetterbedingt und je 
nach Befragungszeitpunkt können subjektive Einschät-
zungen zu Umweltbedingungen sehr unterschiedlich aus-
fallen. So ist die Lärmbelastung durch Verkehr in den Die 
Belastung ging, wie ebenfalls aus Grafik 65 ersichtlich, zu 
einem Großteil auf Lärm zurück: 2020 waren 16,8 % der 
Wohnbevölkerung durch Lärm von Nachbarn oder der 
Straße belastet. Im Vergleich zum Vorjahr ist dieser Anteil 
ebenfalls leicht gesunken. Luft und Wasserverschmut-
zung sowie Ruß führten 2020 bei 7,9 % zu Belastungen.

Sommermonaten beispielsweise wesentlich geringer, als 
in der Hauptarbeitszeit. Lange Winter wiederum führen 
zu einer stärkeren Feinstaubbelastung und besonders zu 
vermehrter Berichterstattung in den Medien, was wiede-
rum die Wahrnehmung beeinflussen kann. Die Entwick-
lung der objektiv gemessene Staubbelastung (Feinstaub) 
wird in Kapitel 4.3.2 im Bereich Umwelt diskutiert.

Für die Dimension Wohnen ist im Hinblick auf die COVID-
19-Krise festzustellen, dass Problemlagen, z. B. mangelnde 
Wohnqualität oder geringe Wohnraumgröße, Lärm in 
der Wohnung usw., in Zeiten der COVID-19-Krise zu ver-
stärkten Belastungen werden können, wenn mehr Zeit als 
sonst zu Hause verbracht werden muss. Die Kontakt- und 
Ausgangsbeschränkungen während der Lockdownpha-
sen, aber auch später folgende Eintritts- und Zugangsbe-
schränkungen in Gastronomie und Freizeiteinrichtungen, 
rücken den Fokus daher auf die Wohnqualität und Aus-
stattung der Haushalte. Ein Blick auf Daten aus EU-SILC 
2020 abseits der eben präsentierten Indikatoren zeigt, 
dass Armutsbetroffene aufgrund ihrer Wohnbedingun-
gen und Haushaltsausstattung härter durch Phasen von 
Ausgangssperren, Home-Office und Distanzunterricht 
oder Heimquarantäne getroffen wurden. Sie lebten etwa 
zu 18 % in überbelegten Wohnungen – gegenüber nur 
4 % der Nicht-Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdeten. 
Überbelag trifft Familien mit Kindern besonders oft, 12 % 
leben EU-SILC 2020 zufolge entsprechend ihrer Haushalts-
konstellation in zu kleinen Wohnungen (gegenüber 6 % 
der Bevölkerung insgesamt). Zudem hatten 31 % der von 
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen 
weder Zugang zu einem eigenen Garten, noch zu einem 
anderen Außenraum wie Balkon, Terrasse, Loggia oder 
Wintergarten (im Gegensatz zu 11 % der nicht Armuts-
betroffenen). Sie waren demnach stärker auf Gemein-
schaftsflächen im öffentlichen Raum angewiesen. Auch 
Wohnkosten könnten bei unsicherer Arbeitsmarktlage 
und Einkommenssituation die Haushaltsbudgets stär-
ker treffen und damit indirekt durch die COVID-19-Krise 
zu einer größeren Belastung werden – dies gilt es auch 
in den Folgejahren trotz momentan verbesserter Situa-
tion für die Bevölkerung insgesamt im Auge zu behalten.
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4  
Umwelt

THG-Emissionen 
stark gesunken

Emissionen insgesamt sanken im 
COVID-19-Jahr 2020 um 7,7 %, jene 

des Verkehrs um 14,3 %

Bio-Flächen weiter 
gewachsen

Anteil der biologisch bewirtschafteten 
Fläche seit 2000 (11,5 %) mehr als 

verdoppelt auf 25,2 % 2020

Flächenversiegelung 
weiter ansteigend

Versiegelung nahm von 
2019 auf 2020 um 1 % zu
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4.1  
Dimensionen der Umwelt 

Umweltindikatoren zeigen die Entwicklung von Res-
sourcenverbrauch oder Emissionen auf, die infolge 
wirtschaftlicher und sozialer Aktivitäten entstehen. 
Berücksichtigt man diese Indikatoren, werden Wohl-
stand und Fortschritt umfassender betrachtet. Dabei 
wird der Aspekt der „ökologischen Nachhaltigkeit“, 
also die intra- und intergenerationelle Perspektive, 
mit einbezogen.

Die Umweltstatistik beschäftigt sich vor allem mit den 
Auswirkungen sozialer und ökonomischer Aktivitäten auf 
Umweltsysteme sowie dem Zustand und den Verände-
rungen von Boden, Wasser, Luft etc. Aspekte wie Mate-
rialverbrauch, Emissionen oder das Verkehrsaufkommen 
werden genauer betrachtet. 

Um multidimensionalen, weltweit auftretenden Umwelt-
problemen wie dem Klimawandel begegnen zu können, 
wurde das Konzept der „Nachhaltigkeit“ entwickelt, wel-
ches inter- und intragenerationelle Überlegungen mit 
einbezieht. Im Rahmen der United Nations wurde Nach-
haltigkeit erstmals 1987 im „Brundtland-Bericht“ (United 
Nations 1987, Kapitel I, Absatz 3) umfassend formuliert: 
„Sustainable development is development that meets the 
needs of the present without compromising the ability of 
future generations to meet their own needs.“

Das gegenwärtige Wohlbefinden hat sowohl 
mit ökonomischen Ressourcen (wie Einkom-
men und Eigentum) als auch mit weiteren 
Aspekten der Lebensqualität (z. B. Bildung 
und Gesundheit) zu tun. Zudem spielen bei 
Umweltaspekten zukünftige Entwicklungen 
– wie beispielsweise die Konsequenzen des 
Klimawandels – eine entscheidende Rolle. 

Für Stiglitz et al. (2009, S. 16f, S. 61f) ist die Messung und 
Bewertung der Nachhaltigkeitskomponente von Wohl-
stand und Fortschritt von zentraler Bedeutung. Die Nach-
haltigkeit vor allem der ökonomischen Ressourcen hängt 
laut Stiglitz et al. davon ab, ob sie an künftige Generatio-
nen weitergegeben werden können. Stiglitz et al. (ebd. 
S. 17) gehen dabei davon aus, dass eine Unterscheidung 

zwischen der Beurteilung des gegenwärtigen Wohlbe-
findens und jener der Nachhaltigkeit notwendig ist: „The 
assessment of sustainability is complementary to the 
question of current well-being or economic performance, 
and must be examined separately.“ Ein einzelner Indika-
tor kann dabei nicht alle relevanten Informationen zum 
gegenwärtigen Wohlbefinden und den Nachhaltigkeits-
aspekten aufzeigen.

Ob eine Gesellschaft ihr Wirtschaftswachs-
tum schadstoffarm oder zulasten zukünftiger 
Generationen erzeugt, lässt sich durch die 
 Ergänzung materieller und sozialer Indika-
toren mit ökologischen Kennzahlen feststel-
len.

Deshalb wird von Stiglitz et al. (ebd. S. 17f) speziell der 
Umweltaspekt der Nachhaltigkeit separat betont: „Recom-
mendation 12: The environmental aspects of sustainabil-
ity deserve a separate follow-up based on a well-chosen 
set of physical indicators. In particular there is a need for 
a clear indicator of our proximity to dangerous levels of 
environmental damage (such as associated with climate 
change or the depletion of fishing stocks).“

Mit dem Konzept der Entkoppelung wird die Entwick-
lung der (ökologischen) Nachhaltigkeit durch Indikato-
ren messbar.

Von absoluter Entkoppelung spricht man, 
wenn die betreffende Umweltauswirkung 
(z. B. Materialverbrauch) stabil oder abneh-
mend ist, während der Wirtschaftsindikator 
(zumeist das BIP) zunimmt. Die Entkoppe-
lung ist relativ, wenn die Wachstumsrate des 
Materialverbrauchs positiv ist, jedoch gerin-
ger als jene der wirtschaftlichen Kennzahl.

Im Themenfeld Umwelt für das WgÖ-Set wurden die fol-
genden vier Dimensionen definiert (Grafik 66).
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Grafik 66  
Dimensionen der Umwelt

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Den vier Dimensionen wurden ein bis drei Schlüsselindi-
katoren zugeordnet. Dies folgt der erwähnten Forderung 
der Beschränkung auf wenige wesentliche Merkmale, auch 
wenn für eine vollständige Abdeckung aller Umweltas-
pekte weitere Indikatoren notwendig wären. Die zehn 
Schlüsselindikatoren des Bereichs Umwelt werden noch 
durch Zusatzindikatoren inhaltlich ergänzt. Der Fokus 
bei der Auswahl der Indikatoren zu WgÖ liegt auf physi-
schen Daten. Hierbei wurden über die Jahre auch immer 
wieder Anpassungen vorgenommen (siehe Kapitel 1.4).

Zwischen den Dimensionen gibt es keine eindeutige 
inhaltliche Abgrenzung, da thematische Überschnei-
dungen möglich sind. Diese bestehen z. B. für Energieträ-
ger wie Öl oder Gas, welche in einer eigenen Dimension 
„Energie“ geführt werden, jedoch genauso eine wichtige 
Ressource darstellen. Indikatoren zur Transportleistung 
des Lkw-Verkehrs (Dimension „Verkehr, Mobilität“) oder 
zum Energieverbrauch (Dimension „Energie“) sind auch 

für die Dimension „Klimawandel, Emissionen“ inhaltlich 
relevant. Die Vorgehensweise ermöglicht allerdings neben 
dem Fokus auf übergeordnete Indikatoren, wie z. B. der 
THG-Emissionen, auch eine konzisere Betrachtung einzel-
ner Teilbereiche, wie z. B. Energieverbrauch des Verkehrs. 

Übersicht 7  
Schlüsselindikatoren der Umwelt mit Bewertung

Umwelt

Kurz-
fristig 
(letzte 

3 Jahre)

Lang-
fristig 

(gesamte 
Zeitreihe)

Inländischer Materialverbrauch

Flächen mit biolog. Bewirtschaftung

Versiegelte Flächen

Treibhausgasemissionen

Feinstaub-Exposition (PM2,5)

Erneuerbare Energieträger

Energetischer Endverbrauch

Energieverbrauch des Verkehrs

Transportleistung des Lkw-Verkehrs –

THG-Emissionen des Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Wie geht’s Österreich?

Als Datenquellen dienen hauptsächlich Umweltdaten von 
Statistik Austria. Ergänzend werden Daten des Umwelt-
bundesamts (z. B. Luftschadstoffe) und des Bundesministe-
riums für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (BMLRT, 
Fläche der Bio-Landwirtschaft) verwendet. Datenlücken 
ergeben sich für Bereiche wie Biodiversität, Bodenqualität 
(Emissionen), Wasserentnahme oder Klimawandelanpas-
sungskosten, für die derzeit keine aggregierten Werte aus 
offiziellen Statistikquellen vorliegen (siehe auch Kapitel 6).

Verkehr, 
Mobilität

Energie

Klimawandel, 
Emissionen

Ressourcen

Umwelt
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4.2  
Ressourcen

Bei (natürlichen) Ressourcen handelt es sich um Bestand-
teile der Natur, die vom Menschen direkt oder indirekt 
genutzt werden bzw. potenziell genutzt werden kön-
nen und die die Grundlagen für derzeitiges und zukünf-
tiges Leben bilden. Viele dieser Ressourcen, wie Mine-
rale, Lebensräume oder auch Tierarten, sind begrenzt 
– wenn sie erschöpft oder vernichtet werden, sind sie 
für immer verschwunden. Eine Vielzahl anthropogen 
verursachter Umweltschäden ist auf den gestiegenen 
Verbrauch natürlicher Ressourcen zurückzuführen. 

Die schonende, effiziente Ressourcennutzung und die 
Vermeidung ökologischer und sozialer Belastungen sind 
notwendig für eine nachhaltige Entwicklung.

Die zunehmende Produktion, der Transport 
und der Konsum von Rohstoffen führen zu 
Umweltproblemen wie dem anthropogenen 
Klimawandel, der Flächenversiegelung, dem 
Verlust der Artenvielfalt, der Bodenerosion, 
der Produktion von Abfällen oder der Luft-
verschmutzung.

Eine der sieben Leitinitiativen innerhalb der Europa-
2020-Strategie widmet sich dem Thema „ressourcen-
schonendes Europa“ (Europäische Kommission 2011a). Sie 
sieht eine Reduktion des Ressourcenverbrauchs in der EU 
und damit eine absolute Entkoppelung von Ressourcen-
verbrauch und Wirtschaftswachstum vor. Der sparsame 
und effiziente Umgang mit natürlichen Ressourcen und 
die absolute Entkoppelung des Ressourceneinsatzes vom 
Wirtschaftswachstum gelten als wesentliche Schlüssel-
strategien für eine nachhaltige Entwicklung.

In Österreich gibt es die Initiative RESET2020-Ressourcen.
Effizienz.Technologien des BMLRT. RESET2020 hat zum 
Ziel, Maßnahmen zur Steigerung der Ressourceneffizienz 
und zur Verbesserung der Kreislaufwirtschaft sowie einer 
kaskadischen Nutzung in Österreich zu unterstützen. 

Für die Abbildung des Bereichs Ressourcen werden drei 
Schlüsselindikatoren herangezogen: der wichtigste Indi-
kator ist der inländische Materialverbrauch, welcher mine-
ralische Ressourcen, Energie, Holz und sonstige biologi-
sche Ressourcen sowie zu einem Teil auch aquatische 
Ressourcen umfasst. Energieressourcen werden zudem 
explizit im Bereich Energie dargestellt. Der Indikator „Flä-
chen mit biologischer Bewirtschaftung“ bezieht sich auf 

Komponenten der Land- und Bodenressourcen sowie der 
„sonstigen biologischen Ressourcen“. Die Problematik der 
Flächenversiegelung, welche auch die Land- und Boden-
ressourcen betrifft, wird ebenfalls abgedeckt.

Für Wasserressourcen (z. B. Wasserentnahme oder Wasser-
verwendung) stehen in Österreich kaum Daten zur Verfü-
gung. Langfristig ist auf europäischer Ebene die Entwick-
lung einer Wassergesamtrechnung geplant, welche den 
Wasserverbrauch VGR-konform abbilden soll.

4.2.1  
Schlüsselindikator inländischer 
Materialverbrauch

Der Schlüsselindikator inländischer Materialverbrauch 
(DMC = Domestic Material Consumption) aus der Mate-
rialflussrechnung der Statistik Austria stellt die im Inland 
verbrauchte Materialmenge dar. Dies betrifft den Ver-
brauch jenes Materials, welches in Produktionsprozes-
sen und im Endverbrauch in Österreich konsumiert wird. 
Indirekte Materialflüsse sind nicht enthalten.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Bezogen auf die Ziele einer nachhaltigen Entwicklung 
(UN Sustainable Development Goals) lag der Material-
verbrauch in Österreich 2000 auf einem zu hohen Niveau. 
Im Zuge der Wirtschaftskrise 2009 zeigte sich ein Rück-
gang. Anders als für die EU-27 insgesamt überstieg der 
Verbrauch danach zumeist wieder den Wert von 2000, 
mit einer in den letzten Jahren steigenden Tendenz. Die 
langfristige Entwicklung wird daher tendenziell negativ 
bewertet. Auch im Zuge der COVID-19-Krise 2020 sank der 
Materialverbrauch in Österreich kaum und liegt zudem 
seit mehreren Jahren über dem EU-Durchschnitt. Kurz-
fristig wird der Verlauf daher ebenfalls tendenziell nega-
tiv bewertet. Zu berücksichtigen ist dabei, dass das Jahr 
2020 auf Schätzungen von Eurostat beruht, die sich noch 
ändern können.“ 

Der DMC zeigt die Entwicklung der vier wichtigen Res-
sourcenströme Biomasse, metallische Erze, nichtmetal-
lische Minerale und fossile Energieträger. Definiert wird 
der DMC als die jährliche Menge an Rohstoffen, die im 
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https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/nachhaltigkeit/ressourceneffizienz/reset2020.html
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Inland gewonnen wird, zuzüglich aller physischen Ein-
fuhren und abzüglich aller physischen Ausfuhren. Indi-
rekte Ressourcenflüsse, die nicht direkt in den importier-
ten Gütern stecken, aber während ihrer Herstellung in 
anderen Ländern verbraucht wurden – sogenannte Vor-
leistungen – sind nicht im DMC enthalten.

Flächenversiegelung, Bodenerosion oder 
Luftverschmutzung sind einige Umweltpro-
bleme, die auf den ansteigenden Material-
verbrauch zurückgeführt werden können. 
Zudem entsteht eine zunehmende Verknap-
pung nicht erneuerbarer Rohstoffe.

In Österreich stieg der Materialverbrauch im Zeitraum 
2000 bis 2020 (vorläufige Schätzung durch Eurostat) um 
3,6 % auf rund 168 Mio. t. Das reale BIP wuchs im selben 
Zeitraum um 24,2 % (bis 2019: 33,2 %), was einer erhöhten 
Materialeffizienz (BIP/DMC) entspricht (siehe Grafik 67). 
Nach einer Wachstumsperiode von 2004 bis 2007 zeigte 
sich 2008 und 2009 ein Rückgang des DMC. Der inländi-
sche Materialverbrauch sank von 2007 auf 2008 um 4,4 %, 
während das reale BIP um 1,5 % wuchs, damit wurde eine 
absolute Entkoppelung des Materialverbrauchs vom BIP 
erreicht. Seit dem Jahr 2011 blieb der DMC in etwa kons-
tant. Laut den Schätzungen von Eurostat gab es im COVID-
19-Krisenjahr 2020 in Österreich einen geringen Rückgang 
im Materialverbrauch von 0,5 % (1 Mio. t), in der EU-27 gab 
es dagegen einen deutlichen Rückgang von knapp 5 %. 
Eine Bestätigung dieser Schätzung durch die nationalen 
Berechnungen ist noch nicht verfügbar. 

Grafik 67  
Inländischer Materialverbrauch (DMC)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung, VGR, Eurostat. - * DMC-
Werte stellen vorläufige Ergebnisse berechnet von Eurostat dar.

Entsprechend den Zielen des europäischen Fahrplans 
für ein „ressourcenschonendes Europa“ (Europäische 
Kommission 2011a), soll der DMC langfristig reduziert 

werden, also absolut von der Wirtschaftsentwicklung 
entkoppelt werden. Kurzfristig soll die Materialeffizienz 
gesteigert werden, der Verbrauch soll also zumindest 
langsamer wachsen als die Gesamtwirtschaft (relative 
Entkoppelung).

Die Entkoppelung von Materialverbrauch und BIP kann 
durch einen effizienteren Materialeinsatz, eine Verlage-
rung von Konsum zu materialextensiveren Gütern oder 
auch durch eine Auslagerung von Teilen der Güterpro-
duktion (und der damit verbundenen Umweltbelastung) 
ins Ausland erreicht werden. Einen ersten Hinweis auf 
Letzteres gibt die Entwicklung der Nettoimporte laut 
der physischen Handelsbilanz (physical trade balance = 
PTB, berechnet nach Inländerkonzept). Die physischen 
Nettoimporte errechnen sich aus den Importen abzüg-
lich der Exporte. Positive Werte bedeuten demnach, dass 
ein Land die Zulieferung von Materialien aus dem Ausland 
benötigt. Österreich hatte im Jahr 2000 einen Nettoim-
port von 26,4 Mio. Tonnen (t), welcher bis 2019 (letztver-
fügbares Jahr) auf 33,1 Mio.t anstieg. Die Nettoimporte 
erhöhten sich damit von 2000 bis 2019 um 25,4 %, wäh-
rend der DMC 2019 nur etwas über dem Ausgangswert 
von 2000 lag. 

Hochindustrialisierte Länder wie Österreich spezialisieren 
sich international eher auf die Produktion im höher ver-
arbeitenden Bereich, dementsprechend finden die mate-
rialintensiven Produktionsschritte zunehmend in anderen 
Ländern statt. Der Indikator RMC (Raw Material Consump-
tion, Rohmaterialverbrauch) – die Summe aller genutzten 
Ressourcen inklusive der Vorleistungen – berücksichtigt 
im Gegensatz zum DMC die materiellen Vorleistungen 
der Importe und Exporte und erfasst damit auch Aus-
lagerungseffekte. Die Daten des RMC stehen allerdings 
aktuell national nur bis 2017 zur Verfügung.

Grafik 68  
Rohmaterialverbrauch im EU-Vergleich (Tonnen pro 
Kopf)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Materialflussrechnung; Eurostat. Anmerkung: 
Methodische Unterschiede zwischen Eurostat und Österreich sind vor-
handen, können aber für die Betrachtung der Entwicklung der Zeit-
reihe vernachlässigt werden.
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Der RMC liegt in Österreich, wie in anderen Importländern, 
deutlich über dem DMC, der keine Vorleistungen berück-
sichtigt. Werden alle genutzten Materialien berücksichtigt, 
erhöht sich der Materialverbrauch 2017 von 19,0 Tonnen 
pro Kopf laut DMC auf 25,1 Tonnen pro Kopf (laut RMC, 
letztverfügbares Jahr) und Jahr. Der Vergleichswert der 
EU-27 lag 2017 bei 14,3 Tonnen pro Kopf (siehe Grafik 68). 

Der Rohmaterialverbrauch übersteigt den Materialver-
brauch, weil mehr Material in der Erzeugung der von 
Österreich importierten Güter eingesetzt wird, als Mate-
rial in Österreich für die Erzeugung von Gütern für den 
Export verwendet wird. In der Beurteilung der globalen 
Ressourcennutzung und des jeweiligen Beitrages eines 
Landes ist es daher zukünftig entscheidend, die Vorleis-
tungen des Außenhandels zu berücksichtigen.

Im internationalen Vergleich (siehe Grafik 67) verlief die 
Entwicklung des inländischen Materialverbrauchs bis 2008 
weitgehend parallel zu jener mit dem Durchschnitt der 
EU-27-Länder. Allerdings erreichten letztere 2010, 2012 
und 2013 einen deutlich stärkeren Rückgang als Öster-
reich. Betrachtet man die Veränderung im gesamten Zeit-
raum 2000 bis 2020 (vorläufige Schätzung), dann nahm 
der DMC in der EU-27 durchschnittlich um 9,4 % ab, in 
Österreich gab es hingegen einen Zuwachs von 3,6 %.

Anzumerken ist, dass ein Ländervergleich immer auch 
durch die Datenqualität beeinflusst ist. Die Höhe des 
Ressourcenverbrauchs hängt vom Umfang der erfassten 
Materialflüsse und Datenrevisionen ab. Seit 2013 müssen 
die Daten der Materialflussrechnung von allen Mitglieds-
ländern des Europäischen Statistischen Systems (ESS) 
verpflichtend an Eurostat berichtet werden (EU-Verord-
nung 691/2011), was die internationale Vergleichbarkeit 
grundsätzlich verbessert. Im Vergleich ist die Datenqua-
lität der österreichischen Materialflussanalyse allerdings 
immer noch als sehr hoch anzusehen, während es in eini-
gen anderen Ländern auch zu Untererfassungen kommt.

Ein Teil der eingesetzten Ressourcen wird in Form von 
Emissionen und Abfällen (z. B. auch als Dünger) in die 
Natur zurückverbracht. In Österreich lag das Aufkommen 
von Siedlungsabfällen (inklusive biogenen Abfällen aus 
dem Grünflächenbereich, Küchen- und Kantinenabfällen 
sowie Straßenkehricht) 2019 bei 588 kg pro Kopf (2010: 
562 kg pro Kopf).

4.2.2  
Schlüsselindikator Flächen mit 
biologischer Bewirtschaftung 

Der Indikator „Flächen mit biologischer Bewirtschaf-
tung“ bezieht sich auf die gesamte ökologisch bewirt-
schaftete Fläche (ohne Almen, laut INVEKOS) in Öster-
reich. Der Indikator wird als Anteil an der gesamten 
landwirtschaftlich genutzten Fläche dargestellt.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die starke Ausweitung der Bio-Flächen in Österreich wird 
langfristig als sehr positiv gesehen. Positiv zu vermerken ist 
auch, dass die inländischen Bio-Flächenanteile im inter-
nationalen Vergleich auf hohem Niveau liegen. Die kurz-
fristige Entwicklung der Bio-Flächenanteile in Österreich 
mit dem Anstieg in den letzten Jahren wird ebenfalls als 
sehr positiv bewertet.“

Das österreichische Agrar-Umweltprogramm (aktuell: 
ÖPUL 2015) soll die umweltschonende Bewirtschaftung 
der landwirtschaftlichen Flächen in einem sehr breiten 
Rahmen fördern. Die Maßnahme 20 zur biologischen Wirt-
schaftsweise laut ÖPUL soll mit ihrer naturnahen exten-
siven Produktionsweise zur Schonung von Böden und 
Gewässern sowie zur Förderung der Ressource Biodiversi-
tät beitragen (Siehe auch ÖPUL Maßnahmenerläuterung).

Eine intensive Landwirtschaft kann Umwelt-
probleme wie erhöhte Nitratgehalte im 
Trinkwasser, Artenrückgang bei Pflanzen 
und Tieren, Belastung der Lebensmittel mit 
Schadstoffen und eine zunehmende Boden-
erosion mit sich bringen.

In Österreich hat sich in den Jahren 2000 bis 2020 der Anteil 
der Flächen, welche biologisch bewirtschaftet wurden, 
an den gesamten landwirtschaftlich genutzten Flächen 
(ohne Almen), von 11,5 % auf 25,2 % mehr als verdoppelt. 
Der Anteil der biologisch bewirtschafteten Flächen zeigte 
vor allem in den Jahren 2002 bis 2005 und 2007 bis 2010 
sowie seit 2015 ein deutliches Wachstum (siehe Grafik 69). 

Grafik 69  
Flächen mit biologischer Bewirtschaftung (Anteile an 
der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche)

Q: BMLRT, Grüner Bericht. Fläche ohne Almen laut INVEKOS für geför-
derte Biobetriebe; Eurostat (geringfügig abweichend: ökologische 
Landwirtschaft konvertiert oder unter Konversion).
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https://www.bmlrt.gv.at/land/direktzahlungen/Invekos.html
https://info.bmlrt.gv.at/themen/landwirtschaft/eu-agrarpolitik-foerderungen/laendl_entwicklung/ausgewaehlte_programminhalte/oepul/oepul2015.html
https://www.ama.at/getattachment/264bf988-651e-49a0-bd76-fefe4266d22e/MEB_Oepul2015_Biologische_Wirtschaftsweise_6-1.pdf
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Rund 90 % der biologisch bewirtschafteten Flächen in 
Österreich werden über das Agrar-Umweltprogramm ÖPUL 
gefördert (Maßnahme 20). Die Stagnation der Anteilsent-
wicklung der Flächen in den Perioden 2000/2001, 2006 
und 2011 bis 2014 ist Großteils auf das Auslaufen der Ver-
pflichtungen im Rahmen des jeweiligen ÖPUL zurückzu-
führen. Auch bei einem bereits erfolgten Umstieg eines 
landwirtschaftlichen Betriebs auf die ökologische Wirt-
schaftsweise war eine Aufnahme in das ÖPUL-Programm 
erst wieder mit dem Start der jeweils neuen Periode mög-
lich. In den letzten Jahren wurde dementsprechend wie-
der ein Anstieg der Flächen verzeichnet (2018 auf 2019 
+6,4 %, 2019 auf 2020 +1,8 %). Der Anteil an der gesam-
ten landwirtschaftlichen Fläche (ohne Almen) erreichte 
damit 2020 25,2 %.

Die COVID-19-Krise hat die Aufmerksamkeit auf die Qua-
lität und Herkunft von Lebensmitteln gelenkt und davon 
profitierten auch Bio-Lebensmittel. Die eingekaufte 
Menge an frischen Bio-Lebensmitteln (exklusive Brot 
und Gebäck) stieg laut Agrarmarkt Austria (AMA) im ers-
ten Halbjahr 2020 gegenüber den ersten sechs Monaten 
im Jahr 2019 um 14,4 %, der Wertzuwachs betrug knapp 
20 %. Dieser Anstieg spiegelt sich nicht so kurzfristig im 
aktuellen Flächenanstieg (+1,8 %) wider, was u. a. auch am 
Auslaufen der derzeitigen ÖPUL-Periode liegen könnte. 
Das aktuelle Programm wurde zwar bis 2022 verlängert, 
ein Neueinstieg ist seit 2021 jedoch (mit Ausnahmen) 
nicht mehr möglich.

Die biologische Wirtschaftsweise soll durch reduzierte 
Düngung, Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzen-
schutzmittel und vielfältige Fruchtfolgen zur Förderung 
der Biodiversität im tierischen und pflanzlichen Bereich 
beitragen. Eine schonende Bodenbearbeitung soll die 
Bodengesundheit fördern. Darüber hinaus werden durch 
die Verringerung des Einsatzes von Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln der Schutz des Grundwassers und eine 
Reduktion der Emissionen in die Luft angestrebt. Eine 
besonders tierfreundliche Haltung der Nutztiere sowie 
eine weitgehende Kreislaufwirtschaft am Betrieb sind 
ebenfalls Ziele dieser ÖPUL-Maßnahme. 

Im EU-Vergleich hatte Österreich im Jahr 2019 (letztver-
fügbares Jahr der internationalen Daten) flächenmäßig 
den mit Abstand größten Anteil an Biobetrieben: Rund 
25 % der landwirtschaftlichen Fläche wurde biologisch 
bewirtschaftet, danach folgen Schweden und Estland 
mit jeweils über 20 %. Im Durchschnitt der EU-27 lag der 
Vergleichswert bei 8,5 % der landwirtschaftlich genutz-
ten Fläche. Betrachtet wird hier aus Gründen der Daten-
verfügbarkeit die ökologische Landwirtschaft inklusive 
jener unter Konversion (d. h. gerade auf ökologische Pro-
duktion umstellend).

Informationen über Entwicklungen der Bio-Flächen las-
sen naturgemäß keinen direkten Schluss auf den Zustand 
der biologischen Vielfalt oder des Bodens zu. Allerdings 
liegen aus der offiziellen Statistik keine Daten zu den 

genannten Ressourcen vor. Der Indikator wurde daher 
ausgewählt, um zumindest näherungsweise die Ressour-
cen Boden(qualität) und Biodiversität abzubilden. Zudem 
entspricht der Schlüsselindikator weitgehend dem SDG-
Indikator 2.4.1 „Proportion of agricultural area under pro-
ductive and sustainable agriculture“. 

4.2.3  
Schlüsselindikator Bodenversiegelung

Der Schlüsselindikator zur Bodenversiegelung stellt 
einen wesentlichen Aspekt bei der Betrachtung von 
Land- und Bodenressourcen dar. Die natürliche Res-
source Boden ist begrenzt vorhanden, eine zunehmende 
Inanspruchnahme der Flächen (etwa für Bauzwecke) 
führt zu Verknappung. Dabei stellt die voranschreitende 
Bodenversiegelung d. h. die Abdeckung des Bodens 
durch wasserundurchlässige Schichten (z. B. Asphalt) 
ein gravierendes Umweltproblem dar.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Bodenversiegelung stellt ein großes Umweltproblem 
dar und ist ein nahezu irreversibler Prozess. Das hohe Aus-
gangsniveau und der kontinuierliche Anstieg des Anteils 
der versiegelten Fläche am Dauersiedlungsraum seit 2001 
wird daher langfristig eindeutig negativ bewertet. Kurz-
fristig steigt der Flächenverbrauch ebenfalls weiter an, 
so dass die Entwicklung der letzten drei Jahre ebenfalls 
negativ gesehen wird.“

In Österreich sind durch die naturräumlichen und 
topografischen Faktoren nur rund 37 % der gesamten 
Landesfläche als Dauersiedlungsraum für Landwirt-
schaft, Siedlung und Verkehrsanlagen nutzbar. Laut 
den vom Umweltbundesamt bereitgestellten Daten 
wurden bis zum Jahr 2020 insgesamt 5.768 km² Boden 
für Bau- und Verkehrszwecke verbraucht (Flächeninan-
spruchnahme). Das entspricht 7 % der Landesfläche 
und 18,5 % des Dauersiedlungsraumes. Rund 41 % der 
so genutzten Flächen wurden versiegelt (z. B. Gebäude, 
versiegelte Straßen- oder Eisenbahnanlagen, diverse 
Freizeitflächen). Dementsprechend sind derzeit 2,8 % 
der Landesfläche und 7,6 % des Dauersiedlungsraumes 
Österreichs versiegelt. 

Die Ressource Boden stellt ein nicht ver-
mehrbares und nicht erneuerbares Gut dar. 
Einmal versiegelt, kann Boden nur mit gro-
ßem technischem und finanziellem Aufwand 
wieder renaturiert werden.
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https://www.bmlrt.gv.at/land/laendl_entwicklung/oepul/oepul2015.html
https://amainfo.at/presse/pressemitteilungen/bio-umsaetze-wachsen-weiter
https://www.ama.at/getattachment/264bf988-651e-49a0-bd76-fefe4266d22e/MEB_Oepul2015_Biologische_Wirtschaftsweise_6-1.pdf
https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/boden/flaecheninanspruchnahme
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Die versiegelte Fläche als Anteil am Dauersiedlungsraum 
stieg von 5,9 % im Jahr 2001 auf 7,6 % im Jahr 2020 an. Ins-
gesamt bedeutet dies eine Zunahme der versiegelten Flä-
che über den gesamten Zeitraum von 498 km² bzw. 26,6 % 
(durchschnittlich 1,2 % pro Jahr). Im Jahr 2020 betrug die 
Zunahme 18 km², das entspricht knapp 1 %, das Wachs-
tum hat sich damit etwas verlangsamt, lag aber über 
dem Jahr 2019 mit einer Zunahme von 16 km². Nach den 
Daten des Umweltbundesamts erreichte die gesamte 
versiegelte Fläche für Bau-, Verkehrs- und sonstige Zwe-
cke 2020 2.372 km².

Grafik 70  
Anteil der versiegelten Fläche am Dauersiedlungs-
raum

Q: Umweltbundesamt, Flächeninanspruchnahme modifiziert nach 
© Regionalinformation BEV, Inanspruchnahme am 1.1. des Jahres (ab 
2013: 31.12. des Jahres).

Die Flächenversiegelung wuchs mit 26,6 % im gesamten 
Beobachtungszeitraum deutlich schneller als die österrei-
chische Bevölkerung (+10,9 %, Grafik 71). Im Vergleich dazu 
stieg die Flächeninanspruchnahme insgesamt mit 27,9 % 
etwas stärker an als der versiegelte Teil. Der jährliche Ver-
brauch an Fläche schwankte im Zeitraum 2001 bis 2020 
zwischen 38 km² und 105 km². Der neuversiegelte Anteil 
lag zwischen 29 % und 54 % des jährlichen Bodenneu-
verbrauchs. Laut aktuellem Regierungsprogramm 2020 
bis 2024 soll der Bodenverbrauch so gering wie möglich 
gehalten werden und der jährliche Zuwachs an Flächen-
inanspruchnahme bis 2030 auf 9 km² pro Jahr sinken.

Grafik 71  
Entwicklung von versiegelter Fläche, Flächeninan-
spruchnahme und Bevölkerung

Q: STATISTIK AUSTRIA, Bevölkerungsstatistik: Bevölkerung im Jahres-
durchschnitt; Umweltbundesamt, Flächeninanspruchnahme (neue Klas-
sen) modifiziert nach © Regionalinformation BEV, Inanspruchnahme 
jeweils am 1.1. des Jahres (ab 2013: 31.12. des Jahres).

Durch die Bebauung werden die vielfältigen Aufgaben 
der Ressource Boden auf eine Funktion als Standort für 
Siedlungs- und Verkehrsnutzungen reduziert. Dies ent-
zieht der Land- und Forstwirtschaft wesentliche Flächen, 
führt zur Verringerung des Lebensraums für Pflanzen 
und Tiere und beeinträchtigt so die biologische Vielfalt. 
Boden erfüllt auch Regelungsfunktionen in Stoffkreisläu-
fen (Lanegger & Fröhlich 2014), etwa die Speicherung von 
Energie und Stoffen (z. B. Wasser- oder CO2-Speicherung) 
und deren Umwandlung und Transport (z. B. Ausfiltern 
von Stoffen aus dem Niederschlags-, Sicker- und Grund-
wasser). Entsprechende Rückbaumaßnahmen – wie von 
bebauten Flächen in Grünland – werden nur sehr selten 
durchgeführt.

Eine wesentliche Ursache für die zunehmende Boden-
versiegelung stellt der gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Wandel dar. Eine Steigerung des Lebensstandards 
wirkt sich laut Lanegger & Fröhlich (2014 S. 11) beispiels-
weise über die Steigerung der Wohnnutzfläche pro Kopf 
auf die Flächeninanspruchnahme aus. In Österreich stieg 
die durchschnittliche Wohnfläche der Hauptwohnsitzwoh-
nungen von 86,3 m² im Jahr 1994 auf 99,9 m² im Jahr 2020.
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4.3  
Klimawandel, Emissionen

Vom Menschen verursachte Veränderungen des glo-
balen und regionalen Klimas werden unter dem Begriff 
Klimawandel bzw. anthropogene Klimaänderung (oder 
auch globale Klimaerwärmung) zusammengefasst. 
Treibhauswirksame Emissionen verschiedener Gase 
wie Kohlenstoffdioxid (CO2) oder Methan (CH4) bewir-
ken einen Anstieg der durchschnittlichen Temperatu-
ren auf der Erde. Vor allem durch die Nutzung fossi-
ler Energien (Erdöl, Erdgas, Braun- und Steinkohle) für 
Mobilität, Industrie und Raumwärme oder durch die 
landwirtschaftliche Produktion werden entsprechende 
Emissionen freigesetzt. 

(Schadstoff-)Emissionen entstehen aus Produktion, Distri-
bution und Konsum und werden an Umweltmedien wie 
Luft, Wasser oder Boden abgegeben. Beispiele dafür sind, 
neben den genannten gasförmigen Schadstoffemissio-
nen aus Verkehr und Hausbrand, flüssige Emissionen aus 
Altlasten, aber auch der Straßenlärm. 

Der Klimawandel findet auch in Österreich statt, welches 
zum einen durch die hohe Bedeutung klimasensitiver Wirt-
schaftssektoren (z. B. Wintertourismus) und zum anderen 
durch seine geografische Lage besonders exponiert ist. 
Die durchschnittliche Temperatur in Österreich ist laut 
ZAMG (Zentralanstalt für Meteorologie) seit 1880 um ca. 
2 °C gestiegen und liegt damit beträchtlich über der welt-
weiten Temperaturerhöhung von rund 1 °C. Die Sommer 
sind in den letzten Jahrzehnten heißer geworden, die 
Zahl der Hitzetage (30° C und mehr) ist deutlich gestie-
gen. Dieser Trend wird sich nach Berechnungen der Kli-
mamodelle fortsetzen, Hitzeperioden werden häufiger 
und stärker. Auswirkungen des Klimawandels werden als 
Klimafolgen bezeichnet. 

Klimafolgen betreffen beispielsweise die 
durchschnittliche Erwärmung der Atmosphä-
re mit entsprechenden Auswirkungen wie 
Hitzewellen, Verschiebungen der Vegeta-
tionsperioden, dem Rückgang der Schnee- 
und Eismengen, dem Anstieg des globalen 
Meeresspiegels, Veränderungen im Wasser-
kreislauf, zunehmenden Trockenperioden 
und vielem mehr.

Der größte Beitrag zum Klimawandel erfolgt über die 
ansteigende Treibhausgaskonzentration in der Atmo-

sphäre. Das Ergebnis der Pariser Klimakonferenz (COP21) 
vom Dezember 2015 wird als Durchbruch in der internatio-
nalen Klimapolitik gesehen: das Klimaschutzabkommen 
von Paris (UN FCCC, 2015) beinhaltet das Klimaziel, den 
weltweiten Temperaturanstieg gegenüber dem Niveau 
vor Beginn der Industrialisierung auf deutlich unter 2 °C 
zu begrenzen (siehe auch Kettner et al., 2016). Im Juli 2016 
wurde das Klimaschutzabkommen von Paris in Österreich 
vom Nationalrat ratifiziert. 

Neben dem Klimaschutz ist die Anpassung an klimawan-
delbedingte Auswirkungen die notwendige zweite Säule 
der Klimapolitik. Die österreichische Strategie zur Anpas-
sung an den Klimawandel (BMLFUW 2017, Teil 1 – Kontext, 
S. 5) bemerkt in ihrer Einleitung: „Der Klimawandel ist eine 
der größten umweltpolitischen Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts. .... Bereits heute sind weitreichende Klimaän-
derungen zu beobachten. Um die Folgen des Klimawandels 
zu verringern bzw. zu vermeiden, sind rechtzeitig geeignete 
Anpassungsmaßnahmen umzusetzen. Gelingt dies nicht, ist 
mit beträchtlichen Schäden und Kosten zu rechnen.“

Ein Subziel der Europa-2020-Strategie (Europäische 
Kommission 2010) betrifft den Klimawandel und sieht 
die Verringerung der Treibhausgasemissionen um 20 % 
gegenüber 1990 vor. In Österreich sollen im Rahmen der 
Europa-2020-Strategie die Treibhausgasemissionen im 
Nicht-Emissionshandelsbereich um 16 % gesenkt wer-
den. Für den Zeitraum 2021 bis 2030 ist im Rahmen der 
EU-Klimapolitik die Senkung der Treibhausgasemissio-
nen um mindestens 40 % (gegenüber 1990) festgelegt.

Nach der Klima- und Energiestrategie sol-
len die Treibhausgasemissionen bis 2030 
um 36 % gegenüber 2005 reduziert werden 
(BMNT & BMVIT, Juni 2018), dies folgt der 
Verordnung (EU) 2018/842 des europäischen 
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018.

Der Indikator Treibhausgasemissionen ist daher als Schlüs-
selindikator für die Dimension „Klimawandel, Emissionen“ 
zu sehen. Zur Darstellung der Entwicklung der Luftschad-
stoffe wird der Schlüsselindikator der bevölkerungsge-
wichteten PM2,5-Exposition (Feinstaub) verwendet. 

Aggregierte Daten über Emissionen in Grund- und Ober-
flächengewässer sowie Boden sind derzeit aus offiziellen 
Statistikquellen nicht in vergleichbarer Qualität verfüg-

https://www.klimawandelanpassung.at/kwa-allgemein
https://www.zamg.ac.at/cms/de/klima/informationsportal-klimawandel/standpunkt/faq
https://www.zamg.ac.at/cms/de/klima/informationsportal-klimawandel/standpunkt/faq
https://www.zamg.ac.at/cms/de/klima/informationsportal-klimawandel/klimafolgen
https://unfccc.int/resource/docs/2015/cop21/eng/l09r01.pdf
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01193/index.shtml
https://www.bmlrt.gv.at/umwelt/klimaschutz/klimapolitik_national/anpassungsstrategie/strategie-kontext.html
https://www.bmlrt.gv.at/umwelt/klimaschutz/klimapolitik_national/anpassungsstrategie/strategie-kontext.html
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030_de
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bar. Für das Medium Wasser zeigt ein Indikator zur Was-
serqualität für den Durchschnitt des Zeitraums 2017 bis 
2019 für 81,8 % der Grund- und Oberflächengewässer eine 
gute Qualität an. Dieser Indikator entspricht dem SDG-
Indikator 6.3.2 (Percentage of bodies of water with good 
ambient water quality). 

Weitere Umweltaspekte (beispielsweise Lärmemissio-
nen) werden wegen der bereits erwähnten Beschrän-
kung auf ein überschaubares Set an Indikatoren nicht 
berücksichtigt.

4.3.1  
Schlüsselindikator Treibhausgasemissionen 
(THG-Emissionen)

Der Schlüsselindikator beschreibt die Entwicklung der 
treibhauswirksamen Emissionen nach dem Inlands-
prinzip. Erfasst werden demnach sämtliche Emissionen 
im Inland, egal ob sie von Inländern oder Ausländern 
verursacht werden. Als nationales Ziel im Rahmen von 
Europa 2020 soll in Sektoren, die nicht dem Emissions-
handel unterliegen, eine Reduktion der Treibhausgas-
emissionen von 16 % gegenüber dem Jahr 2005 erreicht 
werden, bis 2030 eine Reduktion von 36 %.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die THG-Emissionen sind über die gesamte Periode 2000 
- 2020 auf zu hohem Niveau; die Entwicklung wird daher 
langfristig tendenziell negativ eingeschätzt, auch wenn es 
mittlerweile zu einer Entkoppelung vom BIP gekommen 
ist. Die Emissionen sind im COVID-19-Jahr 2020 gesun-
ken. Dies war jedoch nicht auf strukturelle Änderungen 
zurückzuführen und dürfte daher nur ein vorübergehen-
der Effekt sein, weshalb die kurzfristige Entwicklung eben-
falls tendenziell negativ bewertet wird.“

Die Treibhausgasemissionen Kohlenstoffdioxid (CO2), 
Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O) sowie fluorierte Treib-
hausgase (F-Gase) sind die treibende Kraft des Klima-
wandels. Die Treibhausgasemissionen unterliegen der 
Berichtspflicht des Umweltbundesamts, welches jähr-
lich umfassende Emissionsberichte erstellt. Seit einigen 
Jahren werden Nahzeitprognosen für die Treibhausgas-
emissionen erstellt, die aktuell erste Schätzungen für 
das Datenjahr 2020 enthalten (Umweltbundesamt, 2021).

Treibhausgasemissionen beeinflussen den 
Energiehaushalt der Atmosphäre durch die 
Absorption von Infrarot-Strahlung.

Im COVID-19-Krisenjahr gingen nach der vorläufigen 
Schätzung des Umweltbundesamts die nationalen Emis-
sionen um 7,7 % auf 73,7 Mio. t CO2-Äquiv. zurück (siehe 
Grafik 72). Im Effort-Sharing kam es zu einem Rückgang 
von 7,2 % auf 46,6 Mio. t CO2-Äquiv., das reale BIP reduzierte 
sich zeitgleich um 6,7 %. Betrachtet man die gesamte Ent-
wicklung seit 2000, so stiegen die Treibhausgasemissio-
nen (THG-Emissionen) von 2000 (80,1 Mio. t CO2-Äquiv.) 
bis 2005 (92,1 Mio. t CO2-Äquiv.) deutlich an. Ab 2006 bis 
2014 gab es dagegen einen Rückgang um insgesamt rund 
17 % und damit eine Entkoppelung von der Wirtschafts-
leistung (BIP, siehe auch Grafik 73). Eine Ausnahme zeigt 
dabei der Anstieg des Jahres 2010, hier wurde der extreme 
Rückgang des Krisenjahrs 2009 (mit hohen Rückgängen 
des Bruttoinlandsverbrauchs an Energie) kompensiert. 
Von 2015 bis 2019 stiegen die Emissionen dagegen wie-
der an, nur im Jahr 2018 kam es – auch witterungsbedingt 
und durch den Wartungsstillstand eines Hochofens – zu 
einem Rückgang um 4,0 %. Die Emissionen lagen 2019 
mit 79,8 Mio. t CO2-Äquiv. fast genau am Ausgangswert 
von 2000 (80,1 Mio. t CO2-Äquiv.), bei einer Steigerung der 
Wirtschaftsleistung um 33,2 %. Für die ganze Periode 2000 
bis inklusive dem COVID-19-Krisenjahr 2020 zeigt sich ein 
Rückgang der Emissionen von 8 % bei einem Anstieg des 
realen BIP von 24,2 % (Grafik 73).

Grafik 72  
Treibhausgasemissionen 

Q: Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz (BGBl I Nr. 94/2013) 
sowie KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). Die Daten 2005 bis 2012 wur-
den entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung des Emissions-
handels angepasst. Zielpfad-Effort-Sharing laut Beschluss EU 2017/1471 
(nach Anpassung) der EU-Kommission. - * Werte für 2020 stellen vor-
läufige Ergebnisse dar.

In der Europa-2020-Strategie war unter dem Kernziel „Kli-
mawandel und nachhaltige Energiewirtschaft“ für die 
ehemalige EU-28 das Teilziel „Verringerung der Treib-
hausgasemissionen um 20 % gegenüber dem Niveau von 
1990“ festgelegt. Der 2014 vom Europäischen Rat ange-
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nommene Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 
2030 umfasst den Zeitraum 2021 bis 2030. Für 2030 wird 
darin die Senkung der Treibhausgasemissionen um min-
destens 40 % (gegenüber 1990) festgelegt. 

Dabei wird zwischen dem Emissionshandelssektor und 
dem Nicht-Emissionshandelsbereich unterschieden:

Emissionshandelssektor: Der EU-Emissionshandel umfasst 
Anlagen in der Stromerzeugung sowie der Industrie (z. B. 
Betriebe der Stahl- und Zementindustrie) mit hohem 
Energieverbrauch (Europäische Kommission 2009a). Im 
Jahr 2020 sollten für die EU die Emissionen der erfass-
ten Sektoren 21 % unter dem Niveau von 2005 liegen, 
für 2030 wurde eine Senkung um 43 % im Vergleich zum 
Jahr 2005 festgelegt.

Nicht-Emissionshandelsbereich (= Effort Sharing): Für 
Quellen außerhalb des EU-Emissionshandels (u. a. Ver-
kehr, Raumwärme, Landwirtschaft, restliche Teile der 
Industrie) war die Verpflichtung zur Emissionssenkung im 
„Effort-Sharing“ auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt (Euro-
päische Kommission 2009b). Für die gesamte ehemalige 
EU-28 sollte damit eine Reduktion von 10 % im Vergleich 
zum Jahr 2005 erreicht werden, Österreich strebte bis 
2020 eine Reduktion von 16 % an, konkret sollte der Ziel-
wert von 47,8 Mio. Tonnen CO2-Äquiv. erreicht werden. 
Bis 2030 wird EU-weit eine Reduktion um 30 % gegen-
über 2005 angestrebt (Österreich: 36 %). Im Juli 2021 hat 
die EU-Kommission konkrete Vorschläge für eine neue 
Klima-, Energie-, Verkehrs- und Steuerpolitik vorgelegt, 
die im Rahmen des Green Deals eine Senkung der Netto-
Treibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 55 % 
gegenüber 1990 ansteuern.

Gemäß Beschluss (EU) 2017/1471 vom 10. Au-
gust 2017 (inklusive Anpassung) ist für 2020 in 
Österreich im Nicht-Emissionshandelsbereich 
eine Emissionshöchstmenge von 47,8 Mio. 
Tonnen CO2-Äquiv. einzuhalten. Dieser Ziel-
wert wurde im COVID-19-Krisenjahr 2020 mit 
46,6 Mio. Tonnen CO2-Äquiv. unterschritten.

Von 2019 auf 2020 sanken die Emissionen des Emissions-
handelssektors deutlich um 8,7 % auf rund 27 Mio. t CO2-
Äquiv., im Effort-Sharing kam es zu einem erwähnten Rück-
gang von 7,2 % auf 46,6 Mio. t CO2-Äquiv. Die Summe der 
Treibhausgasemissionen außerhalb des Emissionshan-
dels lag damit im COVID-19-Krisenjahr 2020 um etwa 1,2 
Mio. Tonnen unter der für 2020 gültigen Höchstmenge 
von 47,8 Mio. t CO2-Äquiv. und seit 2016 erstmals wieder 
unter dem jährlichen Zielwert (Grafik 72). 

Die Auswirkungen der Schutzmaßnahmen gegen die 
COVID-19-Pandemie zeigten sich laut Umweltbundesamt 
(2021) stark im Verkehrssektor, durch den Absatzrückgang 

an Treibstoffen gingen die Verkehrsemissionen im Jahr 
2020 im Vergleich zu 2019 um rund 14 % zurück. Die Rück-
gänge im Emissionshandelsbereich wurden u. a. durch 
Rückgänge in der Stahlproduktion verursacht. Zudem 
sanken in der Energieerzeugung die Emissionen durch 
die Stilllegung eines Kohlekraftwerks und die niedrigere 
Stromproduktion aus Erdgaskraftwerken.

Grafik 73  
Treibhausgasemissionen Vergleich BIP und EU-27 

Q: STATISTIK AUSTRIA, VGR, Umweltbundesamt; Eurostat. - * Umwelt-
werte für 2020 stellen vorläufige Ergebnisse dar.

Für die EU-27 liegen noch keine Emissionsdaten für das 
Jahr 2020 vor. Über die Zeitreihe bis 2019 (siehe Grafik 73) 
zeigt sich ein stärkerer Rückgang für die gesamte EU-27 
als für Österreich insgesamt. 

Grafik 74  
Treibhausgasemissionen pro Kopf im EU-Vergleich 

Q: Umweltbundesamt; Eurostat. - * Werte für 2020 stellen vorläufige 
Ergebnisse dar.

Betrachtet man die Entwicklung der Treibhausgasemissio-
nen pro Kopf, so waren in Österreich im Jahr 2000 die Emis-
sionen mit 10 Tonnen (t) CO2-Äquivalenten pro Kopf knapp 
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über jenen der EU-27 (9,9 t) (Grafik 74). Allerdings kam es 
national bis 2003 zu einem deutlichen Anstieg, während 
sich in der EU-27 der Verbrauch pro Kopf bereits stabili-
sierte. In den Folgejahren zeigten sowohl die nationalen 
als auch die internationalen Werte einen abnehmenden 
Verlauf, im Jahr 2019 (letztverfügbares Jahr der interna-
tionalen Daten) hatte Österreich mit national berechne-
ten 9,0 t CO2-Äquivalenten pro Kopf bzw. von Eurostat 
berechneten 8,8 t einen etwas überdurchschnittlichen 
Wert zur EU-27 (7,8 t).

Wie in Kapitel 4.2 bereits erwähnt, sollten in einer voll-
ständigen Berechnung und Analyse des Ressourcen-
verbrauchs eines Landes zusätzlich die materiellen und 
energetischen Vorleistungen, die durch die Produktion 
der importierten, aber auch der exportierten Güter ent-
stehen, berücksichtigt werden. Dies betrifft ebenso die 
damit einhergehenden Emissionen. Vor allem hoch-
industrialisierte Länder wie Österreich spezialisieren sich 
international eher auf die Produktion im höher verarbei-
tenden Bereich; dadurch finden emissionsintensive Pro-
duktionsschritte zunehmend in anderen Ländern statt. 
Diese Emissionen sind in den nationalen Emissionsbi-
lanzen nicht erfasst. 

Für eine umfassende Bewertung, ob sich eine Gesell-
schaft in Richtung Dekarbonisierung entwickelt, müssen 
auch die Außenhandelsbeziehungen eines Landes mit-
einbezogen werden. Die Expertengruppe für WgÖ hatte 
deshalb 2017 die zukünftige Betrachtung von konsum-
basierten Treibhausgasemissionen angeregt. Eine erste 
Untersuchung der Arbeitsgruppe „Consumption-based 
GHG Accounting“ des Climate Change Center Austria (AG 
CBA, 2017) zeigte, dass die konsumbasierten Emissionen 
im Zeitraum 1997 bis 2013 mit rund 110 bis 130 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalenten in etwa 50 bis 60 % über den 
produktionsbezogenen (territorialen) Emissionen lagen. 
Aktuellere Daten sind derzeit nicht verfügbar.

4.3.2  
Schlüsselindikator Luftschadstoffe: PM2,5-
Exposition (Belastung durch Feinstaub)

Der Schlüsselindikator beschreibt die bevölkerungs-
gewichtete Belastung durch PM2,5 in Österreich. Die-
ser Schadstoff besteht aus Staubpartikeln in inhalier-
barer Größe, welche sowohl bei kurzfristiger als auch 
langfristiger Aufnahme eine Gesundheitsgefährdung 
darstellen. Die Daten werden vom Umweltbundesamt 
anhand von Messergebnissen der Immissionsbelas-
tung, topografischen Daten und Bevölkerungsdaten 
bestimmt und stehen ab 2005 zur Verfügung.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die bevölkerungsgewichtete PM2,5-Exposition hängt 
von den inländischen PM2,5-Emissionen, den meteoro-
logischen Bedingungen, von Fernverfrachtung aus dem 
benachbarten Ausland sowie von den Emissionen von 
gasförmigen Vorläufersubstanzen im In- und Ausland ab. 
Die PM2,5-Belastung ging von 19 µg/m³ (2005) auf unter 
10 µ/m³ im Jahr 2020 deutlich zurück, die langfristige Ent-
wicklung wird daher sehr positiv beurteilt. Der kurzfris-
tige Trend 2018 - 2020 ist ebenfalls fallend, was zu einer 
ebenso positiven Einschätzung führt.“

Im Kapitel 3.6 zur Lebensqualität wird die subjektive Belas-
tung durch Luft- und Wasserverschmutzung sowie Ruß 
in der Dimension „Wohnen“ als Zusatzinformation darge-
stellt. Für 2020 gaben 7,9 % der befragten Personen Belas-
tungen durch Luft und Wasserverschmutzung oder Ruß in 
ihrer Wohnumgebung an. Demgegenüber stellt der Indi-
kator zur bevölkerungsgewichteten PM2,5-Exposition die 
tatsächlich gemessene Staubbelastung dar. 

Feinstaub hat gravierende gesundheitliche 
Auswirkungen, sowohl durch eine akute 
Exposition (z. B. Entzündungsreaktionen der 
Lunge) als auch durch eine Langzeit-Expositi-
on (z. B. Zunahme von Atemwegsymptomen). 

Durch Luftverunreinigungen können nicht nur die Atem-
wege, sondern auch das Herz-Kreislauf-System in Mitlei-
denschaft gezogen werden (siehe Spangl & Nagl 2017).

Grafik 75  
Mittlere Exposition durch Feinstaub (PM2,5, bevölke-
rungsgewichtet), Vergleich PM10-Exposition 

Q: Umweltbundesamt. 
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Von 2005 bis 2020 nahm die bevölkerungsgewichtete 
Exposition (Belastung) durch PM2,5 von 19,4 µg/m³ auf 
9,6 µg/m³ deutlich ab (50,5 %, vgl. Grafik 75). Mit Ausnahme 
der Jahre 2010, 2015 und 2018 zeigt sich dabei über die 
gesamte Zeitreihe ein abnehmender Trend. Betrachtet 
man die Entwicklung im COVID-19-Krisenjahr, so gingen 
die meisten Emissionen (wie Treibhausgase, Stickoxide) 
vor allen während der Lockdowns deutlich zurück. Betref-
fend Feinstaub (PM2,5) war eine Einschätzung der Aus-
wirkungen der Corona-Folgen laut Umweltbundesamt 
unsicher. Feinstaub hat viele unterschiedliche Quellen 
und die jährlichen Veränderungen werden stark durch 
die unterschiedlichen meteorologischen Bedingungen 
(etwa auch Fernverfrachtung aus dem Ausland wie z. B. 
Wüstensand) bestimmt. Zudem kann sich Feinstaub auch 
aus ganz anderen Schadstoffen, sogenannten Vorläufer-
substanzen, bilden. Wie die aktuell vorliegenden Mes-
sungen zeigen, gingen die Staubemissionen im COVID-
19-Jahr 2020 mit 9,6 µg/m³ im Vergleich zu 2019 (10,2 µg/
m³) etwas zurück.

Für die Berechnung der bevölkerungsgewichteten Belas-
tung durch PM2,5 und PM10 (Feinstaub) wurden topografi-
sche Daten sowie Messdaten von Feinstaub und Bevöl-
kerungsdaten miteinander in Beziehung gesetzt (siehe 
Spangl & Nagl 2017). 

Die Staubbelastung wird dabei anhand der Masse ver-
schiedener Größenfraktionen beschrieben, die Partikel-
größe ist dabei für die gesundheitlichen Auswirkungen 
der Staubbelastung von Bedeutung:

• PM2,5 enthält 50 % der Partikel mit einem Durchmesser 
von 2,5 µm, einen höheren Anteil kleinerer Teilchen und 
einen niedrigeren Anteil größerer Teilchen. PM2,5 ist eine 
Teilmenge von PM10. Partikel dieser Größe sind maxi-
mal so groß wie Bakterien. PM2,5 dringen am tiefsten 
in den Atemwegstrakt ein, können bis in die Lungen-

bläschen gelangen, und verursachen damit die größ-
ten Gesundheitsschäden aller Staubteilchen.

• PM10 enthält 50 % der Partikel mit einem Durchmesser 
von 10 µm, einen höheren Anteil kleinerer Teilchen 
und einen niedrigeren Anteil größerer Teilchen. Parti-
kel dieser Größe sind maximal so groß wie Zellen, kön-
nen tief in die Lunge gelangen und sind daher beson-
ders gesundheitsschädlich.

Wesentliche anthropogene (durch den Menschen ver-
ursachte) Emissionsquellen für Feinstaub sind Verbren-
nungsprozesse (v. a. Energieumwandlung, Industrie, Ver-
kehr, Haushalte) und die Manipulation von Materialien 
sowie der Bergbau. Nennenswerte Emissionen werden 
auch durch die Bearbeitung landwirtschaftlicher Flä-
chen und die Tierhaltung freigesetzt. Zusätzlich gibt es 
auch natürliche Quellen wie Bodenerosion, Vegetation 
(Absonderung von Pollen, Sporen), Waldbrände oder 
Vulkanismus. Neben den innerösterreichischen Staub-
emissionen sind noch weitere Quellen für die Belastung 
in der Außenluft verantwortlich, wie z. B. Fernverfrach-
tung oder Winderosion. 

Die PM2,5-Belastung in der Außenluft, d. h. die Immission 
(die an Luftgütemessstellen gemessen wird) und in wei-
terer Folge die Exposition, wird also nicht nur durch die 
österreichischen PM2,5-Emissionen, d. h. den Schadstoffaus-
stoß direkt an der Quelle, bestimmt, sondern auch durch 
PM-Ferntransport aus dem Ausland, durch Sekundärparti-
kelbildung aus gasförmigen Vorläufersubstanzen (z. T. im 
Inland, z. T. im Ausland) sowie durch natürliche Quellen. 

Grenzwerte wurden für die (auch meteorologisch beein-
flusste, punktuell gemessene) Belastung in der Außenluft 
festgelegt, mit der EU-Luftqualitätsrichtlinie (RL 2008/50/
EG) sowie dem österreichischen Immissionsschutzgesetz-
Luft (IG-L; BGBl. I Nr. 77/2010).
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4.4  
Energie

Die Dimension „Energie“ bezieht sich vorrangig auf 
den Einsatz erneuerbarer und fossiler Energieträger 
sowie deren effizienter Nutzung. Während erneuer-
bare Energien aus Windkraft, Solarenergie oder Was-
serkraft sich kaum erschöpfen bzw. für lange Zeit nutz-
bar sind, unterliegen die fossilen Energieträger wie Öl, 
Gas und Kohle einer natürlichen Begrenzung. Erneuer-
bare Energiequellen gelten daher, neben dem sparsa-
men und effizienten Einsatz von Energie, als wichtige 
Säule einer nachhaltigen Energiewirtschaft.

Fossile Brennstoffe werden aus natürlichen Vorkommen 
gewonnen, die im Laufe der Erdgeschichte aus Biomasse 
entstanden sind. Analog wird der Begriff fossil auch für 
sämtliche sekundären Brennstoffe verwendet, die aus 
einem fossilen (Roh-)Brennstoff hergestellt werden. Pro-
dukte aus erneuerbaren Energiequellen werden dagegen 
(mit Ausnahme der Erdwärme) direkt oder indirekt aus 
Energieströmen, die noch andauern oder bis vor kurzem 
angedauert haben, in Verbindung mit der ständig ver-
fügbaren Sonnenenergie oder der auf der Schwerkraft 
beruhenden Energie gewonnen. Der Energiewert von 
Biomasse z. B. entsteht aus der von Pflanzen während des 
Wachstums angereicherten Sonnenenergie.

Energieaufbringung und Energieverbrauch 
fossiler Brennstoffe verursachen massive 
Umweltbelastungen wie Treibhausgas- und 
Feinstaub-Emissionen, aber auch Flächenver-
brauch. Weitere Probleme betreffen bei-
spielsweise die zunehmende Importabhän-
gigkeit und die Ressourcenverknappung.

Eine nachhaltige Entwicklung benötigt ein Energiesys-
tem, das Energie effizient nutzt und hauptsächlich erneu-
erbare Energien wie Wasserkraft oder Biomasse einsetzt. 
Der vermehrte Einsatz von heimischen erneuerbaren 
Energieträgern fördert zudem eine zunehmende Eigen-
versorgung Österreichs.

Die steigende Importabhängigkeit, die zunehmende Aus-
schöpfung endlicher Energieressourcen, die gesicherte 
Versorgung aller Konsumentinnen und Konsumenten 
mit Energie zu erschwinglichen Preisen und der Klima-
wandel spielen auch auf EU-Ebene eine bedeutende 
Rolle. Die Europa-2020-Strategie (Europäische Kommis-
sion 2010) enthält dementsprechend im Kernziel „Klima-
wandel und nachhaltige Energiewirtschaft“ das Teilziel 

einer Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien auf 
20 %, für jedes Mitgliedsland wurden – abhängig von Aus-
gangslage und Möglichkeiten – nationale Ziele verbind-
lich vereinbart. Zudem wurde eine Steigerung der Ener-
gieeffizienz um 20 % für die EU-28 insgesamt festgelegt.

Der 2014 vom Europäischen Rat angenommene Rah-
men für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 umfasst 
EU-weite Zielvorgaben und politische Ziele für den Zeit-
raum 2021 bis 2030. Dabei wurden im Jahr 2018 die Ziel-
vorgaben für erneuerbare Energiequellen und Energie-
effizienz nach oben korrigiert. Zentrale Energieziele sind:

• Erhöhung des Anteils von Energie aus erneuerbaren 
Quellen auf mindestens 32 %

• Steigerung der Energieeffizienz um mindestens 32,5 %

Am 9. Juli 2014 wurde das Energieeffizienzpaket des Bun-
des (Bundesgesetzblatt I Nr. 72/2014) beschlossen. Es ent-
hält im Artikel 1 das Bundesgesetz über die Steigerung der 
Energieeffizienz bei Unternehmen und dem Bund (Bundes-
Energieeffizienzgesetz). Dieses beinhaltet u. a. betreffend 
Energieeffizienz das Ziel der Stabilisierung des Endener-
gieverbrauchs auf 1.050 Petajoule (PJ) sowie ein kumula-
tives Endenergieeffizienzziel von 310 PJ durch anrechen-
bare Energieeffizienzmaßnahmen in den Jahren 2014 bis 
einschließlich 2020. Das nationale Ziel im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben von Europa 2020 für erneuerbare 
Energieträger liegt bei einem Anteil von 34 % bis 2020. 

Für den aktuellen Bericht mit dem Datenend-
jahr 2020 werden die Europa-2020-Vorgaben 
dargestellt. Im Nationalen Energie- und 
Klimaplan für Österreich ist bereits der Fahr-
plan für die Periode 2021 bis 2030 festgelegt 
(BMNT 2019). 

Die erneuerbaren Energieträger sollen bis 2030 auf einen 
Wert von 46 bis 50 % angehoben werden. Zudem soll eine 
Verbesserung der Energieintensität von 25 % bis 30 % 
erreicht werden. Dabei wird ein Endenergieverbrauch 
von 1.073 PJ bzw. 1.002 PJ angegeben, bei kumulierten 
Energieeinsparungen von 497 PJ.

Für den Bereich Energie liegen umfassende Daten aus 
den Energiebilanzen von Statistik Austria vor. Die Ener-
giedaten werden nach dem Inlandsprinzip erhoben. Dies 

http://europa.eu/legislation_summaries/energy/index_de.htm
https://ec.europa.eu/clima/policies/strategies/2030_de
https://ec.europa.eu/energy/sites/ener/files/documents/at_final_necp_main_de.pdf
https://ec.europa.eu/energy/sites/ener/files/documents/at_final_necp_main_de.pdf
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie_und_umwelt/energie/energiebilanzen/index.html
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bedeutet, dass alle in Österreich abgesetzten Energieträ-
ger in den Energiebilanzen berücksichtigt werden, unab-
hängig davon, wer diese Energieträger erwirbt und wo 
sie eingesetzt werden.

Die Energiebilanzen stehen jährlich Ende November (und 
damit knapp vor Redaktionsschluss für WgÖ) für das Vor-
jahr mit endgültigen Werten zur Verfügung, daher wur-
den die vorläufigen Energiebilanzwerte für die Bewertung 
herangezogen und die endgültigen Werte kurzfristig in 
den Bericht aufgenommen. Eine Gegenüberstellung der 
vorläufigen (1.055 PJ) und endgültigen Werte (1.053 PJ) 
für den energetischen Endverbrauch insgesamt zeigt 
eine minimale Abweichung der prognostizierten zu den 
endgültigen Werten.

Den Schlüsselindikator für den gesamten Energieverbrauch 
Österreichs bildet im WgÖ-Set der energetische Endver-
brauch (EEV). Der EEV ist jene Energiemenge, die dem Ver-
braucher für die Umsetzung in Nutzenergie zur Verfügung 
gestellt wird (Raumheizung, Beleuchtung und EDV, mecha-
nische Arbeit etc.). Als weiterer Schlüsselindikator wird die 
Entwicklung des Anteils der erneuerbaren Energieträger 
gezeigt. Daten zur Energieintensität als Maßzahl der Ener-
gieeffizienz ergänzen die beiden Schlüsselindikatoren. 

4.4.1  
Schlüsselindikator erneuerbare 
Energieträger

Der Indikator zeigt den Anteil der anrechenbaren erneu-
erbaren Energieträger am Bruttoendenergieverbrauch. 
Erneuerbare Energien stammen aus Energiequellen, die 
sich entweder kurzfristig von selbst erneuern (z. B. Bio-
masse) oder deren Nutzung nicht zur Erschöpfung der 
Quelle beiträgt (z. B. Solarenergie, Wasserkraft). Die aus 
erneuerbaren Energiequellen erzeugten sekundären 
Energieträger (Elektrizität, Wärme, Kraftstoff) werden 
dabei ebenfalls als erneuerbare Energien bezeichnet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„In der langfristigen Betrachtung ist die Entwicklung – 
auch im Vergleich mit dem deutlich niedrigeren Niveau 
der EU-27 – tendenziell positiv zu bewerten, wobei hierfür 
der Verlauf bis 2014 ausschlaggebend ist. In der kurzfris-
tigen Betrachtung zeigt sich vor allem im COVID-19-Kri-
senjahr 2020 ein deutlicher Anstieg, der sich aus dem 
starken Rückgang des Energieverbrauchs insgesamt bei 
eher gleichbleibendem Energieangebot aus Erneuerba-
ren ergibt. Damit wird für 2020 das Ziel eines Anteils von 
34 % erneuerbarer Energieträger am Bruttoendenergie-
verbrauch erreicht. Die kurzfristige Bewertung fällt daher 
ebenfalls tendenziell positiv aus.“

Im Rahmen des Europa-2020-Ziels ist für Österreich eine 
Anteilssteigerung der erneuerbaren Energien auf 34 % 
am Bruttoendenergieverbrauch verbindlich vorgese-
hen. Laut dem integriertem nationalen Energie- und Kli-
maplan für Österreich sollen die erneuerbaren Energie-
träger bis 2030 auf einen Wert von 46–50 % angehoben 
werden (BMNT 2019). 

Nach dem Anstieg von 0,7 %-Punkten im Jahr 2018 auf 
33,8 % sank der Anteil der anrechenbaren erneuerba-
ren Energieträger am Bruttoendenergieverbrauch wie-
der auf 33,6 % im Jahr 2019. Für das Jahr 2020 erreichte 
der Anteil der Erneuerbaren einen Wert von 36,5 %. Der 
Anstieg ergibt sich vorrangig durch den starken Rück-
gang des energetischen Endverbrauchs im COVID-19-Kri-
senjahr um 7,6 % bei einem eher gleichbleibenden Wert 
des Aufkommens der erneuerbaren Energieträger. Das 
nationale Ziel von einem Erneuerbaren-Anteil von zumin-
dest 34 % wurde damit für 2020 erreicht. Im internationa-
len Vergleich lag Österreich mit dem Anteil von 33,6 % 
(2019) deutlich über dem Durchschnitt der EU-27 mit 
19,7 % (letztverfügbarer Wert der internationalen Daten, 
Grafik 76), was zu einem Gutteil auf die Nutzung der Was-
serkraft zurückzuführen ist. 

Grafik 76  
Anteil der erneuerbaren Energieträger am Brutto-
endenergieverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, Eurostat. - Anrechenbare Erneu-
erbare laut Richtlinie 2009/28/EG. 

Der verstärkte Einsatz erneuerbarer Energien fördert die 
Umstrukturierung der Gesellschaft in Richtung eines nach-
haltigen Wirtschafts- und Energiesystems. Die Nutzung 
der zumeist regional anfallenden erneuerbaren Energie-
träger erhöht dabei den nationalen Selbstversorgungs-
grad mit Energie und reduziert die Abhängigkeit von – 
hauptsächlich fossilen – Energieimporten.
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Als anrechenbare erneuerbare Energien laut Erneuerba-
ren-Richtlinie (Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen) gelten:

• der energetische Endverbrauch (EEV) von biogenen 
Energieträgern, Solar-, Erd- und Umgebungswärme, 
Biokraftstoffen,

• die Erzeugung von Strom und Fernwärme aus bio-
genen Energieträgern, Solar-, Erd- und Umgebungs-
wärme, Wasserkraft normalisiert ohne die Erzeugung 
aus gepumptem Zufluss, Windkraft normalisiert sowie 
Photovoltaik.

Der Bruttoendenergieverbrauch errechnet sich aus der 
Summe von EEV + Eigenverbrauch von Strom und Fern-
wärme der Strom- und Fernwärmeproduzenten + Trans-
portverlusten von Strom und Fernwärme + nichtenerge-
tischem Einsatz im Hochofen.

4.4.2  
Schlüsselindikator energetischer 
Endverbrauch

Der energetische Endverbrauch (EEV) ist jene Ener-
giemenge, die dem Verbraucher (Haushalte, Gewerbe 
und Industrie, Verkehr, Dienstleistungen, Landwirt-
schaft) für die Umsetzung in Nutzenergie zur Verfü-
gung gestellt wird, also Benzin/Diesel für Pkws, elekt-
rische Energie für Elektrogeräte, Gas und Fernwärme 
für Raumwärme etc. Die Datenerhebung erfolgt nach 
dem Inlandsprinzip. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Unter dem Aspekt der langfristigen Ziele zur Begrenzung 
des Klimawandels liegt der Energieverbrauch auf einem 
zu hohen Niveau. Auch wenn der Verbrauch im COVID-
19-Jahr 2020 zurückging, wird der Zuwachs in den Jah-
ren 2000 bis 2005 und 2015 bis 2019 negativ gesehen. 
Die langfristige Bewertung fällt daher tendenziell nega-
tiv aus. Wichtig wäre nicht nur eine Stabilisierung des 
Verbrauchs, sondern auch eine langfristige Reduktion 
deutlich unter das Ausgangsniveau. Sollte eine solche 
Entwicklung durch entsprechende Weichenstellungen auf 
politischer Ebene ermöglicht werden, wäre eine positive 
Bewertung zu rechtfertigen. Aktuell fällt die kurzfristige 
Bewertung neutral aus.“

Der Schlüsselindikator beschreibt Niveau und Entwicklung 
des Energieverbrauchs von Endnutzern und setzt sich zu 
einem großen Teil aus fossilen und somit nicht erneuerba-
ren Energieträgern zusammen. Er stellt neben dem Brut-
toinlandsverbrauch eine Schlüsselposition in der Öster-

reichischen Energiebilanz dar und umfasst alle (sofern 
notwendig) umgewandelten Energieformen (z. B. Elektri-
zität aus Wasserkraft). Das Bundes-Energieeffizienzgesetz 
(Bundesgesetzblatt I Nr. 72/2014) sieht vor, dass der heimi-
sche energetische Endverbrauch im Jahr 2020 1.050 Peta-
joule (PJ) nicht überschreitet (Energieeffizienzrichtwert). 
Damit soll das Ziel der Senkung der Energieeinfuhr und 
Verbesserung der Versorgungssicherheit erreicht werden. 

Die Energiebilanz 2020 weist für den energetischen End-
verbrauch gegenüber dem Vorjahr einen Rückgang um 
-7,6% auf 1.053 PJ auf. Damit lag der energetische End-
verbrauch 2020 auf einem ähnlich hohen Niveau wie im 
Berichtsjahr 2003 und nur sehr knapp über dem Energie-
effizienzrichtwert von 1.050 PJ (Grafik 79). Die Ursache 
dafür ist v. a. in den Auswirkungen der COVID-19-Pande-
mie zu suchen, durch die Reisebeschränkungen und die 
vermehrte Tätigkeit im Home-Office ging der Treibstoff-
verbrauch für den Verkehr stark zurück, zudem änderten 
sich Konsummöglichkeiten. In den Wirtschaftssektoren 
Industrie sowie Dienstleistungen ging der energetische 
Endverbrauch um je etwa 3 % zurück. Der Verbrauch 
der privaten Haushalte hingegen lag auf etwa gleichem 
Niveau wie im Jahr 2019. Der Rückgang des energetischen 
Endverbrauchs spiegelt sich auch im Verbrauch der ein-
zelnen Energieträger wider, wobei dieser Trend bei bei-
nahe allen Energieträgergruppen zu beobachten war.

Grafik 77  
Energetischer Endverbrauch

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik. 

Während die Entwicklung von Energieverbrauch und 
realem BIP über lange Jahre sehr ähnlich verlief, zeigte 
sich seit dem Jahr 2006 für Ersteren ein Einbremsen des 
Wachstums und damit eine zumindest relative Entkop-
pelung von der Wirtschaftsleistung. Ab 2015 stieg der 
EEV jedoch wieder an (Ausnahme: 2018) und war 2019 
mit 1.139 PJ deutlich über dem Energieeffizienzrichtwert 
von 1.050 PJ angesiedelt. Mit dem beschriebenen Rück-
gang von 7,6 % (reales BIP: 6,7 %, siehe auch Grafik 78) im 
COVID-19-Krisenjahr näherte sich der energetische End-
verbrauch 2020 mit 1.053 PJ wieder dem Energieeffizienz-
richtwert von 1.050 PJ stark an (Grafik 77).
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Für das COVID-19-Krisenjahr sind aktuell noch keine Werte 
der EU-27 vorhanden. Im Vergleich zur EU-27, deren EEV 
2019 knapp über dem Ausgangswert von 2000 lag, nahm 
der österreichische Endverbrauch in den Jahren 2000 bis 
2019 mit einem Zuwachs von über 20 % einen ungünsti-
geren Verlauf. Vor allem im Zeitraum 2000 – 2005 sowie 
2016 – 2017 stieg der nationale EEV sehr stark an, wäh-
rend die EU-27 ein deutlich geringeres Wachstum ver-
zeichnete (siehe Grafik 78). 

Grafik 78  
Energetischer Endverbrauch im EU-Vergleich

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR; Eurostat. 

4.4.3  
Energieintensität

Als Maßzahl für die effiziente Nutzung von Energie wird 
die Energieintensität verwendet. Sie stellt dar, inwie-
weit der Energieverbrauch von Wirtschaftsgrößen (z. B. 
BIP) entkoppelt ist. Der Indikator beschreibt die Ent-
wicklung des EEV (Inlandsprinzip) in Relation zum rea-
len Bruttoinlandsprodukt. Aus umweltpolitischer Sicht 
sollte die Energieintensität sinken, also eine deutliche 
Entkoppelung von energetischem Endverbrauch und 
wirtschaftlicher Entwicklung das Ziel sein.

Wie Grafik 79 darstellt, zeigt die Energieintensität Öster-
reichs – d. h. die Entwicklung des Energieverbrauchs rela-
tiv zur Entwicklung des realen BIP ab dem Jahr 2005 einen 
fallenden Trend. Dies bedeutet eine Entkoppelung des 
Energieverbrauchs von der Wirtschaftsleistung. Je stär-
ker die Energieintensität sinkt, desto weniger Energie 
wird pro Wirtschaftsgröße eingesetzt; d. h. desto effizien-
ter wird Energie genutzt. Von diesem Trend wichen ein-
zelne Jahre (z. B. 2010, 2013 oder 2015) allerdings deutlich 

ab, hier nahm durch den Anstieg des EEV bei gleichzei-
tig geringem BIP-Wachstum die Energieintensität zu. In 
den letzten Jahren ging die Energieintensität in gerin-
gem Maße zurück. Für die EU-27 zeigt sich von 2000 bis 
2019 (letztverfügbares Jahr der internationalen Energie-
daten) ein deutlich stärkerer Rückgang der Energieinten-
sität als in Österreich. 

Grafik 79  
Energieintensität

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR, Eurostat.

Das Bundes-Energieeffizienzgesetz (Bundesgesetzblatt 
I Nr. 72/2014) enthält wie erwähnt den Energieeffizienz-
richtwert von 1.050 PJ. Dieser Wert wird mit dem tat-
sächlichen Verbrauch von 1.053 PJ nur sehr knapp über-
schritten.

Anzumerken ist, dass sich die „Energieeffizienz“ bei die-
sem Indikator langfristig auch rein dadurch wandeln kann, 
dass sich die Sektorenzusammensetzung verändert. D. h. 
eine verhältnismäßig stärkere Zunahme von Dienstleistun-
gen im Vergleich zur energieintensiven Sachgüterproduk-
tion würde sich positiv auf die Energieeffizienz auswirken.

Für den aktuellen Bericht wurde auf die in den Vorläufer-
berichten berücksichtigte Temperaturbereinigung des 
Indikators verzichtet, um einen Wert für das Jahr 2020 
ausweisen zu können. Für die Temperaturbereinigung 
des Indikators wären Informationen zum Raumwärme-
verbrauch aus der Nutzenergieanalyse notwendig, deren 
letztverfügbares Datenjahr bei Redaktionsschluss 2019 
ist. Mittels Temperaturbereinigung können Verbrauchsef-
fekte geglättet werden, die sich aus den jährlich schwan-
kenden klimatischen Bedingungen ergeben. 
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4.5  
Verkehr, Mobilität

Die Ökologisierung des Verkehrssystems stellt ein 
wesentliches Element auf dem Weg zu einer nach-
haltigen Entwicklung dar. Verkehr und Mobilität sind 
wichtige Grundvoraussetzungen für soziale Interak-
tionen und wirtschaftliche Aktivitäten innerhalb einer 
Gesellschaft, verursachen jedoch auch Umweltprob-
leme (z. B. Flächenverbrauch, Emissionen). Das Konzept 
der nachhaltigen Mobilität zielt u. a. darauf ab, den Ver-
brauch fossiler Energie und damit die CO2-Emissionen 
des Verkehrssektors zu senken. Dies soll die Emissio-
nen des Verkehrs vom Wirtschaftswachstum entkop-
peln (Meyer 2007).

(Räumliche) Mobilität betrifft dabei die potenzielle und 
realisierte Beweglichkeit von Menschen, Lebewesen und 
Dingen, also die Befriedigung von Bedürfnissen durch 
Raumveränderung (z. B. Einkauf im Supermarkt). Der Ver-
kehr liefert das Instrument (z. B. Auto, Bus), welches man 
für die konkrete Umsetzung der Mobilität benötigt. Ver-
kehr stellt also die zielgerichtete Ortsveränderung von Per-
sonen, Gütern, Nachrichten unter Verwendung von Ener-
gie und Information dar und ist daher auch gut messbar.

Obwohl durch technologische Verbesserungen der Schad-
stoffausstoß der einzelnen Fahrzeuge durchaus reduziert 
wurde, nahm der Energieverbrauch insgesamt durch das 
kontinuierlich wachsende Verkehrsaufkommen und die 
steigende Anzahl der gefahrenen Kilometer in den letzten 
Jahren gravierend zu. Der Abgasausstoß durch Verkehrs-
aktivitäten – speziell durch den Einsatz fossiler Energien – 
verursacht eine Vielzahl von Luftschadstoffen und Treib-
hausgasen, deren Reduktion auch in der EU als wesentlich 
für eine nachhaltige Mobilität angesehen wird (Europäi-
sche Kommission, 2016). 

Verkehr ist ein wesentlicher Treiber des an-
thropogenen Klimawandels. Der Verbrauch 
fossiler Ressourcen, die Lärmbelastung, der 
Flächenverbrauch für Verkehrswege oder 
die Gefährdung durch Verkehrsunfälle sind 
weitere Problemfelder des Verkehrs.

Das Konzept der nachhaltigen Mobilität – umgesetzt 
durch das Instrument eines nachhaltigen Verkehrssys-
tems – enthält ökonomische, soziale und ökologische 
Kriterien und stellt eine Schlüsselstrategie für eine nach-
haltige Entwicklung dar. Ein nachhaltiges Verkehrssys-
tem soll Wirtschaft und Gesellschaft in ihrer Entwicklung 

und Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigen, da Mobili-
tät und der Zugang zu Märkten Grundfunktionen globa-
lisierter Volkswirtschaften darstellen.

Nachhaltiger Verkehr im weiteren Sinne soll Mobilität 
für alle gleichermaßen ermöglichen und den Zugang zu 
Märkten, Kultur- und Freizeitaktivitäten gewährleisten und 
den Erfordernissen des Umweltschutzes entsprechen. Es 
soll die Gesundheit der Menschen möglichst wenig durch 
Luftschadstoffe und Lärm belasten, die Funktionsfähig-
keit der ökologischen Systeme (z. B. der Wälder) nicht 
gefährden und die Stabilität des Klimas nicht beeinträch-
tigen (Meyer 2007).

Statistiken wie die Energiebilanz oder die 
Treibhausgasinventur Verkehr bilden Verkehr 
funktional als eigenen Sektor ab, obwohl 
Verkehr naturgemäß von privaten Haushal-
ten sowie öffentlichen und wirtschaftlichen 
Akteuren verursacht wird. 

Der Schlüsselindikator zum Energieverbrauch des Verkehrs 
bezieht sich auf die Entwicklung des gesamten Verkehrs-
bereichs und stammt aus der Energiebilanz. Der Schlüs-
selindikator Transportleistung des Lkw-Verkehrs bildet 
einen wesentlichen Bereich des Straßenverkehrs ab. Seit 
2017 werden zudem die Treibhausgasemissionen des Ver-
kehrs als Schlüsselindikatoren dargestellt. Zusatzinfor-
mationen betreffen den Treibstoffverbrauch der priva-
ten Pkws sowie die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel. 
Für beide Indikatoren liegen Daten aus dem Mikrozen-
sus „Energieeinsatz der Haushalte“ bzw. dem Mikrozen-
sus „Umweltbedingungen, Umweltverhalten“ vor. 

4.5.1  
Schlüsselindikator Energieverbrauch des 
Verkehrs

Der Schlüsselindikator bildet den energetischen End-
verbrauch (EEV) des gesamten Verkehrssektors nach 
dem Inlandsprinzip ab. Er deckt somit den Energiever-
brauch von Eisenbahn, Straßenverkehr, Transport in 
Rohrfernleitungen, Schifffahrt sowie den Flugverkehr 
ab. Wie eingangs erwähnt wird der Verkehr „funktio-
nal“ als eigener Sektor dargestellt, die jeweiligen Ver-

http://www.zukunft-mobilitaet.net/3892/analyse/unterschied-verkehr-mobilitaet/
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie_umwelt_innovation_mobilitaet/energie_und_umwelt/energie/energiebilanzen/index.html
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bräuche (z. B. Benzin, Diesel) werden also nicht den 
eigentlichen Verursachern (beispielsweise Haushalte 
oder Industriesektoren) zugeordnet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Steigerung des Energieverbrauchs des Verkehrs insbe-
sondere in den Jahren 2000 bis 2007 und wieder ab 2014 
in Österreich verläuft konträr zu den langfristigen Zielen 
zur Begrenzung des Klimawandels. Mit Ausnahme des 
COVID-19-Jahrs 2020, in dem der Energieverbrauch des 
Verkehrs deutlich zurückging (aber dennoch signifikant 
über dem Niveau von 2000 liegt), sind jedoch keine ener-
gieeinsparenden Strukturänderungen (z. B. Verlagerung 
des Transports von der Straße auf die Schiene) erkennbar. 
Der langfristige Trend, der deutlich über dem BIP-Wachs-
tum und über den Vergleichswerten der EU-27 liegt, wird 
daher negativ beurteilt. Kurzfristig wird die Entwicklung 
aufgrund des COVID-19-Sondereffekts moderater (ten-
denziell negativ) beurteilt.“

Der EEV des Verkehrs hatte im Jahr 2020 laut Energiebi-
lanz einen Anteil von rund 32 % am gesamten EEV Öster-
reichs und stellt damit auch im COVID-19-Krisenjahr die 
wichtigste Verbrauchsgruppe dar, auch wenn der Anteils-
wert im Vergleich zu 2019 (rund 36 % Anteil am gesamten 
Energieverbrauch) deutlich zurückging. Die Anteile des 
produzierenden Bereichs (2020: 29,2 %, 2019: 27,8 %) und 
der privaten Haushalte (2020: 26,6 %, 2019: 24,6 %) liegen 
erkennbar darunter. 

Grafik 80  
Energieverbrauch des Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik, VGR. 

Generell zeigte der energetische Endverbrauch des Ver-
kehrs mit einem Minus von 18,0 % für 2020 den krisenbe-

dingt deutlichsten Rückgang aller Schlüsselindikatoren 
des Umweltbereichs, er sank auch deutlich stärker als das 
reale BIP (6,7 %). Die Reisebeschränkungen und die ver-
mehrte Tätigkeit im Home-Office führten zu einer star-
ken Reduktion des Verbrauchs von Flugturbinenkraftstoff 
(-66 %), Motorbenzin (-17 %) und Dieselkraftstoff (-12 %). 
Der starke Einbruch des EEVs des Verkehrs im Krisenjahr 
2020 senkte den Indexwert erstmals seit der Betrachtung 
unter jenen des BIP (Grafik 80): Der Energieverbrauch des 
Verkehrs stieg im gesamten Zeitraum 2000 bis 2020 um 
15,0 % (bis 2019: 40,2 %), während das reale BIP zeitglich 
mit 24,2 % stärker wuchs (bis 2019: 33,2 %).

Betrachtet man den Vorkrisenzeitraum bis 2019, so lässt 
sich der im Vergleich zum BIP überproportionale Anstieg 
des EEVs 2000 bis 2019 zum Teil durch den „Treibstoffex-
port im Kfz-Tank“ (preisbedingter Kraftstoffexport) und 
den Transitverkehr erklären. Bei der Erfassung des Ener-
gieverbrauchs des Verkehrs wird das Inlandsprinzip laut 
Österreichischer Energiebilanz angewandt, d. h. alle in 
Österreich in Verkehr gebrachten Energieträger werden 
berücksichtigt, unabhängig davon, wer diese Energie-
träger erwirbt und einsetzt. Entscheidend ist beispiels-
weise der Absatz von Benzin und Diesel an österreichi-
schen Tankstellen, unabhängig davon, wo diese verfahren 
werden.

In Österreich getankter Treibstoff, der im 
Ausland verbraucht wird, ist in den Daten 
erfasst, während im Ausland getankter, aber 
in Österreich verfahrener Diesel und Benzin 
nicht enthalten ist.

Laut Umweltbundesamt (2019, S. 137ff) lag der Anteil die-
ses „Tanktourismus“ im Jahr 2000 noch bei 14 % und stieg 
bis 2017 auf rund 24 % an. Dies begründet sich in den – 
im Vergleich mit den Nachbarländern – relativ günstigen 
Treibstoffpreisen. Umgekehrt ist zu beachten, dass auch 
im Ausland getankter Diesel und Benzin, der im Inland 
verfahren wird, nicht in den Daten enthalten ist, wobei 
dies weniger relevant sein dürfte.

Die Erneuerbaren-Richtlinie 2009/28/EG schreibt vor, dass 
bis 2020 jeder Mitgliedstaat mindestens 10 % der im Ver-
kehr eingesetzten Energie durch erneuerbare Energien 
wie Biokraftstoffe oder auch Ökostrom aufzubringen hat. 
Für 2019 lag der Anteil anrechenbarer Erneuerbarer im Ver-
kehr (nachhaltig produzierte Biotreibstoffe inkl. elektri-
scher Energie) an den Treibstoffen insgesamt,  berechnet 
nach Vorgaben der Europäischen Kommission, bei 9,8  %, 
durch das reduzierte Verkehrsaufkommen ging 2020 auch 
der Einsatz der Biokraftstoffe etwas zurück.

Im internationalen Vergleich (siehe Grafik 80) ist die 
Zunahme des verkehrsbedingten Energieverbrauchs in 
Österreich mit rund 40 % im Zeitraum 2000 bis 2019 (letzt-
verfügbares Jahr der internationalen Daten) sehr hoch. Im 
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Durchschnitt der EU-27 Länder betrug die Steigerungs-
rate im selben Zeitraum 10 % (siehe auch Kapitel 5.4). Hier 
kann wieder auf das Phänomen des „Treibstoffexports im 
Kfz-Tank“ verwiesen werden. Dass der Ansatz „Tanktou-
rismus“ jedoch nicht ausreicht, um den starken Anstieg 
des EEV des Sektors Verkehr bis zum Jahr 2019 zu erläu-
tern, zeigt der folgende Indikator zur Transportleistung 
des Lkw-Verkehrs, der sich auf das Verkehrsaufkommen 
in Österreich beschränkt.

4.5.2  
Schlüsselindikator Transportleistung des 
Lkw-Verkehrs

Der Schlüsselindikator zur Transportleistung des Lkw-
Verkehrs zeigt als einen Aspekt des Verkehrsaufkom-
mens den Straßengüterverkehr in Österreich. Im Sinne 
der Nachhaltigkeit ist eine Reduktion der Transportleis-
tung auf der Straße wünschenswert. Beispielsweise sind 
die CO2-Emissionen oder jene durch Feinstaub (PM10) je 
Tonnenkilometer (tkm) deutlich höher als beim Trans-
port mit der Bahn. Dargestellt wird die Entwicklung 
der Transportleistung, also das Transportaufkommen 
verknüpft mit der Wegstrecke (in tkm) auf österreichi-
schem Territorium mit Daten laut Güterverkehrsstatistik. 

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Bewertet auf Basis der derzeitigen Antriebstechnologie 
(fossil, Lärm) wird die kurzfristige Entwicklung 2018 bis 
2020 tendenziell negativ gesehen. Im COVID-19-Krisen-
jahr 2020 gab es zwar einen Rückgang der Transportleis-
tung auf den österreichischen Straßen, dieser fiel jedoch 
mit 3,9 % deutlich geringer aus, als der Rückgang des rea-
len BIP. Zudem liegt der Wert für 2020 geringfügig über 
jenem des Jahres 2018. Eine langfristige Bewertung erfolgt 
erst, wenn Daten für wenigstens 10 Jahre vorhanden sind.“

Die Transportleistung von nicht in Österreich registrier-
ten Güterkraftfahrzeugen wird von Statistik Austria seit 
2012 mittels eines eigens entwickelten Entfernungsmo-
dells auf Basis der von Eurostat zur Verfügung gestellten 
konsolidierten Straßengüterverkehrsstatistik errechnet. 
Daraus liegen valide Daten der Transportleistung der 
Europäischen Union sowie der Schweiz, Norwegens und 
Liechtensteins auf österreichischem Territorium vor. Ab 
Berichtsjahr 2018 fließen zudem in die Ergebnisse des 
Güterverkehrs auf Österreichs Straßen Daten des öster-
reichischen Mautsystems ein (siehe auch Karner et al., 
2020), für das aktuell Werte von 2015 bis 2020 vorliegen. 

Im COVID-19-Krisenjahr 2020 zeigte sich für das Inland 
ein geringer Rückgang der Transportleistung mit öster-
reichischen Fahrzeugen von rund 1 % auf 18,7 Mrd. tkm, 

die Transportleistung mit ausländischen Fahrzeugen auf 
österreichischen Straßen reduzierte sich dagegen stärker 
um 5,6 %. Das reale BIP ging 2020 um 6,7 % im Vergleich 
zu 2019 zurück. Im gesamten verfügbaren Zeitraum 2015 
bis 2020 wuchs die Transportleistung auf der Straße mit 
österreichischen und ausländischen Fahrzeugen insge-
samt um 15,9 %, das reale BIP wuchs im Vergleichszeitraum 
um 1,2 %. Dabei stieg die Transportleistung mit auslän-
dischen Fahrzeugen um 20,0 % und jene mit österreichi-
schen Fahrzeugen um 8,7 %.

Grafik 81  
Transportleistung des Lkw-Verkehrs

Q: STATISTIK AUSTRIA, Güterverkehrsstatistik, VGR.

Seit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
bildet eine Erhebung von Statistik Austria zum Stra-
ßengüterverkehr die Verkehrsleistung österreichischer 
Unternehmen mit in Österreich zugelassenen Straßen-
güterfahrzeugen im In- und Ausland ab. Die Straßengü-
terverkehrserhebungen in den anderen Mitgliedstaa-
ten der EU erfolgen auf die gleiche Weise. Eurostat führt 
die Ergebnisse der Mitgliedstaaten zu einer konsolidier-
ten europäischen Straßengüterverkehrsstatistik zusam-
men, die wiederum den statistischen Institutionen der 
einzelnen Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt wird, 
damit das Gesamtaufkommen im Straßengüterverkehr 
auf dem jeweiligen Hoheitsgebiet darstellt werden kann 
(Karner & Scharl 2012). Dies betraf naturgemäß 1995 
nur Daten der Mitgliedstaaten der EU-15. Erst durch die 
EU-Erweiterungen 2004 und 2007 wurde eine weitge-
hende Abdeckung der Güterkraftfahrzeuge des euro-
päischen Verkehrsraums inklusive Osteuropa erreicht. 
Ab dem Datenjahr 2009 konnten auch Informationen 
von Kroatien und der Schweiz zur jeweiligen Verkehrs-
leistung in Österreich berücksichtigt werden (siehe Kar-
ner & Scharl 2012 sowie Karner & Scharl 2014). Ab dem 
Datenjahr 2015 werden diese Daten mit Informationen 
der ASFINAG (Autobahnen- und Schnellstraßen-Finan-
zierungs-Aktiengesellschaft) überarbeitet. 
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Durch die Herausgabe des Weißbuchs „Fahrplan zu einem 
einheitlichen europäischen Verkehrsraum“ der Europäi-
schen Kommission (2011b) soll vorrangig die Reduktion 
der Emissionen aus dem Verkehr erreicht werden. Einer 
der Strategievorschläge dazu betrifft die stärkere Nutzung 
energieeffizienterer und emissionsärmerer Verkehrsträ-
ger. Vergleicht man die Emissionskennzahlen per tkm für 
2018, so fallen bezüglich Treibhausgasemissionen mit der 
Bahn 3,5 Gramm CO2-Äquivalente an, mit schweren Nutz-
fahrzeugen (> 3,5t bis 40t) sind es 89,7 Gramm. Bezüg-
lich Feinstaubemissionen (PM10) beträgt der Wert je tkm 
mit der Bahn 0,002 Gramm, mit schweren Nutzfahrzeu-
gen sind es 0,008 Gramm.

2020 lag die gesamte Transportleistung des Güterver-
kehrs bei 74,4 Mrd. tkm (ohne Transport in Rohrfernlei-
tungen). Auf Österreichs Straßen betrug die Transport-
leistung 52,4 Mrd. tkm. Auf der Schiene wurden 20,5 Mrd. 
tkm und auf der Donau knapp 2 Mrd. tkm erbracht. Der 
Anteil der Straße betrug 2009 rund 62 % (nach abweichen-
der Datenbasis) und lag 2019 bei über 70 %. Somit zeigen 
sich kaum die gewünschten Anteilsverschiebungen von 
der Straße zu Schiene und Schiff. Zu bedenken ist dabei, 
dass nahezu 50 % der transportierten Güter auf Strecken 
unter 50 Kilometern befördert werden. Eine Verlagerung 
auf andere Verkehrsträger wird für diese Beförderungen 
nur schwer möglich sein.

4.5.3  
Treibstoffverbrauch privater Pkw

Die Befragung zum Mikrozensus „Energieeinsatz der Haus-
halte“ erhebt alle zwei Jahre auch die Fahrleistung und 
den Treibstoffeinsatz von privaten Haushalten. Betrachtet 
man den Treibstoffverbrauch der privaten Pkw, so zeigt 
sich im Vergleichszeitraum ein kontinuierlicher Rückgang 
des Verbrauchs (Grafik 82). Dabei war der Rückgang bei 
Diesel-Pkw mit rund 4 % weniger deutlich als bei Benzin-
Pkw mit rund 17 %.

Grafik 82  
Treibstoffverbrauch des privaten Pkw-Verkehrs (Liter 
pro 100 km)

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik: Mikrozensus „Energieeinsatz 
der Haushalte“.

Diesel-Pkw liegen in der Periode 20197/2020 bei einem 
durchschnittlichen Verbrauch von 6,5 Liter pro 100 km, 
Benzin-Pkw bei 6,7 Liter pro 100 km. 

4.5.4  
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel

Ein Blick auf die Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel 
rundet die Betrachtung ab. Im Vergleich zum motorisierten 
Individualverkehr schneidet der öffentliche Verkehr (Bus, 
Bahn) in Hinblick auf die Emissionen deutlich günstiger ab. 
Während bei einem durchschnittlichen Personenkilome-
ter mit dem Diesel- oder Benzin-Pkw 216,6 Gramm CO2-
Äquiv. entstehen, liegt der Vergleichswert für den Linien-
bus bei 59,5 Gramm, bei einem Personenkilometer mit der 
Bahn sind es 12,6 Gramm CO2-Äquiv. (Umweltbundesamt, 
Emissionskennzahlen 2019).

Grafik 83  
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel für tägliche Wege 2019

Q: STATISTIK AUSTRIA, Umweltstatistik: Mikrozensus Umweltbedingungen, Umweltverhalten 2019. 
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Die Mikrozensuserhebung zu Umweltbedingungen und 
Umweltverhalten findet alle vier Jahre statt. Die aktuel-
len Daten für das Jahr 2019 zeigen, dass die Benützung 
öffentlicher Verkehrsmittel stark von der vorhandenen 
Infrastruktur abhängt, welche in dicht besiedelten Gebie-
ten besser ausgebaut ist als in gering besiedelten Gebie-
ten (Neubauer, 2020, S. 176). In dicht besiedelten Gebieten 
verwendeten 39,6 % der befragten Personen täglich die 
öffentlichen Verkehrsmittel (20,6 % mehrmals pro Woche), 
während in niedrig besiedelten Gebieten nur 5,1 % der täg-
lichen Fahrten damit bewältigt wurden (6,1 % mehrmals 
pro Woche, siehe 4.5.5). Im Gegenzug dazu wurde im Jahr 
2019 in niedrig besiedelten Gebieten der Großteil der täg-
lichen Fahrten mit dem Auto zurückgelegt: 47,8 % fuhren 
damit täglich (34,7 % mehrmals pro Woche). Der Anteil der 
Autonutzung sank in Gebieten mit hoher Bevölkerungs-
dichte deutlich auf 19,2 % (25,9 % mehrmals pro Woche). 

Die Besiedelungsdichte richtet sich dabei nach dem Grad 
der Urbanisierung der Europäischen Kommission (Degree 
of Urbanisation). Basierend auf der Einwohnerdichte in 
einem Ein-Kilometer-Raster werden dabei drei Katego-
rien von Gemeinden unterschieden (dicht besiedelte 
Gebiete/densely populated area, Gebiete mittlerer Besied-
lungsdichte/intermediate density area, gering besiedelte 
Gebiete/thinly populated area).

4.5.5  
Schlüsselindikator Treibhausgasemis-
sionen des Verkehrs

Der Schlüsselindikator zeigt die Entwicklung der Treib-
hausgasemissionen des gesamten Verkehrssektors laut 
Daten des Umweltbundesamts. Wie bereits erwähnt 
wird der Verkehr „funktional“ als eigener Sektor dar-
gestellt, sein Anteil an den gesamten Treibhausgas-
emissionen lag 2020 laut vorläufiger Schätzung bei 
rund 33 %. Die Emissionen des Verkehrssektors wer-
den wie der Energieverbrauch nach dem Inlandsprin-
zip, also auf Basis der in Österreich abgesetzten Treib-
stoffmengen, berechnet.

Gremium externer  
Expertinnen und Experten:

„Die Treibhausgasemissionen des Verkehrs sind über 
die gesamte Periode 2000 - 2020 auf deutlich zu hohem 
Niveau. Auch wenn sich zwischenzeitlich in der vorigen 
Dekade zunächst ein temporärer Rückgang zeigte, lagen 
die Werte bis 2019 konstant über dem EU-27- Durchschnitt, 
die langfristige Entwicklung wird daher negativ bewer-
tet. Im COVID-19-Krisenjahr 2020 sanken die Emissionen 
deutlich. Dies war jedoch nicht auf strukturelle Änderun-
gen zurückzuführen und dürfte daher nur ein vorüberge-
hender Effekt sein, weshalb die kurzfristige Entwicklung 
als tendenziell negativ bewertet wird.“

Im COVID-19-Krisenjahr 2020 kam es zu einem starken 
Rückgang der Treibhausgasemissionen des Verkehrs von 
14,3 % (3,4 Mio.t CO2-Äquiv. laut erster Schätzung). Davon 
entfielen ca. 2,6 Mio. Tonnen auf die Abnahme beim Die-
selverbrauch und 0,8 Mio. Tonnen auf die Abnahme beim 
Benzinverbrauch. Wesentlicher Grund für die Abnahme 
waren die Corona-Maßnahmen („Lockdowns“) und 
die damit einhergehende Reduktion von Pkw-Fahrten 
(Umweltbundesamt 2021, S. 5ff). Die gesamten Emissio-
nen gingen 2020 um 7,7 % zurück, das reale BIP um 6,7 %.

Wie Grafik 84 zeigt, kam es für die gesamte Periode 2000 
bis 2020 durch den Einbruch letzten Jahr zu einem gerin-
gen Anstieg der Verkehrsemissionen von 10,8 % (bis 2019: 
29,7 %) während die Treibhausgasemissionen insgesamt 
um 7,7 % sanken. Eine besonders starke Zunahme zeigt 
sich bis zum Jahr 2005, von 2006 bis 2014 gab es mit Aus-
nahme einiger Jahre einen abnehmenden Trend. In den 
Jahren 2016 (+4,0 %) und 2017 (+3,0 %) stiegen die Emis-
sionen dagegen wieder deutlich an, ein wesentlicher 
Grund dafür war laut Klimaschutzbericht 2018 der stark 
gestiegene fossile Kraftstoffabsatz im Straßenverkehr 
(Umweltbundesamt, 2018b, S. 106). Der Einbruch im Jahr 
2020 führte zu einem Rückgang der Verkehrsemissionen 
beinahe auf das Niveau von 2001. 

Grafik 84  
Treibhausgasemissionen des Verkehrs

Q: Umweltbundesamt nach Klimaschutzgesetz (BGBl I Nr. 94/2013) 
sowie KSG-Novelle (BGBl I Nr. 128/2015). - Die Daten 2005 bis 2012 wur-
den entsprechend der ab 2013 gültigen Abgrenzung des Emissions-
handels angepasst. *) Werte stellen vorläufige Ergebnisse dar; Eurostat.

Die Entwicklung in der EU-27 verläuft über die Zeitperiode 
2000 bis 2019 (letztverfügbares Jahr) deutlich modera-
ter, bis 2019 kam es zu einem geringen Zuwachs an Ver-
kehrsemissionen von 4,6 % (Österreich bis 2019: 29,7 %).

In der aktuellen Klima- und Energiestrategie wird ange-
strebt, die Emissionen des Verkehrs bis 2030 um 7,2 Mio.t 
CO2-Äquiv. auf rund 15,7 Mio.t CO2-Äquiv. zu senken (BMNT 
& BMVIT, Juni 2018).
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5  
Wie geht‘s Österreich 

im EU-Vergleich?

Weiterhin hohes 
BIP pro Kopf

Trotz Rückgang 2020 lag Österreich 
beim BIP pro Kopf (real) EU-weit 

weiterhin an fünfter Stelle

Materialverbrauch über 
EU-27-Durchschnitt

Der österreichische Materialverbrauch 
(DMC) lag 2020 bei 18,8 t, der 

EU-27-Durchschnitt bei 13,4 t/Kopf

Mittelfeld bei frühzei-
tigen Schulabgängen

Österreich war 2020 im  EU-Vergleich 
 weiterhin im Mittelfeld bei frühzeitigen 

Schul- und Ausbildungsabgängen
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5.1  
Österreich im europäischen Kontext

WgÖ zeichnet ein möglichst differenziertes Bild des 
österreichischen Wohlstands und Fortschritts. Aller-
dings können diese Faktoren nur im internationalen 
Kontext umfassend bewertet werden. Das folgende 
Kapitel zeigt daher für ausgewählte Indikatoren die Posi-
tion Österreichs im EU-Vergleich. Nach wie vor nimmt 
Österreich heute in vielen Bereichen eine Spitzenposi-
tion ein, wie etwa in etlichen Dimensionen des mate-
riellen Wohlstands oder der Lebensqualität.

Die Indikatoren werden in der aktuellen Publikation im 
EU-27-Vergleich (also Länder nach Zusammensetzung der 
EU im Jahr 2020, ohne Vereinigtes Königreich von Großbri-
tannien und Nordirland) dargestellt. Dies bedeutet eine 
Änderung zu den vorangegangenen Berichten, wo noch 
die EU-28 gezeigt wurde, und folgt den aktuellen Vorga-
ben der Eurostat-Datenbank, wo speziell für das Daten-
jahr 2020 vorrangig EU-27-Werte enthalten sind. 

Auf EU-Ebene stehen manche der nachfol-
gend dargestellten Indikatoren nur bis 2019 
und damit nicht für das COVID-19-Krisenjahr 
2020 zur Verfügung. 

Für manche internationalen Indikatoren sind sogar nur 
Werte aus einzelnen Erhebungsjahren verfügbar Damit 
ist zwar die kurzfristige Entwicklung des letzten Krisen-
jahres nicht darstellbar, sehr wohl aber die Einschätzung 
des Niveaus der nationalen Entwicklung im Vergleich zu 
anderen EU-Staaten. 

Das Jahr 2020 war in Europa und weltweit von der Corona-
Pandemie geprägt. Das reale Wirtschaftswachstum brach 
EU-weit 2020 um 6,0 % ein die Erwerbstätigenquote ging 
um 1,3 %-Punkte auf 75,5 % zurück. Die Arbeitslosenquote 
stieg 2020 in Europa stark an, im Durchschnitt der EU-27 
Jahren auf 7,1 %.

Ein Blick auf die wirtschafts- und sozialpolitischen Daten 
zeigt, dass Österreichs BIP 2020 etwas stärker einbrach als 
jenes der Europäischen Union. Pro Kopf ging das reale BIP 
in Österreich 2020 um 7,1 % und jenes der EU-27 um 6,0 % 
zurück. Betrachtet man das Niveau des BIP pro Kopf in 
Kaufkraftstandards (KKS), lag Österreich im COVID-19-Kri-
senjahr mit 37.180 Euro und Rang 5 weiterhin deutlich 
über dem EU-27-Schnitt von 29.894 Euro. Zudem lag die 
Arbeitslosigkeit in Österreich 2020 mit 5,4 % unter dem 
EU-Schnitt von 7,1 %. 

Über die herkömmlichen ökonomischen Kennzahlen hin-
aus kann ein Blick auf weitere Indikatoren dazu beitragen, 
die vielfältigen Wirkungen von Wohlbefinden und Fort-
schritt auf unterschiedliche Lebensaspekte zu quantifi-
zieren und zu vergleichen. Dabei sollten neben sozialen 
Aspekten nicht zuletzt auch umweltrelevante Entwicklun-
gen, wie steigender Energieverbrauch oder zunehmen-
des Verkehrsaufkommen, betrachtet werden. Materialver-
brauch und Energieverbrauch pro Kopf sind in Österreich 
beispielsweise deutlich über dem Durchschnitt der EU-27 
angesiedelt. Positiv kann gezeigt werden, dass der Anteil 
der erneuerbaren Energieträger in Österreich der viert-
höchste in der EU-27 ist.

https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Glossary:Purchasing_power_standard_(PPS)/de
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5.2  
Materieller Wohlstand im EU-Vergleich

Der materielle Wohlstand Österreichs ist einer der höchs-
ten weltweit. Im Folgenden wird die Entwicklung der 
wichtigsten Schlüsselindikatoren des materiellen Wohl-
stands für Österreich im EU-Vergleich dargestellt.

In der Dimension Produktion wird dem realen BIP pro 
Kopf dabei das BIP pro Kopf in KKS zur Seite gestellt, um 
die internationale Vergleichbarkeit in Bezug auf den mate-
riellen Wohlstand zu gewährleisten.

In den meisten EU-Staaten werden von den Regierun-
gen bzw. Sozialversicherungen öffentliche Dienstleis-
tungen und Güter entweder gratis oder zu wirtschaft-
lich nicht signifikanten Preisen zur Verfügung gestellt. 
Solche Sachleistungen erhöhen implizit das Einkom-
men bzw. den Konsum jener Haushalte, die davon pro-
fitieren. Der Indikator „real verfügbare Haushaltsein-
kommen pro Kopf inklusive sozialer Sachtransfers“ gibt 
Aufschluss über die sekundäre (also die staatlichen 
Umverteilungsmaßnahmen berücksichtigende) Vertei-
lung. Bei der Betrachtung des real verfügbaren Einkom-
mens der Haushalte pro Kopf ist es besonders für den 
internationalen Vergleich wichtig, soziale Sachtransfers 
zu berücksichtigen. In den VGR werden die Sachtrans-
fers im „verfügbaren Haushaltseinkommen“ nach dem 
Verbrauchskonzept erfasst.

Der Konsum nach dem Verbrauchskonzept (Individual-
konsum) umfasst jene Güter, die den privaten Haushal-
ten zur Befriedigung der Bedürfnisse ihrer Mitglieder 
unmittelbar dienen. Er entspricht dem Wert der Waren 
und Dienstleistungen, die den privaten Haushalten tat-
sächlich zur Verfügung stehen, selbst wenn der Erwerb 
dieser Waren und Dienstleistungen vom Staat oder von 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck finanziert 
wird (Sachtransfers). Um eine Verzerrung des Konsumvo-
lumens durch Preisänderungen auszuschließen, wird der 
Konsum analog zum Einkommen preisbereinigt ausge-

wiesen. Zudem wird der Schlüsselindikator als Konsum 
real pro Kopf gezeigt.

Um eine Aussage über Verteilungsaspekte und Staat im 
EU-Vergleich treffen zu können, werden die Verteilung der 
verfügbaren Netto-Haushaltseinkommen (S80/S20) und 
der Gender Pay Gap in Österreich in diesem Kapitel den 
Ergebnissen der EU-27 Länder gegenübergestellt sowie 
der öffentliche Schuldenstand nach Maastricht im Län-
dervergleich gezeigt.

Produktion – Bruttoinlandsprodukt

Gemessen am nominellen BIP pro Kopf in Kaufkraftstan-
dards (KKS) nahm Österreich 2020 im EU-27-Vergleich hin-
ter Luxemburg, Irland, Dänemark und den Niederlanden 
den fünften Platz ein. Somit zählt Österreich bei Berück-
sichtigung der Kopfzahl nach wie vor zu den wohlha-
bendsten Ländern der EU – noch vor Deutschland oder 
Schweden. Seit Beginn des Beobachtungszeitraumes 
befindet sich Österreich gemessen am nominellen BIP 
pro Kopf in KKS unter den stärksten sechs Volkswirtschaf-
ten (Grafik 85).

Das stärkste BIP pro Kopf in KKS weist Luxemburg auf und 
stellt damit weiterhin einen Ausreißer im EU-Vergleich dar. 
2020 lag der Wert Luxemburgs bei 79.320 Euro und betrug 
somit mehr als das 2,5-fache des Vergleichswertes für die 
EU-28 (29.894 Euro). Das BIP Luxemburgs ist aber inso-
fern zu relativieren, als knapp die Hälfte aller in Luxem-
burg Beschäftigten Grenzgänger (also nicht in Luxemburg 
wohnhaft) sind. Bei den Berechnungen zu den Kaufkraft-
standards pro Kopf wird dann folglich nur die Hälfte (näm-
lich jene in Luxemburg wohnhaften Personen) einbezo-
gen. Auf der anderen Seite waren Bulgarien (16.448 Euro), 
Griechenland (18.953 Euro) und Kroatien (19.455 Euro) 2020 
jene EU-Länder mit dem niedrigsten BIP in KKS. 
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Grafik 85  
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (nominell) in Kaufkraftstandards (2020) 

Q: Eurostat. 

Betrachtet man den realen Rückgang des Bruttoinlands-
produkts pro Kopf im Zuge der Corona-Krise, so zeigt 
sich für Österreich ein relativ starker Rückgang nach Spa-
nien, Malta, Griechenland, Italien, Portugal, Frankreich 
und Kroatien. Das einzige Land, welches 2020 keinen 

Rückgang des BIP pro Kopf aufwies, war Irland (+4,7). Ein 
zumindest nur sehr geringes negatives Wachstum wies 
Litauen auf, gefolgt von Dänemark und Polen. Grafik 86 
stellt die Wachstumsraten des realen Bruttoinlandspro-
dukts pro Kopf 2020 für die EU-27-Länder dar. 

Grafik 86  
Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts pro Kopf (2020) 

Q: STATISTIK AUSTRIA; Eurostat. - p) vorläufig.
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Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung standen die Daten zu 
den verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte für 
die EU-Länder sowie für den Durchschnitt der EU-27 nur 
für 2019 zur Verfügung. 2019 betrug das real verfügbare 
Haushaltseinkommen pro Kopf laut Daten von Eurostat 
in Österreich inklusive sozialer Sachtransfers (Bildungs-

leistungen, Gesundheit etc.) 28.098 Euro in Kaufkraft-
standards. Dies war nach Luxemburg (35.012 Euro) und 
Deutschland (30.031 Euro) der dritthöchste Wert in der 
Europäischen Union. Die geringsten Pro-Kopf-Einkom-
men in KKS wurden EU-weit in Bulgarien (10.875 Euro) 
lukriert, allerdings standen hier nur Werte für 2017 zur 
Verfügung. Danach folgen Kroatien und Lettland mit 
unter 16.000 Euro.

Grafik 87  
Einkommen pro Kopf (Verbrauchskonzept) in Kaufkraftstandards (2019) 

Q: Eurostat. - ** Bulgarien: 2017, Malta: keine Werte verfügbar, p vorläufig.

Konsum der privaten Haushalte

Wie bei den real verfügbaren Haushaltseinkommen pro 
Kopf war Österreich auch beim Konsum der privaten Haus-
halte (inklusive Konsumausgaben der privaten Dienste 
ohne Erwerbscharakter sowie Konsumausgaben des Staa-
tes für den Individualverbrauch) 2020 unter den Spit-
zenreitern. Mit durchschnittlich 23.644 Euro pro Person 
in Kaukraftstandards (KKS) war Österreich nach Luxem-

burg (33.196 Euro) und Dänemark (25.636 Euro) an dritter 
Stelle unter den EU-Ländern mit dem höchsten Konsum 
der privaten Haushalte (inklusive sozialer Sachtransfers 
wie Bildung oder Gesundheit). Am wenigsten konsu-
mierten die privaten Haushalte in Bulgarien (11.266 Euro), 
Ungarn (13.250 Euro) und Kroatien (13.848 Euro). Der 
Durchschnittswert der EU-27 lag im Jahr 2020 bei 19.629 
Euro (siehe Grafik 88).
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Grafik 88  
Konsum der privaten Haushalte pro Kopf (2020)

Q: Eurostat – Individualkonsum (Verbrauchskonzept). - p vorläufig. 

Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit

Bei der Erwerbstätigkeit lag Österreich im COVID-19-Jahr 
2020 mit einem Anteil von 75,5 % der 20- bis 64-Jähri-
gen über dem EU-Durchschnitt von 72,4 %. Die höchs-

ten Beschäftigungsquoten gab es 2020 in Schweden 
(80,8 %), Niederlande und Deutschland (80,0 %), Tsche-
chien lag knapp unter über 80 %. Die niedrigsten Quo-
ten hatten Griechenland (61,1 %), Italien (62,6 %) und 
Spanien (65,7 %).

Grafik 89  
Erwerbstätigkeit der 20- bis 64-Jährigen im EU-Vergleich (2020) 

Q: Eurostat, LFS (= Mikrozensus Arbeitskräfteerhebung).

0

5.000

10.000

15.000

20.000

25.000

30.000

35.000

Bulg
arie

n

Ung
arn

p

Kroatie
np

Le
ttla

nd

Slowake
i

Rum
änie

np

Grie
ch

en
land

p

Po
len

Es
tla

nd

Tsc
he

ch
ien

Slowen
ien

M
alta

Po
rtu

galp

Spanie
np

Lita
ue

n
Ita

lie
n

Zyp
ern

p

Irla
nd

Fra
nk

rei
ch

p

Fin
nla

nd

Belg
ien

p

Sch
wed

en

Deu
tsc

hla
nd

p

Nied
erl

and
ep

Öste
rre

ich

Däne
mark

Lux
em

burg

Eu
ro

, i
n 

KK
S

EU-27: 29.629

23.644

0

20

40

60

80

100

Ita
lie

n

Kroatie
n

Grie
ch

en
land

Belg
ien

Rum
änie

n

Fra
nk

rei
ch

Po
len

Irla
nd

Bulg
arie

n

Spanie
n

Lux
em

burg

Slowake
i

Ung
arn

EU
- 2

7*

Po
rtu

gal

Slowen
ien

Zyp
ern

Tsc
he

ch
ien

Öste
rre

ich
M

alta

Le
ttla

nd

Fin
nla

nd

Lita
ue

n

Däne
mark

Deu
tsc

hla
nd

Es
tla

nd

Nied
erl

and
e

Sch
wed

en

in
 %

 d
er

 2
0-

 b
is 

64
- J

äh
rig

en EU-27
72,4

75,5



Wie geht´s Österreich? – Indikatoren und Analysen

127

Österreich und Deutschland gehörten 2020 zu den drei 
Ländern mit der höchsten Teilzeitquote (27,2 % bzw. 27,9 %), 
wenn auch mit großem Abstand zu den Niederlanden, 
wo es einen traditionell sehr hohen Anteil an Teilzeitbe-
schäftigten gibt (50,8 %). Der allgemeine Anstieg der Teil-
zeit hängt einerseits mit der steigenden Erwerbstätigkeit 
der Frauen zusammen, andererseits war der Anstieg seit 
2009 auch ein Nebeneffekt der damaligen Wirtschafts-
krise, da in vielen Ländern durch die Maßnahme der Kurz-
arbeit einem (noch stärkeren) Anwachsen der Arbeitslo-
sigkeit entgegengewirkt werden konnte.

Dennoch stellt Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union 
nach wie vor eine der größten Herausforderungen dar. 
Nach Jahren ökonomischer Krise und der Rückkehr der 
Rezession 2012 erreichte die Arbeitslosigkeit in der EU 
2013 einen neuen Spitzenwert (10,8 %). Seit 2013 ging 
die Quote jedoch wieder zurück. Im COVID-19-Krisenjahr 
2020 waren 7,1 % der europäischen Erwerbsbevölkerung 
(EU-27) ohne Beschäftigung (Grafik 90).

Grafik 90  
Arbeitslosigkeit (ILO-Definition) im EU-Vergleich (2020)

Q: Eurostat, LFS (= Mikrozensus Arbeitskräfteerhebung).

Besonders hohe Werte erreichte die Arbeitslosigkeit in 
Süd- und Osteuropa, die Spitzenreiter im Pandemiejahr 
2020 waren wie schon in den Jahren zuvor Griechen-
land (16,3 %), Spanien (15,5 %) und Italien (9,2 %). Öster-
reich lag 2020 mit einer Arbeitslosenrate von 5,4 % im 
EU-Vergleich an zehnter Stelle unter den Ländern mit 
einer relativ niedrigen Arbeitslosenrate. Im EU-27-Durch-
schnitt stieg die Quote 2020 im Vergleich zum Vorjahr 
um 0,4 %Punkte an. 

Die Position Österreichs im EU-Vergleich wird auch in 
 Grafik 91 deutlich, welche den Zeitverlauf der Arbeitslo-
senquoten Österreichs, Tschechiens, Deutschlands und 
der EU-27 im Gegensatz zur jenen Spaniens und Grie-
chenlands darstellt. Die nationale Arbeitslosenquote stieg 
von 2008 (4,1 %) auf 2009 (5,3 %) deutlich an und erreichte 
nach zeitweiligen Rückgängen im Jahr 2016 den höchs-
ten Stand der Zeitreihe von 6 %, im Jahr 2019 lag der Wert 
bei 4,5 %, 2020 bei 5,4 %.

Grafik 91  
Arbeitslosigkeit (ILO-Definition) ausgewählter EU-
Länder im Zeitverlauf 

Q: Eurostat, LFS (= Mikrozensus Arbeitskräfteerhebung).

0

5

10

15

20

Tsc
he

ch
ien

Po
len

Deu
tsc

hla
nd

Nied
erl

and
e

Ung
arn

M
alta

Rum
änie

n

Slowen
ien

Bulg
arie

n

Öste
rre

ich

Belg
ien

Däne
mark

Irla
nd

Slowake
i

Es
tla

nd

Lux
em

burg

Po
rtu

gal

Kroatie
n

Zyp
ern

Fin
nla

nd

Fra
nk

rei
ch

Le
ttla

nd

Sch
wed

en

Lita
ue

n
Ita

lie
n

Spanie
n

Grie
ch

en
land

 

in
 %

 d
er

 1
5-

74
-J

äh
rig

en
 E

rw
er

bs
pe

rs
on

en

EU-27: 7,1

5,4

0

5

10

15

20

25

30

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

 

EU-27
Tschechien
Polen

Österreich
Spanien
Griechenland

in
 %

 d
er

 1
5-

 b
is 

74
-jä

hr
ig

en
 

Er
w

er
bs

pe
rs

on
en

4



128 www.statistik.at

In Deutschland konnte die Quote ausgehend von 11,2 % 
in 2005 kontinuierlich auf 3,1 % in 2019 gesenkt werden, 
im Jahr 2020 lag der Wert bei 3,8 %. Tschechien konnte 
seine Arbeitslosenquote vor allem in den letzten Jahren 
deutlich senken und erreichte so 2019 und 2020 die EU-
weit tiefsten Werte von 2 % bzw. 2,6 %.

Mit einem drastischen Anstieg der Arbeitslosenrate 
im Zuge der Wirtschaftskrise und ihren Folgen waren 
dagegen die EU-Länder Spanien und Griechenland kon-
frontiert. Nach einem Anstieg von 19,7 %-Punkten in Grie-
chenland und 14,2 %-Punkten in Spanien im Zeitraum 
2008 bis 2013, konnte seither wieder ein Rückgang erreicht 
werden. Das Niveau der Arbeitslosenraten war in beiden 
Ländern jedoch auch 2020 noch sehr hoch und deutlich 
über dem EU-27-Schnitt von 7,1 %.

Verteilungsaspekte und Staat

Die Ungleichheit der verfügbaren Netto-Haushaltsein-
kommen fiel in Österreich deutlich geringer aus als im EU-
Schnitt: Im Durchschnitt hatte die Bevölkerung 2020 EU-
weit im obersten Quintil rund fünfmal mehr Einkommen 

als jene im untersten (das Verhältnis der Einkommen des 
obersten Quintils zu jenem des untersten Quintils betrug 
5,1:1) (Grafik 92). Österreich befand sich 2019 mit einem 
Verhältnis von 4,2:1 im unteren Mittelfeld und deutlich 
unter dem EU-Durchschnitt. Die geringste Ungleichheit 
zwischen den Einkommensquintilen war 2019 in der Slo-
wakei zu beobachten (3,0:1) gefolgt von Tschechien (3,3:1) 
und Slowenien (3,4:1).1). Die höchste Einkommensun-
gleichheit zeigte sich demgegenüber in Bulgarien (8,1:1), 
Rumänien (7,1:1) und Lettland (6,8:1). 

Bemerkenswert erscheint hier insbesondere der Umstand, 
dass hinsichtlich der Einkommensverteilung extreme 
Unterschiede zwischen den zwölf neueren Mitgliedstaa-
ten zu beobachten sind. Während die Baltischen Staaten, 
Bulgarien und Rumänien zu den Ländern mit der höchsten 
ökonomischen Ungleichheit zählten, waren alle anderen 
neueren Mitgliedsstaaten unter jenen Ländern mit den 
geringsten Unterschieden zwischen den Einkommens-
gruppen. Bei der Interpretation ist jedoch zu bedenken, 
dass der Indikator eine reine Verteilungskennzahl ist; er 
trifft also keine Aussagen über den Reichtum eines Lan-
des, sondern bildet lediglich ab, wie nah die höchsten und 
niedrigsten Einkommen in einem Land beieinanderliegen. 

Grafik 92  
S80/S20 Einkommensquintilsverhältnis der verfügbaren NettoHaushaltseinkommen (2020)

Q: Eurostat. - * Vorläufig.

Ein wichtiger Verteilungsindikator, bei welchem Öster-
reich traditionell jedoch schlecht abschneidet, ist der 
Gender Pay Gap (Grafik 93). Der geschlechtsspezifische 
Lohnunterschied (ohne Anpassungen) beschreibt die 
Differenz zwischen den durchschnittlichen Bruttostun-
denverdiensten der männlichen und der weiblichen 
Beschäftigten in Prozent der durchschnittlichen Brut-
tostundenverdienste der männlichen Beschäftigten. Im 
EU-Vergleich findet sich Österreich unter jenen Ländern 

mit sehr hohen Lohnunterschieden zwischen Männern 
und Frauen, 2019 (letztverfügbares Jahr) lag Österreich 
beim Gender Pay Gap mit 19,9 % hinter Estland (21,7 %) 
und Lettland (21,2 %) an vorvorletzter Stelle, gefolgt von 
Deutschland mit 19,2 %. Die geschlechtsspezifischen 
Lohnunterschiede fielen in den EU-27 im Durchschnitt 
mit zuletzt 14,1 % deutlich geringer aus. Am niedrigsten 
war der Gender Pay Gap in Luxemburg (1,3 %), Rumänien 
(3,3 %) und Italien (4,7 %).
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Grafik 93  
Gender Pay Gap im EU-Vergleich (2019) 

Q: Eurostat. Geschlechtsspezifischer Lohnunterschied (ohne Anpassungen). Erstellt am 1.3.2021. - Unterschied zwischen den durchschnittlichen 
Bruttostundenverdiensten von Frauen und Männern in Unternehmen mit zehn und mehr Beschäftigten in der Privatwirtschaft. - Griechenland 
und Irland: Daten für 2018. - Grafik: STATISTIK AUSTRIA.

Die Unterschiede zwischen den Ländern haben mit einer 
Reihe komplexer Faktoren zu tun, die in wechselseitiger 
Beziehung zueinanderstehen: Einflusselemente wie etwa 
Unterschiede in den Frauenerwerbsquoten, Teilzeitquo-
ten oder der Einfluss der sektoralen Segregation u. a. vari-
ieren teilweise beträchtlich zwischen den Mitgliedstaa-
ten. Der Gender Pay Gap ist daher immer in Verbindung 
mit weiteren Kontextfaktoren zu interpretieren. So wei-
sen die Daten zur Erwerbsintegration von Frauen darauf 
hin, dass Länder mit einem niedrigen Gender Pay Gap, wie 
Italien oder Rumänien, tendenziell eine niedrigere Frau-
enerwerbsquote aufweisen als Länder mit einem hohen 
geschlechtsspezifischen Lohnunterschied. 

Für Österreich, aber beispielsweise auch für Deutsch-
land, ist ein gegenteiliger Effekt zu beobachten. In bei-
den Ländern kann sowohl ein hoher Gender Pay Gap als 
auch eine hohe Frauenerwerbsquote beobachtet wer-
den. Zudem geht die hohe Frauenerwerbsquote in die-
sen Ländern gleichzeitig mit einer hohen Teilzeitquote 
der Frauen einher. Die Erwerbsbeteiligung von Frauen 
stellt somit in einigen Ländern einen relevanten Faktor 

dar. Die Tatsache, dass eine hohe Erwerbsbeteiligung 
von Frauen jedoch nicht zwangsläufig zu einem hohen 
Gender Pay Gap führt, zeigt das Beispiel der skandinavi-
schen EU-Mitgliedstaaten. In Schweden und Dänemark 
liegt der geschlechtsspezifische Lohnunterschied trotz 
hoher Frauenerwerbsquoten und hoher Teilzeitbeschäf-
tigung der Frauen unter dem EU-Durchschnitt (Geisber-
ger & Glaser 2021).

Einen im internationalen Kontext der Europäischen Union 
wichtigen Indikator stellt der öffentliche Schuldenstand 
nach Maastricht dar, welcher maximal 60 % des BIP errei-
chen soll (Maastricht-Kriterium). Im COVID-19-Krisenjahr 
2020 lag der Schuldenstand in 13 EU-Ländern über die-
sem Wert, allen voran Griechenland, welches mit über 
200 % des BIP den mit Abstand höchsten Schuldenstand 
verzeichnete. Ebenfalls wiesen Italien und Portugal einen 
hohen Schuldenstand auf. Österreich lag mit 83,9 % (2019: 
70,4 %) des BIP an neunter Stelle der Überschreitenden. Auf 
der anderen Seite befanden sich Estland (18,2 %), Luxem-
burg (24,9 %) und Bulgarien (25 %) unter den Ländern mit 
einem niedrigen Schuldenstand. 
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Grafik 94  
Öffentlicher Schuldenstand nach Maastricht 

Q: Eurostat.
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5.3  
Lebensqualität im EU-Vergleich

45 Die EU-Zahlen für 2020 sind vorerst Schätzungen, die Eurostat im Oktober 2021 durchgeführt und veröffentlicht hat, da noch nicht für alle 
Länder Daten vorlagen. Dies trifft auf alle Ergebnisse mit Datenquelle EU-SILC zu. Länder, für die noch Ergebnisse aus 2019 verwendet wur-
den, sind gekennzeichnet.

46 2008 und 2009 von Eurostat berichtete Werte ohne Kroatien aber inklusive Vereinigtes Königreich.

Österreich nimmt im EU-Vergleich in den meisten 
Dimensionen der Lebensqualität eine herausragende 
Position ein. In diesem Kapitel soll, wie auch schon 
beim materiellen Wohlstand, die Situation Österreichs 
herausgestrichen und die österreichische Entwicklung 
gegenüber anderen EU-Ländern dargestellt werden.

Subjektives Wohlbefinden

Die Beurteilung des eigenen Lebens fällt in Österreich sehr 
positiv aus: Bei der Lebenszufriedenheit der Personen ab 
16 Jahren nahm Österreich mit einem durchschnittlichen 
Wert von 8,0 auf einer Skala von 0 „überhaupt nicht zufrie-
den“ bis 10 „vollkommen zufrieden“ im EU-Vergleich 2018 
den dritten Rang ein (Grafik 95), der nur noch von Irland 
und Finnland (jeweils 8,1 von 10) übertroffen wurde. Am 
unteren Ende des Länder-Rankings fanden sich die Staa-
ten Bulgarien (5,4 von 10), Kroatien (6,3), Griechenland 
und Litauen (beide 6,4 von 10). Der EU-Durchschnitts-
wert der Lebenszufriedenheit lag bei 7,3.

Grafik 95  
Lebenszufriedenheit der Personen ab 16 Jahren im 
EU-Vergleich (2018)

Q: Eurostat. - Mittelwerte auf einer Skala von 0 (überhaupt nicht zufrie-
den) bis 10 (vollkommen zufrieden).

Soziale Teilhabe und Armut

Der Indikator der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
gemäß Strategie Europa 2020 setzt sich aus dem relativen 
Armutsmaß der sogenannten Armutsgefährdung (d. h. 
verfügbares Haushaltseinkommen geringer als 60 % des 
Medianeinkommens), geringer oder nicht vorhandener 
Erwerbstätigkeit im Haushalt und dem absoluten Armuts-
maß der erheblichen materiellen Deprivation (d. h., dass 
sich diese Haushalte regelmäßige oder größere Ausgaben 
nicht leisten können) zusammen (siehe Kapitel 3.3.1). Im 
EU-Vergleich lag Österreich 2020 wie auch schon in den 
Vorjahren beim Anteil der Armuts- oder Ausgrenzungs-
gefährdeten an der Gesamtbevölkerung im besten Drit-
tel und mit 17,5 % deutlich unter dem EU-27 Durchschnitt 
von 22,0 % (Grafik 95)45. Die höchsten Quoten der Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdung hatten Bulgarien (32,1 %), 
Rumänien (30,4 %) und Griechenland (28,9 %).

Das österreichische Ziel der Armuts reduktion um 
235.000 Personen zwischen 2008 und 2018 wurde mit 
einem Jahr Verspätung annähernd erreicht: Der errechnete 
Rückgang der Zahl der Armuts- oder Ausgrenzungsgefähr-
deten in Österreich von 1.699.000 (20,6 %) im Jahr 2008 auf 
1.472.000 (16,9 %) im Jahr 2019 belief sich insgesamt auf 
227.000 Personen (siehe Grafik 35). Die für den Zeitraum 
bis 2018 angestrebte Reduktion wurde somit 2019 zu rund 
97 % erreicht. Zuletzt ist 2020 die Quote der Armuts- oder 
Ausgrenzungsgefährdung wieder leicht, jedoch nicht sig-
nifikant, gestiegen (auf 17,5 % bzw. 1.529.000 Personen).

Die angestrebte Reduktion um 20 Mio. Menschen konnte 
hingegen auf EU-Ebene im für die Europa-2020-Strategie 
definierten 10-Jahreszeitraum und danach nicht erreicht 
werden, wenngleich sich ein Sinken der Quote in den letz-
ten Jahren zeigt. Laut EU SILC 2008 umfasste die Sozial-
zielgruppe 23,7 % der Bevölkerung in der EU (116,6 Mio. 
Menschen)46, und hat sich nach einem Anstieg erst 2015 
wieder auf dieses Niveau (23,8 %, 106,8 Mio.) gesenkt. 
Zwischen 2016 und 2020 wurde eine weitere Reduktion 
gemessen. 2020 waren 22,0 % bzw. 96,8 Mio. Menschen in 
der EU-27 von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffen.

Auch nach Ende der Strategie „Europa 2020“ wird der 
Indikator zu Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung 
als zentrale Messgröße für soziale Eingliederung in der 

4

5

6

7

8

9

10

 

Bu
lg

ar
ie

n
Kr

oa
tie

n
G

rie
ch

en
la

nd
Lit

au
en

U
ng

ar
n

Le
ttl

an
d

Po
rtu

ga
l

Es
tla

nd
Ita

lie
n

Zy
pe

rn
Sl

ow
ak

ei
Sp

an
ie

n
Fr

an
kr

ei
ch

Ru
m

än
ie

n
Sl

ow
en

ie
n

Ts
ch

ec
hi

en
D

eu
tsc

hl
an

d
M

al
ta

Be
lg

ie
n

Lu
xe

m
bu

rg
Ve

r. 
Kö

ni
gr

ei
ch

N
ie

de
rla

nd
e

D
än

em
ar

k
Po

le
n

Sc
hw

ed
en

Ö
ste

rr
ei

ch
Irl

an
d

Fi
nn

la
nd

D
ur

ch
sc

hn
itt

sw
er

t d
er

 B
ev

öl
ke

ru
ng

 a
b 

16
 Ja

hr
en

Skala 
0 "überhaupt nicht zufrieden" – 

10 "vollkommen zufrieden"

EU-28: 7,3

8,0



132 www.statistik.at

EU weitergeführt. Ab 2021 wird der Indikator „Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdung“ nach Beschluss der Indi-
katorengruppen des Sozialschutzausschusses (Social 
Protection Committee, SPC) und des Beschäftigungs-
ausschusses (Employment Committee, EMCO) in leicht 
überarbeiteter Form im Social Scoreboard verwendet. 
Nachjustierungen betreffen die Indikatoren zu Depriva-
tion und Erwerbslosigkeit. Grundsätzlich wird aber am 
Zusammenspiel der Teilindikatoren materielle Benach-

teiligungen – niedriges Haushaltseinkommen – nied-
rige Erwerbsintensität im Haushalt in einem Indikator 
für „Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung“ festge-
halten. Heuer wurde dafür als Nachfolge der Europa 
2020-Strategie das neue Kernziel beim Sozialgipfel von 
Porto formuliert: Bis 2030 soll die Anzahl der von Armut 
oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen um 
mindestens 15 Millionen sinken, darunter mindestens 
5 Millionen Kinder.

Grafik 96  
Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung im EU-Vergleich (2020)

Q: Eurostat. - * Für einzelne Länder ist EU-SILC 2020 noch nicht verfügbar, daher für diese Werte aus EU-SILC 2019.

Gesundheit 

Der Schlüsselindikator „subjektive Gesundheitseinschät-
zung“ basiert europaweit auf der EU-SILC-Frage: „Wie ist 
Ihre Gesundheit im Allgemeinen?“ (Antwortmöglichkei-
ten: sehr gut, gut, mittelmäßig, schlecht, sehr schlecht). 
Befragt werden Personen ab 16 Jahren, in Ausnahme-
fällen sind auch Angaben durch Haushaltsangehörige 
zulässig.

Grafik 97 zeigt den EU-Ländervergleich für den Anteil der 
Bevölkerung, die ihre Gesundheit als gut oder sehr gut 
einschätzen. EU-weit gaben 2020 mehr als zwei Drittel 
der Bevölkerung ab 16 Jahren (68,7 %) an, bei sehr guter 
oder guter Gesundheit zu sein. Österreich befand sich mit 

74,0 % sogar noch etwas über diesem EU-Durchschnitts-
wert. Spitzenreiter waren Irland (83,9 %, Wert allerdings 
aus 2019), Griechenland (78,3 %) und Niederlande (77,9 %). 
Den geringsten Anteil an Personen mit sehr guter oder 
guter Gesundheit hatte Litauen mit 44,3 %.

8,8 % der EU-Bevölkerung ab 16 Jahren empfanden 2020 
ihre Gesundheit demgegenüber als schlecht oder sehr 
schlecht. Österreich lag mit 7,5 % unter dem EU-Durch-
schnitt. Die höchsten Raten schlechter oder sehr schlech-
ter Gesundheit wies Lettland (15,4 %, Wert aus 2019) vor 
Litauen (15,3 %) und Kroatien (15,0 %) auf, die geringsten 
Anteile von Menschen mit selbstberichteter schlechter 
Gesundheit gab es wiederum in Irland (3,2 %, Wert 2019), 
gefolgt von Malta (3,7 %) und Niederlande (4,5 %).
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Grafik 97  
Subjektiver Gesundheitszustand der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2020) 

Q: Eurostat. - * Für einzelne Länder ist EU-SILC 2020 noch nicht verfügbar, daher für diese Werte aus EU-SILC 2019.

Bildung

Die Tertiärquote stellt den Prozentanteil der 30- bis 34-Jäh-
rigen mit Hochschulabschluss oder einem nicht-akademi-
schen tertiären Bildungsabschluss an der Gesamtgruppe 
der 30- bis 34-jährigen Bevölkerung dar. Als Tertiärab-
schluss werden grundsätzlich Abschlüsse der ISCED-Kate-
gorien 5 bis 8 nach ISCED 2011 (ab 2014) bzw. 5a und 5b 
sowie 6 nach ISCED97 (bis 2013) gewertet. Neben akade-
mischen Abschlüssen (Bachelor, Master etc.) zählen hierzu 
in Österreich Abschlüsse der berufsbildenden und leh-
rerbildenden Akademien sowie auch Meister- und Werk-

meisterabschlüsse und die Reife- und Diplomprüfung an 
berufsbildenden höheren Schulen.

Unter der ISCED97 wurde bei Abschlüssen der berufs-
bildenden höheren Schulen in Österreich (BHS wie z. B. 
HTL, HAK etc.) zwischen Kolleg und anderen BHS-Formen 
unterschieden, die ISCED 4a zugeordnet waren, aber im 
Rahmen des nationalen Monitorings als einem Tertiär-
abschluss gleichwertig gezählt werden konnten (siehe 
hierzu: BKA 2012, S. 10). Mit Einführung der ISCED 2011 
gelten die BHS-Abschlüsse jedoch generell als tertiär.

Grafik 98  
Tertiärquote der 30- bis 34-Jährigen im EU-Vergleich (2020) 

Q: Eurostat.
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Im internationalen Vergleich lag Österreich bei der Ter-
tiärbildung der 30- bis 34-Jährigen mit 41,6 % (unter Ein-
beziehung der berufsbildenden höheren Schulen) 2020 
etwas über dem EU-Durschnitt von 41,0 % (Grafik 98). EU-
Spitzenreiter waren Luxemburg (62,6 %), Zypern (59,8 %) 
und Litauen (59,6 %). Die mit Abstand niedrigsten Terti-
ärquoten hatten Rumänien (26,4 %) und Italien (27,8 %).

Der zweite wichtige Indikator im Bereich Bildung ist die 
Quote der frühen Schul- und Ausbildungsabgängerin-
nen und -abgänger (Grafik 99). Als solche werden Perso-
nen zwischen 18 und 24 Jahren bezeichnet, die nur die 

47  Noch kein Wert für 2020 verfügbar

untere Sekundarstufe (Sekundarstufe I) absolviert haben 
– eventuell ohne diese erfolgreich abzuschließen – und 
an keiner Aus- oder Weiterbildung teilnehmen.

Österreich lag 2020 mit 8,1 % im europäischen Vergleich 
im Mittelfeld. Im Durchschnitt gab es 2020 9,9 % frühe 
Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und -abgänger 
in den EU-27-Ländern. Die niedrigsten Quoten erreich-
ten Kroatien (2,2 %), Griechenland (3,8 %) und Slowenien 
(4,1 %). Die höchsten Anteile zeigten Malta (16,7 %), Spa-
nien (16,0 %) und Rumänien (15,6 %).

Grafik 99  
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgängerinnen und -abgänger im EU-Vergleich (2020)

Q: Eurostat.

Physische Unsicherheit

Physische Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche externe 
Faktoren, die die physische Integrität einer Person gefähr-
den. Verbrechen und Unfälle sind dabei nur zwei offen-
sichtliche Ausformungen. Auch darüber hinaus sind Men-
schen im Alltag mit Gewalt und physischer Unsicherheit 
konfrontiert. Dabei ist sowohl der Aspekt des subjektiven 
Unsicherheitsempfindens als auch jener der objektiven 
Sicherheit bzw. Unsicherheit, wie sie etwa in der Krimi-
nalstatistik abgebildet wird, von Bedeutung. Die subjek-
tive Unsicherheit ist hier durch den Indikator „physisches 
Unsicherheitsempfinden“ aus EU-SILC abgedeckt. Die ent-
sprechende Frage lautet: „Haben Sie in Ihrer Wohngegend 
Probleme mit Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus?“. 
Die objektive Sicherheit wird durch den Subindikator der 
Tötungsrate aus der Todesursachenstatistik abgebildet.

Im EU-27-Durchschnitt gaben im Jahr 201947 11,0 % der 
Bevölkerung an, sich unsicher zu fühlen. Im Länderver-
gleich lag der Anteil der in Österreich lebenden Personen, 
die sich von Gewalt, Kriminalität oder Vandalismus in ihrer 
Wohnumgebung bedroht fühlten, mit 2019 8,4 % etwa im 
Mittelfeld, jedoch deutlich unter diesem Durchschnitts-
wert (Grafik 100). Die höchsten Quoten wiesen Bulgarien 
(20,4 %) und Griechenland (16,9 %) auf. Am wenigsten von 
Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus in der Wohngegend 
fühlte sich hingegen die Wohnbevölkerung in Kroatien 
(2,7 %) und Litauen (3,2 %) bedroht.

Nachdem 2020 in Österreich ein deutliches Sinken des 
Bevölkerungsanteils, der sich von Gewalt, Kriminalität 
oder Vandalismus bedroht fühlte, auf 5,7 % stattgefun-
den hat, wird der entsprechende EU-Wert auch mit Inte-
resse erwartet.
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Grafik 100  
Physisches Unsicherheitsempfinden im EU-Vergleich (2019)

Q: Eurostat.

Objektive Informationen zur Sicherheitslage eines Lan-
des liefert der Indikator „Todesfälle aufgrund von Mord, 
Totschlag oder Verletzungen“ (Grafik 101). Die aktuells-
ten vergleichbaren Daten stammen für den EU-27 Durch-
schnitt aus dem Jahr 2017 bzw. für die einzelnen Länder 
aus 2018. Österreich gehörte 2018 mit 0,57 Todesfällen 
pro 100.000 Personen zu den Ländern mit den niedrigs-
ten Tötungsraten weltweit. Im Kapitel zu Lebensqualität 
ist für Österreich auch schon der Wert für 2020 ausgewie-
sen (0,4 Todesfälle pro 100.000 Personen), die jedoch hier 

auf Grund mangelnder Vergleichswerte für die anderen 
EU-Länder nicht dargestellt sind.

Die höchsten Tötungsraten (2018) hatten die drei Balti-
schen Staaten Lettland (3,8 pro 100.000 Personen), Litauen 
(2,6) und Estland (2,3). Hier zeigt sich eine Diskontinuität 
mit dem Schlüsselindikator: alle drei Länder liegen bei 
der gefühlten Unsicherheit deutlich unter dem EU-Durch-
schnitt. Zwischen der gefühlten Unsicherheit innerhalb 
eines Landes und der Tötungsrate kann also keine direkte 
Verbindung beobachtet werden.

Grafik 101  
Todesfälle aufgrund von Mord, Totschlag und Verletzungen im EU-Vergleich (2017 bzw. 2018)

Q: Eurostat, letztverfügbares Jahr 2018, EU-27 Durchschnitt vorerst nur für 2017.
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Vertrauen in die gesellschaftliche Organisation

Wie sehr vertrauen die in der EU lebenden Personen dem 
politischen System? Erstmals wurde diese Frage 2013 im 
EU-SILC-Sondermodul zum Wohlbefinden gestellt. Im 
internationalen Vergleich zeigt sich hier, dass jene Län-
der, die von der Wirtschafts- und Finanzkrise hart getrof-
fen wurden, nur sehr geringes Vertrauen in das politische 
System haben. Zugleich ist – wie auch bei vielen ande-
ren Indikatoren zur Lebensqualität – ein deutliches Nord-
Süd-Gefälle zu beobachten (Grafik 102): Die niedrigsten 
Mittelwerte auf einer Skala von 0 „vertraue überhaupt 

nicht“ bis 10 „vertraue vollkommen“ wurden in Portu-
gal (1,7 von 10), Slowenien (1,8 von 10), Spanien (1,9 von 
10), Griechenland (2,0) und Italien (2,1 von 10) gemessen. 
Österreich lag mit einem Mittelwert von 4,4 von 10 mög-
lichen Punkten über dem EU-Durchschnitt von 3,5. Die 
höchsten Vertrauenswerte genossen die politischen Sys-
teme in den Ländern Niederlande (5,5), Schweden (5,5), 
Malta (5,7), Dänemark (5,9) und Finnland (6,0).

2020 ist die Beurteilung in Österreich in Summe noch 
etwas positiver ausgefallen (5,8). EU-Vergleichswerte gibt 
es jedoch nur für 2013.

Grafik 102  
Vertrauen in das politische System der Personen ab 16 Jahren im EU-Vergleich (2013)

Q: Eurostat.

Wohnen

Für die Dimension „Wohnen“ beschreibt der Schlüsselin-
dikator der sogenannten Wohnkostenüberbelastung den 
Anteil der Bevölkerung, deren Wohnungsaufwand 40 % 
des Haushaltseinkommens übersteigt. Als Wohnungs-
aufwand zählen dabei alle Ausgaben für Miete, Betriebs-
kosten, Heizung, Energie und Instandhaltung sowie Zins-
zahlungen für Kredite zur Schaffung oder Sanierung von 
Wohnraum, wobei Wohn- und Mietbeihilfen sowohl vom 
Wohnungsaufwand wie auch dem Haushaltseinkommen 
abgezogen werden. Dadurch wird bereits ersichtlich, dass 

bei einem Vergleich der europäischen Länder u. a. auch 
ihre Mieter- bzw. Eigentümerstruktur und Wohnformen 
mitgedacht werden müssen.

2020 waren im Durchschnitt in der EU-27 9,9 % der Bevöl-
kerung von hohen Wohnkosten im Verhältnis zum Haus-
haltseinkommen betroffen (Grafik 103). Der Anteil der 
Personen mit einer Wohnkostenüberbelastung betrug 
in Österreich hingegen nur 6,3 %. Griechenland (32,6 %) 
wies mit großem Abstand den höchsten Anteil an Perso-
nen mit Wohnkostenüberbelastung auf. Den geringsten 
Anteil hatte die Slowakei mit 0,5 %.
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Grafik 103  
Wohnkostenüberbelastung (Wohnkosten >40 % des Haushaltseinkommens) im EU-Vergleich (2020)

Q: Eurostat. - * Für einzelne Länder ist EU-SILC 2020 noch nicht verfügbar, daher für diese Werte aus EU-SILC 2019.
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5.4  
Umwelt im EU-Vergleich

Im aktuellen Kapitel wird die Entwicklung von Umwelt-
indikatoren im europäischen Zusammenhang betrach-
tet. Wie im Kapitel 5.2 gezeigt, ist der materielle Wohl-
stand in Österreich einer der höchsten in der EU. Unter 
dem ökologischen Blickwinkel von Wohlstand und Fort-
schritt zeigt sich Österreichs Position in der EU jedoch 
durchwachsen. Material und Energieverbrauch pro Kopf 
sind beispielsweise deutlich über dem Durchschnitt der 
EU-27 angesiedelt. Positiv kann gezeigt werden, dass 
der Anteil der erneuerbaren Energieträger in Österreich 
der vierthöchste und der Anteil der Bio-Fläche an der 
gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche über-
haupt der höchste in der EU-27 ist. Die internationa-
len Umweltdaten beziehen sich – mit Ausnahme einer 
ersten Schätzung des Materialverbrauchs für 2020 – 
auf das Datenjahr 2019, da die internationalen Daten 
zumeist zeitverzögert zu den nationalen Daten zur Ver-
fügung stehen.

Ob ein Land seinen Wohlstand und Fortschritt nachhaltig 
generiert oder nicht, wird beispielsweise von der Bevöl-

kerungsdichte, dem Rohstoffvorkommen oder der Spe-
zialisierung auf bestimmte Wirtschaftssektoren beein-
flusst. Auch geografische und klimatische Gegebenheiten 
spielen eine Rolle, etwa beim Materialverbrauch für den 
Hausbau oder dem Energieeinsatz für Heizen und zuneh-
mend auch Kühlen.

Ressourcen

Für den Materialverbrauch steht eine aktuelle Schätzung 
von Eurostat für das Datenjahr 2020 zur Verfügung. Der 
durchschnittliche Ressourcenverbrauch einer Österrei-
cherin oder eines Österreichers lag danach 2020 bei 18,8 
Tonnen (t) und war damit deutlich höher als der Durch-
schnitt der EU-27 mit 13,4 t/Kopf. Die europäischen Län-
der weisen generell sehr unterschiedliche Materialver-
bräuche pro Kopf auf: während an einem Ende Italien 
(7,4 t pro Person) und Spanien (8,1 t pro Person) nur sehr 
geringe Verbräuche haben, benötigte Finnland 31,3 t je 
Einwohnerin bzw. Einwohner (Grafik 104).

Grafik 104  
Inländischer Materialverbrauch pro Kopf im EU-Vergleich (2020)

Q: Eurostat. Werte stellen vorläufige Schätzungen dar. 

Viele unterschiedliche Faktoren wirken auf den Ressour-
cenverbrauch eines Landes: die Wirtschaftsleistung, die 
Bevölkerungsdichte, das Vorherrschen bestimmter Wirt-
schaftszweige sowie die Ausstattung mit natürlichen 
Ressourcen. Ressourcenreiche, exportorientierte Län-
der haben tendenziell einen sehr hohen Ressourcenver-
brauch. Länder mit geringer Ressourcenausstattung, die 

von Importen abhängig sind, haben meist einen niedri-
geren Materialverbrauch, da diese vorgelagerten Ströme 
beim DMC nicht berücksichtigt werden. Der sehr hohe 
Pro-Kopf-Verbrauch von Finnland lässt sich beispiels-
weise zum Teil mit einer der niedrigsten Bevölkerungs-
dichten in ganz Europa sowie mit klimatischen Bedin-
gungen erklären, die hohe materielle Investitionen in 
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den Wohnbau notwendig machen (Eisenmenger et al. 
2015 S. 29 ff, S. 41).

Der österreichische DMC pro Kopf liegt vor allem bei den 
zwei Materialgruppen Biomasse und nichtmetallische 
Mineralien über dem EU-Mittelwert: 

Die vergleichsweise große Bedeutung der Viehwirtschaft 
in Österreich erklärt zum Teil den überdurchschnittlichen 
Verbrauch an Biomasse. Bezogen auf die Bevölkerung wird 
in Österreich mehr Vieh gehalten als in den übrigen EU-
Ländern, entsprechend hoch ist der Umsatz an Grünfut-
ter und anderen Futtermitteln. Darüber hinaus ist auch 
die Produktion der Forstwirtschaft in Österreich höher 
als in anderen Ländern der EU.

Eine materialaufwendige Bauweise sowohl bei Gebäuden 
(z. B. Wärmeisolierung) als auch bei Straßen und sonstiger 
Verkehrsinfrastruktur (z. B. höhere Anforderungen aufgrund 
von Temperaturschwankungen) ist auf Klima und Gelände-
struktur der von den Alpen geprägten heimischen Land-
schaft zurückzuführen. Dies bedingt u. a. den erheblichen 

48 Eine absolute Entkoppelung bedeutet einen Rückgang des Ressourcenverbrauchs bei gleichzeitigem Wachstum der Wirtschaft.

Verbrauch an nichtmetallischen Mineralien – vor allem an 
Baurohstoffen (siehe Eisenmenger et al. 2015 S. 29 ff).

Eine der sieben Leitinitiativen der Europa-2020-Strategie 
widmet sich dem Thema „ressourcenschonendes Europa“ 
(Europäische Kommission 2011a). Sie sieht eine Reduktion 
des Ressourcenverbrauchs in der EU und damit eine abso-
lute Entkoppelung von Ressourcenverbrauch und Wirt-
schaftswachstum vor.48 In einigen Jahren gibt es zwar 
gegenläufige Entwicklungen des ökonomischen und 
ökologischen Indikators (z. B. Dänemark 2011, Österreich 
2008, 2012, 2013). Die angestrebte absolute Entkoppe-
lung des Materialverbrauchs vom BIP wurde jedoch bis-
her noch nicht erreicht.

Interessant ist in diesem Zusammenhang die Betrachtung 
der Ressourcenproduktivität, also des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP, real, KKS) je DMC (inländischer Materialver-
brauch). Die Ressourcenproduktivität lag 2020 laut vor-
läufiger Berechnungen von Eurostat in Österreich mit 
2,1 Euro BIP (real, kaufkraftbereinigt) je Kilogramm Mate-
rialverbrauch genau im Durchschnitt der EU-27. 

Grafik 105  
Ressourcenproduktivität im EU-Vergleich (2020)

Q: Eurostat. Werte stellen vorläufige Schätzungen dar. 

Das bedeutet: Innerhalb der EU-27 werden im COVID-
19-Krisenjahr Ressourcen gleich effizient eingesetzt wie 
in Österreich (siehe Grafik 105). In den Jahren davor lag 
Österreich immer etwas unter dem Durchschnitt der EU-27, 
dies resultierte aus dem gezeigten überdurchschnittli-
chen Materialverbrauch in Österreich, der in den Vorjah-
ren trotz hohem nationalen BIP zu einer etwas niedrige-
ren Ressourcenproduktivität führte.

Wie bereits in Kapitel 4.2.1 erwähnt, ist ein Länderver-
gleich immer auch durch die Datenqualität beeinflusst. Die 
Höhe des Ressourcenverbrauchs hängt auch vom Umfang 
der erfassten Materialflüsse und von Datenrevisionen ab. 
Datenqualität und Erfassungsgrad der österreichischen 
Materialflussanalyse sind dabei als sehr hoch anzusehen. 
Da dies nicht sicher für alle EU-27-Staaten angenommen 
werden kann, könnten sich daraus Effekte auf die Rang-
position Österreichs ergeben. 
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Flächen mit biologischer Bewirtschaftung

Im EU-Vergleich hatte Österreich im Jahr 2019 (letztver-
fügbares Jahr der internationalen Daten) flächenmäßig 
den mit Abstand größten Anteil an Biobetrieben: Über 
25 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche wurde nach 
EU-Daten biologisch bewirtschaftet, der Durchschnitt in 
der EU-27 lag 2019 bei 8,5 %. An zweiter Stelle folgen Est-

land mit 22,3 % und Schweden mit 20,4 % Bio-Anteil an 
der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche. Den 
geringsten Anteil der Bio-Fläche wiesen Malta, Irland, 
Bulgarien und Rumänien auf (Grafik 106). Betrachtet wird 
hier aus Gründen der Datenverfügbarkeit die ökologi-
sche Landwirtschaft inklusive jener unter Konversion (d. h. 
gerade auf ökologische Produktion umstellend).

Grafik 106  
Anteil der biologisch bewirtschafteten Fläche im EU-Vergleich (2019)

Q: Eurostat, ökologische Landwirtschaft inklusive jener unter Konversion.

Klimawandel, Emissionen

Die geografische Lage und die Wirtschaftsstruktur eines 
Landes beeinflussen nicht nur den Materialverbrauch, son-
dern auch Emissionen wie die Treibhausgasemissionen oder 

die PM2,5-Emissionen (Feinstaub). Hat ein Land einen hohen 
Anteil an energieintensiver (Schwer-)Industrie und/oder 
Petrochemie oder große Viehbestände, so gehen diese in 
der Regel mit höheren THG-Emissionen einher. Auch ein 
hoher Transitverkehr führt zu höheren Emissionen.

Grafik 107  
Treibhausgasemissionen pro Kopf im EU-Vergleich (2019) 

Q: Eurostat. - Inklusive indirektes CO2, ohne LULUCF und Memo-Positionen, einschließlich internationaler Flugverkehr.
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Die nationalen THG-Emissionen lagen, gemessen an 
der Bevölkerungszahl, im Jahr 2019 mit 8,8 t CO2-Äquiv. 
pro Kopf etwas über dem Durchschnitt der EU-27 mit 
7,8 t (ohne Berücksichtigung von JI/CDM-Programmen, 
Grafik 107). 

Am höchsten waren die Pro-Kopf-Emissionen in Luxem-
burg (knapp 20 t CO2-Äquiv.). Hier kommt das – beim 
BIP-Vergleich in Kapitel 5.2 bereits erwähnte – Prob-
lem der Grenzgänger49 zum Tragen. Knapp die Hälfte 
aller in Luxemburg Beschäftigten sind nicht in Luxem-
burg wohnhaft. Diese verbrauchen bei ihren Tätigkei-
ten in Luxemburg Ressourcen und verursachen Emis-
sionen. Bei den Berechnungen der THG-Emissionen pro 

49 „Grenzgänger“ sind Arbeitnehmer, die im Gebiet eines Mitgliedstaats beschäftigt (Beschäftigungsstaat) sind, und im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaats wohnen.

50 Dieses Phänomen ist für andere EU-Staaten weitgehend vernachlässigbar.

Kopf werden jedoch nur die in Luxemburg als wohnhaft 
gemeldeten Personen einbezogen50. Mit etwas Abstand 
zu Luxemburg folgten Irland (13,7 t CO2-Äquiv. pro Kopf) 
und Tschechien (12,9 t CO2-Äquiv. pro Kopf). Am nied-
rigsten waren die Werte in Schweden mit unter 2 t CO2-
Äquiv. pro Kopf.

Wie in Kapitel 4.2.1 gezeigt, reduzierten sich die THG-
Emissionen in der EU-27 von 2000 bis 2019 um 17,5 %, in 
Österreich erfolgte nach den internationalen Daten im sel-
ben Zeitraum ein Anstieg von 1,1 %. In Dänemark (-35,6 %) 
und Griechenland (-30,5 %) gab es seit 2000 starke Rück-
gänge, wohingegen in Lettland (+14,4 %) und Luxemburg 
(+18,2 %) der Anstieg am stärksten ausfiel.

Grafik 108  
Entwicklung der Treibhausgasemissionen (2000 bis 2019)

Q: Eurostat. - Inklusive indirektes CO2, ohne LULUCF und Memo-Positionen, einschließlich internationaler Flugverkehr.

In Kapitel 4.2.2 wird die bevölkerungsgewichtete PM2,5-
Exposition ausgewiesen, die auf internationaler Ebene aber 
nur für die städtische Bevölkerung vorliegt. Deshalb wird 
hier auf die PM2,5-Emissionen zurückgegriffen. Die natio-
nalen PM2,5-Emissionen (Feinstaub, angezeigt als Gesamt-
emissionen des jeweiligen nationalen Hoheitsgebiets) 

lagen, gemessen an der Bevölkerungszahl, im Jahr 2019 
(letztverfügbares Jahr) mit 1,6 kg pro Kopf klar unter dem 
Durchschnitt der EU-27 mit 2,6 kg. Am höchsten waren die 
Feinstaub-Emissionen in Lettland mit über 10 kg pro Kopf. 
Die niedrigsten Werte wiesen Malta und die Niederlande 
mit jeweils unter 1 kg pro Kopf auf (Grafik 109).
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Grafik 109  
Gesamte PM2,5-Emissionen pro Kopf (Feinstaub) im EU-Vergleich (2019) 

Q: Eurostat.

Energie

Das nach einer Spitze im Jahr 2005 erreichte Absinken der 
nationalen THG-Emissionen (beinahe auf das Niveau von 
2000) wurde unter anderem durch den verstärkten Einsatz 
erneuerbarer Energieträger bewirkt. Erfreulich zeigt sich 
dementsprechend der Anteil der anrechenbaren erneu-
erbaren Energieträger im EU-Vergleich. Nur wenige EU-
Staaten setzen in einem ähnlich hohen Ausmaß erneuer-
bare Energieträger ein wie Österreich (siehe Grafik 110). 

Dies begründet sich auch durch die topografische Situa-
tion und das Vorhandensein der Ressourcen Wasserkraft 
und Biomasse, die seit jeher maßgeblich zur Energiege-
winnung herangezogen wurden. Während im Durch-
schnitt der EU-27 im (letztverfügbaren) Jahr 2019 ledig-
lich knapp 20 % erneuerbare Energien genutzt wurden, 
lag der nationale Vergleichswert bei 33,6 %. Nur vier Län-
der (Dänemark, Lettland, Finnland und Schweden) errei-
chen bereits jetzt höhere Anteilswerte als Österreich.

Grafik 110  
Anteil der anrechenbaren erneuerbaren Energieträger (2019) und Europa-2020-Ziel im EU-Vergleich 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat. - Anrechenbare Erneuerbare laut Richtlinie 2009/28/EG.
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Österreich liegt auch mit seinem nationalen Ziel von 34 % 
für 2020 deutlich über den Zielvorgaben der EU mit 20 %. 
Der Anteil der anrechenbaren erneuerbaren Energieträ-
ger am Bruttoendenergieverbrauch in Österreich liegt mit 
33,6 % im Jahr 2019 nur mehr knapp unter dem nationalen 
Europa-2020-Ziel von 34 %. Mehrere Länder haben 2019 
ihr Europa-2020-Ziel bereits erfüllt, darunter auch Finn-
land, Lettland und Schweden, die jeweils höhere Zielvor-
gaben als Österreich aufweisen.

Trotz des hohen Anteils an erneuerbaren Energieträgern 
sollte nicht vernachlässigt werden, dass der energetische 
Endverbrauch (EEV) Österreichs noch immer zu einem 
großen Teil aus fossilen Energieträgern besteht und unter 
dem Aspekt der langfristigen Ziele zur Begrenzung des 
Klimawandels auf zu hohem Niveau liegt. Der EEV wuchs 
in Österreich zwar von 2000 bis 2019 (letztverfügbares 
Jahr der internationalen Daten) mit rund 22 % etwas ver-

haltener als das reale BIP (+33,2 %), in der gesamten EU-27 
zeigte sich jedoch im gleichen Zeitraum ein Rückgang des 
Energieverbrauchs auf knapp unter den Ausgangswert 
von 2000 (+0,4 %). Betrachtet man den gesamten EEV je 
Einwohner, hat Österreich dementsprechend einen im 
EU-Vergleich hohen Energieeinsatz pro Kopf. 

Gemeinsam mit Luxemburg (hier wieder ein Verweis auf 
das Grenzgängerproblem, analog der THG-Emissionen 
pro Kopf), Finnland, Schweden und Belgien hat Öster-
reich die höchsten Verbräuche an Endenergie. Am ande-
ren Ende der Skala liegen Rumänien, Malta und Bulga-
rien (Grafik 111). Neben den klimatischen Bedingungen, 
die den Einsatz von Energie für Raumwärme beeinflus-
sen, und dem Energieverbrauch der Industrie, ist auch 
der Energieverbrauch des Verkehrs, mit einem Anteil von 
rund einem Drittel am Gesamtaufkommen von Energie, 
ein wesentlicher Indikator für WgÖ (siehe Kapitel 4.5).

Grafik 111  
Energetischer Endverbrauch pro Kopf im EU-Vergleich (2019) 

Q: Eurostat.

Verkehr, Mobilität

Die Zunahme des verkehrsbedingten Energieverbrauchs 
in Österreich war mit rund 37 % (2000 bis 2019) sehr hoch 
(Grafik 112). Im Durchschnitt der EU-27-Mitgliedsstaaten 
betrug die Steigerungsrate im selben Zeitraum nur 10,1 %. 

Deutlich unter diesem Durchschnittswert der Entwicklung 
lagen vor allem die drei bevölkerungsreichsten Länder 
der EU (Deutschland, Italien, Frankreich). Der nationale 
Pro-Kopf-Verbrauch von Energie für den Verkehr war mit 
rund 42 GJ deutlich höher als jener der EU-27 mit 27 GJ 
je Einwohnerin und Einwohner.

0

50

100

150

200

250

300

 

Rum
änie

n
M

alta

Bulg
arie

n

Grie
ch

en
land

Po
rtu

gal

Kroatie
n

Spanie
n

Po
len

Ung
arn

Ita
lie

n

Lita
ue

n

Slowake
i

Le
ttla

nd

Zyp
ern

Fra
nk

rei
ch

Es
tla

nd

Slowen
ien

Tsc
he

ch
ien

Däne
mark

Irla
nd

Deu
tsc

hla
nd

Nied
erl

and
e

Sch
wed

en

Belg
ien

Öste
rre

ich

Fin
nla

nd

Lux
em

burg

G
ig

aj
ou

le
 p

ro
 K

op
f

EU–27: 92,1

133,8



144 www.statistik.at

Grafik 112  
Veränderung des Energieverbrauchs des Verkehrs im EU-Vergleich (2000 bis 2019) 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Energiestatistik; Eurostat.

Zum Teil lässt sich der starke Anstieg des nationalen 
EEVs des Verkehrs durch den Tanktourismus (preisbe-
dingter Kraftstoffexport) und den Transitverkehr erklä-
ren. Es werden alle in Österreich in Verkehr gebrachten 
Energieträger berücksichtigt, d. h. in Österreich getankter 

Treibstoff, der im Ausland verbraucht wird, ist in den 
Daten erfasst. Umgekehrt ist zu beachten, dass auch im 
Ausland getankter Diesel und Benzin, der im Inland ver-
fahren wird, nicht in den Daten enthalten ist, wobei dies 
weniger relevant sein dürfte. 
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Ausblick
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6.1  
Rahmenbedingungen

Statistik Austria greift bei der Entwicklung von WgÖ aus-
schließlich auf bereits vorhandenes Datenmaterial aus 
offiziellen Statistikquellen zurück, im Rahmen des Pro-
jekts werden keine eigenen Datenentwicklungen vorge-
nommen. Dieser Ansatz lässt freilich einige Felder offen, 
für die in Zukunft dringend Informationen benötigt wer-
den. Weitere Aspekte der ökonomischen Nachhaltigkeit 
oder Daten zum Wasserverbrauch sind nur einige Bei-
spiele. Datenentwicklungen auf nationaler und interna-
tionaler Ebene ermöglichen die Weiterentwicklung des 
Indikatorensets und die mittel- und langfristige Schlie-
ßung von Datenlücken. Eine umfängliche Betrachtung 
der ökologischen, ökonomischen und sozialen Nachhal-
tigkeit wäre wünschenswert.

Im Rahmen von WgÖ werden die Bereiche „materieller 
Wohlstand“, „Lebensqualität“ und „Umwelt“ mit verfüg-
baren Daten bestmöglich abgebildet. Das darin abgebil-
dete Set der Indikatoren untergliedert sich in Schlüssel-
indikatoren und Zusatzinformationen. Die ursprüngliche 
Auswahl der Schlüsselindikatoren folgte den Empfehlun-
gen des Stiglitz-Sen-Fitoussi Reports (Stiglitz et al. 2009) 
und insbesondere jenen des Eurostat Sponsorship Reports 
(Eurostat 2011). Weitere Zielindikatoren auf EU-Ebene (z. B. 
Europa 2020-Indikatoren) und nationale Projekte flossen 
ebenfalls in die Auswahl ein. 

Die Indikatoren wurden seither laufend einem Konso-
lidierungsprozess mit den wichtigsten Stakeholdern 

(wissenschaftliche Institutionen, Bundesministerien, 
NGOs und Interessenvertretungen) unterzogen. Dabei 
wurde das Indikatorenset überarbeitet und angepasst, 
auch dabei wurde wieder auf bereits vorhandene Daten 
und neue Datenentwicklungen aus anderen Quellen 
zurückgegriffen. 

Ein Datenset von 30 + 1 Schlüsselindikatoren bildet mit 
einer Reihe zusätzlicher Indikatoren und Informationen 
den Wohlstand und Fortschritt bereits recht umfassend 
ab, kann aber natürlich nicht den Anspruch auf Vollstän-
digkeit erheben. Einerseits, weil die Auswahl an Indika-
toren aus Gründen der Übersichtlichkeit limitiert bleiben 
muss, andererseits, weil für einige wesentliche Dimensi-
onen auch Datenlücken bestehen.

Die Schließung von Datenlücken und die 
umfänglichere Betrachtung der ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen Nach-
haltigkeit ist eine der wichtigen Herausforde-
rungen in der Weiterentwicklung von WgÖ. 

Die nachfolgenden Datenlücken geben einen kleinen 
Überblick über fehlende Aspekte in der Betrachtung von 
materiellem Wohlstand, Lebensqualität und Umwelt, 
erheben dabei aber keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

http://ec.europa.eu/eurostat/de/web/europe-2020-indicators/europe-2020-strategy/headline-indicators-scoreboard
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6.2  
Datenlücken und Weiterentwicklung

Im Folgenden werden, gegliedert nach den drei Berei-
chen materieller Wohlstand, Lebensqualität und 
Umwelt, Datenlücken und wesentliche Entwicklungen 
auf nationaler und internationaler Ebene thematisiert.

6.2.1  
Materieller Wohlstand

Ökonomische Nachhaltigkeit 

Viele der in WgÖ betrachteten Indikatoren interagieren 
mit der ökonomischen Entwicklung einer Volkswirtschaft. 
So ist eine steigende Produktion Voraussetzung für stei-
gende Einkommen der Haushalte oder steigenden Kon-
sum. Zudem bildet eine steigende Produktion auch die 
Grundlage für die Einnahmen des Staates, mit der die sozi-
alen Sicherungssysteme, Umverteilung oder Maßnahmen 
im Krisenfall finanziert werden können. Als offene Volks-
wirtschaft in einer zunehmend globalisierten Welt sind 
gerade für Österreich preisliche Wettbewerbsfähigkeit, 
Produktivität und eine nicht zu hohe Abgabenlast wichtig. 
Das Indikatorenset könnte daher in diese Richtung weiter-
entwickelt werden. Damit der Staat, z. B. bei der sozialen 
Sicherung oder zur Bewältigung von Krisen, handlungs-
fähig bleibt, sind zudem solide öffentliche Finanzen Vor-
aussetzung, so dass zumindest in „normalen“ Zeiten den 
öffentlichen Ausgaben entsprechende öffentliche Ein-
nahmen gegenüberstehen. Der demografische Wandel 
in Österreich führt dazu, dass der Anteil der Menschen im 
Pensionsalter markant ansteigt. Damit steigen die alters-
spezifischen Ausgaben des Staates ohne entsprechende 
Mehreinnahmen. Das Indikatorenset könnte daher um 
weitere Indikatoren der Nachhaltigkeit der öffentlichen 
Finanzen ergänzt werden. 

Unbezahlte Produktion

In der Dimension „unbezahlte Produktion“ gibt der Schlüs-
selindikator „Zeitaufwand für unbezahlte Arbeit“ Aus-
kunft über jene Form der Produktion, die nicht über den 
Markt abgewickelt wird. Die Darstellung von Nichtmarkt-
aktivitäten ist ein wesentlicher Bestandteil der Forderun-
gen der Stiglitz-Kommission. Der Schlüsselindikator der 
Dimension „unbezahlte Produktion“ beruht auf Daten der 
Zeitverwendungserhebung aus 2008/2009. Die aktuelle 

internationale Erhebungswelle der Zeitverwendungs-
erhebungen läuft seit 2020. In Österreich wird die Erhe-
bung 2021 bis 2022 durchgeführt und erfolgt im Ein-
klang mit den Harmonised Time Use Survey Guidelines 
der EU. Um nationale Zeitvergleiche und internationale 
Datenvergleiche zu ermöglichen, ist diese Erhebung von 
großer inhaltlicher Bedeutung, die daraus gewonnenen 
Daten können zukünftig zur Aktualisierung der Dimen-
sion verwendet werden.

NPOs in der VGR

Derzeit werden Privathaushalte und Private Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck (Non-Profit Organisation, NPO) 
in der VGR teilweise zusammengefasst. Daraus ergibt 
sich eine Verzerrung der diesbezüglichen Indikatoren. 
Dies betrifft etwa das im WgÖ-Set enthaltende verfüg-
bare Einkommen der privaten Haushalte. Daher wurde 
von Statistik Austria und dem Institut für Sozialpolitik an 
der Wirtschaftsuniversität Wien eine gemeinsame Erhe-
bung über Non-Profit Organisationen durchgeführt. Ziel 
dieser auf freiwilliger Basis beruhenden wiederholten 
Befragung von NPOs ist es, sowohl die zentralen Indika-
toren zu aktualisieren, die im Rahmen einer bereits im 
Jahr 2006 durchgeführten Erhebung ermittelt wurden, als 
auch durch den Einbau von neuen Fragen die allgemeine 
Datengrundlage für diesen Bereich zu erweitern und eine 
schärfere Abgrenzung vom Sektor der privaten Haushalte 
(S.14) zu ermöglichen. Seit September 2017 liegen aus der 
VGR erstmalig getrennte Werte dafür vor, da die Zeitreihe 
jedoch erst mit 2012 beginnt, wird die getrennte Darstel-
lung im aktuellen Bericht nicht übernommen.

Verknüpfung von Mikro- und Makrodaten

Um die Verteilung von Einkommen, Konsum und Vermö-
gen auf bestimmte Haushaltsgruppen zu bestimmen, ist 
eine Verbindung von Makrodaten, in diesem Fall der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR), und Mikro-
daten, d. h. detaillierte Erhebungen in Haushalten, not-
wendig. Diese Verknüpfung soll es schließlich erlauben, 
informative Verteilungsmaße für bestimmte Haushalts-
gruppen konsistent mit den Gesamtergebnissen aus der 
VGR zu berechnen. Solche Bemühungen sind verhältnis-
mäßig jung, komplex und aufwendig, es handelt sich dabei 
bisher nicht um den üblichen Qualitätsstandard entspre-
chende, statistische Ergebnisse, sondern um experimen-
telle Daten aus Testrechnungen. 

https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/microdata/time-use-survey
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/microdata/time-use-survey
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Erste Erfahrungen damit zeigen ein gemischtes Bild (siehe 
Statistik Austria, Wie geht’s Österreich 2016, Sonderkapi-
tel). Insbesondere gibt es etliche Bereiche, wo eine Disag-
gregation der makroökonomischen Ergebnisse aufgrund 
unzureichender oder bisher zu wenig genutzter empiri-
scher Grundlagen sehr schwer möglich ist (z. B. Vermö-
gen und Vermögenseinkommen, Schattenwirtschaft …). 

Die Verknüpfung von Mikro- und Makrodaten ist damit 
sowohl auf nationaler als auch auf internationaler bzw. 
EU-Ebene noch in Entwicklung begriffen, es gibt jedoch 
deutliche Bestrebungen diese zu forcieren. Der detail-
lierte Abgleich zwischen Einkommenskonten der VGR 
und den Ergebnissen von Erhebungen erscheint jedoch 
bereits hilfreich für das Verständnis, die Plausibilisierung 
und die Interpretation beider Systeme. Am Ende des Pro-
zesses sollte im Idealfall eine angereicherte VGR stehen, 
die auch erste Anhaltspunkte zu Verteilungen im Zeitab-
lauf gibt und dennoch wesentliche Vorteile, aber auch 
Beschränkungen der VGR beibehält.

6.2.2  
Lebensqualität

Aspekte der Lebensqualität

Durch die 2017 erfolgte Neustrukturierung des Bereichs 
Lebensqualität schlagen sich einige Datenmängel, wie z. B. 
die fehlende durchgängige Erhebung von Indikatoren zu 
sozialen Beziehung und Freizeitmöglichkeiten, nicht mehr 
bis auf Ebene der Schlüsselindikatoren durch. Trotzdem 
wäre hier eine wiederholte Befragung durch zukünftige 
EU-SILC Sondermodule bzw. eine Aufnahme einzelner Indi-
katoren in die regelmäßige Befragung wünschenswert.

Sicherheit/Viktimierungsstudien

Daten zum sogenannten „Hellfeld“ des Kriminalitätsge-
schehens eines Landes, also zu jenen Fällen, die offizi-
ell bekannt und registriert wurden, liegen aus der Anzei-
genstatistik des Bundesministeriums für Inneres vor. Es ist 
jedoch auch bekannt, dass Menschen, die Opfer von Krimi-
nalität werden (Viktimisierung), ihre Erlebnisse nicht immer 
mit anderen Menschen teilen und nicht immer offiziell mel-
den. Die Kriminalitätsstatistik kann daher auch nur einen 
beschränkten Ausschnitt der Sicherheitslage bieten. Der 
Anteil der Kriminalität, der nicht angezeigt bzw. registriert 
wird, wird als „Dunkelfeld“ bezeichnet. Daten dazu – sowie 
zu den persönlichen Folgen von Kriminalitätserfahrungen 
– erfordern repräsentative Erhebungen. Statistik Austria 
führte 2019 im Auftrag der Agentur für Grundrechte der 
Europäischen Union (FRA) die Onlinebefragung „Sicher-
heit und Grundrechte in Österreich“ durch, das Sonderka-
pitel 2019 „Wie geht’s Österreich beim Thema Sicherheit“ 

zeigte dazu erste Ergebnisse. Im Rahmen der europaweit 
harmonisierten EU-Studie „Gender Based Violence Sur-
vey“, erhebt Statistik Austria 2020/2021 Daten zu Präva-
lenz von Gewalt gegen Frauen in Österreich.

Freizeit

Seit 2017 gibt es in WgÖ keine eigene Dimension zum 
Thema Freizeit mehr und der Indikator zu Freizeitaktivi-
täten aus der Zeitverwendungserhebung findet sich in 
der Dimension Subjektives Wohlbefinden. Wie erwähnt 
ist die nächste internationale Erhebungswelle der Zeit-
verwendungserhebungen für die Jahre ab 2020 geplant 
und wird in Österreich ab 2021 umgesetzt. Da Freizeit 
als zentrale Komponente der Lebensqualität verstanden 
werden muss, ist dies die Möglichkeit, die Daten auf eine 
aktuelle Basis zu stellen.

6.2.3  
Umwelt

Biodiversität

Aggregierte Daten zur Biodiversität in Österreich liegen 
aus der amtlichen Statistik nicht vor. Ein Indikator, der im 
Zusammenhang mit Biodiversität genannt wird, ist jener 
zu den geschützten Gebieten für biologische Vielfalt. Dies 
sind Gebiete, die unter die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH-Richtlinie) der EU, Richtlinie 92/43/EWG des Rates 
vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, fallen. 
Wesentliches Ziel der FFH-Richtlinie ist die Erhaltung und 
Wiederherstellung der biologischen Vielfalt. Dieses Ziel 
soll mit dem Aufbau des europäischen Schutzgebietsnet-
zes Natura 2000 erreicht werden. In Österreich umfasst 
das Netzwerk Natura 2000 insgesamt 350 Gebiete, davon 
wurden gemäß Umweltbundesamt bisher 272 Gebiete 
rechtlich verordnet (Stand Jänner 2021). Diese umfassen 
über 15 % der Bundesfläche und beziehen sich auf unter-
schiedliche Kategorien von Schutzgebieten, wie etwa 
Nationalparks, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutz-
gebiete, aber auch auf Gebiete, die noch keiner Schutz-
kategorie zugewiesen wurden.

Bodenqualität (Emissionen)

Das Umweltbundesamt liefert mit dem Bodeninformati-
onssystem „BORIS“ österreichweite Informationen über 
den Zustand der Böden und deren Belastung mit Schad-
stoffen auf dezentraler Ebene. Aggregierte Daten über die 
Schadstoffbelastung der Böden analog den Luftemissi-
onen gibt es derzeit in Österreich aus offiziellen Statis-
tikquellen nicht.

https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/naturschutz/schutzgebiete/natura2000
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/boden/boris/
http://www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/boden/boris/
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Wasserentnahme und -verbrauch, 
Wasserqualität

Aktuelle Daten zur (Trink-)Wasserentnahme und -ver-
wendung sind derzeit nicht vorhanden. Auf europäi-
scher Ebene ist die Entwicklung einer Wassergesamt-
rechnung im Rahmen der Umweltgesamtrechnungen 
geplant, welche das Wasseraufkommen und die Was-
serverwendung abbilden soll. Für das Medium Was-

ser liegt zudem ein Indikator zur Wasserqualität der 
Grund- und Oberflächengewässer mit zwei Werten für 
den Durchschnitt des Zeitraums 2013 bis 2015 sowie des 
Zeitraums 2017 bis 2019 vor. Dieser Indikator entspricht 
dem SDG-Indikator 6.3.2 (Percentage of bodies of water 
with good ambient water quality) der UN Agenda 2030. 
Bei Vorliegen einer Zeitreihe in entsprechender Quali-
tät könnten diese Daten in das Indikatorenset aufge-
nommen werden.
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